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I. Einführungs-Edikte, 


1) Erſtes Einführungs-Gditt. 
vom 3. Februar 1809, 


Wir Carl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Baden, Herzog zu Zähringen 2c., 


haben durch Unfer Edikt vom 5. Juli des vorigen Jahres bie Annahme bes 
Code Napoleon als bürgerlihes Gejegbuh oder Landrecht Unferes Großherzog- 
thums beſchloſſen und verkündet, in der Maße jedoch, daß in Zufägen dasjenige 
näher beftimmt werbe, was nöthig ift, um eine fihere, bem Geift dieſes Ge— 
jeges ſtets gemäße und zugleich der hierländiſchen Landesart und Sitte nicht 
nachtheilige Anwendung zu begründen. 


Wir hätten dabei gewünſcht, daß mit dem Anfang dieſes Jahres bie 
allgemeine Einführung möglich werbe ; dieſes hat jedoch die, obwohl mit allem 
Eifer betriebene, Zubereitung ber Ueberfegung und. ihrer Zufäge nicht geftattet. 
Jetzt erft ift Uns ſolche vollendet vorgelegt worden, und noch mehrere Wochen 
find nöthig, bis fie auch gänzlih die Prefje verlafien kann, durch welches 
öffentliche Erſcheinen nahmald, erjt Uniere Diener und Untertbanen in ben 
Stand kommen, fih mit diefer neuen Regel ihred Verfahrens bekannt zu 
machen. Mehreres bavon erforbert zugleich noch die vorberjamfte Herftellung 
gewifjer Staatseinrihtungen, bie bis jegt noch nicht vorhanden, und doch zum 
Vollzug der Verfügungen des Code Napoleon nöthig find; Über Anderes muß 
Belehrung der Beamten und hinzutretende Erfahrung ber Unterthanen bie 
Aufſchlüſſe geben, ehe eine allgemeine Befolgung ohne ihren Schaben mög- 
li ift. 

1 





2 EinführungssEdikte. 


In diefen Hinfichten ordnen und verfügen Wir, wie folgt: 

I. Die mit dieſen erjcheinenden doppelten Ausgaben des 
Code Napoleon mit Zujägen, als Landrecht des Großherzogthums 
Baden, find die einzige Weberjegung, welche vor den Gerichten 
Unferes Landes und in den Nechtsgefchäften deſſelben Kraft und 


Anwendbarkeit hat. 

XI. Die verbindliche Kraft dejjelben foll mit dem eriten Juli 
des laufenden Jahrs* ihren Anfang in allen denjenigen Stiden nehmen, mo 
nicht in Bezug auf einen einzelnen Nechtsbetreif bierunten ein Anderes aus— 
drüdlich angegeben ift. 

* 1. Januar 1810 s. II. Einf.-Edikt $$ 1 und 2. 

III. Ueber die für die Anwendbarkeit diefes Geſetzbuches nöthigen be— 
fonderen Anstalten der Staatsjchreiberei, Beamtung des bürgerlichen 
Standes, Pfandichreiberei und des Familienraths, auch der Aronanmwaltihaft 
werden Wir befondere Verfügung ergeben laſſen. Wegen der Untergerichte 
und Friedensgerichte achten Wir ſolche für unnöthig; Unjere landes-, ſtandes— 
und grundherrlihen Untergerichte, obwohl fie in Amtsmweije zu ſprechen 
haben, können dennoch alles dasjenige, was im Landredt mit Bezug auf Ge— 
richte, die in Rathsweiſe beſchließen, ausgeſprochen ift, mit Bejeitigung 
ber auf die Mehrheit rathichlagender Glieder gerichteten äußern Beitimmungen 
und Beobadhtung des Wejentlichen leicht auf fih anwenden; auch wird dem— 
nächft eine nachfolgende allgemeine Prozefordnung ihnen dazu die weiter dien— 
liden Mafregeln vorzeihnen; wohingegen der Friedensrichter in dieſer Ueber— 
jegung nicht gedacht wird, „weil dieſe Anjtalt in die bierländifchen Rechtser— 
wartungen ber Unterthanen nicht einpaft, jondern diefer Ausprud bald mit 
dem Ausdruck: Unterrichter, bald mit jenem: Ortsvorſteher, verwechielt worden 
ift, je nachdem Einer oder Anderer bierlands die im Code Napoleon vorkom— 
menden wenigen Berridtungen dejjelben haben joll. 

IV. Die Anwendung bdiejes Geſetzbuches auf das Vergangene kann, 
nad dem zweiten Sat und Zuſatz deflelben, in vorfommenden Fällen nicht mit 
Rückwirkung, wohl aber mit Wirkſamkeit auf Künftig erſt entjtchende Folgen 
früherer Handlungen Statt finden. Zur fichern Leitung des Richters in der 
Anwendung dieies Grundjages auf vortummende Fälle geben Wir hier nebſt der 
Anzeige der einzelnen Theile, die einen jpätern Verbindlichkeitstermin als den 


‘ 
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obgedachten haben ſollen, zugleich Vorſchriften über die wichtigſten Fälle, bei 
denen jene doppelte Rückſicht zu beobachten iſt, die nicht nur als Regeln für 
folden Fall, ſondern auch als Beiſpiele für Erörterung anderer, nicht nament— 
lih erörterter Fälle dienen jollen. 

Rechtsbelehrung vom 6. April 1811 (R.B. Nr. 11) über die Rück wirkung 
der Gesetze, insbesondere des neuen Landrechts. 


V. Für Bud J. Fit. II von den Akten des bürgerliden 
Standes fell: 

1) der Anfangätermin der Verbindlichkeit der erfte Jenner 1810 fein, bis 
wohin die nah bisheriger Sitte geichehenen und beurfundeten kirchlichen Ver— 
rigtungen nod ferner wie bisher zugleih als Nechtstitel des bürgerlichen 
Standes dienen, vorbehaltlich Uns, bei etwa entjtehenden Gollifionen auch in- 
zwijchen ſchon die weltlihe Beurkundung durch auferordentlih ernannte 
Staatsbeauftragte vollziehen zu laſſen. 

2) In aller Zukunft dienen auch für die Fälle, die fih vor dem erſten 
Jenner 1810 zugetragen haben, die in bisheriger Art gefertigten und beglau— 
bigten Auszüge der Stirchenbüder als vollflommen gültige Urkunden des bürger— 
ligen Standes, wohingegen wegen aller nachher erit eriheitenden Fälle 
künftig diefe Kirchenbüder nur bei etwa untergegangenen Büchern des bürger- 
liyen Standes, und daher entjtehendem Mangel an gejeggemäßiger Beurkun- 
dung, als Einleitung zum jhriftliden Beweis dienen können. 

VI. Bei dem L Bud V. Tit. vonder Ehe gilt zwar der allgemeine 
Anfangstermin des erjten Juli d. N., jedoch bleiben diejenigen Säge, die auf 
den Beamten des bürgerliben Standes bezüglich find, namentlich die Fünf 


i erften des zweiten Stapitels, oder Say 165—169, in Gefolg des vorigen bis 


zur Herjtellung diefer neuen Einrichtag, mithin bis zum erſten Jenner 1810, 
noh außer verbindender Straft, und geht es deßfalls indeffen noch nad dem 
alten Fuß. 

VII, Bei dem VII Tit. des L Buches von der Bateridhaft und 
Kindidaft ift: 

1) das dritte Hapitel von dennatürliden Kindern auf alle 
jene Unebelihgeborenen anzuwenden, welche nah eingetretener allgemeiner 
Nerbindlichfeit diejes Landredts, das heift nad) dem eriten Juli d- J. 
zur Welt kommen, ohne Unterjhied, ob fie vor oder nad der Erſcheinung diejes 

1* 
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Edikts im NRegierungdblatt, und der dadurch Tag und Jahr empfangenben 
Wirkſamkeit dieſes Gejeges, in unehelihem Beilhlaf empfangen wor— 
ben find, 


2) Der Rechtsſtand aller vor dem erften Juli geborenen uneheliden 
Kinder wird lediglich nad den bisherigen Gejegen und Rechten beurtheilt, und 
gelten daher diejenigen berjelben, welche durch richterliche Vaterſchaftserklärung 
oder freiwillige Angabe zuvor einen Bater erlangt haben, noch in feinem Wege 
im Sinn dieſes Landredt3 für anerfannt, fondern bloß in Bezug auf 
Alimente für bekannt. 


VIII. Bei dem IX. Tit. des I, Buches von ver elterliden Ge— 
w alt führt vorberjamft 


1) da8 neue Recht ein, daß bie Berechtigung ber elterliden Nutz— 
nießung, welche jedoch von ber ehelichen im Gejeg vorbedachtſam geſchieden ift, 
mit dem achtzehnten Jahr ber Kinder aufhöre, wo nachmals bis zum einund— 
zwanzigjten das Vermögen von den Eltern nur vormundihaftlich zu verwalten 
und zu verrechnen ift; diefes kann jeboh nur auf jenes Vermögen angewendet 
werben, ba3 ben Kindern erft nad bem Termin be3 erften Juli 1809 anftirbt, 
indem bei allem früher angefallenen Vermögen, das nicht von aller Nutz— 
nießungslaft gefreit war, die elterliche Nutznießung ſchon auf Lebendlang oder 
bis zu verrüdendem Wittwenftuhl begründet ift, und ihnen alfo aud anders 
und eher nicht entgehen könnte, ohne dem Gejeg rüdwirkende Kraft zu geben- 
Hierbei 

2) verfteht fih dann aber aud von felbft, daß bei jolden Eltern, welde 
die Nugnießung aus dem alten Recht fortgenießen, auch die alte Schuldigfeit 
zur väterliden Anhülfe für die Söhne oder Audftattung der Töchter, welde 
bei andern Ehen mit eintretenber Herrſchaft dieſes Landrechts nah Say 204 
wegfällt, noch unverrüdt in voriger Maße fortbeftehe. Annebjft 


3) da der Gebrauch des Rechts, wornac der Kinder Vermögen 
mit vollendetem achtzehnten Jahre bis zur Zurüdlegung des einund— 
zwanzigften noch in vormundjchaftliche Berrechnungen übergehen 
fann, in den wenigften Fällen für fie von weſentlichem Nutzen, 
und in den meiſten vielmehr eine ohne ihren Nutzen eintretende 
Beihwerlichkeit für die Eltern ift; jo erklären Wir weiter, daß 
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auch Fünftig und nach eingetretener Verbindlichkeit diefes Landrechts, 
Eltern die Nugnießung abzugeben nicht anders jchuldig fein jollen, 
al3 wenn es der Gegenvormund mit befonderer Ermächtigung des 
Familienraths aus Rüdfichten begehrt, welche die Sicherftellung des 
Vermögens, die befjere Erziehung oder die anftändige Niederlaffung 
der Kinder betreffen, und wobei nicht bloß ein etwaig kleiner Ge: 
winn an Rentenerjparniß ihn leiten fol, oder wenn etwa die Eltern 
in den Fall kämen, gegen eine ihnen nicht anftändige, von dem 
Staat aber, der Jugend unangefehen, zuläffig erachtete Che ihre 
Einwilligung zu verjagen und Einſprache zu machen, als in welchem 
Fall fie, um die Uneigennüßigkeit ihrer Einfprüche ‚zu fihern. zuvor 
der Nugnießung fich entfchlagen, und das Vermögen unter Bor: 


mundſchaft Iegen jollen. 

L.R.S. 384 ist hierdurch abgeändert. 

Wohingegen 

4) Die Abgabe der Nutznießung nach erreichter Volljährigkeit an die 
Kinder unverändert nach der Verfügung des Landrechts bei allem nach obigem 
erſten Satz dieſes Abſchnitts dazu vereigenſchafteten Vermögen ſich zu richten 
hat, nicht nur, wo Kinder ſich in der Lage befinden, es zu verlangen, ſondern 
auch, ohne ein ſolches Verlangen abzuwarten, ſobald die Kinder einheimiſch 
oder auswärts einen feſten Wohnſitz, der ſie zur Verwaltung empfänglich macht, 
fih erwählt haben, und nicht ſelbſt um deſſen Beibehaltung in Nutznießung 
oder Verwaltung der Eltern bitten. 


IX. Bei dem X. Tit, des I. Budes vonder Minderjährigkeit 
haben ®ir den Zujag 454 a, wegen ber Befugniß des Familienratbs, ſich ver— 
treten zu laffen, hauptfählih in der Hinfiht beigefügt, damit die Beamten 
das Mittel haben mögen, durch Ausmwirkung eines folden Auftrags des Fa— 
milienratbs an rehnungsverftändige Perfonen, die Auffihtsverantwortlichkeit, 
welde in Bezug auf dad Rehnungsmweien allerdings in vielen Landgegenden 
den Schultern ber Drtsbürger noch jegt unb bis zu meitern Fortichritten 
in ihrer Rechtskultur allzu ſchwer ift, jolden zu erleichtern, wozu aljo da wo 
nöthig, fie feiner Zeit zu benügen, die Beamten anmit aufgeforbert werben. 





6 Einführungs-Edifte. 


Uebrigens 2) bezieht ſich diefer Gejegtitel auf alle zur Zeit des erſten 
Juli 1809 unbejegten Pflegſchaften; die zu jener Zeit Schon befegten gehen 
bis dabin, daß ihre Endigungszeit oder font eine Menderung aus rechtlichen 
Beranlafiungen vorfällt, eben fo, wie beiihnen die obervormundichaftliche Ein: 
wirkung der Aemter und Negterungen fort, nur daß Diele Einwirkung fich 
nacdhmals in Abficht des Stoifes ihrer Verfügungen nah dem Inhalt dieſes 
Landrechts benehmen muß. 

X. Bei dem I. Tit, des III. Buches von den Erbſchaften ver- 
ttebt es 

1) fih von ſelbſt, daß die bier beſchriebenen Rechte und Ordnungen der 
Inteſtatvererbung nur bei jenen Erbſchaften in Frage kommen kömten, welche 
nad) dem erſten Juli d. %. anfallen, und daß alle früher verfallenen, 
wenn gleich noch ruhenden over unerledigten Verlaſſenſchaften nach den alten 
Rechten zu erledigen find, 

2) Was hingegen inSsbejondere die Erbrechte und Unterhaltsrechte der 
natürlichen oder unehelich anerkannten Kinder betrifft, fo bezichen Wir 
Uns auf das, was oben zu VII. gejagt worden, wornad allen vor dem eriten 
Auli d. J. geborenen uneheliden Kindern das Erbredt an ihren mütterlichen 
Verwandten wie zuvor noch bleibt, dagegen an den Bater ihnen feines zus 
fommt, al3 wo fie nach dem gemeinen Recht und der im Unferer vorigen Ber: 
ordnung vom 27. Dezember 1795 befindlichen Grläuterung dejjelben in dem 
feltenen Rau waren, das Sehstelerbe anſprechen zu können, in welchen Sal 
nachmals jego jolde, fo wie diejenigen, die nad dem erſten Juli von einen 
Bater neu und geiegmäßig anerkannt werden, obwohl fie vor Dem eriten Auli 
geboren find, an ibm das nämlide Erbrecht haben, welches andern, unter Der 
Herrichaft dieſes Gejeges geborenen und anerkannt werdenden unehelichen 
Kindern zuftcht ; wohingegen 

3) wegen ihrer Ernährung es nicht nur bei denen, bie nad dem alten 
Fuß durch rihterliche Baterihaftserklärung in den Defig einer Unerhaltshe- 
ziehung gekommen find, fordern auch wegen jener, welche mach eingetretener 
Verbindlichkeit des Kandrechts, durch cine demſelben gemäß erhobene Berichul- 
dung einer Mannsperion, welde Bezichung bat auf das Dafein ſolcher stinder, 
deren Bateripaft bürgerlich ungewif geblieben iſt, in den Fall kommen, Unter— 
halt, auch ohne anerkannt zu ſein, fordern zu können, es im der Abſicht ber 
Beitimmung diefes Unterhalts nad demjenigen zu halten ift, was deßfalls in 
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Unſerer gedachten Verordnung vom 5. Auguſt 1791 beſtimmt iſt und hiermit 
auf alle Unſere Lande, ſo viel dieſen Punkt betrifft, erſtreckt wird, nur daß 
nicht mehr die Regierungen, ſondern lediglich die Gerichte über das Ermeſſen 
des Betrags zu urtheilen haben, wogegen 

4) die Anſetzung eines Baſtardfalles und einer Entſchädigung für Kind— 
bettkoſten von gedachtem erſten Juli an ebenſo, als 

5) Unſer fiskaliſches Erbrecht an unehelichen Kindern, mit ihm aber auch 
die Schuldigkeit Unſerer Gerichtsbarkeitsgefälle, einen Betrag zum Unterhalt 
derſelben zu thun, bei allen ſpäter geborenen unehelichen Kindern wegfällt, und 
ſolche Koſten, ſoweit ſie von Stiftungen, oder dann von Gemeinden nach dem 
Geſetz zu tragen ſind, als allgemeine Staatslaft, gleich den andern Armen— 
unterhaltungen, beſorgt werden muß. 

Das Staatserbrecht auf die Verlassenschaft der vor 1809 unehelich ge- 
borenen, kinderlos verstorbenen Personen wurde aufgehoben durch Staats- 
ministerialerlass vom 12, Juli 1821 (R.B. Nr. 14). 


XI, Bei dem II, Tit. des III. Buches wegen der legten Willens— 
verfügungen folgt aus der mit der Verfündung diejes eintretenden Wirf- 
famfeit dieſes Landredts, 


1) das, obwohl Niemand vor dem erften Juli d. Y. ſchuldig ift, feine 
Teftamente und GCodicille nad den jegigen Formen einzurichten, dennoch Jeder, 
wenner will, jie gleihbalden nach ſolchen einrichten kann, und ſolche 
vor dem erjten Juli ſchon nad dem gegenwärtig ausgefündeten Landrecht ge— 
jertigten legten Willensverfügungen gleiche Gültigkeit haben als die, welche 
erit nach dem eriten Juli in ſolcher Form errichtet werden und als diejenigen, 
die in jener frühern Zeit noch nach den altgejeglihen Formen errichtet find; 
deßhalb 

2) find indeſſen bei jenen Formen, welche Staatsſchreiber erfordern, außer 
den ſchon vorhandenen Staatsſchreibern oder Notarien auch alle angeſtellten 
Theilungsreviforen, Stadt: und Amtsſchreiber, aud Theilungstommijjarien 
derielben, al3 deßfalls Staatsichreiberreht habend, anzuſehen, hiernächſt 

3) ſollen auch jene Teſtamente, die vorhin, es ſei erſt kurz, oder ſchon 
länger her, errichtet worden find, und mach dem gedachten erſten Juli durch 
den Tod des Erblafiers zur Wirkſamkeit fommen, für kräftig erachtet werden, 
nicht nur wenn fie den altgejeglihen Formen gemäß find, Jondern auch alsdann, 
wenn fie nad folgen zwar einen Mangel hätten, der aber nach dieſem Lands 
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recht aufhört, ein Mangel zu fein; ba ber Gejehgeber wie ber Nidter mit 
Recht vorausjegt, daß der Erblafjfer gewollt habe, daß fein Wille in jeber 
Form, in ber es gefeglich möglich ift, erhalten werde, wohingegen 

Rechtsbelehrung v. 6. Juli 1811. R.B. Nr. 20 über die Giltigkeit der 
vor dem 1, Januar 1810 gefertigten letzten Willen. 


4) was den inneren Gehalt folder legten Willen betrifft, derſelbe na ch 
obiger Zeitfrift des erften Juli 1809 nur fo zum Vollzug fommen kann, wie 
er mit ben jegigen Gejegen befteht, als unter deren Herrſchaft er durch ben 
Tod erft zu Kräften gelangt und daß mithin dasjenige darin für nidt ge— 
ſchrieben zu achten ift, was mit biejen gar nicht befteht, dasjenige aber, was 
wiewohl mit einigen Beränberungen beftehen kann, nur in biejer geänderten 
Maße zum Vollzug kommen fann, und demnad derjenige, wer es darauf nicht 
ankommen laffen will, in Zeiten feine frühern legten Willend-Berfügungen 
durchſehen und fo ändern mag, wie nun in ber neuen Drbnuug ber Dinge er 
feine Abfichten am liebften erreicht zu ſehen wünjct. 

XU. Bei Tit. V. beö III Buches von ben Heirathsverträ— 
gen joll 

1) die neue Art der Gütergemeinfchaft, welde außer ber Errungenichaft 
auch die beigebradte Fahrniß beider Ehegatten an fidh zieht, dagegen ber Ehe— 
frau ihre Liegenfhaften gegen Schuldenbeiträge fidert, ihr die Hälfte an der 
Errungenihaft und bie Erlaubnif gibt, fih der Gemeinihaft nah aufgelöster 
Ehe mit Zurüdlaffung befjen, was in bie Gemeinihaft gehört, zu entſchlagen 
wenn fie ihr läftig würde, erft vom 1. Jenner 1810 an ihre Verbindlichkeit für 
diejenigen Ehen, die nachher geſchloſſen werben, erhalten, ſoweit nicht etwa 
neu angehende Eheleute ausbrüdlich jene für künftig allgemein angenommene 
Gemeinihaftsart durch Bertrag annehmen. Annebſt jedoch 

2) da e3 die größten Verwirrungen in ber Folgezeit veranlaffen müßte, 
wenn bie Ehegemeinjhaften der bisher geſchloſſenen Ehen immerfort nad den 
im jegigen Großherzogtfum fo äußerſt verjchiedenen alten Rechten unb Ge— 
bräuchen beurtheilt werben müßten, von welchen fih nad und nad die Kennt— 
niß bei den Beamten verliert, jo laffen Wir zwar noch, jebodh nur bis zum 
1. Jenner 1812, die Beurtheilung der jegt beftchenden und ber vor dem erften 
Senner 1810 geſchloſſen werdenden Ehen nad jenen alten Gefegen offen für alle 
Fälle, wo dur eine Eheauflöjung oder Güterabjonderung inzwiſchen ber Fall 
einer folden Beurtheilung eintritt, damit die altverheiratheten Unterthanen 
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inbefjen die neue Gemeinihaftsart an dem Beifpiel der neu angehenden Ehe- 
leute aus Erfahrung fennen lernen, und wenn fie ihnen nicht gefällt, durch 
Ehevertrag, — der alödann weiter nichts zu enthalten braucht, als die Angabe, 
nach welcher der verjhiebenen, in dieſem Titel enthaltenen anderen Arten ber 
Ehegemeinihaft ihre Ehe gerichtet werden foll — diejenige Gemeinihaftsart, 
die ihnen gefällt, wählen und feftfegen können, wohingegen 

3) nahmals und nad dem 1. Jenner 1812 alle, wenn gleich vor dem 1 
Senner 1810 geiclofjenen Ehen, die nit durch Eheverträge ihre Gheverhält- 
nifje entweder jhon vorhin feitgefegt hatten, oder inzwiſchen fie noch feitiegen, 
lediglich bei Auflöjung folder Ehen nah den neu eingeführten Regeln des 
Landrechts, mithin jo werben beurtheilt und auseinandergefegt werben, wie 
eö bei jenen geſchehen muß, welde nad dem 1. Jenner 1810 ohne Vertrag in 
die Ehe treten. Zum Behuf diejer Anorbnung 

Rechtsbelehrungen : v. 27. Jan. 1810. R.B. Nr. 6 über die Fortdauer 
der bereits vereinbarten Einkindschaften ; v. 2. Juni 1810. R.B. Nr. 26. die 
Anwendung des L.R. auf ältere eheliche Güterverhältnisse betreffend ; vom 
21. Juli 1810. R.B. Nr. 32 über die Rechtsverhältnisse Derer, die sich vor 
dem 1. Januar 1810 ohne Ehevertrag gechelicht haben; vom %. November 
1811, R.B. Nr 33, die Wirkung der auf ältere Landrechte rückweisenden 
Eheverträge betreffend; v. 26. Februar 1812. R.B. Nr. 10 über die in äl- 
teren Eheverträgen geschehene Rückweisung auf ältere Gesetze und Ge- 
wohnheiten ; v. 2. Dez. 1812. R.B. Nr. 37, die vor dem 1. Januar 1810 er- 
richteten Eheverträge betreffend. 


4) erflären Bir anmit die Verfügung bes Sages 1395 diejes Landrechts, 
daß während ber Ehe feine Eheverträge neu gemacht oder geändert werben 
dürfen, injoweit in Abfiht der Ehen, die in dem obgedachten Falle find, für 
nachgeſehen, als es zum Bollzug der im vorigen zweiten Abjag gemeldeten 
Angabe der Regel oder Gemeinjchaftsart, wornadh die Ehe behandelt werden 
fol, nöthig ift, ohne jedoh in andern Beziehungen dadurch Aenderung ber 
vorhin eingegangenen Eheverträge damit zu erlauben. 

Als Frist zur nachträglichen Errichtung von Eheverträgen oder Ab- 
änderung der bestehenden wurde bestimmt: 

a. für die von Württemberg vermöge $t.V, v. 1810 (R.B. Nr, 10) 

übernommenen Orte: die Zeit bis 1. Januar 1814, und für die 
nach St.V. v. 28. Juni 1843 angefallenen Orte die Zeit bis zum 1. 
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1. Juli 1847; vgl. V.O. v. 1. Juli 1812 (R.B. Nr, 20) u. prov. Ges, v. 
31. Dez. 1846 (R.B. 1847 Nr. 1). 

b. für die Grafschaft Hohengeroldsecek: 1. Jan. 1821; V.O. v. 
8. Juni 1820 (R.B Nr. 10). 


XIII. Bei dem VI. Titel des III. Buches von Käufen kann die Klage 
wegen Verlegung über die Hälfte nach dem 1. Juli d. J. gegen keiten, wenn 
auch vorber geichloffenen auf anders al3 in der Mrt, wie fie das gegen— 
wärtige Landrecht beſtimmt, ftattfinben. 

XIV. Bei dem Tit. XIV. des III Buches von Bürgſchaften ift 
nicht der Tag des verbürgten Hauptvertrags, Tondern der Tag der leiitenden 
Birgichaft derjenige, welcher beſtimmt, ob die Bürgſchaft als vor oder nach 
dem 4. Juli 1809 geſchloſſen anzuſehen, und ſomit nad welchem Rechte fie 
zu richten jei. 

XV. Bei dem Tit. NVIIL des III Buches von Unterpfands- 
rechten erjtreden wir den Termin, wo die neu vorgeichricbene Art der 
Verſchreibung und Bewahrung der Unterpfandsrechte ihren Anfang nehmen 
joll, bis auf den erſten Jenner 1810, bis wohin wegen Einrichtung der Pfand— 
Ihreibereien das Nöthige wird vollzogen fein, und find bis dahin alle Unter— 
pfandsrechte, die nach bisheriger Art gültig beitellt find, auch ferner als gül— 
tig anzuichen. 

XVI Bon dem XIX. Titel des TIT. Buches Über Bergantungen 
wird die Kraft ebenfalls bis auf den 1. Jenner 1810 aufgeſchoben, jo dafs 
alle Gantprozeſſe, die bis dahin ausbrechen, noch Lediglih nach bisherigen 
Formen und Vorzugsrechten erledigt werden jollen, damit inzwiſchen erft über 
diefe ganz neue Art ihrer Verhandlung die Nichter ſelbſt ſich jattjam zurecht 
finden, und die Gläubiger, welche etwa bei der neuen Vorzugsordnung Die 
vorige Sicherheit nicht mehr bätten, in Zeiten noch um eine, dem jegigen 
Landrecht gemäße Sicherbeit fih bewerben können. 

XV. Bon dem Tag an, da diejes Gefegbuch im Ganzen 
oder im ausgenommenen einzelnen Materien in Berbindlichkeit 
übergeht, tft damit im Ganzen, auch nachmals in jolchen. einzel- 
nen Materien, die gefegliche Kraft des römiſchen und kanoniſchen 
Geſetzbuches, die Kraft aller Land- und Stadtrechte und aller 
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Rechtögewohnheiten, für bürgerliche Rechtsſachen aufgehoben, To, 
daß joiche darin durchaus nicht weiter zur Nichtichnur noch zur 
Grundlage von gerichtlichen Verhandlungen dienen, und nur jener 
Gebrauch von einigen derſelben noch Statt finden mag. ben 
die Zufüße dieſes Yandredts Ib. und 6d. und ©, bezeichnen. 
Was jedoch die Wirkung der Älteren Geſetze über Kirchliche, 
peinliche oder polizeiliche Verhältniſſe betrifft, jo bleibt dieſe bier: 
durch unberührt, und deren Kraft ohne Weiteres unvermindert. 
Sodann 
Vol. I. Eint- Fdikt $ 3. 


XVII Unſere Conftitutions-Edifte bleiben, auch 
joweit fir auf Gegenſtände des bitrgerlichen Rechts Bezug baben, 
in ihrer vollen unverminderten Kraft, mir dab die Art ihrer An: 
wendung in jenen bürgerlichen Beziehungen To geſchehen muß, wie 
e5 dieſe landrechtliche Geſetzgebung gejtattet, und echt zum Nach— 
theil einer beſtimmt und durch ſich allein entichrtdenden Ber: 
fügung derjelbien in Anwendung kommen kann, ſowie auch jene 
in dieſem Landrecht namentlich angezogenen älteren Yandesgeleße, 
als die Eheordnung md Eidesordnung, oder jene Bartifu: 
laraefege, deren Verfügang im Weſentlichen in das Yandrecht über: 
tragen ift, wie z. B. die Beiftandichafts . Yolungs- und 
Vortheilrechtsordnung, fernerhin, wo ſie nicht buchſtäblich 
geändert Find, in bürgerlicher Hinſicht, und noch mehr in Abſicht 
ihvec weitern rechtpolizeilichen Fürſorge bei Kräften bleiben, und 
als Erläuterung des Gebrauchs der dießſallſig kürzern, im Yand. 
recht ausgedrückten Sätze dienen. 

1. Constitutions-KEdikte. 
l. Kirchliche Staatsverfassune v. 14. Mai 1807 (B.B. Nr. 
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21) ist aufgehoben durch $ 17 des Gesetzes vom 9. Oktober 1860 (R.B. Nr. 
51) über die staatsrechtliche Stellung der Kirchen. 


I. Gemeinheiten, Körperschaften und Staatsan- 
staltena, vom 14. Juli 1807 (R.B. Nr, 26). 


III. und IV. Standesherrlichkeitund Grundherrlich- 
keit, vom 22. Juli 1807 (R.B. Nr. 29 und 31) uebst den Edikten vom 23. 
April 1818 (R.B. Nr. 9) und vom 16, April 1819 (R.B. Nr. 14) sind ersetzt 
durch spätere besondere Deklarationen, nämlich: 

a. für die Standesherrschaften Fürs v. Fürstenberg 
v. 12. Dezember 1823 (R.B. 1824 Nr. 1) mit Aenderungen v. 24. Februar 
1848 (RB. Nr. 9) u. v. 9. Oktober 1860 (R.B. Nr. 51); Fürstv. Lei- 
ningen v. 30. Juli 1840 (R.B Nr. 23) mit gleichen Aenderungen; Gra- 
fenv. Leiningen (Billigheim und Neudenau) v. 2. März 1826 (R.B. Nr. 
7) Fürsten v. Löwenstein-Wertheim (Rosenberg und Freuden- 
berg) v. 14. Januar 1855 (R.B. Nr. 2) Fürstl. Haus von der Leyen 
(als Besitzer der Grafschaft Hohengeroldsegg) v. 7. Oktober 1830 (RB. Nr. 
12) Fürstl. Haus Salm-BReifferscheid-Krautheim (ohne Besitz- 
ungen) v. 27. März 1839 (R.B. Nr. 10); 

b. fürdieGrundherrschaften zwei Edikte (für die ehemals reichs- 
unmittelbaren und für die früher schon landsässigen) vom 22. April 1824 
(RB. Nr. 11). 

V. Lehensverfassung vom 12. August 1807 (angekündigt RB. 
Nr. 34). 

VI. Grundverfassung der verschiedenen Stände, 
vom 4. Juni 1808 (R.B. Nr. 18 u. 19). 


VII. Staatsdienst, vom 25. April 1809 (RB. Nr. 17) ist er- 
setzt durch das Staatsdiener-Edikt vom 30. Januar 1819 (R.B. Nr. 4). 

2) Die Eheordnung vom 15. Juli 1807 (R.B. Nr, 26) nebst 
L.R.S. 311 a. ist aufgehoben durch $ 101 des Badischen Standesbeurkun- 
dungs-Gesetzes vom 21. Dezember 1869 (R.B. Nr. 40) 

3) Die Eidesordnung vom 24. Mai 1802 (R.B. 1803 Nr, 1) ist 
aufgehoben durch $ 11 des Badischen Eidesgesetzes vom 20, Dezember 1818 
(R,B. Nr, 81). 

4) Die Beistandsordnung vom 11. Juli 1804 (R.B. Nr. 9 und 
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10) nebst den L.R.S. 515 a.—k. ist aufgehoben durch das Gesetz vom 238. 
August 1835 (R.B. Nr. 38). 

5) Die Losungsordnung vom 3. Mai 1808 (R.B. Nr. 16) nebst 
den L.R.S. 1701 aa.—b e, ist aufgehoben durch das Gesetz vom 21. Juli 
1839 (R.B. Nr, 23). 

6) Vortheilsrechtsordnung vom 23. März 1808 (R.B. Nr. 
11) als Ergänzung der L.R.8. 827 c.—g. 

7) Weiter ist hier noch aufzuführen das Edikt vom 15. September 
1507 (R.B. 1807 Nr. 35 und 1808 Nr. 10) über Vermögensübergaben 
und Verp fründun gen als Ergänzung der L.R.S. 1100 aa.—cg. und 
1938 a—n. 


Hieran gefchieht Unſer Wille. Gegeben Karläruhe den 3. 
Februar 1809. 
Carl Friedrid. 
vdt. Freiherr v. Gemmingen. 


2) Zweites Einführungs=-Edift. 
vom 22. Dezember 1809. 
Wir Carl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von 


Baden, Herzog zu Zähringen ꝛc. 

Dur Unfere VBerorbnung vom 22. Juni b. J. (RB. Nr. 26) haben 
Bir den Zeitpunft, von weldem an ber Eobe Napoleon in Unjerm Groß- 
herzogthum verbinblide Kraft erhalten joll, auf ven 1. Jenner 1810 beftimmt; 
auch halten Wir es für eine Unferer erften Regentenpflichten, Unfern Unter 
thanen diejenige Wohlthat nicht länger zu entziehen, bie ihnen burd bie all— 
gemein verbindlide Einführung eines Geſeybuches zugehen wirb, das unter 
allen bisher erjhienenen bem Biel ver Bolllommenheit am nächſten gelommen 
ift, das durch bie’Klirze, Klarheit und Beftimmtheit feiner Ausſprüche ber 
Gerechtigkeitspflege in allen ihren Theilen einen leichtern, feftern und fchnellern 
Gang gewährt, und bereits die Zuftimmung des gebildeten Theile aller 
Nationen fih erworben hat. Um jo ernftliher muß daher Unſer Beftreben 


aha 
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jein, Alles zu bejeitigen, was wenigitens für den erjten Nugenblid der Ein— 
führung des Code Napoleon als Landrecht für Unfer Großherzogthum binder= 
Lich fein könnte. Da Uns nun als jolde Hindirung vorsüglid die Annahme 
einiger Unſern Landen bisher fremd geweſenen und noch nicht gehörig zur 
Einführung vorbereiteten Staatseinrihtungen ſowohl von Unſern Gerichts— 
höfen al3 adminijtrativen Stellen bemerflih gemacht worden iſt, dieſe or= 
ganiſchen Einrichtungen aber, wenn gleich mit dem Syſtem der franzöfiichen 
Gerichtsverfaſſung auf's Innigſte verbunden, gleihwohl von der Beltinmung — 
der bürgerlien Verhältniſſe durchaus unabhängig find, und ohne ſchwere, in 
den dermaligen Heiten weder Unjerm Merario noch Unjern durd den Strieg 

jo hart mitgenommenen Communen aufzubürdende Koſten noch nit in volle 
Wirkſamkeit gejegt werden können; jo haben wir Uns um. das Weſentliche 
der Sache jelbit nicht länger aufzuhalten, vielmehr mit der wirkliden Ein— 
führung des Code Napoleon den mitverbündeten Staaten voranzugehen, ent— 
ſchloſſen, die Geſetzkraft dieſes Eode für Alles, was die bürgerlichen Rechts— 
verhältniffe betrifft, unverlängt eintreten, zur Zeit aber nod und bis zu 
vollendeten präparatorischen Anordnungen dasjenige, was veränderte Staats— 
einrichtungen vorausfegt, in suspenso zu lafjen. 

Wir verordiien demnach Folgendes: 

1) Tom 1. Jenner 1810 an wird die fir Unſer Großherzog= 
thum als Landrecht verkündete offteielle Ueberſetzung des Code 
Napoleon unter den hier nachfolgenden Beltimmungen als allge= 
mein verbindliches Civilgeſetzbuch erklärt. 

Spätere Einführungstermine: 

a, in den von Württemberg laut $t.V. v. 1810 (R.B. Nr. 10) an- 
gefallenen Orten: 1. Jan. 1812, wenn sie zum Scekreis geschlagen 
wurden; 1. Juli 1812, in den 1843 übernommenen Orten: 28, 
Februar 1846. Vel. Bekanntmachung vom 30. März 1811. RR. 
Nr. 10: vom 1. Juli 1812. R.B. Nr. 20; vom 28. Februar 1846. 
R.B. Nr. 12; 


b. in der Grafschaft Hohengeroldscek: 1. Januar 1821. Vorl. 
V.O. vom 8. Juni 1820. R.B. Nr. 10, 


Wegen der Entscheidungsquellen für Kürnbach (Condominat zw. 
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Baden und Hessen) s. d. Uebereinkunft v. 21. Dee. 1835. (R.B. 1536 Kr. 1) 
nebst Bekanntmachung vom 9. Januar 1872 (R.B. Nr. 15). 

2) ES bleibt bei den Anordnungen Unferes, jener Heberjegung 
vorgedructen Edikts vom 9. Februar d. %., jo weit fte durch das 
nachitehende, und durch Unfer Organijfationsedift vom 26. Novbr. 
1809 nicht modifteirt find. Die im jenem Edift auf den 1. Juli 
d. %. gejegten Friften fallen nun auf den 1. Jenner 1510. Die 
andern Friſten bleiben unverändert. 

Das Organisationsedikt vom 26. November 1809 (R,B. Nr. 51) ist viel- 
fach geändert, insbesondere auch durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes vom 
28. Mai 1864 (R.B. Nr. 21). 

3) Da für alle diejenigen Fälle, über die der Code Napoleon 
disponirt, die gejegliche Kraft des römischen und kanoniſchen Ges 
ſetzbuchs, der Yand- und Stadtrechte, auch aller Rechtsgewohn— 
heiten für aufgehoben zu achten ift, jo verſteht es ſich nicht mur 
von jelbit, daß die hisherige ſubſidiariſche Rechtskraft des römiſchen 
Rechts bloß noch in jolchen Fällen, wo der Code Napoleon weder 
durch ausdrücklichen Ausſpruch noch durch den Grund und Geiſt 
ſeiner Geſetze, noch durch richtige logische Analogie entjcheidet, be— 
ftehen bleibe, jondern Wir verordnen noch ausdrücklich, daß vie 
andern gemeinen Rechte und die vielen, in den zufammengefegten 

Theilen Unſerer großherzoglichen Lande bejtandenen Yandrechte auch 
nicht einmal als Gewohnheitsrecht, welches Wir überhaupt hiermit 
allgemein aufheben, geltend gemacht werden jollen. 

Vgl. I. Eint.-Edikt XVIL, L.R.S. 4b u. 6d—1. 


* 4) Für einftweilen noch fujpendirt erklären Rir die Beitellung der 
ftronanwälte. 

Abgeändert durch $ 42 des Badischen Gerichtsverfassungsgesetzes vom 
19. Mai 1864 (R.B. Nr. 18) und $ 25 des Rechtspolizeigesetzes. 

Vgl. Reichs-Gerichtsverfassungsgesetz $ 142. 


—— 
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+ 5) An die Stelle des Familienraths treten, da Wir bie in Unſern 
Landen bisher beftandene Pflegihaftsordnung noch nicht aufzuheben gedenken, 
n den Fällen des Art. 160. 174. 175. die Pfleger, in den Fällen bes Art, 
361. 457. 458. 461—468, 483. und 2143. die Nr. 19 bemerkten Berjonen; 
in dem Falle des Art. 2144. die den Ehefrauen zu beftellenden Beiftänbe ; 
in dem Falle des Art. 454 und 455 die Amtäreviforate ; endli in den Fäl— 
len ber Art. 395. 457. 458. 478 und 483. bie vorgefegten polizeilihen Dbrig- 
keiten. - 


Die Anordnung des Waifenridteramts ift in allen jenen Theilen Un— 
ferer Lande, wo fie noch nicht eriftiren follte, ohne Aufenthalt einzuführen. 

Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes vom 28. Mai 1864 
(R.B. Nr. 21). 


+ 6) Als Beamte des bürgerlihen Standes zur Führung der Standes— 
bücher werben die Pfarrer ſämmtlicher driftliden Confeffionen in ihren 
Sprengeln, jowie bei den Juden die Nabbinen hiermit ernannt ; und wird ſich 
hiermit in Anfehung der ven ihnen zu führenden Kirchenbüder ſowohl als 
der von den Raths- und Gerichtäfchreibereien zu haltenden Bürgerbüder auf 
die ald Beilage de3 gegenwärtigen Edikts erjcheinende bejonbere Inſtruktion 
berufen. 

Aufgehoben durch $ 101 des Badischen Standesbeurkundungsgesetzes 
vom 21. Dezmbr. 1869 (R.B. Nr. 40), 

+ 7) Als Staat3fchreiber erklären Wir Unſere Amtöreviforen. Ihnen 
und den bermalen bejtehenden Stabt- und Nathöfchreibern, auch Amtskom— 
mifjarien, jo wie fie bisher bazu berechtigt waren, ftehen die Staatsſchreiberei— 
rehte und die den Staatsjhreibern nah dem Code Napoleon zugewiejenen 
Geichäfte zu. Die Scribenten und Theilungsfommiffarien können nur im 
Namen und aus Auftrag ihrer Prinzipalen Staat3jchreibereigeihäfte ver- 
richten. j 


Ausnahmäweife verbleiben den jegt beftehenden Notarien, fofern fie nicht 
in Unfern oder Unferer Standeiherren und Grundherren, aud ſtädtiſchen 
Dienften ftehen, diejenigen Gefchäfte, die ihnen bisher nach der im Regierungs— 
blatt Nr. 30 von 1806 publicirten Notariatsorbnung zu bejorgen zugejtanden 
haben. 


Die Revijoratsinftruktion, welde demnächſt herauskommen wird, enthält 
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die näheren Vorſchriften über alle dieſe Geſchäfte, ſowie über jene der 
Staatsſchreiber. 

Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes vom 28. Mai 1864 
(R.B. Nr. 21). 

Die L.V.O. vom 25, Nov. 1841 (R.B. Nr. 38) über die Besorgung der 
rechtspolizeil. Geschäfte u. die Dienstverhältnisse der Theilungskommissäre 
und die Instruktion biezu vom 4. Jan. 1842 (R.B. Nr. 1) sind ebenfalls auf- 
gehoben, und durch Titel II. des Rechtspolizeigesetzes sowie durch die Ge- 
schäftsordnung für die Notare ersetzt. 


+ 8) Die Traufheine werben in biäheriger Art von ben Aemtern und 
rüdfihtlih der Militärperjonon von der Militärbehörde audgefertigt. Die 
Stellen, welde fie ertheilen Haben zuvor über alle Staatöhindernifie, die 
burh Befragung ber nädften Verwandten und Pfleger zu erforjchen find, 
oder ihnen ſonſt befannt werben, Erfundigungen einzuziehen, und fi zu über» 
zeugen, daß deren feine vorhanden oder biefelben befeitigt feien. Staats- 
binderniß ift ein jedes, wegen deſſen Dafein der Kronanwalt zur Anfehtung 
einer Ehe oder zu Antragung auf Strafe aufgefordert wird, Art. 175 a., 
184, 189 a., 228 a., 298 a. Darunter gehört au der Mangel eines Heimaths— 

m Lande für verlobte Landesunterthanen. 

Die Aufgebote gejhehen durch die fompetenten Pfarreien. Die Pfarrer 
werden burh die Traufheine dazu legitimirt. Sie verrichten die Trauung. 

Die Einjpradhen gegen ehelihen Verbindungen find, nah ber Wahl bes 
Einſprechenden, bei einer der Stellen, welche bie Traufcheine ertbeilt haben, 
oder auch bei der Beamtung anzubringen, wohin der Fünftige Wohnort ber 
Berlobten gehört. Die Stelle, wo die Einſprache geſchieht, benachrichtigt ſo— 
gleich diejenigen Pfarreien, die zur Verridtung ber Trauung befugt find 
davon, und beforgt ihre Erledigung im polizeiliden Wege. Die Berufungen 
von ihren Entichließüngen gehen an bie Kreispirektorien. Die Ortöpfarrer 
follen, wenn fie burd das einſchlägige Amt oder von einer PBarthie von ge— 
machten Einjpraden gegen eine Ehe benachrichtigt werben, die Trauung nicht 
eher verrichten, als bis bie Erledigung hiervon durch das Amt befannt ges 
macht wird, ſonſt verfallen fie in die im Artikel 68 geordnete Strafe, nebſt 
Zeiftung ber Entjhädigung. 

Aufgehoben durch $ 101 des Badischen Standesbeurkundungsgesetzes 
vom 21. Dezbr. 1869 (R.B. Nr. 40). 
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+ 9 Zu Sat 99 bis zu 101. Die Berichtigung ber bürgerliden Stans 
desſcheine gefhieht von den Beamten im polizeilihen Wege auf Anjuchen der 
Betheiligten. Sie wird der einjchlagenden Behörde zur Einihreibung in die { 
Bücher mitgetheilt. Nur Nechtöftreitigkeiten über bürgerliden Stand gehören - 
vor die Gerichte. 

Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes v. 1864. 


+ 10) Zu Bud 1. Tit. 4. Die Obrigkeit fegt den vermißten Abweſen— 
ben, bie feine bevollmädtigte Gejihäftsführer haben, und im Fall des Art. 
142 aud ihren minderjährigen Kindern von Amtswegen Pfleger. Die Pfleger 
der Abwejenden werben auf Ähnliche Art, wie der Pfleger der Minderjährigen 
beftellt unb verpflichtet, und haben mit ihnen diejelben Obliegenheiten. Das 
Verfahren der Verſchollenheitserklärung ift polizeilich, nicht gerichtlich, 
Die Obrigteit ſelbſt forgt für gejegmäßige Bekanntmachung ihrer ſich ba= 
rauf beziehenden Entjhließungen. Die Berufungen von derjelben gelangen 
an die ihr unmittelbar vorgejegte Adpminiftrativbehörde Die Inventarien 
über das Bermögen ber Berjchollenen werden auf die bisher üblihe Art 
bejorgt.! 

Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes v. 1864. 


* 11) Zu Bud 1. Tit. 6. In Eheftreitigkeiten findet, wie bisher, blos 
milndliches Verfahren ftatt, nad Art des Beichuldigungsprozeffed in Unter: 
juhungsjahen. Die Verhandlungen werben bei ben Dbrigfeiten gepflogen, 
welden die Gerichtsbarkeit in erjter Juftanz in Perſonalſachen der Betheilig- 
ten zufteht, die Endverfügungen aber, wenn ed auf Scheidung oder Nichtig- 
feitöerflärung einer Ehe anfommt, werden von den Hofgerihten und Juſtiz— 
fanzleien erlajien. Die Berufungen gehen an das Dberhofgeridt. 

Aufgehoben durch die Bad. Civ.Pr.Ord. 

Vel. jetzt R.Civ-Pr.Ord. 55 568—592. 

+12) Zu Say 275 bis 294. Das ganze bier bejchriebene Berfahren 
bei der Entſcheidung auf wechielfeitige Einwilligung mit Ausnahme ber Fäl— 
lung des Urtheils, wird von dem Beamten unter Zuzug feines Actuars ges 
leitet. Die Gegenwart und Beiwirkung von Staatsjchreibern unterbleibt bier 
fowie bei allen vom Amt vorgehenden prozefjualiihen Verhandlungen. Die, ! 
Stelle des Aronanmwalts vertritt der Referent im Hofgeriht, in der Juſtiz— 
fanzlei und im Juftizminifterium rüdfichtlid der Anoronungen der Art. 288 
289 und 293. = 
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+13) Au Buch 1. Tit. 8. Die Beſtätigung der Annayme an Kindes- 
ftatt geſchieht nicht durch gerichtliches, fondern durch polizeiliches erfahren. 
Die Obrigkeit prüft von Amtswegen Die Erfordernifie uud faßt ihre Ent: 
ſchließungen. Die Verufungen gehen an die unmittelbar höhere Adminiſtra— 
tivſtelle. 

+14) Zu Buch 1. Tit. 9. In den Fällen des Art. 377 und 382, von 
der elterliden Gewalt, findet nur polizeiliches, nicht gerichtliches Verfahren 
jtatt. Die Berufung gebt an die höhere Nominiftrativftelle, 


+ 15) Zu Bud 1.” Tit. 10. Die Betreibung ‚der Bevormundungen in 
den dazu geeigneten Fällen liegt den nächſten Verwandten, Drtsvorfichern, 
Waiſenrichtern, Amtsreviforen uud ihren Theilungstommtifiarien ob. Nach 
Erhebung des Gutachtens der nächſten Verwandten beftellt, bejtätigt, vers 
pflichtet, entläßt die ordentliche Obrigkeit die Vormünder, wobei ihr freiftcht, 
auch die Ortsvorjtcher und Waijenrichter zu Nath zu ziehen. Jeder durch das 
Gejeg oder durch eiterlihe Verordnung berufene Bormund, mit Ausnahme bes 
Vaters, bedarf der obrigkeitlichen Beitätigung. Erft wenn dieſe erfolgt fit, 
verbinden jeine Handlungen den Pilegling. Sie kann jedoch bei geieglichen 
oder elterlich verordneten Bormundihaften ohne geſetlich begründete Urſachen 
nie verweigert werben. jeder Bormund, mit Ausnahme der Eltern und As— 
cendenten, ift obrigteitlich zu verpflichten. 


+ 16) Zu Art. 395 und 478. Die Obrigkeit, die in diefen Füllen, ftatt 
des Jamilienraths, enticheidet, hat zuvor die Nr. 19 bemerkten PBerfonen mit 
ihrem Gutachten zu hören. 


+ 17) Zu Art. 420 bis 426. Die Ernennung von Gegenvormündern 
unterbleibt zur Zeit nod. Nur der Multer und Großmutter muß ein vor= 
mundichaftlider Beiſtand zu ihrer Berathung und Unterftügung beigegeben 
werden. 

Derjelbe ift nothwendig in allen denjenigen Fällen beizuziehen, in welchen 
eine Weibsperfon in ihren eigenen Angelegenheiten nicht ohne Beiſtand han— 
deln kann. Wo der Bortheil des Vormundes gegen jenen des Minderjährigen 
anftößt, wird von der ordentlichen Obrigkeit ein befonderer Pfleger zur Ber: 
tretung des Pfleglings bejtellt. Bei mütterlichen Bormundjchaften vertritt 
dieje Stelle der vormundiaftlide Beiftand, der alsdann mit Dem eigenen 
ordentlihen Beiftand dey Mutter nicht der Nämliche fein darf. 


2* 


— — 
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+ 15) Zu Satz 454 und 455. Die bier bemerkten Beſtimmungen ſollen 
gleich nad) gefchloffener Inventur und Abtheilung nach Vernehmung der dabei 
von Amtsıwegen oder zur Wahrung des Nugens des Bevormundeten zugegen 
gewejenen Perſonen durch das Amtsreviforat geſchehen. 

+19) Bu Saß 457, 458 und 483. Ueber VBeräußerungen und Verpfän— 
dungen liegender Güter der Minderjährigen, unb über Geldaufnahme beſchließt 
die ordentliche Obrigkeit, nachdem ſie 

a) bei Perſonen, die zu einer beſtimmten Gemeinde gehören, den 
Vormund, den Ortsvorſteher oder einen Waiſenrichter, und die 
im Orte wohnenden nächſten Berwandten, 

b) bei Perſonen, die zu keiner beſtimmten Gemeinde gehören, den 
Pfleger und zwei im obrigkeitlichen Bezirke wohnhafte volljährige 
nahe Blutsfreunde des Curanden, oder wenn deren darin keine 
wohnhaft find, zwei zu ihrer Vertretung zu ernennende dazu 
geeignete Einwohner des obrigfeitlihen Amtsbezirks vernom: 
men hat. 


+20) Zu Sat 461 bis 467. Die obrigkeitliche Prüfung und Beftätigung 
ift nur im Falle des Art. 467 nöthig, jedoch ohne ein Gutachten dreier Rechts— 
gelehrten zu erheben. 


+ 21) Zu Sag 469 bis 475. Die Rechnungen ber Bormünder find 
bei Pfleglingen, welde fünfhundert Gulden und darüber im Bermögen ha- 
ben, alle ein bis 2 Jahre, bei ſolchen, die weniger befigen, alle drei bis 
vier Jahre zu ftellen, und von ben Amtäreviforaten einzufordern und abzu= 
hören ; diefe find bafür bei regreflorifher Haftung für den Schaden verant- 
wortlid. 

+22) Zu Bud 1 Tit. 11. Sa 489 bis 512. Die nächſten — 
Ortsvorſteher, Waiſenrichter, Aerzte, Amtsreviſoren und ihre Theilungstom« 
miſſarien ſind verpflichtet, über den Zuſtand ſolcher Perſonen, die ſie für ge— 
eignet zur Entmündigung erachten, bei der ordentlichen polizeilichen Obrigkeit 
bie Anzeige zn machen. Dieſe prüft die Angabe theils durch Selbſteinſicht, 
theild durch Erhebung des Gutachtens des Bezirksarztes und anderer von ihr 
zu wählenden Sacdverftändigen, und faßt hiernad die Entſchließung, die zu 
ben obrigkeitlihen Alten kommt. Jeder Betheiligte kann Abſchrift davon 
verlangen. Die Berufung geht an bie höhere Abminiftrativftelle. Die Vor: 
mundichaftäbeftellung geſchieht wie bei Minderjährigen. 
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+ 23) Zu Satz 513 bis 515. Die Ortsvorſteher haben die eſondere 
Verpflichtung, bei Wahrnahme außerordentlicher Verſchwendung eine? Unter— 
gebenen zeitige Anzeige bei der Obrigkeit zu machen, damit dieſe die nöthigen 
Correctionsmittel anwende. Die Mundtodtmachung geſchieht von den Kreis— 
direttorien im polizeilichen Wege der Erörterung, von Amtswegen oder auf 
Anſuchen der Intereſſenten. 

Z. 12—23 sind aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesctzes vom 
28. Mai 1864 (R.B. Nr. 21). 


24) Der Zufag 1360 b. ceifirt. 


25) Zu Bud 3. Feder, der ein liegendes Eigenthum aus 
irgend einem Nechtstitel erwirbt, ift jchuldig. feinen Erwerb in das 
Grundbuch eintragen zu laffen. Ehe diejes gejchehen ift, kann 
er in Gerichten fein Eigenthum nicht geltend machen, auch Feine 
Pfandverjchreibung darauf geben, muß vielmehr alle darauf in der 
Zwifchenzeit zwifchen feiner Erwerbung und der Einjchreibung von 
dem vorigen Eigenthümer nachkommenden Pfandverſchreibungen 


gegen ſich gelten laſſen. 
Vgl. L.R.S. 577cb, 939, 939 a, 1002 a, 1583 a, 2127 a, 2181 a. 


Verordnung vom 23. November 1841 (R.B. Nr. 39) über Eintrag des 
Eigenthumserwerbs des Staats oder einer Staatsanstalt. 

X Die Grundbücher werden rüdjichtlih der markſäſſigen 
Güter von den Stadträthen und Dorfgerichten, rückſichtlich der zu 
feiner Ortsgemarkung gehörigen Güter aber von den Amtsrevi- 
foraten gehalten. Die Einfchreibungen gejchehen durch Raths- oder 
Gerichtsfchreiber, Amtsrevijoren oder ihre Subalternen. Ueber 
die Ddiefen Büchern zu gebende Einrihtung wird demnächſt eine 
Inſtruktion nachfolgen. 

Gemeindeordnung $ 53. Gesetz vom 24. Juni 1874 (G.B. Nr. 27) über 
Führung der Grund- und Pfandbücher in Städten. 


Landesherrl. Verordnung vom 13. Januar 1831 (R.B. Nr. 2) über 
Führung der Grund- nnd Pfandbücher für gemarkungsfreie Liegenschaften- 
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Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher vom 23. April 1869 
R.B. Nr. 43), 


Landesherrl. V.O. vom 26. Mai 1857 (R.B. Nr. 21) über Einrichtung 
der Lagerbücher. 

X 26) Zu Bud 3. Tit. 18. Die PBfandbücher werden von 
den nämlichen Stellen wie die Grundbücher gehalten; die Pfand: 
jchreibereien ſind alfo, rückſichtlich markſäſſiger Liegenſchaften die 
Stadträthe und Dorfgerichte, rückſichtlich der zu keiner Ortsgemarkung 
gehörigen Liegenſchaften aber die Amtsreviſorate. 

Gemeindeordnung $ 53; Gesetz vom M. Juni 1874 (G.B. Nr. 27) über 
Führung der Grund- und Pfandbücher in Städten, und Landesh. V.O, vom 
13. Januar 1831 (R. B. Nr. 9 über Führung der Grund- und Pfandbücher 
für gemarkungsfreie Liegenschaften, 

Ueber die den Pfandbüchern zu gebende Einrichtung wird 
demnächſt eine Inſtruktion nachfolgen. 

Anleitung zur Führung der Grund- und P’fandbücher vom 23. April 1868 
(R.B. Nr. 43). 

+ Nichterliche Unterpfänder finden rad ber beftchenden, hiermit auf 
Unſere gelammte Grofberzogliden Lande ausgedehnt werdenden Erecutions- 
ordnung nicht Statt. 

Alsatz 3 ist zurückgenommen und L.R.S. 2123 für rechtsverbindlich 
erklärt durch V.O. v. 8. Mai 1811 (R.B. Nr. 13), von dem Justizministerium 
auf besonderen höchsten Befehl erlassen, 

Kein Unterpfands: oder Vorzugsrecht an Immobilien gilt 
ohne die Einfchreidung in die Hypothekenbücher; tft diefe gefchehen, 
und bei bedungenen Unterpfändern noch dazu die Unterpfandsver- 
jchreibung förmlich ausgefertigt, jo entjcheidet Lediglich das Alter 
der Einjchreibung. 

Vel. DRS. 2106-2113, 2127, 2127 a, 2134—2139, 2146—2153. Erlän- 
ternde Rechtsbelehrung vom 28, Dezember 1811 (R.B. 1812 Nr. 2. 

Gefegliche Unterpfänder werden auf Verlangen der Betheiligten 


Einführung3-Ebilte. 23 


oder ihrer Vertreter nach gefchehener Beicheinigung ihres Rechtstitels 
in die Pfandbücher eingetragen. 


Die Piandjchreibereien find für die Eintragung nur dann 
verantwortlich, wenn fie auf gejegliche Art unter Darlegung der 
nöthigen Bejcheinigung verlangt worden ift. 

Vgl. L.R.S. 2153. 


x Soll ein bedungenes Unterpfand einer Liegenjchaft gegeben 
werden, fo erjcheinen die Betheiligten oder ihre Gemwalthaber mit 
den nöthigen Urkunden vor der Pfandjchreiberei. Dieſe unterjucht, 
ob das zu gebende Unterpfand des Schuldners Eigenthum, und 
ob es mit frühern eingejchriebenen oder einzujchreibenden Pfand- 
rechten belajtet jei. Sie läßt es ordnungsmäßig jchäßen und 
trägt ſodann, wenn feine Anjtände obwalten, ſämmtliche im Ar— 
tifel 2148 von Nr. 1—5 erwähnte Berhältniffe ins Pfandbuch 
ein, wobei noch weiter der geſchätzte Werth des Unterpfandes und 
wie weit es mit eingejchriebenen Pfandrechten bereits belajtet jet, 
zu bemerfen ift. Hierauf liefert die Pfandfchreiberei, wenn die 
Güter markjäjlig find, den Betheiligten einen Auszug aus dem 
Unterpfandsbuche au, weldyer in urkundlicher Abjchrift das Ein- 
getragene enthält, und auf die Vorweiſung diefes Auszuges fertigt 
der Amtörevijorat *) nach zuvor eingezogener Erkundigung, ob es 
an den rechtlichen Erfordernifjen zur Unterpfandseinjegung rück— 
ſichtlich der Perſonen des Gläubigerd und Schuldners und der 
zu verpfändenden Güter nicht mangle, die Unterpfandsverfchreibung 
in gefeglicher Form aus. Die Einjchreibung in die Pfandbücher 
muß aljo immer der fürmlichen Ausfertigung der Pfandurfunde 
vorangehen. Die im Art. 2127 angeordnete Zuziehung von zwei 
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Staatsſchreibern oder einem Staatsſchreiber und zwei Zeugen 


unterbleibt. 
* Amtsgericht (Gerichtsnotar), Rechtspolizeigesetz $2 Z 8 u,$ 85. 


Die Pfandfchreibereien haften für den Schaden in den Fällen 
de3 Art. 2197 und wenn die al3 Unterpfand verfchriebenen Güter 
nicht ordnungsmäßig geſchätzt worden find; die Amtöreviforate 
aber haften für den Schaden, wenn fie Unterpfandöverfchreibungen 
ausgefertigt haben, zu deren Gültigkeit die rechtlichen Erforderniffe 


mangeln. 

* 27) Zu Art. 2138. Die Nemter follen bei Ausfertigung der Traufcheine 
und bei Beftellung ber Vormünder die Parteien auffordern, fih zur Ein— 
Ihreibung der Pfandrechte zu melden, auch bei Vormundſchaften ftatt bes 
Gegenvormundes dieſe Einjchreibung förmlich verlangen, 

Ersetzt durch $ 20 des Rechtspolizeigesetzes vom 28. Mai 1864 (R.B 
Nr, 21.) 

+ 28) Zu Art. 2143—2145. Auf das Gefuh eined Vormundes um Bes 
Ihräntung des Unterpfandsrechts feines Curanden und auf Geſuch eines Ehe— 
mannd um Beihränfung bes Unterpfandsrehts feiner Frau, beſchließt bie 
ordentlihe Obrigkeit im polizeiliden Wege. Sie haftet regrefjoriih für den 
Schaden, der durch allzugrofe Beijhräntung des Unterpfandsredhts den Bes 
theiligten erwächät, falls fie gegen ihren und ihrer Vertreter Willen gejchieht. 

Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes von 1864, 


29) Zu Sat 2143. Bei gejeglichen Unterpfändern ift die 
Ausfertigung einer Pfandurfunde unnöthig. Es bedarf aljo bier 


nur der Eintragung ind Hypothefenbuch. 

Vel. LR.S. 2153, 

+ 30) Zu Sat 2194. Die bier bemerkte Verkündung muß rückſichtlich ber 
veräußerten Güter des Ehemanns an die Frau und ihren dazu bejtellenden 
Beiftand, rüdfihtlid der Güter des Vormunds aber, wenn die Curanden zu 
einer Gemeinde gehören. an ben Ortsvorftand, und wenn fie zu feiner Ges 
meinde gehören, an die unter Nr. 19 bemerkten Perjonen geichehen. 

Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes von 1864. 
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Hieran gefchieht unfer Wille. Gegeben Karlsruhe, den 22. 
Dezember 1809. 


Carl Friedrid. 
Carl, Erbgroßherzog. 
vdt. Freiherr v. Reizenftein. 





I, Civil-Geſehbuch. 


(Landredt.) 





Einleitung. 


Von der Verkündung, Wirkung und Anwendung 
der Geſetze. 


Satz 1. Die Geſetze werden für den ganzen Umfang des 
Staatsgebiets durch die Verkündung des Staatsherrſchers wirk-— 
ſam. | | 
Sie werden in jedem Theil dejjelben von dem Augenblid an 
verbindlich, da ihre Berfündung befannt fein kann. 

Dieſe ſoll als bekannt angenommen werden: 

in den Unterrichtöbezivk, im welchem die Staatsregierung be— 

jteht, einen Tag nach der Verkündung; 

in einen jeden der übrigen Bezirke nach Verlauf jenes einen 

Tags, und jo vieler weiteren, als vielmal zehn Stunden 
der Hauptort des Bezirks von dem Ort entfernt ift, von 
welchem die Verkündung ausgeht. 

Vgl. Reichsverfassung Art. 2; Badische Verfassungsurkunde $ 66; Bad. 
Gesetzes- u, Verordnungsblatt: V.O. v. 21. November 1868 (R.B. Nr. 66). 
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Zuſatz 1a. Bei Verorbnungen, deren Inhalt nicht jchon als 
Vorſchlag, mittelft einer öffentlichen Verhandlung darüber, vor der 
Verkündung allgemein bat bekannt fein können, wird jene Frift 
erit von Ablauf des dreigigiten Tags nad Erjcheinung derſelben 
im Regierungsblatt gezählt, wenn fie nicht namentlich eine Fürzere 
oder längere Friſt beſtimmen. | 

V.O. v. 6. April 1811 «R.B. Nr. 11) vom Minist. d. Innern aus be- 
sonderem höchsten Auftraz erlassen, wodurch diese Vorschrift auch auf 
administrative und polizeiliche Verordnungen angewendet wird, 

Ib. Für befannt angenommene Gejege joll Jedermann wife; 
deren Nichtwifjen oder Falſchwiſſen jchadet jowohl im Berluft als 
im Gewinn. 

Vgl. L.R.S. 550, 1117, 2052. — 


2. Das Geſetz verfügt nur für die Zukunft; es hat feine “— 
rückwirkende Kraft. — 

VEel. I. Einf.-Edikt $$ IV.-XVI. LR.S. 530a, 691, 2281. 

2a. Seine Verfügung hat ftet3 die ſtillſchweigende Bedingung, 
daß der Wille des Gejehgebers zur Zeit, wo die Anwendung in 
Frage kommt, noch unabgeändert bejtehe. 


* 


2b. Künftige Folgen einer vergangenen Begebenheit, wozu— 
ein früheres Geſetz das Necht gegeben Hatte, kann ein jpäteres An: « 
dern, ohne rückwirkend zu fein, jo lang es nur noch zwifchen ein- »* 
tritt, ehe der Fall entjteht, der die Folgen erzeugt. 

2c. Auslegungen des Geſetzgebers Haben nicht mehr Rück— 
wirkung als Geſetze jelbft; ſie können aber da, wo einem Richter 
das ältere Geſetz dunkel oder zweideutig it, von ihm als Nicht: 
ſchnur feiner Beſtimmung berückſichtigt werden, auch für Fälle, 
die vor der Berfündung der Auslegung fich zutrugen. 
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3. Die Bolizei- und Sicherheitägefege verbinden Seven, der 
auf dem Staatsgebiete ſich aufhält. 

Die Liegenfchaften, auch jene nicht ausgenommen, welche Aus- 
länder inne haben, werden in allen Fällen nah den inländischen 
Geſetzen gerichtet. 

Die Gejeße, welche den Zuftand und die Rechtsfähigkeit der | 
Perfonen beftimmen, erftredden ſich auf die Inländer ſelbſt alsdann, 


wann fie im Auslande fih aufhalten. 
Vgl. VI. Konst. Edikt $ 13, L.R.S. 2123 u. 2128; $.23 des Bad. Einf.- 
Gesetzes vom 9. Dezmbr. 1875 (G.B. Nr. 34) zum Reichs-Standesbeurkun- 
dungsgesetze; Art. 15 der Preussisch-Badischen Militärconvention vom 25 / 
November 1870 (G.B. Nr. 72). 


3a. Die Gejehe über das Gerichtöverfahren, und jene über 
Form und Gültigkeit der im Land verrichteten Nechtögefchäfte, find 


anwendbar auf den Inländer und Ausländer. | 
Vgl. L.R.S. 999. Rechtspolizeigesetz $ 5b; Art. 85 der Wechselord- | 


nung; Art. 22 des St.V. mit Württemb, vom 30. Dez. 1825. R.B. Nr. 32, 
Art. 22 d. St.V. mit Hohenzollern v. 29. Sept. 1837. R.B. Nr. 21, bezw. 


vom 3. Februar 1864 R.B. Nr. 6; Art. 29 d. St,V. mit Königr. Sachsen v. 
1. Aug. 1855. R.B. Nr. 28. 

4. Ein Richter, der fich weigert, einen Beicheid zu geben, | 
unter dem Vorwand, daß das Gefek den Fall unberührt lafje, daß 
es dunkel oder unzulänglich ſei, kann auf YJuftizverfagung belangt 
werden. | | 

4a. Der Richter, wo ihm ein beftimmter Ausiprud des | 
Geſetzes mangelt, muß auf Grund und Zweck des Geſetzes, jo weit 
fie aus ihm feldft erkennbar find; fodann auf den Geift des Ge- | 
jegbuch8 wie er aus der Zufammenftimmung feiner einzelnen Ver— 
fügungen hervorgeht; nachmals auf die Nechtsähnlichkeit, die aus 
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einzelnen Verfügungen über verwandte Gegenſtände zu entnehmen 
iſt; letztlich auf die Angaben des natürlichen Rechts über einen 
ſolchen Fall, ſeine Entſcheidung gründen. 


4b. Der Richter darf das römiſche Recht in vergleichende 
Rückſicht nehmen, um für Fälle, wo es darauf ankommen kann, 
zu ermeſſen, was nach dem Beiſpiel anderer Geſetzgebungen für 
natürliche Rechtsfolge gewiſſer Verhältniſſe angeſehen werde, aber 
nicht um geſetzliche Entſcheidungsgründe daraus zu ſchöpfen, oder 
Berufungen der Parteien auf ſolches zuzulaſſen. 

Vel. I. Einf.-Edikt $ 17 u. UI. Einf.-Edikt $ 3. 


5. Den Richter ift nicht erlaubt, in der Form allgemein 
wirfjamer Borjchriften oder gemeiner Beicheide die ihm vorkom— 
menden Rechtsſtreitigkeiten zu entjcheiden. 


6. Bon foldhen Gefeßen, welche die Handhabung der öffent: 
lihen Ordnung und der guten Sitten zum Zweck haben, können 
Verträge der Unterthanen feine Ausnahme begründen. 

Vgl. L.R.S. 577 bg. 686, 815, 900, 965, 1133, 1172, 1174, 1387—1389 
1453, 1521, 1538, 1628, 1660, 1674, 1780, 1811, 1819, 1828, 1837, 1855; 1965, 
2078, 2088, 2140, 

6a. Jeder Satz dieſes Geſetzbuchs jagt alles, was in Be- 
zug auf bürgerliche Rechtsverhältniffe in dem Umfang feiner 
Worte unmittelbar oder durch folgerichtige Ableitung gefun- 
den werden kann, jo weit nicht andere Süße deijelben im Wege 
ſtehen. 

9b. Was kein Satz dieſes Geſetzes geradezu oder folge— 
weiſe ſagt, iſt in Beziehung auf das bürgerliche Recht nicht Ge— 
ſetz mehr, möge es nun vorhin aus gemeinen oder Landesgeſetzen, 


pen, 
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aus Gewohnheiten oder Rechtsmeinungen als geſetzlich gegolten 
haben. 
Vgl. L. Einf.-Edikt $ 17; II. Einf.-Edikt $ 3. 


6c. Spätere allgemeine Geſetze Heben jene nicht auf, die 
für einzelne Gattungen der Staatsangehörigen oder ihrer Hand: 
lungen früher von der nämlichen Staatögewalt gegeben wur— 
den, ſoweit nicht die Abficht des Gejeges, auch) fie aufzuheben, ge: 
vadezu oder durch nothivendige Folge aus dent Verordneten darin 
ausgejprochen ift. 


6d. Das Herfommen kann niemals einen mutmaßlichen 
Willen des Gefeßgebers über Aufhebung der Freiheit der Hand— 
lungen, welche das geſchriebene Recht dem Staatsbürger läßt, oder 
über die Aufhebung der Wirkſamkeit der Geſetze ausdrüden, mithin 
weder Nechte Schaffen, noch abſchaffen; es drüdt aber für alle 
Fälle, wo die Art und Weiſe in dem Umfang und Gebrauch eines 
Nechts in Frage fteht, über welche Geſetze oder Verträge nicht 
Maaß geben, den muthmaßlichen Willen des Geſetzgebers oder 
der Vertragsperjonen aus, wenn es gehörig vereigenjchaftet und 
bewiejen tft. 

Vgl. L.R.S. 590, 663, 671, 674, 827e, 1135, 1169, 1648, 1736, 1753, 
1757, 1758, 1777, 2274a. Handelszesetzbuch Art. 1. 

He. Arltere Provinz: und Drtsgejege, welche ihre gie sliche 
Kraft durch dieſes Geſetzbuch verlieren, dienen als Urkunden des 
vorigen Herkommens da, wo es auf dieſes ankommen kann. 

Vgl. I. Einf,-Edikt $ 17, I. Einf.-Edikt $ 3. 


6f. Mebrigens gilt für Herkommen nur diejenige Handlungs: 
weiſe, welche zu verjchievenen Zeiten von verjchiedenen Berfonen, 
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in Meinung Recht zu thun, offenkundig, gleichartig und durch 
wenigjtens zehn Jahre ununterbrochen geübt ward. 


68. Natürliche Berbindlichkeiten, welche nicht mittelbar oder 
unmittelbar in das bürgerliche Geſetz aufgenommen find, wirken 
zwar weder Anfprache noch Forderung an Andere; fte wirken je- 
doch, daß derjenige, der ihnen gemäß etwas gethan oder gegeben 
bat, es nicht wieder anfechten oder zurücdrufen könne, wenn nicht 
die Befugnii dazu für jolchen Fall durch das bürgerliche Geſetz 
bejonders begründet ift. 

Vgl. L R.S. 1235, 1906 und 1967. (L.R.S. 319 gehört nicht hierher.) 


6h. Wo das Gejeb jagt, ein gewiſſer Vorgang ſolle Diele 
und jene Veränderung im Rechtsverhältnig der Staatsbürger nad) 
fich ziehen, da entſcheidet es damit nur die Pflicht des Richters, 
auf dieſe Veränderung zu erkennen, wirkt jedoch noch keineswegs die 
Rechtsfolgen einer folchen Veränderung für fi, und che das Er- 
fenntniß des Nichters gefucht und ertheilt worden iſt, wenn nicht 
dazu gejegt ift, daß eine Anordnung Fraft Geſetzes eintreten 
ſolle, diejes hat allein zur Folge, daß zu ihrer durchgängigen Wirk: 
famfeit es nichts weiter bevürfe. 


Vel. L.R.S. 305, 390, 393, 402, 476, 506, 724, 1004, 7006, 1213, 1251, 
1290, 1473, 1548, 1583, 1657, 1737, 1775. 


6i. Aenderungen in den veranlaffenden Umftäinden und Be: 
weggründen eines Geſetzes heben niemals deſſen Verbindlichkeit auf, 
jo lange ein neues Geſetz diefe Aufhebung nicht ausſpricht; wo es 
aber für einen einzelnen Fall zweifelhaft wird, ob er unter ein 
jolches Geſetz gehörig ſei, da mögen fie den Nichter zur Nichtan— 
wendung deſſelben beftimmen. 
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6k. Wird für gewiffe Willenzerflärungen, Berbindlichkeits- 
annahmen oder Beurfundungen ein beſtimmtes Verfahren von dem 
Geſetz vorgejchrieben, und es wird folches bei einem Rechtögejchäft 
mangelhaft befunden, jo wird die Wirkſamkeit oder Unwirkſamkeit 
deffelben im Ganzen und in einzelnen Theilen von dem Ermeſſen 
des Richters abhängig, das fi darnach beitimmt, ob und mie 
weit damit dennoch die Abficht des Geſetzes erreichbar jei; durch— 
gehends nichtig ift e8 nur alsdann, wann auf die Nichtbeobach- 
tung ausdrüdlih die Nichtigkeit gefegt, oder das Verfahren für 
eine nothwendige Feierlichkeit oder Förmlichkeit erflärt ift. 

Vgl. L.R.S. 931 und 932, 1001, 1100ab, 1394—97, 1443, 2074, 2127, 
nebst II. Eint.-Edikt $ 26; Reichs-Standesbeurkundungsgesetz $$ 1], 15 und 
41, Rechtspolizeigesetz $$ 43—62. 

61. Verbietet das Geſetz gewiſſe Willenserflärungen oder 
BVerbindlichfeitsübernahmen, es ſei nun durchaus oder unter Um— 
ftänden, jo iſt die damwider erfolgte Handlung nichtig, wenn fie 
das Gefe nicht für dennoch beftehend, oder für blos ftrafbar 


erklärt. 
Vgl. L.R.S. 184, 472, 791, 896, 1097, 1130, 1596, 1597, 1600. 


6m. Die Nichtigkeit aus der Webertretung eines Gejehes, 
welches eine Verbindlichfeitsübernahme auf gewiffe Summen be— 


ſchränkt, trifft nur das Ueberfchießende. 
Vgl. L.R.S. 2013. 


6n. Die Nichtigkeit aus der Uebertretung eines ſolchen Ge— 
jeßes, welche nur einen Theil eines vorliegenden Gejchäfts trifft, 
jchadet den übrigen Theilen nichts, wenn das Gejchäft theilbar ift, 


und theilweije beftehen kann. 
Vgl. L.R.S. 901 b, 1192. 
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60, Nichtigkeiten, welche das Geſetz Tediglih zum Bortheil 
einzelner Staatsbürger einführt, können nur allein von diejen, aud) 
von ihren Erben und Rechtsfolgern, ſofern ſolche nicht namentlich 
ausgejchloffen find, geltend gemacht werden, Feinesmegs von Gegen: 
betheiligten. 

Vgl. L.R.S. 139, 180, 182, 225, 1117, 1125, 1560: 





Grites Bud. 


Bon den Perjonen. 


Erfter Titel. 
Von dem Genuß und Berluft der bürgerlichen Rechte. 


Erſtes Kapitel. 
Von dem Genuß der bürgerlichen Rechte. 


7. Die Ausübung der bürgerlichen Rechte ift von der Eigen: 
ihaft eines Staat3bürgers unabhängig. Leßtere erwirbt und behält 
man nur nad den Vorfchriften der Staatsgrundgeſetze. 

Reichsgesetz vom 1. Juni 1870 (Bad. G.B. 1870 Beil. S. 136) über die 
Erwerbung und den Verlust der Reichs- und Staats-Angehörigkeit ($$ 1—1?) 
und Landesherrliche Vollzugs-Verordnung vom 28. Dezember 1870 (G.B. 
Nr. 73). 


8. Jeder Inländer fol der bürgerlichen Rechte genießen. 
Vgl, Reichsverfassung vom 16. April 1871 (Bad, G.B. 1871 Nr. 16) 
Art. 3, und VI, Constitutionsedikt $ 7. 


*9 Mer im Lande von einem Fremden geboren tft, ift berechtigt, 
innerhalb eines Jahres nad feiner Volljährigkeit die rechtliche Eigenjchaft 
eines Inländers in Anfpruch zu nehmen; nur muß er zugleich, wenn er im 
Lande fisy aufhält, erklären, daß er darin feinen Wohnfig aufzuiclagen ge— 
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bente, und wenn er in einem fremden Lande ſich befindet, das Verſprechen von 
fih geben, daß er jeinen Wohnfig im Lande aufihlagen wolle und in Jahres 
frift nah gethanem Verſprechen ſich wirflid dort nieverlaflen, 

*9 a. Diejer Aniprud unterliegt jedoch dem Ermefjen der Staatöre- 
gierung über defjen Zulafjung oder Verweigerung, jo oft diejer Fremde in 
einem andern Staate ein angeborenes Staatsbürgerreht oder ſichere Hei— 
math bat, 


*10. Jedes Kind, das in einem fremden Lande von einem biefigen In— 
länder geboren wird, iſt Jnländer. 

Hatte der Vater die rechtliche Eigenihaft eines Inländers verloren, fo 
fann das Kind allezeit durch Erfüllung der im Iten Sag vorgefchriebenen Bes 
dingungen dieſe Eigenfhaft wieder erlangen. 

Die L.R.S. 9. 9a u. 10 sind aufgehoben durch das zu L.R.S. 7 ange- 
führte Reichsgesetz ($ 26). 

x 11. Der Fremde genießt im Lande die gleichen bürger- 
lihen Rechte, welche da3 Ausland, zu welchem er gehört, dem 
Liefigen durch Verträge eingeräumt Hat, oder einräumen wird. 

Vgl. VI. Konstitutionsedikt $$ 1—6; L.R.S. 726, 912, 980, Rechts- 
pulizeigesetz 5 48. 

Gesetz über den Vermögenserwerb der Ausländer 
vom 4. Juni 1864 (R.B. Nr. 24). 

$1. Die Ausländer haben das Recht, liegendes und 
fahrendes Vermögen im Inlande auf gleiche Weise wie Inlän- 
der zu erwerben und zu besitzen, dasselbe zu vererben und 
darüber unter Lebenden und auf den Todesfall zu verfügen. 

Die entgegenstehenden Bestimmungen der seitherigen Ge- 
setzgebung, insbesondere der L.R.S. 726, 912 des $ 2 lit. J. 
und $ 7 lit. a des VI. Konstitutionsedikts vom 4. Juni 1808 
sind aufgehoben. 

$ 2. Wenn die Gegenstände einer Verlassenschaft oder 
Schenkung theils im Inlande und theils im Anslande sich be- 

3* 
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finden, und von den letzteren Inländer wegen ihrer Eigenschaft : 
als Fremde ausgeschlossen sind, so sollen sie hiefür aus dem 
Antheile der sie ausschliessonden Ausländer in den im Inlande 
befindlichen Bestandtheilen desselben Vermögens Vergütung 
erhalten. 


*12. Eine Fremde, die fih mit einem Inländer verheirathet, folgt dem 
Zuftand ihres Mannes. 
Ersetzt durch $ 5 des zu L.R.S. 7 angeführten Reichsgesetzes. 


X13. Der Fremde, dem der Staatäherrfcher erlaubt, feinen 
Wohnſitz im Lande aufzufhlagen, joll, jo lange er dafelbft wohnt, 
aller bürgerlichen Rechte genießen. 

Vgl. L.R.S. 11; VI. Konstitutionsedikt $ 5; Gesetz vom 5. Mai 1870 
(G.B. Nr. 32) über das Aufenthaltsrecht. 


+14. Der Fremde, auch wenn er auswärts fih wieder aufhält, kann vor 
die inländijhen Gerihte geladen werben, um Berbinblichfeiten zu erfüllen, 
die er im Lande gegen einen Inländer übernommen bat. Er kann ebenfalls 
vor inländijche Berichte wegen jolder Berbinblichleiten gezogen werben, 
die er in einem fremden Lande gegen einen Inländer eingegangen hat. 

Aufgehoben durch Landesherrliche V.O. vom 10. Febr. 1815, R.B. 
Nr. 2. 


15. Ein Inländer kann im Lande vor Gericht gezogen wer: 
den, wegen DVerbindlichkeiten, weldhe er in einem fremden Lande, 
jelbft mit einem Fremden eingegangen hat. 


Vgl. VI. Konstitutionsedikt $ 13b (Anh. A, 2 e); R.C.P.O. $$ 12 
und 13. 


+16. Jeder fremde Kläger muß ohne Unterſchied der Gegenftände (nur 
Handlungsjahen ausgenommen) für den Erjag ber Prozeßkoſten, auch für 
etwaige Entihädigung Sicherheit ftellen, e3 fei denn, daß er Liegenfchaften im 
Lande befige, deren Werth dieje Zahlungen ficher ftellt. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Ein‘,-Gesetzes zu den Reiehsjustiz- 
gesetzen. Vgl. R.C.P.O. $ 102. 





LER. 1.8 12. Bürgerliche Rechte, 87 


weites Kapitel. 
Bon dem Berluft der bürgerlihen Rechte. 


*Grfter Abſchnitt. 


Don dem Berluft der bürgerlihen Rechte, in jo weit er aus dem 
Verluft der rechtlichen Eigenjchaft eines Inländers entjteht. 


* 17. Man hört auf, Inländer zu fein; 
1) durd da3 Staatsbürgerredht, das man in einem fremden Lande 
erlangt; ‚ 

2) durd eine von dem Staatsherrſcher nicht genehmigte Annahme 
öffentliher, von einer fremden Regierung übertragener Amtö- 
verridtungen; 

3) enblih durch jede Niederlaffung in einem fremben Lande ohne 
Abſicht, zurüdzulehren. 

Eine Handelsniederlafjung gilt niemals ee Abſicht, nicht zurückzu— 
lehren. 


* 18. Ein Inländer, der dieſe rechtliche Eigenſchaft verloren hat, kann 
ſie jederzeit wieder erlangen, wenn er mit Erlaubniß des Staatsherrſchers 
ins Land zurückkehrt, und erklärt, daß er ſich daſelbſt ſetzen wolle, und 
daß er auf jede mit den inländiſchen Geſetzen in Widerſpruch ſtehende Aus— 
zeichnung Verzicht thue. 

*19. Eine Inländerin, die einen Fremden heirathet, folgt dem Zuſtande 
ihres Mannes. 

Verliert ſie ihren Mann, ſo erhält ſie die rechtliche Eigenſchaft einer In— 
länderin wieder, vorausgeſetzt, daß ſie entweder noch im Lande ſich aufhält, 
oder mit obrigkeitlicher Erlaubniß dahin zurückkehrt, und erklärt, daß ſie ſich 
dort ſetzen wolle. 

*20. Wer in den Fällen des 10., 18. und 19. Satzes bie rechtliche Eigen— 
Ihaft eines Inländers wieder erhält, kann fie nicht cher geltend madhen, als 
bis er die Bedingungen diefer Säge erfüllt, und nur um ſolche Rechte auszu— 
üben, die ihm nach diefem Zeitpunkt anfallen. 

*21. Ein Inländer, der ohne Erlaubniß des Staatsherrſchers Kriegs- 
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dienfte im Auslande nimmt, oder einer fremben Kriegskörperſchaft fih ein 
verleiben läßt, verliert das Recht eines Inländers, 

Er kann nur mit Erlaubniß des Staatöherrfhers ins Land zurüdfehren 
und das Eingeborenheitörcht nur dann wieder erhalten, wenn er bie Bes 
dingungen erfüllt, die deßfalls dem Fremden auferlegt find ; alles mit Vorbehalt 
der gejeglihen Strafen wider jene Eingebornen, die wider ihr Vaterland die 
Waffen getragen haben, oder fie in der Folge tragen werben. 

Die L.R.S. 17—21 sind aufgehoben durch das zu L.R.S. 7 angeführte 
Reichsgesetz ($$ 13—23 u. 26). 


7 Zweiter Abſchnitt. 


Bon dem Verluft der bürgerlichen Rechte, als Folge gerichtlicher 
Verurteilung. 
Die L.R.S: 22—33 über den bürgerlichen Tod sind aufgehoben durch 
$ 21 des Gesetzes vom 6. März 1845 über die privatrechtlichen Folgen der 
Verbrechen. 


+ weiter Titel. 


Bon den Beurfundungen des bürgerlichen Standes. 

Die L.R.S. 34—101 sowie $ 6 des II. Einf.-Edikts und das Edikt' vom 
29. Mai 1811 (R.B. Nr. 16) über Einrichtung und Beweiskraft der Standes- 
bücher sind aufgehoben durch $ 101 des Badischen Standesbeurkundungs- 
gesctzes vom 21. Dezember 1869 (R.B. Nr. 40) und nunmehr ersetzt durch 
das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personen- 
standes und die Eheschliessung nebst Badischem Einführungsgesetze vom 
9. Dezember 1875 (G.B. Nr. 34) und Landesherrl. Verordnung über Namens- 
veränderungen vom 16. Dezember 1875 (G.B. Nr. 38). 


Dritter Titel. 
Bon dem Wohnſitz. 
102. Der Wohnfig eines jeden Inländers in Beziehung auf 
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die Ausübung feiner bürgerlichen Rechte ift da, wo er feine Haupt: 
niederlafjung hat. 

Vgl. R.CP.O. $$ 13—16. R.St.P.O. $$ 8 u. 11. 

102a. Ber Ort3:Herr, oder Orts- ingleihen Shug:-Bürger 
it, bei dem gilt der Drt, wo der ortäherrliche Sit ift, oder wo 
da3 Ortsſaſſenrecht bejtcht, immer für die Hauptniederldffung. 

Grundherrn : Edikte vom 22. April 1824 (R.B. Nr. 11). 

Ortsbürgerrecht: $ 7a der Städteordnung vom M. Juni 1874 (G.B. 
Nr. 27); $$ 4 u. flg. des Bürgerrechts-Gesetzes (neueste Fassung von 1870). 
Schutzbürger gibt es nicht mehr ($ 2 der Gemeindeordnung und $ 2 des 
Gesetzes vom 4. Oktober 1862 (R.B. Nr. 48) über die bürgerliche Gleich- 
stellung der Israeliten). 

><102b. Wo die Niederlaffung nicht entjcheidend wäre, da 
it auf den Geburtstag, und bei deſſen Unbefanntfchaft auf den 
jüngfter Aufenthalt zu jehen. 

vgl. R.C.P.O. $ 18. R.St.P.O. $ 8 Abs. 2. 

103. Eine Veränderung des Wohnfites erfolgt, wenn jemand 
anderswo jeine Wohnung wirklich nimmt, und zugleich die Abſicht 
hat, jeine Hauptniederlaffung dahin zu verlegen. 

104. Der Beweis diefer Abficht ergibt fi) aus einer aus: 
drüdlichen Erklärung, die bei dem Geriht des Orts, den man 
verläßt, ſowohl al3 bei jenem de3 Drt3, wohin man feine Wohnung 
verlegt, gemacht wird. 

Verordnung über dle Anzeigen von Wohnungsveränderungen vom 
11. Juni 1870 (G.B. Nr, 43). 

105. Iſt feine ausprüdliche Erklärung vorhanden. fo hängt 
der Beweis der Abfiht von den Umftänden ab. 


106. Der Staatsbürger, der zu einem öffentlichen Amt be— 
rufen wird, das auf Zeit beſchränkt oder auf Widerruf verliehen 
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ift, behält den Wohnſitz, den er vorher hatte, wenn er nicht eine 
“ andere Gefinnung an Tag Iegt. 


107. Die Annahme eines Amts, das unbeftimmt oder auf 
Lebenszeit verliehen ift, zieht bei dem Diener die Verlegung feines 
Wohnfiges an den Drt, wo er fein Amt ausüben muß, unmittel- 


bar nach ſich. 


Vgl. Reichsgesetz über die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten, v. 
31. März 1873; Staatediener-Edikt v. 30. Januar 1819 (R.B. Nr. 4); Gesetz 
vom 26. Mal 1876 (G.B, Nr. 21) über die dienstlichen Verhältnisse der An- 
gestellten, 

107 a. Ausgenommen find jene, welche ein befonderes Orts— 
oder Schugbürgerreht im Lande haben, und diefes neben dem 
Dienft beibehalten, ſowie Ortsherrn des Landes. 

Vgl. L.R.S. 102 a. nebst Zusätzen. 

4108. Eine Ehefrau hat Feinen andern Wohnfig als jenen 
ihres Mannes. Der Minderjährige, der nicht gewaltsentlaſſen ift, 
hat feinen Wohnſitz bei feinen Eltern oder dem Bormund, und der 
Volljährige, der mundlos, (d. i. entmündigt oder mundtodt) ift, 
den jeinigen auch bei feinem Vormund. 

Val. R.C.P.O. $ 17; L.R.S. 214, 388 u. flg., 476 u. flg., 489, 509, 513a. 

109. Bolljährige, welche bei Andern dienen oder ftändig 
arbeiten, haben mit der Perſon, welcher fie dienen oder arbeiten, 
einerlei Wohnfig, wenn fie an dem nämlichen Drt und in einem 
Haus derjelben ſich aufhalten. 

Vgl. R.C.P.O. $ 21. 

110. Der Drt, wo ein Erbe zufällt, wird durch den Wohnfit 


beftimmt. 
Vgl. R.C.P.O. $ 28; L.R.8. 770, 784, 793, 812; Rechtspolizeigesetz $ 26, 
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+ 110a. Wer übrigens Richter des Wohnfiges ſei, ift verſchieden, je 
nachdem ein Bellagter amts- oder fanzleifäßig ift, indem im erftern Kal der 


ordentliche Unterrichter des Orts, im andern ber Provinzoberrichter darunter 
zu verftehen ijt, 


Aufgehoben durch das Gesetz über Aufhebung der befreiten Gerichts- 
stände v. 25. Februar 1851 (R.B. Nr. 13). 


x111. Wird von den Betheiligten oder auch von einem aus 
ihnen für einen Vertrag, zur Vollziehung defjelben, ein Wohnſitz 
an einem Ort erwählt, wo ihr wirfliher Wohnfig nicht ift, jo 
finden die Behändigungen, die Klagen und das weitere Verfahren, 
das fich auf dieſen Vertrag bezieht, an dem verglichenen Wohnfit 
und vor dem Richter deffelben jtatt. 


Vgl. B.C.P.O. $$ 29 u. 38, Einf.-Ges. zur R.C.P.O. $ 15 Ziff. 5, wonach 
L.R.S. 111 nur noch hinsichtlich der Zustellungen gilt; L.RS. 1258 Z. 6, 
1264, 2148 Z. 1, 2152, 2156, 2183. 


+ 111a. In diejem Falle ift aud ftet3, ohne Unterfchied ber Kanzlei— 
oder Amtsjäßigkeit, der Unterrichter des Orts zu verftehen, wenn nicht nament— 
lich ein anderes ausgemacht it. 


Aufgehoben wie L.R.S. 110a. 


Vierter Titel. 
Bon den Abmwejenden. 


111b. Der Abweſende bleibt in Bezug auf feine Rechtsver- 
tretung, Gefhäftsführung und Vermögensverwaltung feiner Sorg— 
falt eben jo wie ein Anweſender überlaffen, jo lang er nicht vermißt 
wird, oder verjhollen ift. 

Vgl. L.R.S. 819 u. 838, 
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Erſtes Kapitel. 


Von den Vermißten. 


x12. Wenn die Nothwendigkeit eintritt, für die Verwaltung 
aller oder einiger Güter zu ſorgen, die ein Abweſender zurückgelaſſen 
hat, weil er vermißt wird (indem man nicht weiß. wo er hinge— 
fommen), und er feinen bevollmächtigten Geſchäftsführer hat, jo ſoll 
deffen ordentlicher Richter auf Begehren der Betheiligten hierüber 


das Nöthige nah Erforderniß der Umjtände verfügen. 
Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 5; L.R.S. 113, 121 u. 122. 


x 113. Auf da3 Geſuch derjenigen Partei, die ſich zuerft 
deßmwegen anmeldet, ertheilt der Richter einem Rechtsbeiftand den 
Auftrag, diejenigen, die vermißt werden, bei den Vermögensver- 
zeichnungen, Rechnungsabnahmen; Theilungen und Richtigftelungen 


der Forderungen und Schulden, welche fie betreffen, zu vertreten. 
Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 2 Ziff. 1; Gerichtsnotariatsordnung $$ 39—43. 
R.St.P.O. $ 334. 


* 114. Der Kronanwalt bat ben bejonderen Auftrag, für den Vortheil 
ber vermißten Perſonen zu wachen, und er joll von jedem Begehren, das fie 
betrifft, in Senntniß gejegt werden. 

Ausser Wirksamkeit nach $ 4 des II. Einf.Edikts und $ 25 des Rechts- 
polizeigesetzes, 


Bweites Kapitel. 
Bon der Berjhollenheitserflärung. 


115. Wenn eine Berfon an dem Drt ihres Wohnfites und 
ihres gewöhnlichen Aufenthalts nicht mehr erjcheint, und vier Jahre 
abgelaufen find, ſeitdem Feine Nachricht von ihr eingegangen ift, jo 
fünnen die Betheiligten ih an deren Gerichtöbehörde wenden, damit 
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ihre Abwejenheit an unbekannten Orten anerkannt, mithin fie für 
verjchollen erklärt werde. 

Vgl. L.R.S. 121 u. 122; Rechtspolizeigesetz $& 5. 

x 116. Um diefe Abmwejenheit außer Zweifel zu feten, fol 
jene Behörde, nach vorgelegten jchriftlichen Beweifen verordnen, 
daß nad Vernehmung des Kronanwalts Über das Gefuh, in dem Be: 
zirk des MWohnfises, und in jenem des gewöhnlichen Aufenthalts, 
wenn beide von einander verjchieden find, eine Kundichaftserhebung 
angejtellt werde. 

Rechtspolizeigesetz $$ 7—8a. u. $ 25. 

117. Uebrigens ſoll das Gericht zum Behuf der Entfcheidung 
über das Gefuh, auf die Beweggründe der Abmwefenheit und auf 
die Urjachen Rüdficht nehmen, die verhindert haben mögen, das; 
man von der vermißten Perſon feine Nachricht erhielt. 

+118. Der Kronanmalt joll die Vorbeſcheide ſowohl als die Endbeſcheide 
fobald fie erlafien find, dem Juſtizminiſter einfenden, ber für ihre allgemeine 
Kundwerdung forgen muß. 

Aufgehoben und ersetzt durch $ 9 des Rechtspolizeigesetzes. 

119. Der Beicheid, wodurch jemand für verfchollen erflärt 
wird, ſoll nicht eher, als ein Jahr nad) dem Beſcheid, wodurch 
auf Kundfchaftserhebung erkannt wurde, ausgefprochen werden. 


Driftes Kapitel. 
Bon den Wirkungen der Verjchollenpheit. 
Erſter Abſchnitt. 
Von den Wirkungen der Verſchollenheit auf die Güter, welche der 
Abweſende am Tage ſeiner Entfernung beſaß. 
120. Wo der Abweſende keine Vollmacht zur Verwaltung 
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ſeines Vermögens zurückgelaſſen hat, da können diejenigen, die am 
Tage, wo er vermißt wurde oder von ihm die letzte Nachricht ein— 
lief, ſeine muthmaßlichen Erben waren, kraft des Endurtheils, das 
ihn für verſchollen erklärt, ſich in den fürſorglichen Beſitz alles 
Vermögens einfetzen laſſen, welches dem Abweſenden am Tage 
ſeiner Abreiſe oder der letzten Nachricht von ihm gehörte. Sie 
ſind aber verbunden, für die gute Führung ihrer Verwaltung 
Sicherheit zu leiſten. 

Vgl. Rechtsbelehrung des Justizminist. vom 8. April 1875 (G.B. Nr. 16), 
Gerichtsnotariatsordnung $ 44; XNotariatsordnung $ 215; Instruction zur 


Führung der Grund- und Pfandbücher $ 101; Uebereinkunft mit Hessen 
(R.B. 1832 Nr. 24, bezw. G.B. 1872 Nr. 3). 


120 a. Hätten inzwifchen vor diefer urtheilsmäßigen Beſitz— 
nahme näher berechtigte, gefegliche Erben zu ihren Gunften Ein- 
ſprache gethan und obgefiegt, jo gehört dieſen der fürjorgliche 
Beſitz. 


121. Hat der Abweſende eine Vollmacht zurückgelaſſen, ſo 
können ſeine muthmaßlichen Erben auf die Erklärung, daß er ver: 
Ichollen jei, und auf die Einweifung in den fürforglichen Beſitz 
nicht eher antragen, al3 zehn Jahre nach feiner Entfernung, oder 
nach der leßten von ihm eingegangenen Nachricht. 

vgl. L.R.S. 115 u. 1984 u. flg. 


122. Das Nämlihe fol ftattfinden, wenn die Vollmacht 


erlojchen ift, und in diefem Fall fol für die Berwaltung der Güter 


des Abweſenden indeſſen jo geforgt werden, wie im erften Kapitel 
beftimmt ift. 


Vgl. L.R,S. 112, 3003. 
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123. Sobald die muthmaßlichen Erben die Einweiſung in 
den fürjorglichen Befig erlangt haben, joll auf Begehren der Be- 
theiligten oder des Kronanmwalts bei Gericht der letzte Wille, wenn 
einer vorhanden it, eröffnet werden, und die Erb: und Vermächt— 
nißnehmer, die Beichenkten, ſowie Alle, die auf die Güter des Ver: 
Ihollenen irgend einen auf feinen Tod bedingten Anſpruch hatten, 
ſollen zur fürforglichen Ausübung ihrer Rechte zugelaffen werden, 
jedoh unter dem Beding, daß fie Sicherheit ftellen. 

Vgl. L.R.S. 120; Rechtspolizeigesetz $ 25; Gerichtsnotariatsordnung 
$ 23; Notariatsordnung $ 86. 

-124. Der Ehegatte, der mit dem Verſchollenen im einer 
Gütergemeinfhaft lebte, und diefe Gemeinfhaft fortfegen will, 
ift befugt, die fürjorgliche Einweifung. und die fürjorgliche Aus: 
übung aller auf dem Tode des Verfchollenen beruhenden Rechte 
zu verhindern, und vorzugsmweife die Verwaltung der Güter des 
Abweſenden zu übernehmen over fortzufegen. Berlangt hingegen 
der Ehegatte die fürjorgliche Aufhebung der Gütergemeinjchaft, 
fo mag er feine Befugniffe wegen Zurüdnahme feines Beibringens 
und alle feine gefeglichen und vertraggmäßigen Rechte ausüben 
unter der Bedingung, Sicherheit für diejenigen Sachen zu ftellen, 
die zur MWiedererftattung geeignet find. 


Eine Ehefrau, melde fich für die Fortjegung der Güterge- 
meinjchaft erklärte, behält jedod) das Recht, in der Folge wieder 
auf folche zu verzichten. 

Vgl. L.R.S. 120 nebst Zusätzen, 1441, 1453, 1467, 1492 u. ig. 

125. Der fürforgliche Befts ift nur Anvertrauung fremden 
Guts, welche dem Gefiter die Verwaltung der Güter des Abwe— 
jenden einräumt, und ihn zur Nechnungsablegung für den Fall 
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verbindet, da der Abweſende wieder erſcheint oder man Nachrichten 
von ihm erhält. 


Vgl. L.R.S. 127 u. fig. 


x 126. Diejenigen, welche die fürforgliche Einweifung erlangt 
haben, oder der Ehegatte, der ſich für die Fortfegung der Güterge- 
meinjchaft erklärt, müfjen unter Mitwirkung des Kronanwalts oder eines 
von ihm dazu aufgeforderten Ortsvorgefegten zur Aujzeihnung der Fahr: 
niß und der Rechtsurkunden des Abweſenden ſchreiten laſſen. 

Das Gericht läßt nach Befinden die Fahınig ganz oder zum 
Theil veräußern. Wird fie verkauft, jo foll der Betrag, jo wie 
jener der zu folcher Zeit fälligen Früchte, wieder angelegt werden. 


Diejenigen, welche die fürſorgliche Einweifung erlangt haben, 
fünnen zu ihrer Sicherheit darauf antragen, daß die liegenden 
Güter durch einen von dem Gericht hiezu ernannten Sachverſtän— 
digen in Augenjchein genommmen werden, um ihren Zuftand zu 
beweifen. Sein Bericht ſoll unter Mitwirkung des Kronanwalts Von 
dem Gericht bejtätigt, der Koftenbetrag aber aus dem Vermögen 
des Abweſenden beftritten werden. 


Rechtspolizeigesetz $ 25, 5 26 Z. 2 -u. $ 64. KNotariatsordnung $ 122 
2. 2, $ 139, $ 195 Z. 1; Dienstweisung für Waisenrichter $ 26. Vgl. L.R.S. 
1730 u. 1731. 


127. Diejenigen, die zufolge der fürforglihen Einweiſung 
oder der gejeglichen Verwaltung den Genuß der Güter des Ver: 
Icholfenen erlangen, find ihm, wenn er wieder erjcheint, ehe von 
dem Tag feiner Entfernung an zu rechnen fünfzehn Jahre ver— 
ftrichen find, nur ein Fünftel, erjcheint er aber erjt nach fünfzehn 
Jahren, mur ein Zehntel der Ginkünfte zu erſetzen verbunden. 
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Nach einer Abwefenheit von dreißig Jahren follen die Ein- 
fünfte ihnen ganz verbleiben. 


127 a. Die Einzumeifenden können gleich bei der Einmeifung 
verlangen, daß durch obrigfeitlich verordnete Schäßung nad einem 
gelinden Mittelertrag die Summe der Einkünfte vom Jahr feit 
beftimmt werde, wo. alsdann darnach ihre Erjagjchuldigkeit ſich 
richtet. 

Vgl. L.R.S. 126 Abs. 3. 

127 b. Der Mittelertrag des zinsbar anzulegenden Ber: 
mögenstheil3 foll überall auf vier vom Hundert angejchlagen 
werden. 


128. Alle diejenigen, die nur kraft einer fürſorglichen Ein- 
weiſung den Genuß haben, Fünnen die Liegenjchaften des Ver— 
ſchollenen weder veräußern noch verpfänden. 

Vgl. L.R.S. 2124 u. 2126. 


129. Die Sicherftellung foll aufgehoben werden, und jeder 
Mitberechtigte darauf auftragen dürfen, daß das Vermögen getheilt 
und die fürjorgliche Einweiſung in den Befis durch die Obrigkeit 
für endgültig erklärt wurde, jobald feit ihrer Anordnung oder von 
dem Zeitpunkt au, da die Verwaltung der Güter des BVerfchollenen 
von dem Ehegatten übernommen wurde, der in ehelicher Güterge- 
meinjchaft mit ihm gelebt Hatte, die Berjchollenheit noch dreißig 
Fahre gedauert hat, oder wenn hundert Jahre von der Geburt des 


Abweſenden an, verflofjen find. 
Vl. LR.S. 815 u. flg. 


129 a. Wenn Jemand aus Anlaß einer ſolchen Begebenheit 
vermigt wurde, wotaus für den Richter die Ueberzeugung feines 
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Todes hervorgeht, ohne doch ihn ordnungsmäßig erheben zu können, 
ſo reichen zehn Jahre der Abweſenheit, von obigem Zeitpunkt an 
gerechnet, dazu hin. 

130. Wird erwieſen, an welchem Tage der Abweſende ge— 
ſtorben ſei, ſo fällt ſeine Verlaſſenſchaft jenen Erben an, welche zu 
der Todeszeit die nächſten ſind, und wären dieſes andere Perſonen 
als diejenigen, welche den Genuß des Vermögens des Verſchollenen 
gehabt haben, ſo ſind letztere gehalten, es an jene wieder auszuliefern, 
jedoch mit Ausnahme der Einkünfte, die fie kraft des 127. Satzes 
erworben haben. 


131. Erſcheint der Abweſende wieder, oder e3 wird während 
der fürforgliden Einweifung dargethan, daß er noch lebt, jo Hören 
die Wirkungen des Urtheil3 auf, das ihn als verjchollen erklärt 
hatte, und nur die im erjten Kapitel für die Verwaltung diefer 
Güter vorgejchriebenen, auf deren Erhaltung, zielenden Maßregeln 


mögen noch eintreten. 
Vgl. L.R.S. 112, 113. 


13la. Jedoch wird auf den bloßen Beweis feines Lebens 
nur für den Fall die fürſorgliche Einweiſung wirklih aufgehoben, 
wenn ein. an den Richter eingereichtes Begehren defjelben, jene 
Airkungslofigkeit für eingetreten zu erklären, oder jonjt eine An- 
ordnung über jein Vermögen mit- oder nachfolgt. 

Rechtspolizeigesetz $ 1. 


132. Wenn felbft nach der endgültigen Einmweifung der Ab- 
wefende wieder erfcheint, oder auf gedachte Art als lebend erwieſen 
wird, jo ſoll er feine Güter in dem Stand, worin fie fih alsdanır 
noch befinden werden, auch den Erlös aus denjenigeu, die veräußert 
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jein mögen, oder die Güter, die aus ſolchem Erlös wieder ange: 
Ihafft worden find, zurüderhalten. 

133. Eheliche Leibeserben des Abmwefenden find ebenfalls be- 
techtigt, in dreißig Jahren von der endgültigen Einweifung an die 
Zurüdgabe feiner Güter zu verlangen, wie in dem vorhergehenden 
Sat beſtimmt ift, jo meit fie erbfähig find. 

Vgl. L.R.S. 725 u. flg., 745 u. 2262. 

134. Nach erlaffenem Beicheid, daß jemand verfchollen fei, 
kann jeder, der einige Rechte auf den Abwejenden Hat, fie nur 
wider diejenigen geltend machen, die in den Beſitz feiner Güter 
eingewiefen Jind, oder die gejetliche Verwaltung derfelben haben, 

Vgl. L.R.S. 1% u. 1%. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon den Wirkungen der Berfchollenheit*) in Beziehung auf einft- 
malige .Rechte, die dem Abwejenden zuftehen können. 
*) Im französischen Urtexte „absence‘,(Abwesenheit). 


135. Wer ein eigenes Recht aus dem Anfall an eine jolche 
Perjon ableitet, deren Dafein nicht anerfannt ift, muß den Beweis 
führen, daß diefe Berjon in dem Zeitpunkte noch lebte, da das 
Recht ihr eröffnet wurde; jo lange er diejfen Beweis nicht liefert, 
ift feine Klage verwerflich. 

Vgl. L.R.S. 744, 1039. 

136. Wird eine Erbfchaft erledigt, wozu jemand berufen ift, 
deffen Dafein nicht anerkannt ift, jo fällt der Nachlaß indefjen 
ausſchließlich auf diejenigen, mit welchen er die Erbichaft zu 
theilen gehabt haben würde, oder die dazu gelangt jein würden, 
wenn er nicht wäre. 

Notariatsordnung $$ 131 u. 132, 
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137. Die Verfügungen der beiden vorhergehenden Sätze he: 
ben die Klage auf Erbichaftsherausgabe und auf andere Rechte 
nicht auf, die dem Abwejenden oder feinen Erben und Erbver: 
tretern oder Rechtöfolgern zuftehen mögen, al3 welche nur mit Um— 
lauf der Verjährungszeit erlöfchen. 

vgl. L.R.S, 789 u. 2262. | 

135. So lange der Berfchollene nicht wiederfommt, oder jene 
Klagen von jeinetwegen nicht angeftellt werden, machen diejenigen, 
welche die Erbjchaft in Empfang genommen haben, die redlicher: 
weile erhobenen Früchte fich eigen. 

Vgl, L.R.$. 549, 550, 

Dritter Abſchnitt. 


Bon den Wirkungen der Berjchollenheit, in Hinficht auf die Ehe. 

139. Hat der zurüdgebliebene Ehegatte eines Verſchollenen, 
ohne gejchieden zu fein, eine neue Eheverbindung gefchloffen, fo iſt 
e3 jenem Berfchollenen allein gejtattet, dieſe Ehe, ſei es in Perſon 
oder durch einen Bevollmächtigten, der mit dejjen Lebensſchein ver: 
jehen ift, anzufechten. 

Vgl. L,R.S. 184, 188 u, 232 a. 

140. Hat der verfchollene Ehegatte überall Feine erbfähigen 
Berwandten zurücdgelaffen, jo kann der andere Ehegatte auf Ein: 
weiſung in den fürforglichen Beſitz as Vermögens antragen. 

Vgl. L.RS, 723 u. 767, 

Viertes Kapitel. 
Bon der Auffiht über minderjährige Kinder, Deren 
Vater verſchollen tft. 

141. Die Mutter hat, wenn der Vater abweſend iſt, und 

minderjährige Kinder aus ihrer gemeinſchaftlichen Ehe da ſind 
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über ſie die Obſorge und alle Rechte des Vaters auf deren Er— 


ziehung, auch Vermögensverwaltung. 
Vgl. L.R.S. 372, 384, 380. 


142. Sechs Monate nach dem Vermiffen des Vaters, wenn 
die Mutter damals ſchon todt war, oder ſobald fie in der Folge 
jtürbe, ehe der Vater für verholfen erflärt ijt, wird die Objorge 
über die Kinder von dem Yamilienrath den nächiten Noreltewm, 
oder in deren Ermangelung einem fürſorglich augeordneten Tor: 


mund aufgetragen. 
Vgl. L.R.S. 402—405; Rechtspolizeigesetz $ 2 Ziff. 2. 


143. Eben jo ſoll e3 gehalten werden bei den minder: 
jährigen Kindern eines verfhollenen Ehegatten aus einer vor— 
berigen Ehe: 


Fünfter Titel. 
Bon der Ehe. 


Erftes Kapitel. 
Bon den Eigenfhaften und Bedingungen, — er⸗ 
forderlich ſind, um eine Ehe ſchließen zu können. 


Die L.R.S. 144—159 und 161—164 b sind aufgehoben durch $ 12. 2 
des Bad. Einf -Gesetzes vom 9. Dez. 1875 (G.B. Nr. 34) zu dem Reichsge- 
setze vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personenstandes und 
die Eheschliessung. Der $ 13 dieses Einf,-Gesetzes lautet: ‚Aus dem Ehe- 
verlöbniss findet eine Klage nicht 'statt, * 


Reichs-Standesbeurkundungsgesetz. 
8'238. Zur Eheschliessung ist die Einwilligung und die 


Ehemündigkeit der Eheschliessenden erforderlich. 
4* 
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Die Ehemündirkeit des männlichen Geschlechts tritt mit 
dem vollendeten zwanzigsten Lebensjahr, die des weiblichen 
Geschlechts mit dem vollendeten sechszehnten Lebensjahre ein. 
Dispensation ist zulässig. 

$ 29. Eheliche Kinder bedürfen zur Eheschliessung, so 
lange der Sohn das 25ste, die Tochter das 24ste Lebensjahr 
nicht vollendet hat, der Einwilligung des Vaters, nach dem 
Tode des Vaters der Einwilligung der Mutter und, wenn sie 
minderjährig sind, auch des Vormundes,. 

Sind beide Eltern verstorben, so bedürfen Minderjährige 
der Einwilligung des Vormundes. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter steht es gleich, 
wenn dieselben zur Abgabe einer Erklärung dauernd ausser 
Stande sind, oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt ist. 

Eine Einwilligung des Vormundes ist für diejenigen Min- 
derjährigen nicht erforderlich, welche nach Landesrecht einer 
Vormundschaft nieht unterliegen. 


Inwiefern die Wirksamkeit einer Vormundschaftsbehörde 
oder eines Familienrathes stattfindet, bestimmt sich nach Lan- 
desrecht. 


160. Wurde nad) dem Tode des Vaters eine Normundichaft 
bejtellt, jo bedürfen minderjährige Kinder außer der Einwilligung 
der Mutter in die Ehe auch diejenige des vom Yamilienrathe er: 
mächtigten Vormundes. 

Sind beide Eltern geftorben oder zur Abgabe einer Erklärung 
dauernd außer Stand, oder ift ihr Aufenthalt dauernd unbefannt, 
jo können Söhne oder Töchter, jo lange fie nicht 21 Jahre alt 
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find, nicht heirathen, ohne daß der Normund mit Ermächtigung 
des Familienraths die Eheeinwilligung ertbeilte. 

Neue Fassung nach $ 2a des Bad. Einf.-Gesetzes vom 9. Dezbr. 1875 
(G.B. Nr. 34). Vgl. L.R.S. 390, 394—396, 405 u, lg. Rechtspolizeigesetz 
$ 2 Ziff. 2. ; 
Reichs-Standesbeurkundungsgesetz. 

$S 30. Auf uneheliche Kinder finden die im vorhergehen- 
den $ für vaterlose cheliche Kinder gegebenen Bestimmungen 
Anwendung. 

$ 31. Bei angenommenen Kindern tritt an die Stelle des 
Vaters ($ 29) derjenige, welcher an Kindesstatt angenommen 
hat. Diese Bestimmung findet in denjenigen Theilen des Bun- 
desgebiets keine Anwendung, in welchen durch eine Annahme 
an Kindesstatt die Rechte der väterlichen Gewalt nicht be- 
gründet werden können. 

$ 32. Im Falle der Versagung der Einwilligung zur Ehe- 
schliessung steht grossjährigen Kindern die Klage auf richter- 
liche Ergänzung zu. 

$ 33. Die Ehe ist verboten: 

1) zwischen Verwandten in auf- und absteigender 
Linie, 

2) zwischen voll- und halbbürtigen Geschwistern, 

3) zwischen Stiefeltern nnd Stiefkindern, Schwieger- 
eltern, und Schwiegerkindern jeden Grades, ohne 
Unterschied ob das Verwandischafts- oder Schwäger- 
schaftsverhältniss auf ehelicher oder ausserehelicher 
Geburt beruht, und ob die Ehe, durch welche die 
Stief- oder Schwieger-Verbindung begründet wird, 
noch besteht oder nicht, - 


4) zwischen Personen, deren eine die andere an Kin- 
desstatt angenommen hat, so lange dieses Rechts- 
verhältniss besteht, 

5) zwischen einem wegen Ehebruchs Geschiedenen und 
seinem Mitschuldigen. / 

Im Falle der N. 5 ist Dispensation zulässig. 

S 94. Niemand darf eine neue Ehe schliessen, bevor 
seine frühere Ehe aufgelöst, für ungültig oder für nichtig er- 
klärt ist. 

$ 35. Frauen dürfen erst nach Ablauf des zehnten Mo- 
nats seit Beendigung der früheren Ehe eine weitere Ehe 
schliessen. 

Dispensation ist zulässig. 
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$ 36. Hinsichtlich der rechtlichen Folgen einer gegen 
die Bestimmung der $$ 28—35 geschlossenen Ehe sind die 
Vorschriften des Landesrechtes massgebend. 

Dasselbe gilt von dem Einflusse des Zwangs, Irrthums 
und Betrugs auf die Gültigkeit der Ehe. 

& 37. Die Eheschliessung eines Pflegebefohlenen mit sei- 
nem Vormund oder dessen Kindern ist während der Dauer 
der Vormundschaft unzulässig, 

Ist die Ehe gleichwohl geschlossen, so kann dieselbe als 
ungültig nicht angefochten werden. 

$ 38. Die Vorschriften, welche die Eho der Militärper- 
sonen, der Landesbeamten und der Ausländer von einer Er- 
laubniss abhängig machen, werden nicht berührt. Auf die 
Rechtsgültigkeit der geschlossenen Ehe ist der Mangel dieser 
Erlaubniss ohne Einfluss, 


wen. N - - — 
— * 
x 
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T Zweites Sapitel. 
Bon den Förmlichkeiten, die fih auf die Schließung 
der Ehe beziehen. 
Die L. R.s. 165--171 nebst $ 8 des II, Einf.Edikts sind aufgehoben 
durch 8 101 des Badischen Standesbeurkundungsgesetzes vom 21, Dezember 1869 


(G.B. Nr. 40) und nun ersetzt durch die $$ 41 bis 54 des Reichs-Standesbe- 
urkundungsgesetzes vom 6, Februar 1875. 


T Drittes Kapitel. 


Bon den Einfpraden wider die Ehe. 

Die L.R.S,. 172—179 sind aufgehoben durch $ 101 des Badischen Stan- 
desbeurkundungsgesetzes vom 21. Dezember 1869 (G.B, Nr. 40) und nun ersetzt 
durch die $$ 14—22 des Badischon Einführungsgesetzes vom 9. Dezember 1875 
(G.B. Nr. 34) zu dem Reichs-Standesbeurkundungsgesetze. 


Bierfes Kapitel. 


Bon Klagen auf Ungültigfeit der Ehe. 


Vgl. R.C.P.O. 88 568—592 u. $ 36 des Keichs-Standesbeurkundungs- 
Gesetzos; Dienstweisung für Standesbeamte $$ 122, 124 u. 125 e. 


150. Eine Ehe, welder die freie Einmilligung des einen 
oder anderen Ehegatten oder beider fehlt, Tann nur von dem— 
jenigen unter ihnen angefochten werden, deſſen Einwilligung nicht 
frei war. 

Sit ein Irrthum in der Perſon untergelaufen, fo kann nur 


derjenige Ehegatte die Ehe anfechten, der im Irrthum mar. 
Vgl. $$ 23 u. 36 dos Reichs-Standesbeurkundungsgesetzes und die L.R.s 
1109—1117 b, 


181. In dem Fall des vorhergehenden Satzes ift die Nic: 
tigkeitsflage nicht mehr zuläjfig, jobald nad erlangter Willens- 
freiheit oder entdecktem Irrthum beide Cheleute ſechs Monate 
hindurch zufammenmwohnten. 
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152. Die Heirath, die ohne Einwilligung der Eltern, des 
Bormunds oder des Familienraths (mo dieſe erforderli war) 
geihloffen wird, kann nur von denjenigen, deren Einwilligung 
erfordert wurde, oder von dem Ehegatten, der fie bedurfte, ange: 
fochten werden. 

Neue Fassung nach $ 26 des Bad. Einf.-Ges. vom 9. Dez, 1875 (G.B. 
Nr. 34) zum Reicls-Standesbeurkundungsgesetze. Vyl. $$ 19—31 des Reichs- 
Standesbeurkundungsgesetzes und J..R.S, 160, 

153. Weder die Ehegatten, noch die Verwandten, deren Ein- 
willigung nöthig war, können die Nichtigkeitskflage anjtellen, To 
weit von lettern die Heirath ausdrüdlich oder ftillfehweigend ge— 
nehmigt worden ift, oder, jo weit nad erlangter Kenntniß von 
der Ehe ein Jahr ohne Einſprache von ihrer Seite verjtrichen 
ilt; eben jo wenig kann der Ehegatte diefe Klage anjtellen, jobald 
er das gehörige Alter erreicht hat, um für fih allein in die 
Ehe willigen zu fonnen, und ein Jahr ohne Einjpradhe ver— 
jtreichen läßt. 

184. Jede den PBerfügungen des 8 23 Abſatz 2, 8 35, 
Ziffer 1, 2, 3, 4 und 8 34 des Neichsgefeges über die Beur- 
kundung des Perjfonenjtandes und die Ehejchließung zumiderlaufende 
Ehe kann jowohl von den Ehegatten felbft als von Jedem, der 
dabei betheiligt it, und jo auch von dem Staatsanwalt angefochten 
werden, jene ausgenommen, wovon der Sat 139 handelt. 

Neue Fassung nach $ 2e. des Bad. kinf.-Ges. vom 9. Dez. 1875 (G.B 
Nr. 34) zum R.St.B.G. Vgl. $ 36 des Reichs-Standesbeurkundungsgesetzes ; 
8 585—591 der R.C.P.O. und L.R.S. 185—190. 

155. Wenn nur Mangel der Chemündigkeit beider Ehegatten, 
oder des einen von ihnen die Einſprache begründen möchte, jo kann 
die Ehe nicht mehr angefochten werden: 





ER. 1.8 V. T. Che. 57 


1) Nach ſechs Monaten von der Zeit an, da diejer Ehegatte, 
oder von beiden derjenige, der von dem gefeglichen Alter 
am weiteiten entfernt war, ſolches erreicht hat. 

2) Wenn eine Chegattin, welche diefe Mündigfeit nicht er- 
reicht hatte, vor Ablauf der ſechs Monate ſchwanger ge= 
worden ift. 

Vgl. $$ 28 u. 36 des Reichs-Standesbeurkundungsgesetzes. 

156. Der Vater, die Mutter, der Vormund und die Familie, 
welche im vorerwähnten Fall in die zu frühe Ehe eingemilligt haben, 
können mit der Klage auf Nichtigkeit derfelben nicht gehört werden. 

Neue Fassung nach $ 2d. des Bad. Einf.-Ges. vom 9, Dez. 1875 (G.B. 
Nr. 34) zum R,St.B.G. 


157. In allen Fällen, wo gemäß den 184ften Sat die 
Nichtigkeitsklage von jedem, der dabei betheiligt ift, angejtellt wer- 
den kann, bleiben jedoch Seitenverwandte, ingleichen jene Kinder, 
die aus einer anderen Che gezeugt find, bei Yebzeiten der beiden 
Ehegatten davon ausgejchlojfen. Sie können jolche Klage alsdanı 
erit einführen, wenn ein wirkliches ihnen ſchon angefallenes Recht 
davon abhängt, und nur in Bezug auf diejes. 

Vgl. $ 36 des R.St.B.G. und $ 586 Abs. 1 der R.C.P.O. 

188. Der Ehegatte, zu deſſen Nachtheil eine zweite Heirat 
geihloffen ward, kann hingegen auf ihre Nichtigkeit Klagen, wenn 
don der Ehegatte in jüngerer Ehe noch lebt, der mit ihm ver= 
ehelicht war. 

Vgl. $$ 34 u. 36 des R.St.B.G., $ 586 der R.C.P.O, und L.R.S. 139. 

159. Schüten die jüngeren Chegatten die Nichtigkeit der 
früheren Heirath vor, jo muß vorläufig über deren Gültigkeit oder 
Nichtigkeit geurtheilt werden. 

Vgl. RC,P.O $ 139, 
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+ 189 a. Auch eine Eheverfänglichkeit wirft eine Nichtigkeit, die jeder 
Betheiligte, der dabei nicht feldft im Verbrechen befangen war, anflagen kann. 

Aufgehoben durch $ 1 Z, 2 des Bad, Einf,-Ges. vom 9. Dezmbr. 1875 
(G.B. Nr, 34) zum R.St,B.G, 

190. In allen Fällen, worauf ſich der 184fte Sat anwenden 
läßt, kann und foll der Staatsanwalt, jedoch unter den im 185ften 
Sat enthaltenen Einfchränfungen, auf Nichtigfeitserflärung der 
Che während dem Leben beider Ehegatten antragen, um fie ver- | 
urtheilen zu laſſen, fich zu ſcheiden. 

Vgl. $$ 586 u. 588 der R.C.P.O. 

+ 190a. Das Nämliche gilt von den Fällen, die im Zufag zum Sat 189 
berührt find, 

Aufgehoben durch $ 1 Z. 2 des Bad, Einf.-Ges, vom 9, Dezmbr. 1875 
(G.B. Nr. 34) zum R.St.B.G. 

191, Jede Heirath, welche mit Verlegung hinſichtlich der 
Dffenkundigfeit der Ehe gegebener Vorſchriften gefchloffen worden 
ift, fan als nichtig (L.R.S. 6k) von den Ehegatten jelbit, von 
ihren Eltern, ihren Boreltern und von Allen, deren anerfallenes 
wirkliches Recht davon abhängt, fowie auch von dem Staatsan— 
walt angefochten werden, 

Diefelben Berfonen können die Ungültigfeit einer nicht von 
einem Standesbeanten gejchlofjenen Ehe ($ 41 des Neichögefeßes 
vom 6. Februar 1875) geltend machen. 

Neue Fassung nach $ ?h des Bad. Einf,-Ges. vom 9. Dezmbr. 1875 


(G.B. Nr. 34) zum R St.B.G,. Vgl. 88 41—54 des Reichs-Standesbeurkundungs- 
gesetzes. 


+ 192. Sind vor der Heirath nicht die zwei erforberliden Aufgebote 
geihehen, oder find defihalb die im Gefeg erlaubten Nachſichten nicht erwirkt, 
oder die vorgeihriebenen Friften zwifchen den Aufgeboten und der Ehe nit 
beobachtet worden, jo läßt der Stronanmwalt nur wider den Staatäbeamten 
auf eine Geldbuße, welde die Summe von einhundert Reihsthalern nicht 
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überfchreiten darf, oder wider die Eheleute und diejenigen, unter deren Gemalt 
fie gehandelt haben, auf eine ihrem Bermögen angemefjfene Geldftrafe 
ertennen. 


+ 19. In die Strafen des vorhergehenden Sates jollen die daſelbſt 
erwähnten Perjonen auch für jede Uebertretung der im 165ften Artifel vor— 
gejihriebenen Negeln verfallen, felbft wenn folde Mängel nit zureichten, um 
die Ehe für ungültig zu erflären. 

Die L.R.S. 192 und 193 sind aufgehoben durch $ 101 des Bad. Stan- 
desbeurkuudungsgesetzes vom 21. Dez. 1869 (G.B. Nr. #0). 


+ 19. Niemand kann den Namen eines Ehegatten und die bürgerlichen 
Wirkungen der Ehe in Anjprucd nehmen, er lege denn einen Heirathsſchein 
vor, der den Büchern des bürgerlichen Standes eingetragen ift; ausgenommen 
find jedod die im 46ſten Sag erwähnten Fälle. 

Vgl. Badisches Einf.-Ges. vom 9, Dez. 1875 (G.B. Nr. 34) zum Reichs- 
Staudesbeurkundungsgesetz $ 10. 


+ 195. Der Befig des ehelihen Standes kann die angeblichen Eheleute, 
die fih Hierauf gegenfeitig beziehen, von der Berbindlichfeit nicht befreien, 
den Schein über die vor dem Beamten des bürgerlichen Standes gejchlofjene 
Heirath vorzulegen. 

Vel. L.R.S. 3% u. 321. 


+ 196. Iſt ein Befig des Cheftandes vorhanden, und der Schein über 
die vor dem Beamten des bürgerlihen Standes gejchloffene Ehe vorgelegt wor— 
den, jo können die Ehegatten gegen einander mit einer Klage auf Nichtigkeit 
diejes Scheins nidht gehört werden. 

Vgl. L.R.S. 322. 


% 


+ 197. Wenn inzwiſchen in den Fällen des 194ften und 195ſten Sapes 
die beiden Perjonen, die öffentlih ald Mann und Frau gelebt haben, ver- 
ftorben find, und leiblide Kinder zurüdgelaffen haben, jo kann die eheliche 
Geburt derjelben unter dem VBorwande allein nicht beftritten werben, daß fie 
einen Heirathsjhein ihrer Eltern nicht aufweiſen können, wenn nur übrigens 
fie einen jolden Befig eheliher Geburt für fi haben, dem ihr Geburtsſchein 
nicht widerſpricht. 

Die L.R.“. 194—197 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. 
zu den Reichsjustizgesetzen. 
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+ 198. Hat man ben Beweis einer gefegmäßigen Ehe durd ein Unter- 
judungsverfahren erlangt, jo fihert die Eintragung des NWrtheils in die 
Bücher des bürgerlichen Standes der Ehe alle ihre bürgerliden Wirkungen 
von dem Tage an, da fie gejhlofjen wurde, ſowohl für die Ehegatten jelbit, 
als für die aus ihrer Ehe erzeugten Kinder. 

+ 199. Sind beide Ehegatten, oder ijt eines aus ihnen verftorben, ohne 
den Betrug entdedt zu haben, fo fann die Anklage von allen, die etwa dabei 
beteiligt find, daß die Ehe für ungültig erklärt werde, und von dem Kron— 
anmwalt eingeleitet werden. 

+ 200. Sit der Staatöbeamte des bürgerlichen Standes vor Entdedung 
bes Betruges verftorben, jo hat wider dejjen Erben der Stronanmwalt auf Ber: 


langen der Betheiligten und nad ihrer Angabe die bürgerliche Klage an bes 
treiben. 


Die I.R.S, 198—200 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges, 
zu den Reichsjustizgesetzen. 


201. Eine für ungültig erklärte Che behält nichts defto 
weniger die bürgerlichen Rechtswirkungen für Ehegatten und Kin— 
der, johald fie redlicher Weife gejchlofjen war, und nur das Recht 
zu ihrer Fortjegung wird dadurch aufgehoben. 

202. War einer der beiden Ehegatten dabei allein in red— 
lihem Glauben, jo Hat die Che ihre Rechiswirfungen nur zu 
Gunften dieſes Ehegatten und der aus der Ehe abitammenden 
Kinder. 


» 
Fünſtes Kapitel. 
Bon den Verbindlichfeiten, die aus der Ehe 
entjpringen. 

203. Die Ehegatten übernehmen mi: einander ſchon dadurd 
allein, daß fie Heirathen, die Verbindlichkeit, ihre Kinder zu er: 
nähren, zu pflegen und zu erziehen. 

Vgl. LR.s. 355 Z. 2, 852, 1409 Z. 5, 1448, 1558 Z. 2. 
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203 a. Die kirchliche Erziehung muß ſich nach dem Grund— 
geſetz über die Kirchenverfaſſung richten, welches auch allein ent— 
ſcheidet, was Verträge darüber zu beſtimmen vermögen, und wie 
dieſelben beſchaffen ſein müſſen. 

Gesetz über Ausübung der Erziehungsrechte in Bezug auf die Religion 
der Kinder, vom 9. Okt. 1860. (R.B. Nr. 51.) 

204. Das Kind hat Feine Klage wider feine Eltern auf Ver— 
ihaffung einer häuslichen Niederlafjung, fei es durch Heirath oder 
auf andere Weije. 

Vgl. I. Einf.-Ed. $ VII. Z. 1 u. 2. L.R.S. 1488, 1544, 1555, 1573. 

205. Die Kinder find ihren Eltern und Boreltern, die in 
Dürftigfeit find, den Unterhalt ſchuldig. 

Vgl. L.R.S. 349, 955 Z. 3, 1553 Z. 2. 

206. Eben jo und im gleichen Fall find Schwiegerföhne 
und Schwiegertöchter ihren Schwiegereltern den Unterhalt jchuldig ; 
diefe Verbindlichkeit hört aber auf: 

1) wenn die Schwiegermutter zur zweiten Che jchreitet ; 

2) wenn jener von beiden Ehegatten, durch den die Schwäger- 
ſchaft entitand, ohne aus diejer ehelichen Verbindung hinter— 
bliebene Kinder, verjtorben, oder gejchieden worden ift. 

207. Dieſe Unterhaltsverbindlichkeiten find wechjelfeitig. 

208. Der Unterhalt wird ermefjen nah dem Maafe der 
Bedürfniffe deffen, der darauf Anfprud macht, und der Glücks— 
umftände deſſen, der fie leilten muß, 

209. Kommt derjenige, der einen Unterhalt reicht, oder der 
welcher ihn empfängt, in einen ſolchen Zuftand, daß jener ihn nicht 
mehr leiften kann, oder diefer ganz oder zum Theil defjen nicht 
mehr bedarf, jo kann 2oszählung von demjelben oder Verminderung 
verlangt werden. 


J — | 
E 
> - 


210. Beweist derjenige, der den Unterhalt zu reihen hat, 
daß er ein Leibgeding (Unterhaltsgeld) zu zahlen nicht im Stande 
it, fo kann die Gerichtöbehörde nach vorausgegangener Unterſuchung 
der Sache verordnen, daß er denjenigen, dem er den Unterhalt 
ſchuldig ift, in fgine Wohnung aufnehme, ihn dort ernähre und 
verpflege. 

211. Die Gerichtsbehörde ſoll ebenfalls entjcheiden, ob dem 
Pater oder der Mutter, welche ein Kind, den fie den Unterhalt 
ſchuldig find, in ihre Wohnung aufnehmen, ernähren und verpflegen 
wollen, deßfalls Nachficht des Unterhaltägeldes bewilligt werden 
könne. 
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Sechſtes Kapitel. 


Von den wechſelſeitigen Rechten und Pflichten der 
Ehegatten. 


242. Tie Ehegatten find ſich einander Treue, Hülfe und 
Beiltand jchuldig. | 

Vgl. L.R.S. 229—232 a. 

213. Der Mann ift feiner Frau zum Schub. und die Frau 
ihrem Manne zu Gehorfam verbunden. 

Vgl. L.R.S. 1388, R.St.G.B. $ 195. 

214. Die Frau hat die Pflicht, bei dem Manne zu wohnen, 
und ihm allenthalben hin zu folgen, wo er fih aufzuhalten für 
gut findet; der Mann ift fchuldig. fie aufzunehmen, und ihr alles, 
was zum Lebensunterhalte erforderlich ift, nach feinem Stand und 
Vermögen zu reichen. 

Vgl. L.R.S. 108, R.C.P.O. $$ 568 u. 774. 
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+215. Die Frau kann ohne Grmäcdtigung ihres Mannes nicht vor 
Gericht jtehen, jelbft dann nicht, wenn fie Handelsfrau ift, oder in einer Ehe 
ohne Gemeinjhaft lebt, oder dem Vermögen nad von ihm abgefondert ift, 
ausgenommen um eine Ehellage anzubringen. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl. 
R.C.P.O. $ 5]. 


+216. Die Ermädtigung de3 Mannes ift nicht erforderlih, wenn bie 
Frau wegen Verbreden oder Polizeifadhen vor Gericht zu ftehen hat. 
Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


217. Die Frau, felbft, wenn fie mit ihrem Mann in keiner 
Gütergemeinfchaft oder in einer völligen Güterabjonderung Lebt, 
fann, ohne daß ihr Ehemann zu dem NRechtsgefchäft felbft mitwirkt, 
oder jchriftlich darein willigt, nicht ſchenken, veräußern, verpfänden, 
noch durch einen SFreigebigfeitävertrag oder durch einen belafteten 
etwas erwerben. 


Vgl. L.R.S. 220, 225, 226, 344, 776, 905, 934, 1029, 1409, 1419, 1449, 
1535, 1538, 1576, 1990. Ä 


7218. Bermweigert ver Mann feiner Frau die Ermädtigung vor Gericht 
zu ftehen, jo fann nad Umständen der Richter fie ermädhtigen. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G, Vgl. 
R.C.P.O. $ 51. 


219. Weigert fih der Manır, feine Frau zu einer Rechts: 
handlung zu ermächtigen, jo kann die Frau ihren Mann geradezu 
vor da3 Bezirksgericht ihres cheligen Wohnſitzes vorfordern Laffen, 
welches alsdann, nachdem der Manı vernommen oder gehörig vor= 
gefordert worden, die Ermächtigung geben oder verfagen fann. 

Rechtspolizeigesetz $ 1 und $ 85. Vgl, LR.S. 776, 934, 1413, 1417 
1425, 1449, 1535, 1538, 1555, 1576. 

220. Eine Handelsfrau kann ohne Ermächtigung ihres Mannes 
fih in ihren Handlungsangelegenheiten verbindlih machen; ihre 
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Verbindlichkeit erſtreckt ſich in dieſem Fall auch auf den Mann, 
wenn unter ihnen eine Gütergemeinſchaft beſteht. 

Sie wird für keine Handelsfrau geachtet, wenn ſie nur im 
Kleinen die zur Handlung ihres Mannes gehörigen Waaren ver— 
kauft, ſondern dann allein, wenn ſie einen abgeſonderten Handel 
treibt. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 6—8; Bad, Einf.-Gesetz dazu vom 6, August 
1862 (R.B. Nr. 40) Art. 5—8 und Reichs-Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869 $ 11. 

221. Iſt der Mann zu einer Strafe an Leib oder Ehre ver- 
urtheilt, wäre fie auch nur wegen ungehorſamen Ausbleibens wider 
ihn verhängt, jo kann auch alsdann die Chegattin, obgleich fie 
großjährig ift, jo lange die Strafe dauert, Feine Verträge fchließen, 
fie habe fich denn vorher von der Gerichtöbehörde dazu ermächtigen 
lafjen, welche im diefem Fal die Ermächtigung geben kann, ohne 
daß der Mann vernommen oder vorgeladen worden. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad, Einf.-Ges, zu den R.J.G. Vgl. 
R.C.P.O, $ 51, R.B.G.B. $$ 31—34, R.St.P.O. $ 319. 

222. ft der Mann mundtodt gemacht, oder ift er abmwefend, 
jo kann die Gerichtöbehörde nach vorhergegangener Unterfuchung 
der Sade die Frau ermächtigen, Verträge zu jchließen. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-G. zu den R.J.G. Ye L.R.S. 
1l1b. u, flg., 141, 507, 513a. RBechtspolizeigesetz $ 1. 

223. Jede im Allgemeinen gegebene Ermädtiguug, wäre fie 
auch in dem Heirathövertrag ausbedungen worden, gilt nur für 
die Verwaltung der Güter der Frau, nicht für deren PVerän- 
derung oder Veräußerung, noch für die Güter des Mannes und 


der Kinder. 
Vgl. L.R.S. 1388, 1420, 14% a, 1538, 1988. 
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224. Iſt der Mann noch minderjährig, fo bedarf die Frau 
der Grmädtigung der Obrigkeit, um Verträge zu fchließen, 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad, Einf,-Ges. zu den R.J.G. Vgl, 
R.C.P.O. $ 5l. 


+2244a. Jede Gerihtsermädtigung muß ber Ehefrau einen Geſchlechts— 
beijtand für die betrejfenden Fälle zugeben. 

Aufgehoben durch das Gesetz vom 28, August 1835 (R.B. Nr, 38) s. 
L.R.S. 515 a. 

225. Die Ungültigfeit aus Abgang der Ermächtigung kann 
niemand für fi anführen, al3 die Frau, der Mann und deren 
Erben. 

vgl. I.R.S. 1124, 1125, 1304, 1312. 

226. Die Frau kann ohne Ermächtigung ihres Mannes Tete 


MWillensverfügungen treffen. 
Vgl. L.R.S. 905 u. 967 u, fig. 


Siebentes Kapitel. 


Auflöjung der Ehe. 
227. Die Ehe wird aufgelöst: 
1) duch den Tod eines der beiden Ehegatten; 
2) durch eine geſetzlich ausgeſprochene Eheſcheidung; 
+3) durd eine endgültig gewordene Verurtheilung eines ber Ehegatten 


zu einer Strafe, welde den bürgerliden Tod nad fich zieht. 
Z. 3 ist aufgehoben s. L,R.S, 22, 


T Adites Sapitel. 


Bon der zweiten Heirath. 


+228, Die Frau kann erft zehn Monate nad Auflöfung der vorherigen 
Ehe eine neue jchließen, 
b 
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+228a. Im Uebertretungdfall verfällt fie in eine Strafe von 15 bi3 50 fl., 
und wenn in biefer Zeit ein Kind, wenn gleih nad geſchloſſener zweiter Ehe 
zur Welt fommt, kann diejes feine Rechte auf die Vaterſchaft aus der vorigen 
Ehe noch geltend machen, und ber zweite Mann, ber von ber voreiligen 
Schließung nichts wußte, auf Vernichtung ber zweiten Ehe antragen, der Kron— 
anwalt aber nur auf die Strafe. 

Die L.RS$. 228 und 228a. sind aufgehoben durch $ 1 Z, 2 des Bad. 
Einf.-Ges, v. 9. Dez. 1875 (G.B. Nr, 34) zum RB,-Standesbeurk.-Ges, Vgl, $35 
dieses Reichsgesetzes, 


Sechſter Titel. 
Bon der Ehejcheidung. 


Erftes Kapitel. 
Bon den Urſachen der Eheſcheidung. 


229. Der Mann kann die Ehefcheidung wegen eines von 
feiner Frau begangenen Ehebruchs verlangen. 

vgl, R.St.G.B. $ 172, 

230. Die Frau ift befugt, auf Eheſcheidung anzutragen 
wegen eines von dem Mann begangenen Chebrudhs, wenn er eine 
Beifchläferin in der gemeinfchaftlihen Wohnung gehalten hat. 

2302. Lebterer Fall wird für vorhanden erachtet, fobald fie, 
es fei im Land oder im Ausland, fo in der Nähe des Aufent- 
halts des Mannes ift, daß fie einander von da aus zumandeln 
fönnen. 


231. Beiderfeits können die Ehegatten die Ehefcheidung nach— 
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ſuchen wegen Lebensgefährlichkeit, harter Mißhandlungen, oder grober 
Verunglimpfungen des einen gegen den andern. 

Rechtsbelehrung vom 4. Nov. 1812 (R.B. Nr. 33). 

232. Die Verurtheilung eines Ehegatten zu einer entehren- 
den oder gejeglich gleichen Strafe joll für den andern die Ehe— 
ſcheidungsklage begründen. 

Vgl. Gesetz vom 6. März 1845 über die privatrechtlichen — der Ver- 


brechen $ 19, in der neuen Fassung nach Art. 14, I, des Bad. Einf.-Ges. 
zum R.St.G.B. 


2322. Auch Berjchollenheit, dreijährige Landflüchtigfeit oder 
Wahnfinnigkeit von gleicher Dauer, werden unter den jchon ehe— 
mals gejeglih näher beftimmten Umftänden ebenfalls als Schei— 
dungsurjachen beibehalten. 


Vgl. L.R.S. 115—119 u. 139. Eheordnung vom 15. Juni 1807 (s. 
L.B.S. 311 a.) $ 43, 


233. Die beiderfeitige und beharrliche Einwilligung der Ehe— 
gatten, auögefprochen in den Formen, unter den Bedingungen und 
nach entjtandenen Prüfungen, wie fie das Geſetz vorjchreibt, ſoll 
für einen binlänglichen Beweis angenommen werden, dab das Bei: 
fammenleben ihnen unerträglich fei, und daß deßhalb eine zureichende 
Urſache zur Ehejcheidung da jet. 

Vgl. L.R.8. 275—29. 

Bweifes Sapitel. 
Bon der Ehefheidung aus einer beſtimmten Urjade. 
i T Erfter Abſchnitt. 
Von der Form des Verfahrens bei der Ehejcheidung aus einer 
beftimmten Urſache. 

Die L.R.S. 234—258 und 261—263 sind aufgehoben durch $ 1049 der 

Bad. Civilprozessordnung von 1864; die L.R.$. 259 u. 260 durch $ 146 des 


Bad. Einf.Ges. zu den R.J.G. Vgl. R.C.P.O. $$ 568—583. 
5* 


zur ru URL. 
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+ 264. Vermöge eines jeden Urtheils, dad in dem legten Rechtszug er— 
gangen oder rechtskräftig geworden iſt, und die Eheſcheidung erlaubt, ſoll der 
Ehegatte, der es erwirkt hat, verbunden ſein, ſich in Zeit zweier Monate vor 
dem Beamten des bürgerlichen Standes zu ſtellen, um die Eheſcheidung ein— 
tragen zu laſſen. 

Fassung nuch $ 2e des Bad. Einf.Gesetz vom 9. Dezember 1875 (R.B. 
Nr. 34) zum R.Standesbeurk.-Ges. Vgl. $$ 122—125 der Dienstweisung für 
die Standesbeamten und Art. 12—15 des Bad. Einf.-Ges. zum D. Handels- 
gesetz-Buch. 

+ 265. Dieje zwei Monate laufen vom Tage der eingetretenen Rechts— 
fraft an. 


+ 266. Der Ehegatte, der al3 Kläger aufgetreten war, unb die vorge— 
dachte Friſt von zwei Monaten verfäumt hat, foll der Vortheile des erhaltenen 
Urtheils verluftig fein, und jeine lage auf Eheiheidung nicht wieder anftellen 
fönnen, es jei denn aus einem neuen Grund neben weldem er gleihmwohl die 
vorigen Urſachen zugleih alsdann wieder geltend maden kann. 

Die L.R.S. 264—268 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Ein.-Ges. 
zu den R.J.G. 


Zweiter Abſchnitt. 

Bon den fürforglihen Maßregeln, welche die Chejcheidungs- 
flage, wenn fie auf eine beftimmte Urſache fid) gründet, veran- 
lafjen kann. 

Vgl. R.C.P.O. $ 584. R.E.G. zur C.P.O. $ 16 Z. 4. 

267. Die einftweilige Obforge über die Kinder bledbt dem 
Mann, er fer in der Ehefcheidungsjache Kläger oder Beflagter, wenn 
nicht ein anderes von dem Gericht, auf Anjuchen der Mutter, der 
Familie oder des Kronanmaltz, zum Belten der Kinder verordnet 
wird. 

Vgl. L.R.S. 302 u. 373. 

268. Die Frau, fie jet in der Ehefcheidungsfache Klägerin 
oder Beklagte, darf während des Prozeſſes die Wohnung ihres 
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Mannes verlaſſen, und eine dem Ver ögen ihres Mannes ange— 
meſſene Unterhaltsrente nachſuchen. Das Gericht beſtimmt das 
Haus, worin ſich die Frau aufhalten ſoll, und ſetzt erforderlichen 
Falls die Unterhaltsrente feſt, welche der Mann zu zahlen hat. 


269. Die Frau ift verbunden, fo oft fie hiezu aufgefordert 
wird, der Beweis zu führen, daß fte in dem ihr angemiejenen 
Haufe fih aufhalte. In Ermangelung dieſes Beweijes kann ihr 
der Mann die Unterhaltsrente verjagen, und wenn es die Frau 
ift, welche die Eheſcheidung ſucht, die Fortfegung des Prozefjes 
für unzuläffig erklären laſſen. 


270. Sn Ehen, wo Gütergemeinſchaft befteht, kann die Frau, 
fie jet in dem Eheſcheidungsprozeß Klägerin oder Bellagte, zu 
jever Zeit, jobald die Ladung zum Sühnetermin ($S 571 E.B.D.) 
oder wenn diefer nicht erforderlih ift ($ 573 C. P.O.) zum Ber: 
handlungstermine ($ 570 E.B.D.) ergangen ift, zur Aufrechthaltung 
ihrer Rechte darauf antragen, daß die gemeinfchaftliche Fahrniß 
unter Siegel gelegt werde. Nur gegen Errichtung eines mit einer 
Schätzung verjehenen VBermögensverzeichniffes, und gegen Verpflich— 
tung des Mannes, die verzeichneten Sachen einft wieder abzuliefern, 
oder als gerichtluher Bewahrer für ihren Werth zu haften, follen 
die Siegel wieder abgenommen werden. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.Ges. zu den R.J.G. Vel. 
Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 2 u. 3. 


271. Jede nad) dem Tag der im vorigen L.R.S. erwähnten 
Ladung von dem Mann für Rechnung der Gütergemeinjchaft über: 
nommene Verbindlichkeit, jo wie jede nach diefer Zeit von ihm ge— 
ſchehene Veräußerung einiger dazu gehörigen Liegenjchaften, fol 
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für ungültig erklärt werden, ſobald erwiefen wird, daß eines oder 


das andere zu Gefährde der Rechte der Frau geſchehen jei. 
Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.Ges. zu den R.J.G. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Einreden der Unzuläffigfeit wider Eheſcheidungsklagen. 


272. Die Ehefcheidungsklage iſt erlofchen, wenn unter den 
Ehegatten eine Ausſöhnung erfolgt ift, gejchehe dieſelbe vor oder 
nad Einklagung der Eheſcheidungsanläſſe. 

272a. Für eine Verfühnung gilt ein ehelicher Beifchlaf, wel- 
cher der Beleidigung zur Zeit, mo fie dem unjchuldigen Theil jchon 
befannt war, nachgefolgt ift. 

273. Im einen wie im andern Fall foll die Klage für un- 
zuläffig erklärt werden, fo lange nicht nach der MWiederverföhnung 
eine neue Urſache Hinzufommt, wo alsdann von den vorigen Ur— 
ſachen Gebrauch gemacht werden darf, um das neue Geſuch zu 
unterſtützen. | 


+ 274. Läugnet ber Kläger, daß eine Verfühnung erfolgt jei, fo hat ver 
Beklagte den Beweis ſchriftlich oder durch Zeugen, in der Form, bie im erften 
Abichnitt des gegenwärtigen Kapitels beftimmt ift, zu führen. 

Aufgehoben durch $ 1049 der Bad. C.P.O. von 1864. 


Driffes Kapitel. 
Bon der Ehefheidung auf wechjeljeitige Einwilligung. 


275. Auf die mwechjelfeitige Einwilligung der Ehegatten wird 
feine NRüdficht genommen, wenn der Mann noch unter fünf und 
zwanzig, oder die Frau noch unter ein und zwanzig Jahren ift. 
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276. Die wechſelſeitige Einwilligung wird eher nicht in Be— 
tracht gezogen, als wenn die Ehe ſchon wenigſtens zwei Jahre be— 
ſtanden hat. 

277. Sie wird nicht mehr zugelaſſen, wenn die Ehe ſchon 
zwanzig Jahre beſtanden hat, und eben ſo wenig, wenn die Frau 
fünf und vierzig Jahre alt iſt. 

278. In keinem Falle ſoll die wechſelſeitige Einwilligung 
der Ehegatten hinreichen, ſo lange ſie nicht von ihren Eltern nach 
der Vorſchrift des G 29 des Reichsgeſetzes vom 6. Februar 1875 
genehmigt ift. 

Neue Fassung nach $ 2f des Bad. Einf.-Ges. vom 9. Dezbr. 1875 (R.B. 
Nr. 34) zum R.Standesbeurk.-Ges, 


279. Die Ehegatten, welche entfchloffen find, die Eheſcheidung 
durch wechjelfeitige Einwilligung zu erwirfen, find gehalten, vor 
allem ihr ganzes liegenfchaftliches und fahrendes Vermögen ver- 
zeichnen und abſchätzen zu laſſen, und ihre deßfallſigen wechſel— 
feitigen Rechte auseinander zu jegen, worüber ſich zu vergleichen 
ihnen jedoch freifteht. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 3. 

2850. Sie find gleichfalls verbunden, eine Mebereinfunft über 
folgende drei Punkte fchriftlich zu verfaffen : 

1) Wem die aus ihrer Ehe erzeugten Kinder anvertraut 
werden ſollen, jomwohl während der Prüfungszeit, als 
nach ausgeſprochener Eheicheidung. 

2) In weldes Haus fich die Ehefrau begeben, und mo fie 
fh aufhalten fol, jo lange die Prüfungszeit währt. 

3) Welde Rente der Mann indejjen feiner Frau zahlen 
ſoll, wenn fie nicht Einkünfte genug hat, um ſich ihre 
Bedürfnifje zu verfchaffen. 


= 22. u ——————— * u ee 
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x 281. Die Ehegatten ſollen zuſammen in eigener Perſon 
vor dem Vorfteher ihrer Gerichtäbehörde oder feinem Stellvertreter 
erjcheinen und ihm in Gegenwart zweier Staatsſchreiber, die fie mit fid 
bringen, ihren Willen erklären. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 10 Z. 1 u. 2, 


x 282. Dieſer ſoll in Gegenwart der zwei Staatsſchreiber an 
beide Ehegatten zuſammen und an jeden allein die dienlichen Vor— 
ſtellungen nnd Ermahnungen richten; er ſoll ihnen das vierte 
Kapitel des gegenwärtigen Titels vorlefen, welches die Wirkun— 
gen der Eheſcheidung beitimmt, und ihnen alle Folgen ihres 
Vorhabens entwideln. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 10 Z. 2. 


283. Beltehen die Ehegatten auf ihrer Entſchließung, jo ſoll 
ihnen von dem Gericht3vorfteher ein Schein darüber ertheilt wer— 
den, daß fie die Ehefcheidung nachſuchen, und darein wechjelmeije 
willigen ; und jie find fchuldig, außer den Urkunden, deren im 
279ſten und 280jten Artikel gedacht ift, auf der Stelle noch vor= 
zulegen, und in die Gerichtäfanzlei zu hinterlegen: 


1) Ihren Geburtsfchein und den Eheſchein. 


2) Die Geburts: und Sterbefcheine aller aus ihrer Ehe 
erzeugten Kinder. 


3) Die urkundliche Erklärung ihrer Eltern, worin fie jagen, 
daß fie aus wohlbefannten Urſachen diefen oder jene, 
Sohn oder Tochter, welcher oder welche mit dieſer oder 
jener Perſon verheirathet ift, ermächtigen, die Eheſchei— 
dung nachzuſuchen, und in felbige zu willigen. Die 
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Eltern werden für Icbend geachtet, bis deren Todten- 
ſchein vorgelegt ift. 
Neue Fassung nach $ 2g des Bad. Einf.-Ges. v. 9. Dezbr. 1875 (R.B. 
Nr. 34) zum R.Standesheurk. Ges. 


283 a. Wenn eines der Iebenden Eltern verfichert, daß der 
andere Elterntheil todt fei, jo gilt diejes ftatt Todtenſcheins; außer: 
dent kann nur ein Kundbarkeitsſchein ihn erjegen. 

Neue Fassung nach $ 2g des Bad. Einf.-Ges. v. 9. Dez. 1875 (G.B. Nr. 
34) zum R.Standesbeurk.-Ges. 

x 284. Die Staatöihreiber fertigen über alles, was zur Voll: 
zichung des vorhergehenden Sabes gejagt oder gethan worden, ein 
umſtändliches Protofoll ; die Urfchrift bleibt Hei dem älteften von den 
beiden Staatsfchreibern ſowie die vorgebradhten Beweisurfunden. 
Diefe bleiben dem Protofoll angelegt, worin auch der Erinnerung 
gedacht werden muß, die der Frau zu machen ijt, daß fie in Zeit 
von 24 Stunden fih in das Haus, worüber fie mit ihrem 
Mann übereingefommen, begeben, und bis nad) ausgejprochener 
Eheſcheidung daſelbſt ſich aufhalten joll. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 10 Z. 2. 

255. Die gleiche Erklärung fol in den erften vierzehn Ta— 
gen des nächitfolgenden vierten, fiebenter und zehnten Monats 
unter Beobachtung der vorigen Förmlichfeiten erneuert werden. 
Jedesmal follen die Parteien durch öffentliche Urkunden beweifen, 
da ihre Eltern auf ihrem erſten Beſchluß beharren; fie brauchen 
dagegen die VBorlegung irgend eines andern Scheins nicht zu wieder: 
holen. 


Neue Fassung nach $ 2 g des Bad. Einf.-Ges. v. 9. Dezbr. 1875 (R.B 
Nr. 34) zum R.Standesbeurkund.-Ges. 
Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 10 2. 3, 
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286. Nach Ablauf eines Jahres, von dem Tag der erſten 
Erklärung an gerechnet, ſollen beide Ehegatten in den nächſten 
vierzehn Tagen, jeder in Begleitung zweier ehrbaren Freunde aus 
dem Bezirk, die wenigſtens fünfzig Jahre alt ſein müſſen, zuſam— 
men in Perſon mit dem Vorſteher des Gerichts oder ſeinem Stell— 
vertreter erjcheinen; fie follen ihm in beglaubigter Form die Aus— 
fertigung der vier Brotofolle, welche ihre wechjeljeitige Einwilligung 
enthalten, jo wie aller Scheine überreichen, die den B:otofollen 
beigefügt worden; fie jollen endlich, jeder für fich beſonders, gleich- 
wohl in Gegenwart des andern und der vier Freunde, die Obrig- 
feit erfuchen, die Ehejcheidung zuzulafien. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 10 Z. 1 u. 2. 

2857. Wenn die Gerichtsperfonen den Ehegatten ihre Be- 
merfungen gemacht Haben, und fie auf ihrem Vorhaben beharren, 
jo wird über ihr Geſuch, und die von ihnen gejchehene Weber: 
lieferung der dazu gehörigen Beweisftüde ein Schein ausgefertigt. 

Der Gerichtäfchreiber verfaßt hierüber ein Protofoll, das die 
Parteien (wenn fie nicht erklären, daß fie Schreibens unerfahren 
jeien, oder nicht unterzeichnen könnten, in welchen Fall Hievon 
Erwähnung gefchieht), die vier Beiftände, der Gerichtsvorſteher 
oder defjen Stellvertreter und der Gerichtsjchreiber unterzeichnen. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 10 2. 1 u. 2. 


x 2838. Gleich unter da3 Protokoll jest der Gerichtävor- 
fteher jeine Verfügung, daß in drei Tagen auf den jchriftlichen 
Antrag des Kronanwalt3, welchem zu diefem Ende die Aktenſtücke 
durch den Gerichtsfchreiber mitgetheilt werden follen, dem Gericht 


über das Ganze Vortrag erftattet werden ſoll. 
Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 10 2. 2 u. 4. 
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289. Findet der Kronanwalt in den Aktenſtücken den Be— 
weis, daß zu der Zeit, da beide Ehegatten ihre Erflärung abge- 
geben, der Mann fünf und zwanzig, und die Frau ein und zwan— 
zig Jahre alt war; daß fie damals fchon zwei Jahre lang ver= 
ehelicht gemwejen; daß ihre Ehe nicht über zwanzig Jahre beſtan— 
den; daß die Frau noch Feine fünf und vierzig Jahre alt war; 
daß nad vorläufiger Erfüllung desjenigen, was hier oben beftimmt 
ift, und mit allen in dem gegenwärtigen Kapitel vorgejchriebenen 
Förmlichfeiten, befonders unter der Ermächtigung der Eltern die 
wechjelfeitige Einwilligung viermal im Laufe des Jahres erklärt 
worden; jo madt er feinen Antrag mit den Worten: das Ge— 
jet erlaubt; im entgegengejegten Fall fol fein Antrag in den 
Worten beitehen: das Geſetz iftentgegen. 

Neue Fassung nach $ 2g des Bad. Einf.-Ges. v. 9. Dezbr. 1875 (R.B. 
Nr. 34) zum R.Standesbeurk.-Gesetz. 


290. Das Geriht kann nad erfolgtem Vortrag feine Unter- 
fuhung auf feine andere Gegenftände erjtreden, al3 die im vorher: 
. genden Sat bezeichnet find. Ergiebt fich Hieraus, daß die Parteien 
nad) der Meinung des Gerichts den Bedingungen Genüge geleitet, 
und die Förmlichkeiten beobachtet haben, die in dem Geſetz be- 
ftimmt find; fo läßt es die Ehefcheivung zu, und verweist die 
Parteien vor den Beamten des bürgerlichen Standes, um diejelbe 
eintragen zu lafjen. 

Im entgegengejegten Fall erklärt daS Gericht, daß die Che- 
fheidung nicht ftatt Habe, und führt die Gründe der Entfchei: 
dung aus. 


Dienstweisung für Standesbeamte $ 123. 


291. Eine Berufung von dem Urtheil, worin dieſe Eheſchei— 
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dung für unftatthaft erklärt wird, kann nur ftattfinden, wenn fie 
von beiden Theilen, von jedem gleichwohl in einer bejonderen Ur— 
funde, früheftens nad zehn und jpäteftend vor zwanzig Tagen, 
von dem Tag der Urtheilgeröffnung an, eingelegt wird. 


292. Die Berufungsurkunden follen wechjelfeitig dem andern 
Ehegatten ſowohl, als dem Gericht des erſten Rechtszugs be— 
händigt werden. 


293. Dieſes Gericht ſoll in den erſten zehn Tagen, von der 
ihm geſchehenen Behändigung der zweiten jener Berufungsurkunden 
an zu rechnen, dem Obergericht den Aufſatz des Urtheils und die 
Aktenſtücke, worauf es erfolgt iſt, zuſchicken. 

In den nächſten zehn Tagen, nachdem der dortige Kronanwalt 
die Aktenſtücke vom Gericht erhalten hat, macht er feine Anträge 
Ihriftlih. Der Vorſteher oder deſſen Stellvertreter ftellt die Sade 
bei dem Dbergericht in Berathichlagung, und in zehn Tagen, 
nachdem der Kronanwalt feinen Antrag überreiht bat, foll das 


Endurtheil erlafjen werden. 
Rechtspolizeig:setz $ 10, Z. 4, 


294. Läßt ein Urtheil die Eheſcheidung zu, ſo ſind kraft 
deſſen die Parteien verbunden, fich in den nächſten zwanzig Tagen, 
von der Eröffnung des Urtheils an zu rechnen, zufammen und in 
Perſon vor dem Beamten des bürgerlihen Standes zu ftellen, um 
die Eheſcheidung eintragen zu laſſen. Nah fruchtlofem Verlauf 
diefer Zeitfrift wird das Urtheil für nicht ergangen angefehen. 


R.Standesbeurkundungsgesetz $ 55 Abs. 2. Dienstweisung für Stan- 
desbeamte $ 125b, 


re et 
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Biertes Kapitel. 
Von den Wirkungen der Eheſcheidung. 
+ 295. Geſchiedene Ehegatten können ſich nicht mehr mit einander ver— 
ehelichen, aus welcher Urſache aud die Eheicheidung erfolgt fei. 


+ 296. Im Sal einer aus beftimmter Urſache erkannten Eheſcheidung 


darf die geihiebene Frau fi erjt zehn Monate nah erfannter Eheſcheidung 
wieder verheirathen, 


+ 297. Hit die Ehejheidung auf wechieljeitige Einwilligung erfolgt, fo 
darf feiner von beiden Ehegatten eine neue Ehe jhließen, ehe drei Jahre nad 
ber geſprochenen Eheſcheidung abgelaufen find. 

+ 298. Iſt die Eheſcheidung wegen eines begangenen Ehebruchs zu Recht 
erlannt worben, fo fann der jchuldige Ehegatte fih niemals mit feinem Mit- 
ihuldigen verehelichen. Die ehebrederiihe Frau ſoll in demjelben Urtheil 
von Amtöwegen für eine bejtimmte Zeit, die jedoch nicht kürzer als brei 


Monate und nicht länger als zwei Jahre fein darf, zur Einiperrung in ein 
Arbeits-Haus verurtheilt werden, 


Die L.R.S. 295 —298 sind aufgehoben durch & 1 Z. 2 des Bad. Einf.- 
Ges, v. 9. Dezember 1875 (G.B. Nr. 34) zum R.Standesbeurk..-Gesetz, 

298 a. Jede dem $ 33 Ziffer 5 des Reichsgeſetzes vom 6. 
Februar 1875 über die Beurkundung des Perfonenftandes und die 
Eheſchließung zumiderlaufende Ehe iſt nichtig, der andere Theil 
der ehemaligen Eheleute und der Kronanmwalt können allein dieje 
Nichtigkeit anklagen. 

Neue Fassung nach $ 2i. des Bad. Einf.Ges, v. 9, Dezbr, 1875 zum 
B.Standesbeurk..-Gesetz. Vgl. L.R.S. 184 u. 190, 

299. In jedem Chefcheidungs-Fall, den einer mwechjeljeitigen 
Einwilligung allein ausgenommen, verliert der Ehegatte, wider 
welchen die Scheidung erkannt wird, alle von dem andern Ehe— 
gatten durch den Heiraths-Vertrag oder ſeit eingegangener Che 
erlangten Bortheile. 


Vgl. L.R.S. 386, 1452, 1518; Gesetz vom 6. März 1845 (R.B. Nr, 15) 
über die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen $ %, 
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299 a. Auch verliert die Frau in ſolchem Fall den Namen 
des Mannes. 

300. Der Ehegatte, welcher die Eheſcheidung erlangt hat, 
behält die von dem andern Ehegatten ihm zugewandten Vortheile, 
obgleich eine Wechſelſeitigkeit bedungen war, die nun nicht mehr 
ſtatt hat. 

Vgl. L.R S. 1452, 1518, 

301. Sollten die Chegatten ſich feine VBortheile bedungen 
haben, oder die bedungenen nicht hinreichend fcheinen, um dem 
Ehegatten, welcher die Eheſcheidung erwirkt hat, feinen Unterhalt 
zu fihern, jo kann da3 Gericht aus den Gütern des andern Ehe— 
gatten, eine Unterhalts-Rente ihm zuerfennen, die jedoch das 
Drittel der Einkünfte dieſes letztern nicht überjfchreiten darf. Die 
eben bejagte Rente kann wieder eingezogen werden, fobald fte nicht 
mehr notwendig ift. 

vgl, L.R.S. 209. 

302. Die Kinder follen dem Ehegatten, der die Ehefheidung 
erlangt hat, anvertraut werden, wenn nicht das Gericht auf Anfuchen 
der Familie oder des Kronanwalts zum Belten der Kinder verordnet, 
daß alle oder einige von ihnen der Obforge des andern Ehegatten 


oder einer dritten Berfon übergeben werden jollen. 
Vgl. R.C.P.O. $ 569. 


303. Wer e8 auch fei, dem man die Kinder anvertraut 
immer behalten Bater und Mutter gegenfeitig das Recht, über die 
Unterhaltung und Erziehung ihrer Kinder die Aufficht zu führen, 
und find nach Berhältnii ihres Vermögens dazu beizutragen ver: 


bunden. 
Vgl. LR.S. %3 u, 371, 
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304. Die Auflöſung der Ehe durch eine zu Recht erkannte 
Scheidung ſoll den Kindern aus dieſer Ehe keinen der Vortheile 
entziehen, die ihnen durch die Geſetze oder den Ehe-Vertrag ihrer 
Eltern zugeſichert waren. Der wirkliche Anfall dieſer Rechte an 
die Kinder tritt jedoch nur auf gleiche Weiſe und unter gleichen 
Umſtänden ein, worunter ſie angefallen ſein würden, wenn die 
Eheſcheidung nicht erfolgt wäre. 

305. Im Fall einer auf wechſelſeitige Einwilligung erfolgten 
Eheſcheidung ſoll das Eigenthum der Hälfte des Vermögens eines 
jeden Ehegatten an dem Tag ihrer erſten Erklärung, kraft Geſetzes 
ſeinen Kindern angefallen ſein. 

Der Vater und die Mutter behalten gleichwohl den Genuß 
dieſer Hälfte bis zur Volljährigkeit ihrer Kinder, mit dem Beding, 
für deren Nahrung, Pflege und Erziehung, nach ihrem Stand und 
Vermögen zu ſorgen, alles ohne Abbruch der übrigen Vortheile, 
welche den beſagten Kindern durch den Ehevertrag ihrer Eltern 
zugeſichert ſein mögen. 

Vgl. L.R.S. 203. 384, 385. 


T Fünffes Kapitel. 
Bon der Trennung von Tifh und Bett. 


Die L.R,S. 306—311 sind aufgehoben durch $ 1 Z. 2 des Bad, Einf.- 
Gesetzes vom 9, Dezember 1875 (R,B. Nr. 34) zum R-.Standesbeurk.-Ges. 

+ 306. In Fällen, wo bie Klage auf Eheſcheidung wegen einer beftimmten 
Urſache ftattfindet, fteht e3 den Ehegatten frei, ftatt folder die Trennung von 
Tiſch und Bett nachzuſuchen. 

+ 307. Dieſes Geſuch wird eben jo, wie jede andere bürgerlide Klage 
angebradt, behandelt und entſchieden; blos auf wechjeljeitige Einwilligung der 
Ehegatten fann diefe Trennung nicht ftatt haben. 
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+ 308. Die Frau, wider welche auf Scheidung von Tiſch und Bett wegen 
eines begangenen Ehebruchs erfannt wird, ſoll in demjelben Nrtheil auf Ans 
trag des Kronanwalts zur Einfperrung in ein Arbeitshaus, auf beftimmte 
Beit, die nicht kürzer als drei Monate und nicht länger als zwei Jahre fein 
darf, verurtheilt werden. 

+ 309. Dem Manne bleibt e3 unbenommen, bieje Berurtheilung uns 
wirkjam zu maden, wenn er fi entjchließt, jeine Frau wieder zu fich zu 
nehmen, 

+ 310. In Fällen, wo die perjönlide Trennung aus einer andern Urſache 
als wegen eines begangenen Ehebruchs erkannt worden ift, und brei Jahre 
gedauert hat, kann der Ehegatte, der urfprüngli der Bellagte war, bei 
Gericht auf Eheiheidung antragen, mweldes fie dann auch wirklich gejtattet, 
fo fern der urjprünglide Kläger, nahdem er erſchienen, oder bod gehörig 
vorgeladen worden, nit auf der Stelle einwilligt, daß die perjönlide Tren= 
nung aufböre. 

+ 311. Die perjönlide Trennung zieht allemal Vermögensabfonderung 
nad) fich. 

+ 311a. Die Eheordnung vom Jahr 1807 gilt in jenen Nehtsbeziehungen 
noch fort, mweldhe neben dem oben Berordneten beftehen können, jo wie fie in 
ihren polizeilichen Beziehungen ohnehin hierdurd nicht aufgehoben ift. 

Aufgehoben durch $ 101 des Bad. Standesbeurk.-Ges, v. 21. Dezember 
1869. (G.B. Nr. 40,) 


Siebenter Titel. 
Bon der Vaterſchaft und der Kindidaft. 


Erftes Kapitel. 
Bon der Vaterſchaft eheliher oder in der Ehe geborener 
Kinder. 
312, Ein Kind, das während der Che empfangen worden, 
hat den Ehemann zum Bater, 
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Dieſem bleibt jedoch unbenommen, das Kind für das ſeinige 
nicht anzuerkennen, wenn er beweist, daß er in der ganzen Zwiſchen— 
zeit von dem dreihundertſten bis zum hundert achtzigſten Tage vor 
der Geburt des Kindes, wegen Entfernung oder wegen den Folgen 
eines Zufalls, ſich in einer natürlichen Unmöglichkeit befunden hat, 
ſeiner Gattin ehelich beizuwohnen. 

Vgl, L.R.S. 319, 323 u. 325. 

313. Der Ehemann ift nicht berechtigt, unter Angabe eines 
Zeugungsunvermögend, das Kind zu verläugnen; felbit aus dem 
Grunde eines von feiner Chegattin begangenen Ehebruchs darf 
er es nicht verläugnen, es ſei denn ihm die Geburt verheimlicht 
worden, in welchem Fall er zum Bortrag aller Thatjachen zu= 
gelafjen werden joll, die beweiſen, daß er der Vater des Kindes 
nicht ſei. 

314. Ein Kind, das vor dem hundert achtzigften Tag nach 
geichloffener Ehe geboren wird, darf in folgenden Fällen von dem 
Chemann nicht verläugnet werden: 

1) wenn ihm die Schwangerjchaft vor der Ehe befannt war; 

2) wenn er den Geburtsſchein ausgewirkt hat, und dieſer 

zugleich von ihm unterzeichnet ift, oder feine Erklärung ent= 
hält, daß er im Schreiben unerfahren jet ; 

3) wenn das Kind für nicht lebensfähig erklärt worden ift. 

315. Die Chelichfeit eines Kindes, das dreihundert Tage 
nah aufgelöster Che geboren wird, darf beftritten werden. 

316. In jedem Fall, wo es dem Mann erlaubt ift, das 
Kind für das feinige nicht anzuerkennen, muß dies in der Zeit eines 
Monats gefchehen, wenn er fi) in der Gegend des Orts befindet 


wo das Kind geboren ward; 
6 
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in zwei Monaten nach ſeiner Wiederkunft, wenn er in dem 
Zeitpunkt der Geburt abweſend war; 

in zwei Monaten nach entdecktem Betrug, wenn ihm die 
Geburt des Kindes verheimlicht wurde. 


317. Stirbt der Ehemann, ehe er auf irgend eine Art das 
Kind anerkannt oder wider die Vaterſchaft Widerſpruch eingelegt 
hat, die Zeitfriſt dazu iſt aber alsdann noch nicht verſtrichen, ſo 
haben die Erben eine eigene Friſt von zwei Monaten, um die 
eheliche Geburt des Kindes zu beſtreiten. Dieſe Friſt läuft von 
dem Zeitpunkt an, da das Kind die Güter des Vaters in Beſitz 
nimmt, oder da es gegen die Erben den Beſitz anſpricht. 


3185. Jeder außergerichtliche Vorgang, der eine Verläugnung 
des Kindes von Seiten des Chemannes oder feiner Erben ent— 
hält, gilt für nicht geſchehen, wenn nicht innerhalb eines Monats 
die Klage wider einem dem Kind hiezu eigens zu ernennenden 
Vormund, unter Beiladung der Mutter, bei Gericht angebracht 
worden iſt. 

Vgl. LRS. 405 u flg.. R.CP.O. $ 56 u. fig. 


Zweites Sapitel. 
Bon den Beweifen der ehelichen Kindichaft. 


319. Die chelihe Kindfchaft erweifet der Geburtsichein in 
den Urkundenbuch des bürgerlichen Standes. 
Vgl R -Standesbeurk.-Ges. v. 6. Februar 1875, $$ 15 u. 17—22, 


320. In deffen Ermangelung genügt der bejtändige Befit 


einer ehelichen Kindichaft. 
Vgl. L R.S. 197, 1350, 
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321. Diefer Beſitz befteht in einer Vereinigung hinreichender 
Thatjachen, welche Berhältniffe der Kindſchaft und Verwandticaft 
zwijchen einem Menjchen und der Familie, welcher er anzugehören 
behauptet, vorausjegen. 

Die vorzüglichjten der dazu dienlichen Thatfachen find: 

daß ein Kind immer den Namen des Vaters geführt hat, dem 
es anzugehören angibt; 

daß der Vater es als fein Kind behandelt, und in dieſer 
Eigenſchaft für feine Erziehung, feinen Unterhalt, und feine Nieder: 
lafjung gejorgt hat; 

daß es bejtändig in der Gejellihaft dafür anerfanıt wor— 
den iſt; 

daß die Familie es dafür erkannt hat. 

322. Niemand kann einen Familienftand in Anfpruch neh: 
men, welcher demjenigen zuwider ift, den feine Geburtsurkunde und 
ein mit ihr übereinftimmender Beſitz ihm geben. 

Umgefehrt Tann Niemand den Familienſtand desjenigen be- 
ftreiten, der einen mit feinem Geburtsjchein übereinfiimmenden 
Beſitz für ſich Hat. 

Vgl. LRS. 196, 1352. 

323. Gebricht es an einer Rechtsurfunde und einem bejtäns 
digen Beſitz, oder ift das Kind unter einem erdichteten Namen, 
oder als ein von unbefannten Eltern gebornes Kind in den Büchern 
eingetragen worden, jo kann der Beweis der Kindichaft auf jede 
Weiſe geführt werden, j 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R J,G. 


+ Diefer Beweis (durch Zeugen) darf gleihmwohl nur dann zugelafien 
werden, wenn eine Einleitung dazu aus ſchriftlichen Beweiſen vorhanden ijt, 
6* 
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oder wenn Vermuthungen oder Anzeigen aus bis dahin ausgemachten That— 
ſachen hervorgehen, die wichtig genug ſind, um auch ohne eine ſolche Einleitung 
ene Zuläſſigkeit zu begründen. 

Absatz 2 ist aufgehoben durch $ 146 des Bad. Emf. Ges. zu den R.J.G. 


+324. Die Einleitung aus jehriftlihen Beweijen ergibt fi aus Fa— 
milienurfunden, aus Hausbüchern und Brieffhaften der Eltern, aus öffent— 
lichen und felbft aus Privaturfunden, die von einer am Streit betHeiligten 
lebenden oder verftorbenen Berjon herrübren. 

Aufgehoben durch $ 116 des Bad. Einf Ges. zu den R.J.G. 

325. Der Gegenbeweis kann durch jedes Mittel geführt wer: 
den, welches darthut, daß der Beweisführer Fein Kind der Mutter 
fei, die er zu haben vorgibt, oder, wenn feine Abjtammung von 
jolher Mutter erwiefen ift, daß er Fein Kind von dem Ehemann 
diejer Mutter jei. 

326. Die bürgerlichen Gerichte find allein-die Rechtsbehörde 
für Klagen, wodurch ein Familienftand in Anſpruch genom- 
men wird. 

Vgl. R.G.Verf. $ 13. 


+ 3277. Das Strafverfahren über ein Verbrechen der Verfälſchung eines 
Familienftandes fängt erjt an, wenn der Stand der Perſon durch ein End— 
urtheil entjchieden iſt. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. 


328. Die Anſprache des Familienftandes ift für daS Kind 

ſelbſt unverjährbar. 
Vael. LR.S. 2211a. 

329. Erben eines Kindes, das eine Anſprache nicht gemacht 
hat, Fönnen fie nur machen, wenn foldhes in der Minderjährigfeit 
oder in den erjten fünf Jahren nach erreichter Volljährigkeit ge- 
ſtorben ift. 

Vgl. L.R.S. 2277 a. 


mn an 
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330. Hätte das Kind die Klage erhoben, ohne wieder fürm- 
lich davon abgeftanden zu fein, auch ohne fie drei Jahre, von der 
letzten gerichtlichen Handlung an zu rechnen, unbetrieben zu laſſen. 
jo Fönnen die Erben fie fortjegen, 


Drittes Kapitel. 


Von den natürlichen Kindern. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon der Ehelihmahung natürlicher Kinder. 

331. Uneheliche Kinder, die nicht aus einer Blutfchande oder 
einem Ehebruch gezeugt find, werden durch eine nachgefolgte Che 
ihrer Eltern ehelich gemacht, wenn beide zuſammen vor der Heirath 
ſie anerfannt Haben, oder fie in der Heirathsurkunde felbjt aner— 
kennen. 

VEI. LRS. 334 u, 335 R.-Standesbeurk.-Ges, v. 6. Februar 1875 $ 54; 
Dienstweisung für Standesbeamte 8 %, 

332. Auch verjtorbene Kinder, welche Nachkommen zurück— 
gelaffen Haben, werden zu deren Bortheil dadurch noch chelich ges 
macht. 

333. Kinder, welche durch nachgefolgte Ehe chelich werden, 
geniegen gleiche Nechte, ‘als wären fie aus dieſer Ehe geboren. 

Vgl. LRS. 293, 745, 013, 960, 


Zweiter Abichnitt. 
Bon der Anerkennung der natürlichen Kinder. 


334. Die Anerfennung eines natürlichen Kindes foll durch 
> 
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eine öffentliche Urkunde vollzogen werden, ſobald ſie nicht in deſſen 
Geburtsurkunde geſchehen iſt. 


R.-Standesb -Ges. v. 6. Februar 1875 $ 25. Notariatsordnung $ 90. 


534a. Gie muß mit ausgedrüdten Worten barin liegen; 
bloße Zufage gewiſſer Vortheile für ein Kind, als 3. E. feiner Er- 
nährung, begründen die Anerkennung noch nicht. 

399.  Diefelbige findet nicht ftatt zum Vortheile folder Kinder, 
welche aus Blutſchande oder Ehebruch gezeugt find. 

Vel. L.R.S. 33', 342, 762 R.-Strafgesetzbuch $$ 172 u, 173. Dienst- 
weisung für Standesbeamte $ 62. 

396. Die Anerkennung des Vaters, ohne Angabe und Ge: 
ſtändniß der Mutter, wirkt nur gegen den Bater. 


337 „Die Anerkennung, welche während der Che von einem 
Ehegatten zum Bortheil feines mit einer dritten Perſon erzeugten 
natürlichen Kindes gefchieht, Tann weder dem andern Ehegatten, 
noch denen aus der Ehe gezeugten Kindern fchaden. 

Cie hat nur ihre Wirkung, wenn einit die Ehe aufgelöst 
wird, und feine Kinder daraus vorhanden find. 


338. Ein natürliches, obgleih anerkanntes Kind kann Die 
Rechte eines ehelich gebornen Kindes nicht anjpredhen. Die 
Rechte der natürlichen Kinder beftimmt der Titel von den Erb: 
Ichaften. 

Vgl LR.S. 756—766 ; Gesetz über Erbrecht und Ernährung unehelicher 
Kinder vom 21. Februar 1851. (RB. Nr, 15.) 

339. Jede Anerkennung des Vaters oder der Mutter, fo 
wie jede Anfprache des Kindes kann von allen denjenigen beftritten 
werden, denen ein Nachtheil dadurch zugehen Kann. 


mn. 
ed — 
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340. Alle Nachfrage, wer Vater eines Kindes ſei, iſt ver— 
boten. 

Ein Entführer kann auf Anſuchen der Betheiligten für den 
Vater des Kindes der Entführten erklärt werden, wenn der Zeit— 
punkt der Entführung mit jenem der Empfängniß übereinſtimmt. 

Vgl. R.-Strafgesetzbuch $$ 236—238. 

340 a. Dafür Fanın auch derjenige erklärt werden, der eine 
Mutter des Kindes Fundbarlich bei ſich ala Beifchläferin unter: 
halten hat, oder der des Beifchlafs mit ihr, um die Zeit. der ge- 
ſetzlich unterftellbaren Empfängniß, freiwillig geftändig oder zufällig 
übermiejen ijt; ingleichen derjenige, der die Mutter erweislich um 
die gedachte Zeit außer Stand des freien Ginnengebrauhs zum 
Behuf eines Beifchlaf3 verſetzt hat. 

Vgl. R.-Strafgesetzbuch $ 177. 

341. Eine Nachfrage, wer Mutter eines Kindes ei, ift 
erlaubt. 

Das Kind, welches gegen eine Frauensperfon Kindichaftsrechte 
anfpricht, muß den Beweis führen, daß es eben dasjenige jei, 
womit dieje niedergefommen ift 

+ Zur Führung diefes Beweiſes durch Zeugen darf e3 nur alsdann zu= 
gelafjen werden, wenn ſchon eine Einleitung aus jchriftlihen Beweiſen vor— 
handen ift, 

Absatz 3 ist aufgehoben durch $ 12 des Bad. Einf -Ges. vom 9. Dezem- 


ber 1875 (G.B. Nr, 34) zam R.-Standesbeurkundungsgesetze ; Dienstweisung 
für Standesbeamte $ 54. 


312. Kein Kind darf in Fällen, wo zufolge des 335ften 
Satzes die Anerkennung nicht geftattet ift, zu einer Kindjchafts- 
anſprache gegen Bater oder Mutter zugelaffen werden. 
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Achter Titel. 


Bon der Anwünſchung eines Kindes und der freiwilligen 
Pflege eines Minderjährigen aus wohlthätigen 
Abfichten. 


Erſtes Kapitel. 

Bon der Anwünfhnng eines Kindes. 
Erjter Abſchnitt. 

Von der Anwünfhung und ihren Wirkungen. 

345. Perſonen beiderlei Gefchlechts, welche das fünfzigfte 
Jahr zurücdgelegt, zur Zeit der Anwünſchung Feine eheliche Nach— 
fommenjchaft haben, und wenigftens fünfzehn Jahre älter find, 
al3 diejenigen, die fie an Kindesftatt annehmen wollen, dürfen der 
Anwünſchung ſich bedienen. 

343 a. Die Anwünſchung muß unbedingt und auf immer 
gejchehen. 

344. Niemand kann von mehr al3 einer Perſon an Kin: 
desftatt angenommen werden, e3 fei denn von zweien wechjeljeitigen 
Ehegatten. 

Außer dem Fall, der unten im 366ſten Satze bejtimmt 
iſt, kann Fein Ehegatte ohne Bewilligung des andern Kinder an— 
wünjchen. 

Vgl. L.R.S. 362. 

545. Die Annahme an Kindesftatt kann nur demjenigen zu 
Theil werden, den man in feiner Minderjährigkeit wenigftens ſechs 
Jahre lang unterftügt und ununterbrochen gepflegt hat, oder dem— 
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jenigen, der dem Anwünſchenden das Leben gerettet hat, ſei es in 
einem Streit oder in Feuers: und Wafjersnoth. 

In dem Fall der Lebensrettung genügt es, wenn der An— 
mwünfchende volljährig, ſodann älter als der Angewünfchte ift, Feine 
ehelichen Nachkommen hat, und, jofern er verheirathet ift, fein 
Ehegatte einmwilligt, 

Vgl. L.R.S. 366—369. 

345a. Es bedarf ferner zur Anwünjchung jener früheren 
Pflege nicht, wenn eine volljährige Mannsperfon ein uncheliches 
vom Bater noch nicht erfanntes unmiündiges Kind eiyer Freauens— 
perfon, die fie heiratet, mit deren Einwilligung, mittelft des Hei: 
rathsvertrags anmwünjcht, wo alsdann auch diefer Vorgang Feiner 
eigenen Förmlichfeiten unterliegt. 

Vgl, L.R.S. 1394 u. fle. Notariatsordnung $ 90. Dienstweisung für 
Standesbeamte $ 63. 

346. Die Anwünſchung hat fonft in keinem Fall vor der 
Volljährigkeit des Angewünjchten ftatt. Sind deſſen beide Eltern, 
oder nur eins von beiden, noch im Leben, und der Angemwünfchte 
hat das fünf und zwanzigfte Jahr noch nicht zurücigelegt, jo muß 
er die Einwilligung jeiner Eltern oder des lebenden Theils bei- 
bringen. Iſt er über fünf und zwanzig Jahre alt, jo muß er um 
ihren Nath bitten.. 

Vel. Notariatsordnung $$ 77—79. 

347. Die Annahme an Kin’ esftatt gibt dem Angewünfchten 

den Namen des Anmwünjchenden, dein er feinen eigenen Namen 
binzujeßt. 

348. Der Angewünfchte bleibt in der Familie, welcher er 
der Geburt nach angehört und behält hierin alle feine Rechte. 
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+ Die Ehe ift gleichwohl verboten unter dem Anwünfchenden, dem Ange 

wünſchten und feinen Nachkommen; 

unter den angewünſchten Kindern eine und derielben Perſon; 

unter den angewünſchten und den leiblichen Kindern, welde der Ans 
winjchende fpäterhin befommen möchte ; 

unter dem Angemwünjchten und dem Ehegatten des Anwünſchenden 
und umgefehrt unter dem Anwünſchenden und dem Ehegatten des Ange 
wünſchten. 

Absatz 2 ist aufgehoben durch $ 12. 2 des Bad. Einf.-Gesetzes vom 
9. Dezember 1875 (G.B. Nr, 34) zum R,-Standesbeurk.-Gesetz, 

349. Ohne die natürliche Verbindlichkeit, in der gefetlich 
beitimmten Fällen fich wechjelfeitig den Unterhalt zu verfchaffen, 
zwijchen dem Angewünfchten und feinen leiblichen Eltern aufzuheben, 
tritt zwiſchen Anmwünfchenden und Angewünjchten die gleiche Ver— 
bindlichkeit ein. 

Vgl. L.R.S. 203, 205. 

350. Der Ungewünfchte erwirbt Feine Erbrechte auf das 
Dermögen der Blutöfreunde des Anwünſchers, aber auf deſſen eige- 
nen Nachlaß Hat er mit einem ehelich gezeugten Kind durchaus 
gleiche Rechte, wenn derjelbe eheliche,. nach der Anwünjchung ge: 
borene Kinder zurüdließe. 

Vgl, L.R.S. 745, 913, 960. 

351. Stirbt der Angewünſchte ohne chelihe Abkömmlinge, 
jo fällt alles, was ihm von dem Anwünſcher geſchenkt oder ver: 
macht ward, in jofern es bei dem Abjterben des erften noch wirk— 
lich vorhanden ift, auf den leßtern oder feine Nachkommen zurüd, 
jedoch mit der Verpflichtung des Beitrags zur Tilgung der Schul- 
den, und unbejchadet der Rechte eines Dritten. 

Das übrige Vermögen des Angewünfchten fallt auf feine leib— 
liche Verwandten, und dieje jchließen allemal ſelbſt in den oben 
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angeführten Gegenftänden alle Erben des Anwünjchers aus, die nicht 


deſſen Abkömmlinge find. 
Vgl. L.R.S. 747, 766. 


352. Stirbt noch bei Lebzeiten des Anwünſchers, aber nad) 
dem Tode des Angewünſchten, auch die Nachkommenſchaft des Ieß- 
tern aus, jo erbt auch alsdann der Anmwünfcher, was er gejchentt 
hatte; dieſes Necht fol gleichwohl feiner Perſon allein anhangen, 
und auf feine Erben, ſelbſt im abfteigender Linie, nicht über: 
gehen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Form der Anwünjchung. 


395. Der Anmwünjcher und der Anzumwünjchende müfjen fich 
vor dem ordentlichen Richter des Anwünſchers jtellen, um über 
ihre wechjeljeitige Einwilligung eine Urkunde zu errichten. 

Reehtspolizeigesetz $ 1 (Amtsgericht). 

* 354. In den nädften zehn Tagen wird dem Kronanwalt der Ge— 
richtsbehörde eine Ausfertigung diefer Urkunde zur Ermwirfung ber obrig- 
feitlichen Beftätigung von demjenigen Theil überreicht, ber fich zuerjt darum 
bewirbt. 

Ausser Geltung nach $ 25 des Rechtspolizeigesetzes. 

355. Das Gericht, in ordentlicher Sigung prüft nad) ein- 
gezogener zweckmäßiger Erfundigung: 

1) ob alle gejeglichen Bedingungen erfüllt find; 

2) ob die Perſon, welche man anmwünjchen will, einen guten 

Ruf bat. 

Rechtspolizeigesetz $ 8. 


x 356. €3 erkennt hierauf, ohne irgend eine Form von 


— 
m 


— — — —⏑ ven ee 
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gerichtlichem Verfahren, und ohne Entſcheidungsgründe auszudrücken 
nach Vernehmung des Kronanwalts: 

„Die Anwünſchung hat ſtatt, oder: fie hat nicht ſtatt.“ 

Rechtspolizeigesetz $ 25. 

357. In einem Monat nad) der Gerichtsentfcheidung wird 
diejes Urtheil der nächſten Obergerichtöbehörde, auf Betreiben der- 
jenigen Partei vorgelegt, welche es zuerjt verlangt. 

Diefe hat bei ihrem Verfahren die gleiche Form zu beobachten, 
und erkennt, ohne Entjcheidungsgründe auszudrüden: 

„Das Erkenntniß ift betätigt, oder: das Erfenntniß 
„iſt geändert, und folglich; die Anwünſchung hat ſtatt, 
„oder; fie hat nicht ſtatt.“ 

Vgl. $ 8b des Rechtspolizeigesetzes (Landgericht). 

398. Jedes Erfenntniß des Obergerichts, wodurch eine An— 
wünſchung angenommen wird, joll öffentlich verfündigt und ange— 
Ichlagen werden. Die Beltimmung der Orte und die Anzahl der 


Anjchläge bleibt dem Ermeſſen diefer Gerichtsbehörde überlaffen. 
vgl. R.C.P.O. $ 187. 


359. In den nächften drei Monaten nach Verfündigung des 
Erfenntniffes joll auf Anfuchen des einen oder des andern Theils 
die Anwünſchung an dem Ort, wo der Anwünſcher feinen Wohn: 
fig Hat, den Büchern des bürgerlichen Standes eingetragen 
werden. 

Diefe Einjchreibnng gejchieht nur auf Vorzeigung einer förm— 
lichen Ausfertigung des von der Oberbehörde erlafjenen Erkennt: 
niffes, und die Anwünjchung bleibt wirkungslos, wenn fie nicht in 
diefer Frift den Büchern eingetragen worden ift. 

Dienstweisung für Standesbeamte $ 63, 


/ 
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360. Stirbt der Anwünfcher, nachdem die Urkunde, woraus 
fih jein Wille ergibt, den Anwünfchungsvertrag zu jchließen, von 
dem Richter aufgenommen und vor die Gerichtsbehörden gebracht 
worden, aber ehe dieje hierüber entjcheidend erfannt Haben, jo joll 
da3 Verfahren dennoch fortgejegt, und auf geeignete Fälle die An— 
wünſchung zugelafjen werden. 


M Hielten deffen die Erben die Anwünſchung jedod für un- 
zuläffig, jo bleibt ihnen unbenommen, dem Kronanwalt eine Denk— 
jchrift darüber einzuhändigen. 

Rechtspolizeigesetz $ 25, 


Bweifes Kapitel. 
Bon der Pflegvaterſchaft. 


361. Wer das fünfzigite Jahr zurückgelegt hat, ohne ehe: 
liche Nachkommen ift, und eitten gejeglichen Nechtstitel wünscht, 
wodurch er einen Minderjährigen ſich ergeben machen will, Tann 
ihm Pflegvater (Pflegemutter) werden, wenn er hiezu die Em- 
willigung der Eltern ded Kindes, oder des Weberlebenden von 
ihnen, oder in deren Ermangelung die Beiftimmung eines Fa- 
milienraths, oder endlih, wenn das Kind Feine befannten Bluts— 
freunde hätte, jene der Verwalter des Waifenhaufes, worin es auf- 
genommen worden, oder des Gemeimderaths feines Wohnorts er- 


halten hat. 
Vgl. L.R.S. 405 und Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. 


362. Ehegatten können ohne gemeinschaftliche Bewilligung 


nicht Pflegeltern eines Kindes werden. 
Vgl. L.R.S. 344. 
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363. Der Bezirksrichter, unter welchem das Kind ſeinen 
Wohnſitz hat, führt ein Protokoll über das auf die Pflegvater— 
ſchaft ſich beziehende Geſuch und über die gegebene Einwilligung. 

Rechtspolizeigesetz $ Il. Vgl. 1.R.S. 108. ; 

364. Nur zum Vortheil folder Kinder. die noch Feine fünf: 
zehn Jahre alt find, kann diefer Pflegverband ftatt haben. 

Er führt unbeſchadet jeder bejorderen Webereinkunft, die 
Verbindlichkeit mit fih, das Pflegkind zu eunähren, zu erziehen, 
und in Stand zu jeßen, daß es einst ſeinen Lebensunterhalt er- 


werben könne. 
Vgl. L.R.S. 203. 


369. Hat das Pflegfind einiges Vermögen, das zuvor unter 
Bormundichaft war, j9 geht die Verwaltung feines Vermögens 
ebenjo, wie die Objorge über feine Perfon, auf den Pflegvater 
über, der jedoch die Erziehungsfoften den Ginkünften des Pfleg— 
findes nicht aufrechnen darf. 

Vgl. L.RS. 370 u. 370 a, 389, 450 u. fig, 

366. Wenn der Pflegvater nach umgelaufenen fünf Jah— 
ven, von übernommener Pflege an, in der Beforgnik, fein Tod 
möchte ihn übereilen, che das Pflegkind volljährig wird, durch 
eine legte Willensverordunung es an Kindesftatt annimmt, jo ſoll 
diefe Verfügung gültig fein, vorausgejegt, daß der Pflegvater 
feine eheliche Kinder zurüdläßt 

Vgl. L.R,S. 345. 

367. Stirbt der Pflegvater vor diefen fünf Jahren, oder 
nach denjelben, ohne fein Pflegkind an Kindesftatt angenommen 
zu haben, fo foll diefem, fo lang es minderjährig ift, der Lebens— 
unterhalt verihafft werden; der Betrag und die Art veffelben wird 
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da, wo nicht ſchon eine förmliche Uebereinkunft unter den gegen— 
ſeitigen Stellvertretern des Pflegvateıs und des Pflegkindes da— 
rüber beſteht, gütlich oder rechtlich beſtimmt. 

Vgl. L.R.S. 208. 211. 

368. Will der Pflegvater fein Pflegkind, nachdem es voll: 
jährig geworden, an Kindesjtatt annehmen, und leßteres gibt 
biezu jeine Einwilligung, jo wird nach den zuvor beftimmten For— 
men zur Anwünſchung gejchritten, welche alsdann ihre volle 
Wirfung hat. 

Vgl. L.RS. 345, 353 u. lg. 

369. Bleiben in den erjten drei Monaten nach der Voll: 
jährigfeit des Pflegkindes die Vorftellungen, die es feinem Pfleg— 
vater gemacht hat, um von ihm an Kindesftatt angenommen zu 
werden, ohne Erfolg, und iſt das Pflegkind nicht im Stande, ſich 
jeinen Lebensunterhalt zu erwerben, ſo kann der Pflegvater ver- 
urtheilt werden, das Pflegkind wegen etwaiger Unfähigkeit zur 
Erwerbung feines Unterhalts zu entjchädigen. 

Dieje Entjehädigung bejteht in einer Unterftügung zum Ans: 
fang eines Gewerb3, wenn eine Uebereinkunſt nicht dieſen Fall 
zum Voraus beftimmt hat. 

310. In jeden Fall ift der Pflegvater, der das Vermögen 
jei es MündelS verwaltet hat, darüber Nechnung abzulegen ver: 
bunden. 

Vgl. L.R °. 469 u, flg., Rechtspolizeigesctz $ 22. 

370 a. Auch ift er wegen der Gegenvormundichaft und fonft 
den gleichen Verbindlichkeiten, wie andere Pfleger unterworfen, 

Vgl. L.R.8.,420 u. Ag. LRS. 450 u. fg. LRS. 2121. 
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Nennter Titel. 
" Bon der elterlichen Gewalt. 


31. Gin Kind, welches Alters es jei, ift feinen Eltern Chr: | 


furcht ſchuldig. 
Reichs-Standesbeurk.-Gesetz vom 6. Februar 1875, $ 29, L.R.S. 278 
und 346, 


372. Es bleibt unter ihrer Gewalt bis zu feiner VBoljährig: 
feit oder Gewaltsentlaffung. 
Vgl. L.R.S. 488 u. 476 u. flg.; Bad. Einf.-Ges. zum R.St.G.B. vom 23. 


Dez. 1871 (G.B. Nr. 51) Art. 14, IL, (mit Aenderung durch $ 3 des Bad 
Einf.-Ges, zum Reichs-Standesbeurk,-Ges.) 


313. Während der Ehe übt der Vater allein diefe Gewalt 


aus. 
Vgl. L.R.$. 141, 267, 302, 


374. Das Kind darf das väterlihe Haus ohne Erlaubniß 
des Vaters nicht verlaffen, außer nach zurüdgelegtem achtzehnten 
Jahr, und allein um Kriegsdienft zu nehmen. 

Reichs-Kriegsdienstgesetz vom 9, November 1867 $ 10, 

+ 375. Der Bater, ber wichtige Urfaden Hat, über das Betragen feines 
Kindes mißvergnügt zu fein, fann fih außer der Hauszucht folgender bürger- 
lider Zuchtmittel bedienen. 

+ 376, Iſt das Kind in das fechözehnte Jahr feines Alters noch nicht 
eingetreten, jo kann der Bater es höchſtens auf einen Monat einfperren laffen. 
Zu biefem Ende muß auf fein Verlangen bie Gerihtäbehörde den Berhafts- 
befehl erlafien. 

+ 377. Nah dem Eintritt in’3 ſechszehnte Jahr des Alters bis zur Voll: 
jährigkeit oder Freilaffung kann der Vater nur auf Einfperrung antragen, 
und das höchſtens auf jehs Monate; er wendet ſich deßhalb an die Gerichts- 
behörde, die nah Beipredung mit dem Staatsanwalt den Befehl zum Ver— 
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haft ertheilen oder verweigern, und im erjten Fall die vom Bater verlangte 
Zeit der Einfperrung verkürzen fan. 


+ 378. In einem wie im andern al hat mweber jchriftiihes Verfahren 
noch eine geridtlide Yörmlichkeit ftatt, den Verhaftbefehl — in 
welchem die Beweggründe nicht ausgedrückt werden. 

Der Vater muß das Verſprechen unterzeichnen, alle Koſten zu —* und 
gebührenden Unterhalt zu verſchaffen. 


+ 379. Bon dem Vater hängt es allemal ab, die Dauer ber von ihm 
verorbneten oder verlangten Einfperrung zu verkürzen, BVerfällt dad Kind 
nad jeiner Zoslafjung auf neue Ausihmweifungen, jo fann, auf die in den 
vorhergehenden Säten- beftimmte Weife, die Einfperrung abermal verfügt 
werben, 


+ 380. Iſt ber Vater wieder verheirathet, jo hat er, um ein Kind aus 
erfter Ehe, jelbjt wenn es noch unter ſechszehn Jahren ift, einiperren zu lafien, 
fih nad der Vorjchrift des 377ften Satzes zu benehmen. 


+ 381; Die überlebende und nicht wieber verheirathete Mutter kann 
auch, jedoch nur unter der Mitwirkung der zwei nädhften Verwandten väter- 
licher Seite, und in ber Form eines Anſuchens nad ber Vorjihrift des 377jten 
Sapes, ein Kind einfperren lafien. 


+ 382. Hat das Find freieigen Gut, oder treibt es ein Gewerbe oder 
Hanbdthirung, fo fann feine Einfperrung, jelbft wenn es noch unter ſechszehn 
Sahren ijt, nur im Weg des Anſuchens, nad ber im 377jten Say beftimmten 
Form ftatt haben, 

Dem eingefperrten Kind bleibt eö unbenommen, an den Staatsanwalt 
des Obergerichts eine Denkſchrift einzureichen. Diefer läßt fih von bem Kron— 
anmwalt des Untergerihts Rechenſchaft geben, und erftattet feinen Vortrag 
an den Vorfteher des Obergerichts, welder den Vater hievon benachrichtigt, 
alle Erfundigungen einzieht, und alsdann ben von dem vorigen Richter aus— 
gefertigten Befehl aufheben oder mäßigen kann. 


+ 383. Die Sätze 376, 377, 378 und 379 find auf die Eltern natürlicher 
und von ihnen gejeglich anerkannter Kinder ebenfalld anwendbar. 

Die L.R.S. 375—383 sind aufgehoben durch Art. 2 I. des Bad Einf, 
Ges. zunı R.St.G-B. vom 23. Dez. 1871 (G.B Nr, 51). 
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x 3854. Wührend der Che hat der Vater, und nad aufge: 
löfter Ehe der Ueberlebende von beiden Eltern die Nußnießung an 
dem Vermögen ihrer Kinder, bis fie das achtzehnte Jahr ihres 
Alters zurüdgelegt haben, oder biß zur Gemwaltsentlafjung, wenn 
diefe früher erfolgt. 

vgl. I. Einf.-Edikt $ VIII. Ziff, 3. 

Justizministerialverordnung vom 9. März 1819 
(R.B. Nr. 10). 


Wir erklären, um allen Zweifel zu heben, andurch authen- 
tisch: dass diese elterliche Nutzniessung ungeachtet des etwa 
erfulgenden früheren Todes eines Kindes so lang dauern sollte, 
als der Satz 620 vorschreibt, nämlich so lang bis das Kind, 
wenn es noch lebte, sein achtzehntes Jahr zurückgelegt hat. 

Art. 14, II. des Bad. Einf.Ges. zum R.St.G.B.; LR.S. 476 u. flg., 458, 
601, 703, 1388, 1442, 

384 a. Diejes Endziel der Nutznießung verfteht fih jedoch 
ohnbeſchadet desjenigen Theils, der dem Weberlebenden kraft der 
Ehegeſetze oder der legten Willensverfügungen des erit Verſtorbeuen 


gejehmäßig zufommen mag. 
Vgl, L.RS. 745 a., 1094, 1519 a., 1535 a., 1570a. u. b. 


359. Die mit diefer Nutznießung verbundenen Laften find 
1) diejenigen, wozu jeder Nußnießer verbunden ift; 

2) Ernährung, Pflege und Erziehung der Kinder nach ihrem 

Vermögen; 

3) Zahlung der Rückftände*) und der Zinfen der Kapitalien; 
4) Bezahlung der Krankheit3= und Begräbnikloften. 

*) Im Urtexte: arrerages, d. i. Renten — Rentenzieler. 

Vgl. L.R.S. %03 u. 600—616. 
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386. Derjenige von beiden Eltern, zu deſſen Nachtheil eine 
Eheſcheidung erkannt worden, bleibt von dieſer Nutznießung aus— 
geſchloſſen; ſie hört ebenfalls bei einer Mutter auf, die zu einer 
neuen Ehe ſchreitet. 

Vgl. L.R.S 299 u. 395. 

357. Sie foll fih auf dasjenige Vermögen nicht erftreden, 
welches die Kinder durch abgefondert treibende Arbeit und Kunft- 
fleiß erwerben mögen, auch nicht auf das, was unter der aus— 
drüdlichen Bedingung, daß die Eltern Feine Nutznießung daran 


haben jollen, den Kindern geſchenkt oder vermacht worden tft. 
Vgl. L.R.S. 389. 


Behnter Titel. 


Bon der Minderjährigkeit, der Vormundſchaft und der 
Gewaltsentlaffung. 


Erftes Kapitel. 
Bon der Minderjährigfeit. 


388. Minderjährig ift Jeder, ohne Unterfchied des Ge— 
ſchlechts, der das Alter von ein und zwanzig Jahren noch nicht 
zurücdgelegt bat. 

Vgl. L.R.8. 488 u. Reichsgesetz vom 17. Februar 1875 (R.G.B. S. 71) 


über das Alter der Grossjährigkeit; VL. Const,-Edikt $ 27, L.R.3. 108, 372 
903, 1095, 1124 u. fig., 1305 u. fig. 


B 7* 


100 ER. J. B. X. T. Minberjährigkeit. 


Zweites Kapitel. 
Bon der Bormurdicaft. 
Erjter Abſchnitt. 
Bon der Vormundſchaft der Eltern. 


359. Der Vater ift, während der Che, Verwalter alles 
Vermögens, welches feinen minderjährigen Kindern zugehört, ſelbſt 
des freieignen. 

Bon dem Vermögen, wovon er den Genuß nicht Hat, ift er 
über Hauptftod und Einfünfte zugleih, und von dem Vermögen, 
woran das Geſetz ihm eine Nutznießung gibt, über den Hauptjtod 
allein Rechenjchaft zu geben verbunden. 

Vgl. L.R.S. 384—387, Dienstweisung für Waisenr:chter $ 16. 

390. Wird die Ehe durch den natürlichen oder bürgerlichen* 
Tod eines der Ehegatten aufgelöst, jo fällt die Normundichaft 
über die minderjährigen, nicht gemaltsentlaffenen Kinder dem 
überlebenden Ehegatten, kraft Gefeßes, zu. 

*Aufgehoben =, L.R.8, 22. 

Vgl. Rechtspulizeigesetz $ 21 u, L.R.S. 421, 

391. Der Vater Fanır gleichwohl der überlebenden Mutter 
und VBormünderin einen befonderen VBormundjchaftsbeiftand zuordnen 
ohne deſſen Gutachten fie Feine auf die Vormundſchaft fich beziehende 
Rechtshandlung vornehmen darf. 

Beitimmt der Vater die Handlungen, für welche der Beiſtand 
ernannt fein ſoll, jo ijt die Vormünderin befugt, die übrigen ohne 
deffen Mitwirkung vorzunehmen. 

392. Dieje Ernennung eines Bormundihaftsbeiftands kann 
nur auf eine der folgenden Arten gejchrhen ; 


— —— ⸗ 
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1) durch eine letzte Willensverordnung ; 
2) durch eine vor dem Ortsvorſteher un) feinem Gerichts- 


jchreiber, oder vor FRBTDAR geſchehene Erklärung. 
Vgl. L.R.S. 398, 969. 


3953. Iſt die Frau bei dem Tod ihres Mannes fchwanger, 
jo joll der Leibesfrucht von dem Familienrathe ein Pfleger er- 
nannt werden. 

Mit der Geburt des Kindes wird die Mutter deffen Vor— 
miünderin, und jener Pfleger iſt alsdann Fraft des Gefeßes fein 
Gegenvormund. 

Vgl. L.R.S. 405 u. 420, Rachtspolizeigesetz $ 2 2. 2. 


x393 a. Bei unehelihen Kindern, die eine befannte Mutter 
haben, ift diefe die Bormünderin; hat jedoch der Vater das Kind 
gültig anerkannt, jo kann er das im Sat 391 beftimmte Recht üben; 
wo feine befannte Mutter vorhanden, oder biejfe verftorben ift, liegt dem 
Kronanmwalt des Bezirkögericht3 die Betreibung der Bevormundung ob. 


Rechtspolizeigesetz $ 17 u. $ 25. Dienstweisung für Waisenrichter $ 8 
Vgl. L.R.S. 334 u. 341. 


394. Die Mutter ift nicht fchuldig, die Vormundſchaft an: 
zunehmen; jevoh muß fie, wenn fie die Bormundichaft ablehnt, 
die ihr anhängigen Pflichten jo lang erfüllen, bis fie die Ernennung 
eines Vormundes ermirtt hat. 

Vgl. L.R.S. 421 u. 442 Z. 8. 


39. Will die Mutter, welche die VBormundfchaft führt, fich 
wieder verehelihen, ſo muß fie, ehe noch die Ehe gefchloffen wird, 
einen Familienrath zufemmen berufen laffen, und diefer entjcheidet, 
ob ihr ferner die Vormundſchaft anvertraut bleiben foll. 

Unterläßt fie dieſes, jo verliert fie kraft Gejeßes die Vor— 
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mundjchaft und ihr neuer Ehemann ift für alle Folgen ihrer wider: 


vechtlichen Fortführung als Sammtſchuldner verantwortlich. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2, s. bei L.R.S. 405. Dienstweisung für 
Waisenrichter $ 8, Vgl. L.R.S. 356, 


396. MUeberläßt ein ordentlich zuſammen berufener Familien: 
rath die Bormundjchaft der Mutter, jo muß er ihr nothivendig den 
zweiten Ehegatten als Mitvormund beiordiien. Diefer wird mit 
jeiner Ehegattin für die Verwaltung, in jo weit fie nach der Heirath 
geführt wird, als Sammtſchuldner verantwortlich. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S. 405. Vgl. L.R.S. 450, 
1266, 2121. 

Zweiter Abſchnitt. 
Bon der elterlich verordneten Vormundſchaft. 


II. Das Necht, einen Vormund zu wählen und zwar aus 
Fremden oder aus Verwandten, gehört nur dem Längjtlebenvden 
von beiden Eltern. i 

Vgl. L.R.S. 399. 

395. Diefes Recht fann nur nach den im 392ften Sat vor— 
geichriebenen Formen, und unter den folgenden Ausnahmen und 
Einſchränkungen ausgeübt werden 

Vgl. Rechtspolizeigosetz $ 13; Gerichtsnotariatsurdnung $ 68. 

398 a. Niemals kann weder von den Eltern, noch von dem 
Familienrath, der Bormund eines Minderjährigen unter auffchiebenden 
Bedingungen ernannt werden. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. 

399. Eine Mutter in zweiter Ehe, welcher die Bormundjchaft 
über ihre Kinder aus der erften Ehe nicht gelaffen worden iſt, 


fonn ihnen feinen Vormund ernenmen. 
Vgl. L.R.S. 395. 
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400. Hat die Mutter, welcher in zweiter Ehe die Bor- 
mundjchaft gelaffen wurde, ihren Kindern aus erjter Ehe einen 
Bormund ernannt, jo gilt diefe Auswahl nur mit Betätigung des 
Familienraths. j 

Rechtspolizeigesetz $ 22.2819 


401. Der Bormund, welchen Eltern ernennen, ift nicht ſchuldig, 
die Vormundſchaft anzunehmen, wenn er nicht font fchon in die 
Klafje derjenigen Perfonen gehört, denen, in Ermangelung einer 
jolhen Ernennung, der Familienrath fie hätte auftragen fünnen, 


oder befondere Berpflihtungsgründe bei ihm eintreten. 
Vgl. LR.S. 437—437; Rechtspolizeigesetz $ 21. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Vormundfchaft der Ahnherrn. 


402. Hat der längftlebende Elterntheil dem Minderjährigen 
feinen Bormund ernannt, jo gebührt die Vormundichaft kraft Ge- 
ſetzes dem väterlichen Großvater, bei dejjen Abgang dem mütter: 
lichen Großvater, und fo weiter aufwärts, dergeftalt, daß der 
väterliche dem mütterlichen Ahnherrn deſſelben Grad immer vor: 
gezogen wird. 

Rechtspolizeigesetz $ 13, 

403. Treffen in Ermangelung de3 väterlichen und mütter- 
lichen Großvater8 des Minderjährigen zwei Ahnherrn eines höhern 
Grads zufammen, die beide zur väterlichen Linie des Minderjährigen 
gehören, fo joll die Bormundfchaft kraft Gejetes auf den väterlichen 
Großvater de3 Vater des Minderjährigen fallen. 


404. Treffen in gleicher Weife zwei Urgroßväter der mütter— 
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lichen Linie zuſammen, ſo geſchieht die Auswahl von dem Familien- 
rath, jedoch nur aus einem dieſer beiden Ahnherrn. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 (bei L.R.S. 405), 


Vierter Abſchnitt. 
Bon Bormundfchaften aus Auftrag des Familienraths. 


405. Die Ernennung eines Vormunds gefchieht durch einen 
Familienrath jo oft ein minderjähriges, nicht gewaltentlafjenes 
Kind weder Vater noch Mutter, noch einem vom Bater oder 
Mutter ernannten VBormund noch Ahnherr im Leben hat; deß— 
gleichen, wenn der Vormund, der zu einer diefer Klaffen gehört, 
fih in einem Fall, der unten verordneten Ausſchließungen befindet, 
. oder rechtmäßig entjchuldigt ift. 


Vgl. L.R.8. 390, 394, 397, 401, 427 u. fig; Rochtspolizeigesetz $ 22 2 
Gerichtsnotariatsordnung $$ 59 u. 67. 


*406, Diefer Familienrath wird zufammenberufen auf Aniuchen und 
Betrieb der Berwandten des Minderjährigen, oder feiner Gläubiger, oder 
anderer Betheiligten, oder aud von Amtswegen auf den Betrieb des Drtö- 
vorjtehers, wo ber Minderjährige jeinen Wohnfig hat. Ein jeder ift berechtigt, 
dieſem Vorſteher den Vorfall anzuzeigen, aus weldem die Nothwendigkeit ein- 
tritt, einen Vormund zu ernennen, 

Rechtspolizeigesetz $$ 5a., 5b, u. 17. 


+ 4064, Hier und fo oft indiefem Gefegbud vom Ortsvorfteher bie Rede 
ift, bezieht fich folches auf Amtsſäſſige Perfonen ; bei Kanzleifälfigen ift ber 
Bezirtsvorfteher derjenige, welcher auf fie Ortsvorfteherredht und Pflicht hat. 

Aufgehoben durch das Gesetz vom 15. Februar 1851 (R.B Nr. ae über 
Aufhebung der befreiten Gerichtsstände. 


* 407. Der Familienrath fol, ohne jenen Vorſteher mit einzurechnen, 
aus ſechs Verwandten oder Verſchwägerten beftehen. Diefe werben ſowohl aus 
der Gemeinde, wo der Fall, einen Vormund zu ernennen, fi augetragen bat 
als in dem Umktreis von vier Stunden genommen, bie eine Hälfte aus väter: 
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Licher und die andere aus mütterlicher Linie; im jeder Linie richtet man fich 
nad) der Nühe der Grabe, 

Unter Qerwandten und Berfhwägerten in gleidem Grab wirb ber Ver— 
wandte und unter Verwandten dejjelben Grads der Meltere dem Jüngern 
vorgezogen. 


* 407a, Durdaus find darunter nur gefegliche, d. i, durch Ehe ober 
Anwünſchung entftandene, nit bloß natürliche, D. i. aus außereheliher Zeugung 
entjprofjene Verwandte, zu verftehen, als welche überall nur dba in verwandt- 
ſchaftliche Betrachtung fommen, wo fie das Geieg namentlih mit einbegreift. 


* 408. Die vollbürtigen Brüder des Minderjährigen und die Ehegatten 
feiner vollbürtigen Schweitern machen allein eine Ausnahme von der im Sat 
407 enthaltenen Beſchränkung auf eine beftimmte Anzahl. 

Sind ihrer ſechs oder mehrere, jo find fie alle Mitglieder des Familien— 
ratb3, den fie alddann allein mit den Wittwen der Ahnherrn und mit ben 
etwa vorhandenen gejeglich entjchuldigten Ahnherrn zu bilden haben. 

Sind ihrer weniger als ſechs, jo werden nur fo viel der übrigen Ber- 
wandten berufen, als nöthig find, um den Rath vollzählig zu maden. 


* 409. Finden fih an dem Drt ſelbſt und in der im 407Tten Sat bes 
ftimmten Entfernung Verwandte oder Verfhwägerte von der einen oder der 
andern Linie nicht in hinlänglicher Zahl, jo beruft der Ortsvorsteher entweder 
Verwandte oder Verſchwägerte, die in einer größern Entfernung wohnen, oder 
auch Staatöbürger aus berjelben Gemeinde, die dafür befannt find, mit dem 
Bater oder der Mutter des Minderjährigen fortwährend in Freundſchaftsver— 
bindungen geftanden zu haben. z 


* 410. Auch da, wo an dem Drt felbft eine hinlängliche Anzahl von 
Berwandten oder Berfchwägerten vorhanden ift, kann der Drtsvoriteher die 
Erlaubniß ertheilen, daß man andere, obgleich entfernter wohnende Verwandte 
oder Verſchwägerte vorlade, die in einem nähern oder doc) gleichen Grad find, 
als die im Drt vorhandenen, jedoch jo, daß alsdann einige von dieſen legteren 
übergangen werden, um die in dem vorigen Sag beftimmte Zahl nicht zu 
überjchreiten. 

Die L.R.S. 407—410 sind ersetzt durch $ 11 des Rechtspolizeigesetzes. 


*411. Zur Erſcheinungsfriſt jol vom Drtövorfteher ein beftimmter Tag 
feftgejegt werben, und zwar jo, daß wo die Torgeladenen in ber Gemeinde 
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oder in dem Umfang von vier Stunden ſich aufhalten, zwiſchen der Ankündi— 
gung der Vorladung und dem Tag der Zuſammenkunft des Familienraths 
ein Zwiſchenraum von wenigſtens drei Tagen übrig bleibe. 

So oft hingegen unter den Vorgeladenen einige außer dieſem Umkreis 
ihren Wohnſitz haben, ſoll der Erſcheinungsfriſt je für ſechs Stunden ein Tag 
zugegeben werden. 

Rechtspolizeigesetz $ 12. 


*412, Die alfo berifenen Verwandten, Berfchwägerte oder Freunde 
find ſchuldig, in Ferfon zu erjheinen, oder durch einen befonders Bevollmäd- 
tigten ſich vertreten zu lafjen. 

Mehr als eine Perfon kann ein Bevollmädtigter nicht vertreten. 


*413, Jeder berufene Verwandte, Verſchwägerte oder Freund, der ohne 
gejeglihe Entſchuldigung ausbleibt, verfällt in eine Geldftrafe, die nit über 
25 Gulden betragen darf, und von bem Drtävorfteher angelegt wird, ohne daß 
ein Rechtszug dawider ftatt habe. 


*414. Mo eine binreihende Entſchuldigungsurſache eintritt, und es 
vathjam ift, das abwejende Mitglied noch abzuwarten, ober durch einen andern 
erjegen zu laſſen, oder wo es fonft der Bortheil bes Minderjährigen zu er- 
fordern ſcheint, da kann der Ortsvorſteher die Zuſammenkunft ausjegen, oder 
bie Tagfahrt verlegen. 

Die L.R.S. 412— 41t sind ersetzt durch $ 13 des Rechtspolizeigesetzes, 


*415, Die Verfammlung wird gejegmäßig bei dem Ortsvorſteher ge— 
halten, fofern er nicht felbjt einen andern Drt beftimmt. Drei Viertel ver 
berufenen Mitglieder müſſen erjcheinen, um berathichlagen zu können 

Rechtspolizeigesetz $ 12. 


*416. Bei dem Familienrath hat der Ortsvorſteher den Vorfig. Seine 
Stimme wird mitgezählt, und gibt den Ausſchlag, wenn die Meinungen gleich 
getheilt find, 

Rechtspolizeigesetz $$ 11 u. 14, 

417. Beſitzt der Minderjährige, der im Lande wohnt, Güter 
im Auslande, oder umgekehrt, jo wird die befondere Verwaltung 
über diefe Güter einem Nebenvormund anvertraut. 


un 
—— 
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In dieſem Falle ſind der Vormund und Nebenvormund von 
einander unabhängig. Sie haben einander für ihre gegenſeitige 
Verwaltung nicht zu haften. 

Vgl. Staatsverträge mit Hessen Art. 4 vom 5, Mai 1513 (R.B. 
Nr. 17) u. Bekanntmachung vom 9. Januar 1872 (G B. Nr, 3); Württem- 
berg Art. 23—28 v, 30. Dezember 1825 (R.B. Nr, 32 und Bekanntmachung 
vom 21. November 1872 (G.B, Nr, 43); Hohenzollern Art, 23—28 vom 
29, September 1527 (R. B. Nr, 21) bezw, vom 3. Februar 1864 (R. B. Nr, 28) 
und Bekanntmachung vom 27, Juli 1870 (6. B. Nr, 56); Sachsen (König- 


reich) Art, 31—34 vom 1, August 1855 (R,B, Nr, 28) und Bekanntmachung 
vom 26. Juli 1870 (G.B. Nr. 56). 


*418. Der Bormund handelt und verwaltet in feiner Gigenihaft, von 
ben Tag an, ba er ernannt wurbe, wenn bie Ernennung in feiner Gegenwart 


geihieht; außerdem von dem Tag an, da ihm jeine Ernennung befannt ge: 
macht worden it. 
Rechtspolizeigesetz $ 21. 


419. Die Bormundjchaft ift ein perjönliches Amt und geht 
auf Erben des Vormunds nicht über. Diefe find nur für Die 
Verwaltung ihres Erblafjerd verantwortlich, und müfjen, wenn fie 
grokjährig find, die Verwaltung als Gejchäftsführer fortjegen, bis 
ein neuer Vormund ernannt ift. 

Vgl. L.R.S. 1372—1375. 


Fünfter Abſchnitt. 


Bon dem Gegenvormund. 


420. Bei jeder Bormundfchaft foll ein von dem Familien 
tath ernannter Gegenvormund fein. 

Stine Amtspflicht ift, für den BVortheil des Minderjährigen 
ju forgen, wenn diefer gegen jenen des Vormunds anftößt. 


Rechtspolizeigesetz $2 Z.2; Dienstweisung für Gegenvorın, vom 15. Nov. 
1865 (R.B. Nr. 56). 


108 LER. 1.8 X. T. Minderjährigkeit. 


420 a. Iſt der Hauptvormund Glied einer andern Kirche, 
als zu welcher dad Kind erzogen werden foll, fo muß der Gegen= 
vormund nothiwendig aus Gliedern jener Kirche genommen werden, 
zu welcher das Kind erzogen werden fol, und hat diejer alsdann 
die Dbforge über deffen kirchliche Erziehung befonders auf fi. 

Gesetz vom 9. October 1860 (R.B. Nr, 51) über Erziehungsrechte in 
Beziehung auf die Religion der Kinder. 

420b. Wo mehrere Mündlinge unter einem Vormund jtehen, 
und Fälle jich begeben, in welchen eine getrennte Betheiligung ftatt- 
findet, 3. E. bei Erbverzeichnifjen, da tritt nicht der Gegennpormund, 
ſondern ein für jeden Mündling zu bejtellender Unterpfleger in 
das Mittel. _ 

Vgl. L.R.S. 405, Rechtspolizeigesetz $2Z, 

x 421. Wo da3 — Amt einer — kraft 
des J. II. und III. Abſchnitts des gegenwärtigen Kapitels zufällt, 
da ſoll diefer Vormund, ehe er noch feine Verrichtungen antritt, 
zur Ernennung eines Oegenvormundes einen nad Vorſchrift des 
IV, Abſchnitts gebildeten Familienrath zufammenberufen lafjen. 

Hat er, vor Erfüllung diefer Förmlichkeit, in die Verwaltung 
fih eingemifcht, jo Fann ihm der Familienrath, ver auf Anfuchen 
ber Verwandten, ber Gläubiger oder anderer Betheiligten, oder Amtshalber 
von dem Drtsvorfteher zufammenberufen worden, jobald jeinerjeits eine 
Gefährde untergelaufen tft, die Vormundſchaft entziehen, mit Vor— 
behalt der dem Minderjährigen gebührenden Schadloshaltung. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2; Notariatsordnung $ 126, Dienstweisung 
für Waisenrichter $ 8, Dienstweisung für Vormünder $ 4. 

422. Pei den übrigen Vormundſchaſten foll die Ernennung 
des Gegenvormunds unmittelbar nach der Ernennung des Haupt- 
vormunds gejchehen. 
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423. In feinem Fall fol der Vormund bei der Ernennung 
des Gegenvormunds mitftimmen; wo nicht vollbürtige Brüder 
vorhanden find, joll er aus derjenigen von beiden Linien genommen 
werden, wozu der Hauptvormund nicht gehört. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 und z 11, 

424. Der Gegenvormund tritt nicht kraft Gefeßes in die 
(edig gewordene oder durch Abmejenheit verlaffene Stelle des Vor— 
munds, jondern er muß in diefem Fall auf Ernennung eines neuen 
Vormunds antragen, widrigenfalls er dem Minderjährigen für allen 
etwaigen Schaden zu haften hat. 

Vgl. L.R.S. 446, 1383, 1383 a, 

425. Die Amtsverihtungen des Gegenvormunds endigen 
fih zu gleicher Zeit mit der Bormundichaft. 

Vgl. L.R,S. 476 .und flg, 488, 

425 a. Stirbt der Gegenvormund oder tritt ab, jo muß 
nad dem Sag 421 und 422 wieder für deſſen Erjegung geforgt 
werben. 


426. Die in dem VI und VII. folgenden Abſchnitt ent- 


baltenen Berfügungen find auf die Gegenvormünder ebenfalls an— 
wendbar. 

Der Vormund darf jedoch auf Abjegung des Gegenvormunds 
nicht antragen, noch in den darüber vorgehenden Familienverſamm— 
lungen ftimmen. 

Vgl, L.R.S. 446. 


Sechster Abſchnitt. 


Von den Urſachen, welche von der Vormundſchaft befreien. 
427. Befreit von der Vormundſchaftsübernahme find; 
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1) die Mitglieder der oberiten Staatäbehörden ; 
2) die Vorftcher und Mitglieder des Oberlandesgerichts ; 
3) die Staats: und Provinzeinnehmer; 
4) die Vorſteher der mittleren Staatöbehörden und die 
Oberbeamten; 
5) alle Stuatäbürger, welche außer der Provinz, in welcher 
die Vormundſchaft angeordnet wird, ein öffentliches 
Amt verjehen. 
Neue Fassung von Ziffer 2 nach $ 146 des Bad, Einf.-Ges. zu den 
R.J.G. | 
428. Gbenfo find von der Vormundſchaft frei: 
die dienftleiftenden Militärperfonen und alle andern Staats- 
bürger, welche außer dem Staatägebiet einen Staatsauf: 
trag vollziehen. 
Vgl. Reichs-Militär-Gesetz vom 2. Mai 1374, $ 41, 


429. Iſt die Sendung uneingeftanden und unbeurfundet, 
jo joll die Befreiung nicht eher zuerkannt werden, bis ein Zeugniß 
des Minifters, in defjen Gejchäftsfreis der zur Befreiung angeführte 
Auftrag gehört, vorgelegt üt. 


450. Staatsbürger, welche hiernach frei wären, und dennoch 
eine Vormundſchaft übernommen -haben, können ſich ſolcher aus 
jener Urſache nicht wieder entledigen laſſen. 


431. Diejenigen hingegen, welche jene Vorrichtungen, Dienſte 
oder Aufträge erjt nach Uebernahme und Führung der Vormund— 
ſchaft erhielten, können, wenn fie diefe nicht behalten wollen, binnen 
Monatsfrift einen Zamilienrath zuſammenberufen lafjen, um einen 
andern Bormund an ihre Stelle zu ernennen. 
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Wenn nah Endigung jener Verrichtungen, Dienfte oder Sen— 
dungen, der neue Vormund feine Entlaffung, oder der vorige die 
Wiedererlangung der Bormundjchaft begehrt, jo kann fie dieſem 
von dem Yamilienrath wieder aufgetragen werden. 

Vgl. Reichspolizeigesetz $ 2, Z. 2, 

432. Kein Staatöbürger, der nicht verwandt oder ver- 
ſchwägert ift, Fan gezwungen werden, eine VBormundfchaft anzu- 
nehmen, jo lang noch in dem Umfang von adht Stunden ſich Ver- 
wandte oder Verſchwägerte finden, welche im Stand find, fie zu 
führen. 

435. Wer fünf und fechszig volle Jahre hat, kann fich wei- 
gern, Tormund zu werden. Wer vor diefem Alter ernannt wurde, 
fann, wenn er jiebenzig Jahre alt geworden ift, ſich von der Vor— 
mundſchaft losſprechen lafjen. 


434. Jeder, der erweislich mit einer ſchweren Gebrechlich— 
keit behaftet iſt, bleibt von der Uebernahme einer Vormundſchaft 
frei. 

Er kann ſich auch davon losſprechen laſſen, wenn ihm eine 
ſolche Gebrechlichkeit erſt nach ſeiner Ernennung zuſtößt. 


435. Zwei Vormundſchaften geben jedem das Recht, eine 
dritte auszuſchlagen. Ein Ehegatte oder Vater, der ſchon mit einer 
Vormundſchaft beladen iſt, hat nicht nöthig, eine zweite zu über— 
nehmen, außer über ſeine Kinder. 

436. Wer fünf eheliche Kinder hat, iſt von jeder Vormund— 
ſchaft, außer jener über ſeine Kinder, frei. Kinder, welche im 
wirklichen Dienſt in den Kriegsheeren des Staats geſtorben ſind, 
werden für dieſe Befreiung mitgezählt. 
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Andere verltorbene Kinder werden nur alsdann miteingerechnet, 
wenn fie Kinder zurüdgelaffen haben, und diefe noch Teben. 4 


457. Kinder, die dem Bormund erft während der Vor— 
mundjchaft geboren werden, berechtigen ihn nicht, ſolche nieder zu 
legen. 


438. Iſt ein ernannter VBormund bei der Berathichlagung 
zugegen, die ihm die Vormundichaft aufträgt, fo muß er auf der 
Stelle, bei Berlujt jeder weitern Gegenvorftellung, feine Entſchul— 
digungsgründe vorbringen, über welche alsdann der Yamilienrath 
cinen Schluß faßt. 

Rechtspolizeigesetz $ 2, Ziff. 2. 

439. War der ernannte Vormund bei der Berathichlagung, 
die ihm die Vormundſchaft aufgetragen hat, nicht zugegen, jo kann 
er einen Familienrath zufammenberufen laffen, um über jeine Ent— 
Ihuldigungsgründe einen Schluß zu faſſen. 

Die hierzu nöthigen Schritte müffen in drei Tagen, nach der 
ihm gefchehenen Bekanntmachung feiner Ernennung, gejchehen. 
Für jede jehs Stunden, welche fein Wohnfig von dem Ort der 
zugedachten Bormundfchaft entfernt ift, wird diefe Friſt um einen 
Tag verlängert. Nah Umlauf derjelben wird er ferner nicht 
gehört. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Ziffer 2. 

x 440. Werden feine Entjchuldigungsgründe verworfen, fo 
ſteht es ihm frei, deren Anerfenittniß gerichtlich zu ſuchen; er tft 
aber gehalten, während des Streits die Verwaltung fürſorglich zu 
führen. 

Rechtspolizeigesetz $ %4 (Boschwerde an das Landgericht). 
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*441. Wird er alsdann von ber Bormundihaft freigefproden, jo können 
diejenigen, welde feine Entfehuldigungsgründe verworfen haben, in die Ge— 
richtäfoften veruftheilt werben. 

Berliert er, jo wird er jelbft in dieſe Koften verurtheilt. 

Rechtspolizeigesetz $ 8a. 


Siebenter Abſchnitt. 


Bon der Unfähigkeit zur Vormundfchaft, auch der Ausſchließung 
und Abjegung von derjelben. 


244. Bormünder können nicht fein, und eben jo wenig Mit: 
glieder eines Familienraths: 

1) Minderjährige, Vater und Mutter jedoch ausgenommen. 

2) Jene, welche mundtodt find. 

3) Weibsperfonen, mit Ausnahme der Mutter und der 
Großmutter; 

4) Alle diejenigen, die oder deren Eltern mit dem Minder- 
jährigen einen Rechtäftreit haben, wodurch der Familien: 
ſtand diejes Minderjährigen, fein Vermögen, oder ein 
anjehnlicher Theil defielben betroffen wird. 

Vgl. L.R.S. 390, 476, 509, 513a, Rechtspolizeigesetz $ 11 Abs. 2. 


+ 443. Die Berurtheilung zu einer peinlihen oder entehrenden Strafe 
wirft fraft Gejeges die Ausſchließung von Vormundſchaften. Sie wirkt auf 
gleihe Weife die Abſchaffung von früher aufgetragenen. 

Aufgehoben durch Art. 2, I. des Bad. Einf.-Ges. zum R.St.G.B. vom 
23. Dezember 1871 (G.B. Nr. 51). Vgl. R.St.G.B. $ 34 Z. 6. 


444. Ausgefchloffen von der Vormundſchaft find ebenfalls 
und können aud, wenn fie jchon angejtellt find, abgeſchafft 
werden: 


1) Leute von kundbar fchlechter Aufführung; 
5 
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2) Diejenigen, deren Unfähigkeit oder Untreue aus ihrer 
Verwaltung hervorgeht. 

445. Wer von einer Vormundſchaft ausgefchloffen oder 
abgefchaffen worden ift, kann Fein Mitglied eines Familienraths | 
fein. 

Rechtspolizeigesetz $ 11 Abs. 2. 

x 446. So oft die Abfhaffung eines Vormundes ftatt hat, 
joll fie von dem Familienrath erfannt werden, der auf Anfuchen 
des Gegenvormunds oder von Amtswegen von dem Ortsvorſteher 
zujammenberufen wird. 

Diefer kann ſolche Zufammenherufung nicht verweigern, fo 
bald jte von einem oder mehreren Verwandten oder Verfchwäger: 
ten des Minderjährigen, die zu ihm Gejchwifterfinder oder näher 


verwandt find, förmlich nachgelucht wird. 
Rechtspolizeigesetz 8 2 Ziff. 2 u. $ 17. 


447. Jeder Beihluß des Familienraths, in welchem die 
Ausschliezung oder Abjichaffung des Vormundes erkannt wird, 
fol die Bweggründe enthalten. Er varf nicht gefaßt werden, 
ohne vorher den Vormund gehört oder vorgefordert zu haben. 

448. ft der Vormund mit dem Schluß einverftanden, To 


joll hiervon Erwähnung gejhehen, und der neue Vormund fogleich 
fein Amt antreten. 


* 


* Widerſpricht er hingegen, ſo hat der Gegenvormund auf Beſtätigung des 
gefaßten Beſchluſſes bei dem ordentlichen Gericht anzurufen, und dieſes erkennt 
hierüber mit Vorbehalt der Berufung. 

Auch der Vormund, der ausgeſchloſſen oder abgeſchafft worden, kann, um 
ſich durch Urtheil und Recht bei der Vormundſchaft zu erhalten, den Gegen— 
vormund zu Gericht ziehen. 

l!echtspolize’zesetz $ 24 (Beschwerde an das Landgericht). 
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* 449. Die Verwandten oder Verſchwägerten, auf deren Anſuchen der 
Familienrath zuſammenberufen worden war, können in dem Rechtsſtreit, der 
als eine eilende Sache behandelt und entſchieden werden ſoll, als Beikläger 
auftreten. 

Rechtspolizeigesetz $ 17 u. 24. 


Achter Abſchnitt. 
Bon der Vermaltung des Vormunds. 


450. Der Vormund muß für die Perfon des Minderjäf: 
rigen Sorge tragen, und in allen bürgerlichen Nechtsgefhäften ihn 
vertreten. 

Er muß deflen Vermögen als guter Hansvater verwalten, 
und für Schaden und Mangel haften, der aus einer übeln Ver: 
waltung entjteht. 

Er fann feine Güter des Minderjährigen Faufen; auch kann 
er feine pachten, wozu der Familienrath den Gegenvormund nicht 
ermächtigt hat, mit ihm den Pachtvertrag zu fchließen; und über- 
haupt fein Recht oder Feine Forderung wider feinen Mündel ſich 
übertragen lafjen. 

Dienstweisung für Vormünder vom 6. August 1864 R.B. Nr. 38. Vgl 
L.R.S. 1596, 1718, 2121, 2135, Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. 

450 a. Die Sorge für die Perſon umfaßt die Gefundheit, 
geiftige und körperliche anftändige Grziehung, auch Befähigung für 
einen bejtimmten Lebensberuf. 

Vgl. L.R.S. %3 a. und 4% a. 

451. Der Vormund foll im den nächften zehn Tagen nad) 
erhaltener Nerfündung feirer Emennung auf Abnahme der Siegel 
antragen, und unmittelbar darauf unter Beiwirfung des Gegen: 
vormunds zur Vermögensverzeichnung des Minderjährigen jchreiten, 

8* 
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Iſt ihm der Minderjährige etwas jchuldig. jo muß er d 
bei Verluft feiner Forderung im dem Vermögensverzeichniß an 
geben. Der betreffende Beamte ijt verbunden, zu dieſer Arigab 
ihn aufzufordern, und diefer Aufforderung in dem Protokoll! 
erwähnen. 

Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 2 und 3, Notariatsordnung $$ 115, 122 8 
Z. 6. — Dienstw. f. Vorm. & 5. — Dienstw. f. Gegenvorm. $ 6. 

452. In Monatsfrift nach geendigtem Vermögensverzeichni 
jo der VBormund mit Beiwirfung des Gegenvormundes nad vo 
bergegangener ordnungsmäßigen Berfündigung, von welcher in 
dem Verfaufsprotofoll Erwähnung gejchehen muß, alle Fahrniß 
welche aufzubewahren ihn der Familienrath nicht ermächtigt habe 
wird, in Öffentlicher Verfteigerung verfaufen laffen. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 3. Not.O. $ 160, 161; Dienstw. ſ. Waiser 
8 14, 19 und 29. — Dienstweis. f. Vorm. $ 5 lit. c.; Dienstweis. f. Geg 
vorm. $ 7. 

453. Die Eltern, jo lang fie eine gejetliche Nutznießung 
an dem Vermögen des Minderjährigen haben, find nicht gehalten, 
die Fahrniß zu verkaufen, foweit fie jolche lieber behalten wollen, 
um fie im Stüd zurüczugeben. | 

— Sie ſoll in diefem Fall folde von einem Sachverftän- 


digen, der von dem Gegenvormund ernannt wird, und vor bem Ortsvor⸗ 
ſteher das Gelübde abzulegen hat, nach ihrem wahren Werth auf ihre 


Koſten abſchätzen laſſen, und in der Folge für jene Fahrniß, 
welche ſie nicht im Stück zurückliefern können, dieſen Anſchlag 
erſetzen. 

Vgl. L.R.S. 384; Rechtspolizeigesetz $ 64, Notariatsordnung, $ N 
Dienstw. ſ. Walsenrichler $ 26. 


454. Bei dem Antritt einer jeden Bormundfchaft, jene der 





- 
—9 — 
5, — 
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Eltern ausgenommen, ſoll der Famlilienrath nach einem unge— 
fähren Ueberſchlag und mit Rückſicht auf den Ertrag des Ver— 
mögens die Summe der jährlichen Ausgabe für den Minder— 
jährigen ſowohl, als für die Verwaltung ſeiner Güter beſtimmen. 

Diefe Urkunde fol es auch angeben, wenn der Vormund er= 
mächtigt wird, zu feiner Sejchäftsfüh ung fich eines oder mehre er 
bejonderen bejoldeten Verwalter unter jeiner Verantwortlichkeit zu 
bedienen. | 

Rechtspolizeigesetz $ 2. 


r 454a. Der Familienrath kann einen Gewalthaber ernennen, ber wäh— 
rend ber Vormundſchaft in allen vem Vormund für feine Vermögensverwal— 
tung nöthigen Ermädtigungen das Nöthige ftatt des Familienraths dem Vor— 
mund zugehen laſſe. 

Aufgehuben durch $ 11 des Reichspolizeigesetzes vom 28, Mai 18614 
(kB. Nr. 21). 


455. Diefer Familienrath fol auch beftimmen, bei welcher 
Enmme der Vormund die Uebererſparniß auf Zins zu legen 
habe. Dieje Anlegung muß alsdanı in jehs Monaten wirklich 
geihehen. Nah Umlauf diefer Frilt zahlt der Vormund die 
Zinfen der verfäumten Anlage. 

Vgl. L.R.S. 1153, 1907 und 1907 a. Dienstw. t. Vorm. $ 7. 

456. Hat der VBormund nicht gejorgt, daß von dem 
Familienrath die Summe zur verzinslichen Anlage benannt werde, 
jo zahlt er nach der im vorhergehenden Sag bejtimmten Friſt von 
jeder nicht angelegten, noch jo geringen Summe die Zinfen. 


457. Der Bormund (Nater und Mutter nicht ausgenommen) 
kann ohne Ermächtigung eines Familienrath3 für den Minder- 
dährigen weder Geld aufnehmen, noch liegende Güter veräußern 
der verpfändent, 
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Die Ermächtigung kann nur wegen unvermeidlicher Noth— 
wendigkeit oder augenſcheinlichem Nuten extheilt werden. 

Im erſten Fall joll der Familienrath die Ermächtigung nicht 
eher ertheilen, al3 bis er aus einem Rechnungsüberſchlag des Bor- 
munds erjehen hat, daß Baarjchaft, Fahrniß und die Einkünfte 
des Minderjährigen unzulänglich find. 

In jedem Fall foll der Familienrath die Güter, welche vor 
anderır verkauft werden jollen, jowie alle übrigen erforderlichen 
Bedingungen angeben. 

Vgl. L.R.S. 460, 488, 1314, 1718, 2126. Bechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. 


+458, Die Schlüffe des Familienrath3 über dieſen Gegenjtand jollen 
nicht eher in Vollzug gejegt werben, bis ber Vormund bei bem ordentlichen 
Nichter ihre Beftätigung nahgefuht und erhalten hat. Das Gericht erkennt 
hierüber, nachdem es den Kronanwalt vernommen hat, 

Aufgehoben durch Rechtspolizeigesetz $ 19 Abs. 2. 

459. Der Berkauf fol öffentlich unter Beiwirkung des Gegen: 
vormunds mittelit obrigfeitlicher Verfteigerung geſchehen, nachdem 
er zuvor durch dreimalige Verkündung an den gewöhnlichen Orten 
und an den beſtimmten Tagen, drei Wochen nad) einander, bekannt 
gemacht worden. 

Jede Verkündung durch Anfchlag fol von dem Vorſteher der 
Gemeinden, in welchem fie geſchah, unterzeichnet und beglaubigt 
werden. 

Vgl. L.R.S. 1314, Notariatsordnung $$ 160 u. 161; Dienstweis. für 
Waisenrichter $$ 19 u. 29, 

460. Die zur Veräußerung der Güter eines Minderjährigen 
in dem Sab 457 und 458 vorgefchriebenen Yörmlichkeiten fallen 
da weg, wo auf Begehren eines unabgetheilten Miteigenthümers 
die Verfteigerung durch richterliches Erkenntniß befohlen wird. 
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Auch in diefem Fall muß jedoch die Verfteigerung nad der 
in dem vorhergehenden Sat beftimmten Form gejchehen, und fremde 
Steigerer müfjen nothwendig dabei zugelaffen werden. 

Vgl. L.R.S. 827 u. 1686. 

461. Eine dem Minderjährigen angefallene Erbſchaft kann 
der Bormund, ohne vorhergehende Ermächtigung des Familien- 
raths, weder annehmen noch ausfchlagen. Die Annahme kann 
nur mit dem Vorbehalt des Rechtsvortheils des Erbverzeichnifjes 
gejchehen. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. Vgl. L.R.S,. 793 u. flg.; Dienstweis. für 
Vormünder $ 10. 

462. Eine im Namen des Minderjährigen ausgefchlagene 
Erbjichaft kann, jo lang nicht ein Anderer fie angenommen bat, 
jowohl von dem Bormund mit Ermädtigung des Familienraths, 
al3 von dem Minderjährigen nad) erlangter Volljährigkeit wieder 
angetreten werden, jedoch nur in dem Zuftand, worin fie zur Zeit 
der Wiederannahme ich befindet, und ohne die Beräußerungen und 
andere in der ledigen Exrbichaft gefeglich vorgegangene Veränderungen 
anfechten zu können. 

Vgl. L.R.S. 784, 790, 811 u. fig. 


463. Schenkungen an Minderjährige kann der Vormund nur 
mit Ermädtigung des Familienraths annehmen. 

Sie haben für den Minderjährigen gleihe Wirkung, wie für 
einen Bolljährigen. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. Vel. L.R.S. 935, 940, 942, 


464. Kein Bormund darf ohne Ermächtigung de3 Yamilien- 
raths eine Klage auf liegenfchaftlihe Rechte des Minderjährigen 
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erheben, und eben jo wenig einem fremden Anfpruch auf dergleichen 
Güter nachgeben. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. Vgl. R.C.P.O. $ 50. 

465. Eben diefe Ermächtigung bedarf der Bormund, um auf 
eine Theilung anzutragen; ohne fie aber darf er auf eine Thei— 
lungsklage, die wider den Minderjährigen angeftellt ift, antworten. 

Vgl. L.R.S. 815 u. 817. R.C.P.O. $ 50. 

x 466. Eine Theilung, die gegen einen Minderjährigen 
volle Wirkungen wie unter VBolljährigen haben joll, muß gerichtlich 
vorgenommen werden. hr muß eine Abjchägung vorhergehen, 
wozu da3 Gericht, unter weldhem die Erbſchaft eröffnet ward, vie 
erforderlichen Sachverſtändigen ernennt. 

Die Sachverſtändigen legen vor dem Richter das Gelübde ab, 
daß fie ihren Auftrag mit Nedlichkeit und Treue ausrichten wollen, 
fie fchreiten hierauf zur Theilung der Güter, und zur Berfertigung 
der Looſe, die in Gegenwart eines Mitglied8 des Gericht3 oder 
eines von ihm beauftragten Theilungsjchreibers, der auch die Looſe 
auszuliefern hat, gezogen werden. 

Jede andere Theilung ift nur als fürjorglich zu betrachten. 

kechtspolizeigesetz $ 2 Z. 6, % 26 Z. 4, $ 64. 

Vel. L.R.S. 110, 819, 838, 840. Gerichtsnotariatsordnung $$ 89—91 
Notariatsordnung $$ 139 u. 153 u. flg. Dienstweisung für Waisenrichter $ 26 

x 467. Der Bormund kann im Namen des Minderjährigen 
feinen Bergleich fchließen, al3 mit Ermächtigung des Familienraths, 
und auf ein Gutachten dreier Rechtsgelehrten, welder der Kronanwalt des 
ordentlichen Gerichts ernennt, 


Der Bergleih wird nur gültig durch die Beftätigung des 
ordentlichen Richter8 nad) Vernehmung des Kronanmalts. 
Rechtspolizeigesetz $ 19. Vgl, L.R.S. 2045. 
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7408, Hat ber Vormund wichtige Urfaden, mit ber Aufführung bes 
Minderjährigen unzufrieden zu fein, fo fann er fie einem Familienrath vor— 
tragen, und mit deſſen Ermädtigung nahmals auf die Einjperrung bes Minder— 
jährigen in der Art, wie ed in dem Titel von der väterlichen Gewalt beftimmt 
iſt, antragen, 

Aufgehoben durch Art. 2, I. des Bad. Einf.-Ges. zum R.St.G.B. vom 
22, Dezember 1871 (G.B. Nr, 51). 


Neunter Abſchnitt. 
Von den Vormundſchaftsrechnungen. 


469. Jeder Vormund muß über ſeine Verwaltung am Schluß 
Rechnung ablegen. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 3, 

XLV0. Jeder Vormund, mit Ausnahme des Baterd und 
der Mutter, kann angehalten werden, auch während der Bormund- 
Schaft, zu gewiſſen, vom Familienrath bejtimmten Zeiten dem 
Gegenvormund die Rechnungen über feine Verwaltung vorzulegen, 
jedoch nicht mehr al3 einmal im Jahr. 

Diefe Rehnungen über die Berwaltung follen ohne Koften auf 
ungejtempelte® Papier gefertigt, und ohne Nechtsfürmlichkeit vorge: 


legt werden. 
Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 22; Gerichtsnotariats-Ordnung $$ 79—82 
Dienstweis, f, Waisenrichter $$ 21 u, 22, f, Vorm, $ 15, f, Gegenvorm, $ 12, 


411. Die Schlußrechnung über die Vormundfchaft wird auf 
Koſten des Minderjähri,,en abgelegt, jobald er volljährig oder frei- 
gelaffen wird; der Bormund jchießt die Koften vor. 

Ale Hinlänglich erwieſenen Ausgaben, die einen nüslichen 


Zweck dabei hatten, gelten dem Vormund in Rechnung. 
Vgl. L.R.S, 476, 480, 488, Gerichtsnotariatsordnung $ 82 u, 84 bis 86, 
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472. Jeder Vertrag, der zwiſchen dem Vormund und dem 
großjährig gewordenen Mündel zu Stande kommen mag, ſoll un— 
gültig ſein, wenn nicht wenigſtens zehn Tage vor dem Vertrag 
eine umſtändliche Rechnung abgelegt, die Rechnungsbelege ausge— 
liefert, und dies alles durch einen Empfangsſchein des Rechnungs— 
abnehmers erwieſen iſt. 

Vgl. L.R.S, 907 u, 2045, Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 3, 

413. Entſteht über die Rechnung Streit, jo joll diefer mie 
jeder bürgerliche Prozeß behandelt und entjchieden werden. 

Vgl, R.C,P.O. $$ 313—319, 

474. Die Summe, welche dem VBormund al3 Reft zur Laft 
bleibt, muß er von der Zeit an, wo die Rechnung geſchloſſen 
worden, unaufgefordert verzinſen. 

Der Bevor hingegen, der etwa dem Bormund zu gut fommt, 
wird nur zinsbar von dem Tag an. da nach gejchlofjener Rechnung 
eine Mahnung zur Zahlung erfolgt. 

Vgl. L.R.S, 1139, 1153, 1907 4. 

475. Jede Klage eine! Minderjährigen wider feinen Vor— 
mund über die- geführte Vormundſchaft wird im zehn Jahren von 
der Großjährigkeit an verjährt. 


Drittes Sapitel. 
Don der Gemwaltsentlajjung. 


476. Der Minderjährige wird durd Heirat) kraft Gejeßes 


gewaltsentlafjen. 
Reichsgesetz vom €, Februar 1875 über die Beurkundung des Personen- 


standes und die Eheschliessung $ 28, 


476 a. Mannsperfonen werden es ferner durch eine, mit 
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elterlicher Bewilligung angefangene, auf eigenes Vermögen oder 


eigene Gewerbſamkeit gegründete häusliche Niederlaſſung. 
Vgl. L.R.S. 487, 


477. Der unverheirathete Minderjährige, welcher das fünf- 
zehnte Jahr feines Alter zurückgelegt hat, kann von feinem Vater, 
oder in Ermangelung des Vaters von feiner Mutter gewaltsent— 
laſſen werden. 


X Diefe Gemwaltsentlaffung gefchieht durch die bloße Erklärung 


des Vater oder der Mutter, weiche der Ortsvorfteher unter Beiwirkung 
feined Gerichtsſchreibers aufnimmt, 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 5 (Amtsgericht), 


4785. Aud) der elternlojfe Minderjährige kann nach erreichten 
Alter von achtzehn vollen Jahren, wenn ihn der Familienrath dazu 
fähig erfennt, freigelafjen werden. 


X Die Gewaltsentlaffung entjteht in diefem Fall aus dem’ 
Beihluß des Familienraths, der fie geftattet, und aus der Erklärung 
des Ortövorftehers, ald Haupt des Familienraths, in derjelben Urkunde, daß 
der Minderjährige gewaltsentlafien jei. 

Rechispolizeigesetz $ 2 Z, 2, 

x 479. Hat der Bormund um die nädjtgedadhte Gewalts— 
entlaffung des Minderjährigen fich nicht beworben, es würden jedoch) 
von den Berwandten oder Verfchwägerten diefes Minderjährigen, 
die zu ihm Gefchwifterfind oder näher verwandt find, Einer oder 
Mehrere ihn fähig achten, gewaltsentlaffen zu werden, jo können 
fie den Ortsvorfteper Bitten, den Familienrath zufammen zu berufen, 
damit er hierüber einen Beſchluß falle. 

Der DOrtövorfteher muß diefem Geſuch willfahren. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z 2%, 
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480. Die Bormundfchaftsrehnung wird dem gemaltäent- 
laſſenen Minderjährigen in Beifein eines Bflegers * abgelegt, den 
der Familienrath ernennt. 


* Kichtiger B>istand. Vgl. L.R.S. 482, 840 u. 935. 
Vgl. L.R.S. 471, 476 u. 506; Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. 


481. Der gewaltsentlaffene Minderjährige ſchließt Pachtver— 
träge, deren Dauer gleichwohl nicht über neun Jahre gehen darf; 
er erhebt feine Einkünfte, jtellt darüber Empfangsfcheine aus, und 
unternimmt alle Handlungen, die zur bloßen Verwaltung gehören, 
ohne aus andern Gründen fie umſtoßen zu können, al3 aus welchen 


auch ein Großjähriger es könnte. 
Vgl. L.R.S. 1429 u. 1718; 1990, 1305. 


482. Er Tann feine Liegenfchaftsflage anftellen, noch fich 
auf eine folche einfaffen, noch Kapitalien erheben und darüber 
Empfangsjcheine geben, ohne feinen Pfleger *, der im dieſem 
legten Fall über die Verwendung des oben erhobenen Kapitals zu 
wachen hat. 


* Richtiger: Beistand. Vgl. L.R.S, 480, 840 u. 935. 
Vgl. L.R.S. 464 u. 484. R.C.P.O. $ 51. 


x 483. Unter feinem Vorwand kann der gemaltsentlaffene 
Minderjährige ohne vorhergegangenen, von der Obrigkeit beftätigten 
Schluß des Familienrath3 ein Anlehen aufnehmen. 

Vgl. L.R.S. 457; Rechtspolizeigesetz $ 22.2 u.$ 19. 


454. Er kann eben jo wenig Liegenfchaften veräußern, nod) 
irgend eine andere Handlung. die nicht zur bloßen Verwaltung 
gehört, vornehmen, ohne die einem nicht gewaltsentlafjenen Min- 
derjährigen vorgejchriebenen Formen zu beobachten. 
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Seine Berbindlichkeiten aus Kauf: oder anderen Verträgen 
fönnen im Fall einer Verfürzung gemindert werden; zu dem Ende 
jollen die Gerichte auf das Vermögen des Minderjährigen, auf 
Redlichkeit oder Unredlichkeit derjenigen, die mit ihm gehandelt 
haben, und auf die Nütlichfeit oder Unnüßlichkeit der Ausgaben 
Rückſicht nehmen. 

Vgl. L.R.S. 457—460 u. 466 u. Zusätze dazu. L.R.8S. 935, 1305 u. fig, 

485. Jeder gewaltsentlaffene Minderjährige, deffen Verbind— 
lichfeiten diefem zu Folge gemindert werden, kann der Wohlthat 
der Gemwaltsentlaffung verluftig erklärt werden. 

Diefe Entziehung — unter gleichen Förmlichkeiten, wie 
die Ertheilung. 

Vgl. L.R.S. 477—479. 

486. Bon dem Tag an, wo die Gemwaltzentlaffung zurüd- 
genommen wird, tritt der Minderjährige wieder unter Bormund- 
Ihaft, unter welcher er nahmals bis zur Volljährigkeit bleibt. 

x 487. Der gewaltsentlaffene Minderjährige, der Handlung 
treibt, wird in Handlungsgejchäften für volljährig geachtet. 

Vgl. L.R.8. 1308; Bad. Einführungsgesetz zum deutschen Handelsgesetz- 
buch, vom 6. August 1862 (R.B. Nr. 40). Art. 2 u. 3. 





Elfter Titel. 
Bon der Volljährigkeit, Entmündigung und Mundtodt- 
madhung. 
Erfies Sapitel. 
Bon der Volljährigkeit. 
488. Die Volljährigkeit ift auf das Alter von ein und 
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zwanzig vollen Jahren feſtgeſetzt Dieſes Alter gibt die 
Fähigkeit zu allen Handlungen des bürgerlichen Lebens, jedoch 
mit Vorbehalt der unter dem Titel von der Ehe gemeldeten 
Einſchränkung. 


Reichsgesetz über das Alter der Grossjährigkeit 
vom 17. Februar 1875 (R.G.B. 8. 71) 

$ 1. Das Alter der Grossjährigkeit beginnt im ganzen 
Umfange des deutschen Reicbs mit dem vollendeten sinand- 
zwanzigsten Lebensjahre. 

$ 2. Die hausverfassungsmässigen oder landesgesetzlichen 
Bestimmungen über den Beginn der Grossjährigkeit der Lan- 
desherrn und der Mitglieder der landesherrlichen Familien, 
sowie der fürstlichen Familie Hohenzullern werden durch die 
Vorschrift des $ 1 nicht berührt. 

& 3. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januur 1876 in 
Kraft. 

Vgl. Reichsgesetz vom 6. Februar 1375 über die B>urkundung des 
Personenstandes und die Eheschliessung $ 29; forner L.R.s. 278, 346. 331. 
372, 388, 

VI. Konstitutions-Edikt vom 4. Juni 1303 (R.B. Nr. 13 u. 19) $ 51: 
Sinnenmängel vgl. mit L.R.S. 936, 979, Kechtspolizeigesetz $$ 50 u. 51 


Zweites Kapitel. 


Bon der Entmündigung. 


489. Dem Volljährigen, der fich in einem bfeibenden Zuftand 
von Gemüthsihwäche, Wahnfinn, oder Raferei befindet, ſoll die 
eigene Verwaltung feines Vermögens entzogen werden, ſelbſt wenn 


er lichte Zwifchenzeiten hätte. 
Vgl. R.C P.O. $$ 593—615 ; Kechtspolizeigesetz $ 17 Abs. 3. 
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+ 490. Jeder Verwandte ift fühig, auf Entmündigung feines Verwandten 
anzutragen. Eben jo fann ein Ehegatte wider den Andern die Entmündigung 


nach ſuchen. 
Vgl. R.C.P.O. $ 596 Abs. 1 


+ 491. Wider Rafende ift es Pfliht des Kronanmwalts, auf die Ent— 
mündigung anzutragen, wenn weder ber Ehegatte noch die Verwandten biejes 
tun; er fann fie ebenfalls wider Blödfinnige oder Wahnfinnige nachſuchen, 
wenn dieſe weber Ehegatten noch bekannte Blutsfreunde haben. 

Vgl. R.C.P.O, $ 595 Abs, 2, 


+ 492. Jeder Antrag auf Entmündigung wird bei dem ordentlichen 
Richter angebradt. 

Vgl. K.C.P.0. 8$ 593 v. 594, 

+ 493. Die Thatfadhen, woraus man auf Gemüthsſchwäche, Wahnfinn 
oder Raſerei ſchließt, jollen jchriftlich einzeln verzeichnet werden Diejenigen, 
welche die Entmündigung nachſuchen, müſſen durch Zeugen oder Urkunden 
Beweis führen. 

Vgl, R.C,P.O. $ 596, 

+ 49. Das Gericht erfordert hierauf von dem Familienrath, der auf 
die in dem Titel über die Minderjährigteit, Vormundſhyaft und 
Gemwaltsentlafjung, I. Kap. IV, Abſchnitt, beitimmte Weije gebildet 
wird, über den Zuſtand besjenigen, auf deſſen Entmündigung angetragen 
wird, ein Gutachten. 

vg). R.C,P.N. $ 597, 


+ 495. Diejenigen, weldhe auf Entmündigung angetragen haben, können 
bei dem Familienrath ald Mitglieder nicht auftreten. 

Die Ehegatten und die Kinder desjenigen, defien Entmündigung nadges 
ſucht wird, dürfen zugelafjen werden, jedoch ohne ihre Stimme zu zählen: 


+ 196. Das Gericht foll, nach erhaltenen Gutachten des Familienraths 
den Pellagten in der Rathsjtube über Fragen vernehmen; oder, wenn er fich 
dort nicht einfinden kann, ihn durch ein hierzu beauftragtes Gerichtsglied in 
Beimwirkung des Geritsjchreibers in feiner Wohnung vernehmen laſſen. Sn 
jevem Fall fol der Kronanmalt dem Verhör beimohnen. 

Vgl, R.C,P.O. 8 598, 


EEE 
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+ 497, Nach dem erjten Verhör ernennt das Gericht den Umſtänden nad) 
einen fürforgliden Berwalter, um für bie Perſon und bas Vermögen des 
Beklagten zu jorgen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 600; Rechtspolizeigesetz $ 2 Z, 4. 

+ 498. Das Erfenntniß über einen Antrag auf Entmündigung kann nur 
nachdem die Parteien vernommen ober doch vorgeladen worben, erlafjen werden, 

Vgl. R.C.P.O. $ 599, 


7 498 a. Auch müſſen ber Gefundheitäbeamte und GSeelforger bes zu 
Entmündigenden mit ihrem Urtheil über feinen Gemüthszuftand zuvor gehört 


worden jein. 
Die L.R.“. 490—498a. sind aufgehoben durch $ 146 des Bıd. Einf.-Ges. 


zu den R.J.G. 


499. Wird das Gefuh auf Entmündung verworfen, fo 
fann dennoch nach Umſtänden das Gericht verordnen, daß der 
Beklagte ohne Beiwirkung eines Beiltandes für die Zukunft weder 
Vergleiche fchließen, Anlchen aufnehmen, angreiflihe Sapitalien 
erheben, dafür Empfangsfcheine geben und Güter veräußern oder 
verpfänden, noch hierüber rechten joll. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. Vgl. 
L.R.S. 513. R.E.G. zur R.C.P.O. $ 10. Vgl. L.R.8. 1125, 1304, 1313. 


+ 500, Wird von dem im erjten Rechtszug ergangenen Urtheil die Be: 
rufung ergriffen, jo kann das Dbergeriht nöthigenfalld denjenigen, befjen 
Entmündigung nachgeſucht worden, von neuem über Fragen vernehmen, oder 
durch einen Beauftragten vernehmen laſſen. 


+ 501, Jedes Urtheil, welches die Entmündigung oder die Berbeiftän- 
dung ertennt, foll auf Betreiben des Klägers ausgelöst, der Partei jelbft 
eingehändigt, und in zehn Tagen den geeigneten Büchern eingetragen werben, 
die in der Gerichtsfanzlei und in den Screibftuben ber Staatöjchreiber bes 
Bezirks aufbewahrt fein jollen. 

Die L.R.S. 500 u. 501 sind aufgehoben durch $ 146 des Bud. Einf.-Ges. 
zu den R.J,G. Vgl. R.C.P.O. 35 602 -605 u, fig., 615. 
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502. Alle nach Eintritt der Wirkſamkeit der Entmündigung 
oder Beiftändung ($ 603 C. P.O.) von dem Entmündigten oder 
Verbeiftändeten allein vorgenommenen Rechtshandlungen find un— 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf,-Ges, zu den R.J.G. 


Vgl. L.R,S. 1124 u, 1125 u. 1304. R.C.P.O, $$ 603 u, 613, 
Art. 4 des Bad, Einf.-Ges zam H. G. B. und Notariatsordnung $ 22, 


503. Handlungen, welche vor der Entmündigung eingegangen 
wurden, können wieder zernichtet werden, wenn die Urſache der 
Entmündigung zur Zeit, al3 jene gejchehen, ſchon kundbar vor- 
handen war. 


504. Nach dem Tod einer Perſon können Reht3handlungen 
wegen Wahnfinnd nur alsdann angefochten werden, wenn vor 
ihrem Abjterben die Entmündigung ſchon erkannt oder nachgefucht 
worden, oder der Beweis Wahnſinns fich aus der angefochtenen 
Handlung ſelbſt ergibt. 

Vgl. LR.s. 901. \ 


505. Sobald die Entmündigung in Wirkſamkeit getreten 
it ($ 603 C. P.O.) fol nah den Regeln, mie fie unter dem 
Titel von der Minderjährigfeit, Vormundſchaft und Ge 
waltsentlaſſung vorgejchrieben find, dem Entmündigten ein 
Vormund und Gegenpormund angeordnet werden. Die für die 
Perſon oder das Vermögen des zu Entmündigenden getroffene 
Fürſorge ($ 600 C. P.O.) Hört auf, und der ernannte Verwalter 
muß dem Bormund, wenn er e3 nicht ſelbſt geworden ift, Rechnung 
ablegen. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad, Einf.-Ges, zu den R,J,G, 
Vgl. L.R.S. 405 u. 420 nebst Zusätzen, 


I 
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506. Der Mann ift kraft Gefeßes der Bormund feiner ent: 
mündigten Frau. 
Rechtspolizeigesetz $ 1%, 


x 507. Die Frau kann zur Vormünderin ihres Mannes 
ernannt werden. Der. Familienvath jegt in diefem Fall Form 
und Bedingung der Verwaltung feit; der Frau bleibt frei, an 
die Gerichte fich zu wenden, wenn fie durch den Schluß des Fa— 


milienrath3 ſich Bere ee achtet. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 


+ 507 a. Ihr muß in dieſem Yan ftet3 ein Geſchlechtsbeiſtand beige- 
geben werben. 
Aufgehoben durch das Gesetz vom 28. August 1835, R.B. Nr. 38. 


508. Niemand außer den Ehegatten, Ahnherrn oder Ab- 
fümmlingen ift 'huldir, die VBormundfchaft über einen Entmün— 
digten länger als zehn Jahre zu führen. Nach Verlauf dieſer 
Zeit muß auf des Vormunds Begehren deſſen Stelle durch einen 
Andern erjeßt werden. 


509. Der Entmündigte wird in Bezug auf feine Perfon 
und fein Vermögen einem Minderjährigen gleih geachtet, und 
nach den Gejegen über die Vormundſchaft der Minderjährigen 


gerichtet. 
Vgl. L.R.S. 450 und flg. und 513 a. 


510. Die Einkünfte eines Entmündigten find mejentlich be- 
ftimmt, zur Erleichterung feines Schiejal3 und Befchleunigung 
jeiner Genefung verwendet zu werden. Je rachdem feine Kranf- 
heit bejchaffen ift, und der Ertiag feines Vermögens es leidet, 
fann der Samilienrath verordnen, daß er entweder in feiner Woh— 
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nung verpflegt, in ein Krankenhaus oder in ein Verpflegungs- 
haus untergebracht werde. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2%. 


511. Bei der Berehelihung eines Kindes eine Entmündig- 
ten joll der Brautſchatz oder die elterlihe Anhülfe nebft den 
übrigen Beftimmungen des Ehevertrags durch ein nah Bernehmung 
des Kronanwalts von dem Gericht beftätigtes Gutachten de3 Familien— 
rath3 beftimmt werden. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Ziff. 2, $ 19 und 25. Vgl. L.R.S. 1081 u. flg. 


512. Das Verſchwinden der Urfache der Gntmündigung be 
gründet das Recht die Wiederaufhebung der Iegteren zu bean— 
tragen. (8 616 u. folg. E.P.D.) 

Vgl. R.C.P.O. $$ 616—620. Art. 4 des Bad. Einf,-Ges. zum H.G.B. 


Drittes Kapitel. 
Bon der Mundtodtmahung. 


513. Den Verſchwendern kann verboten werden, ohne Bei: 
wirkung eines Beiftandes Vergleiche zu jchließen, Anlehen aufzu= 
nehmen, ablösliche Kapitalien zu erheben oder darüber Empfangs- 
iheine zu geen, auch Güter zu veräußern oder zu verpfänden, 
jowie hierüber zu rechten. | 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl 


L R.S. 499, 1125, 1304, 1313. R.C.P.O. $$ 621—627. Bad. Einf.-Gesetz zum 
H.G.B. Art. 4. Notariatsordnung $ 22, 


5l3a. Wer etwas gegen diejes Verbot unternimmt, mithin 
fih durch den erften Grad der Mundtodtmahung nicht befjern 
läßt, kann nachmals völlig mundtodt gemacht werden, wodurch er 
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unter den Sat 509 verfällt, auch unfähig wird, legte Willenz- 
verordnungen zu machen, 
Vgl. LR.S. 513 nebst Zusätzen ; 902. 


+ 514. Die eine wie die andere Verfügung kann von jedem nachgeſucht 
werben, ber dad Recht Hat, auf Entmündigung anzutragen. Das Geſuch wird 
auf gleihe Weife verhandelt und entſchieden. 

Eine wie die Andere fann nur unter Beobadtung ber gleichen Förm— 
lichkeiten aufgehoben werden. 

Vgl. C. P.O. 88 621 und flg. 


+ 515. Wo eine Munblofigfeit durch Entmünbigung ober Munbtobt- 
erflärung in Frage ift, fann mweber in bem erjten noch zweiten Rechtszug 
ein Urtheil gefällt werben, ohne den Kronanmwalt mit jeinem Antrag zu ver— 
nehmen. 

Die L.R.S. 514 und 515 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. | 


Bierfes Kapitel. 


Bon der Geſchlechtsbeiſtandſchaft. 
Die L.R.S. 515 a—k sind aufgehoben durch das Gesetz über Auf- 
hebung der Geschlechtsbeistandschaft vom 28. August 1835 (R.B. Nr. 38). 





Zweites Bud). 


Bon den Saden, dem Eigenthbum und 
Genuß derjelben. 


Erfter Titel. 
Bon der Eintheilung der Saden. 


516. Ale Saden find entweder beweglih oder unbe: 
weglich. 
Vgl. L.R.S. 517—526 und 527—536. 


516a. Cine und diefelbe von Natur beweglide Sade kann 
im gejeglichen Sinn nach verjchiedenen Beziehungen beweglich oder 
unbeweglich fein. 

vgl. L.R.S. 522, 524, 531. 


516b. Was in Beziehung auf das Eigenthumsrecht für 
beweglich oder unbeweglih Gut (fahrende oder liegende Habe) 
erflärt ift, gilt auch in andern Beziehungen dafür, wo die Ver— 
fügungen der Geſetze oder Verträge ein Anderes nicht zur Folge 
geben. 

Vgl. L.R.S. 1500 und 1505, 


— ] 
— — — 
* — 
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Erſtes Kapitel. 
Von den unbeweglichen Sachen. 


517. Die Sachen werden unbeweglich durch ihre Natur, 
durch ihre Beſtimmung, oder durch den Gegenſtand, worauf ſie 
ſich beziehen. 

Vgl. L.R.S. 518—521, 522—525 und 526. 


518. Grumdftüde und Gebäude find ihrer Natur nad un— 
beweglich). 

Vgl. L.R.S. 523, 2114 a., 2118. 

519. Wind» oder Waffermühlen, die auf Pfeilern befeftigt 
find, und deren Mühlwerk einen Theil des Gebäudes ausmadt, 
ſind ihrer Natur nach unbeweglid). 

Vgl. LR.S. 531. 


520. Früchte, die noch auf dem Halm ftehen oder am Baum 
hängen, find ebenfalls unbeweglich. 

Abgemähte Feldfrüchte und abgejonderte Baumfrüchte gehören 
unter die beweglichen Güter, obgleih fie noch auf den Grund: 
ſtück liegen. 

St nur ein Theil der Ernte abgemäht, jo gehört auch diefer 
allein unter die beweglichen Güter. 

Vgl. RC.P.O. $ 714 und 725. 


521. Das Schlagholz in Böfhen und Hochmäldern wird 
nur zu beweglichem Gut, fowie die Bäume gefüllt werden. 


Vgl. LR. S. 590, 1403. | 
522. Gejchäßtes oder ungelſchätztes Vieh, welches der Eigen— 
thümer eines Grundſtücks dem Pächter oder Lehen neyer zu deſſen 
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Fewirthichaftung übergibt, ift unbemwegli Gut, jo laug e3 fraft 
des Vertrag bei dem Grundftüd bleibt. 

Vieh, das derjelbe bei Andern, als Pächtern und Lehenmeyern 
verjtellt, ift bewegliches Gut. 

Vgl. I.R.8. 524, 1800, 1821. 

523. Röhren, welde für ein Haus oder anderes Grund: 
ſtück zur Wafferleitung dienen. find unbewegliches Gut, und 
maden einen Theil des Grundſtücks aus, für welches fie angelegt 


ſind. | | 
524. Saden, welche der Eigenthümer eines Grundftüds zur 


Bewirthichaftung oder Benutzung deſſelben dahin gebracht Bat, 
find ihrer Beitimmung nad) unbeweglid. 

Unbemweglich ift alfo dem zufolge: 

das zum Aderbau beftimmte Vieh; das Adergeräth; das dem 
Pächter oder Lehenmeyer überlieferte Saatlorn; Tauben in Tau- 
benhäufern; Kaninchen, die in Gehägen find; Bienenftöde; Fiſche 
in Teichen; SKeltern; Keffel; Brennkolben: Bütten; Züber un» 
Fäffer; das zum Gebrauch der Hütten- und Hammerwerke, Papier: 
müblen nnd anderer Gewerbgebäude erforderliche Geräth; Stroh 
und Dünger. 

Auch find zufolge ihrer Beltimmung unbeweglih alle Fahr— 
nißftüce, welche der Eigenthümer zu einem Grundftüd für be= 
ftändig gewidmet hat. 

Vgl. L.R.S. 564, 1064. 

525. Man vermuthet diefe Widmung, wenn fie mit Speiß, 
Leim oder Kitt an dem Grundſtück jo befeftigt find, daß fie nicht 
weggenommen werben können oder entweder fie ſelbſt oder den 
Theil des Grundjtüds, an dem fie befeftigt find zu zerbrechen oder 
zu bejchädigent, 
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Spiegel werden einem Zimmer für bejtändig gewidmet an- 
gejehen, wern auf der Wand, worauf fie befeftigt find, eigene für 
fie abgemefjene Einfaffungen angebracht find. 

Ein Gleiches gilt von Malereien und anderen Verzierungen. 


Bildfäulen werden dem unbeweglichen Vermögen zugezäblt, 
wenn fie in einer eigens für fie gemachten Vertiefung oder Bil 








derblende aufgeftellt find, obgleich fie übrigens unzerbroden und 


unbefchädigt weggenommen werden Fünnen. 


526. Durch den Gegenftand, worauf fie fich beziehen, find 
unbeweglich: 

die Nutznießung unbeweglicher Sachen; 

Grunddienſtbarkeiten oder Grundgerechtigkeiten; 


Klagen auf Wiedererlangung einer unbeweglichen Sache. 
Vgl. L.R.S. 578 und flg., 625 und flg., 637 und ilg. 


526 a. Unbemweglich find auf gleiche Art: 

alle unförperlihe Sachen, deren Gegenftand an eine Liegen: 
ſchaft gebunden tft; 3. B. das Zehntrecht, Gültrecht ; 

alle Fahrniß, die verliegenjchaftet, d. 5. wegen jederzeitigen 
Miederdarftellung des verbrauchten oder Entlommenen 


auf Grundftüde unablölich verfichert ift. 
Vgl. L.R.S. 710 a und b. Lehen-Edikt $ 5. 


Zweites Kapitel. 
Bon den bewegliden Saden. 


527. Die Güter find beweglich entweder ihrer Natur nad) 


oder durch das Geſetz. 
Vgl. L.R.S. 528, 529. 


6 
vi= 
* 
- 
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528. Ihrer Natur nach beweglich find die Körper, die fich 
von einem Drt zum andern bringen lafjen, fei e8 durch eigene 
Kraft, wie die Thiere, oder durch die Wirkung einer fremden Kraft, 
al3 lebloſe Dinge. 

Vgl. L.R.S. 520, 521, 531, 532. 

529. Zufolge der Beitimmung des Geſetzes find bemeglich 
Berfchreibungen und Klagen, deren Gegenftand in ablößlichen Schul: 
den, verfallenen Gülten und Renten, oder in Fahrnißftücen be- 
fteht; auch Aktien oder Antheile an Unternehmungs:, HandlungS- 
oder Gemwerbögejellihaften, wenn jchon unter dem Vermögen der 
Geſellſchaft fi unbewegliche Güter befänden, die von diefen Unter: 
nehmungen abhängen. Nur in Rüdficht eines jeden Gefellichafts- 
glieds, und fo lange die Gefellichaft dauert, werden dieſe Aftien 
oder Antheile unter beweglich) Gut gerechnet. 

Gleichfalls gehören vermöge des Geſetzes unter bewegliche 
Güter die ablöslichen Erbrenten und die Leibrenten, von dem Staat 


oder von Privatperjonen zahlbar. 
Vgl. L.R.S. 1401, 1409, 1909 und fig, 1968 und flg. H.G.B. Art. 173 u. 
207 und flg 


530. Jede Erbrente ift wefentlich ablöslich, die als Kauf: 
preis eines liegenden Gut3, oder bei dem Uebertrag eines Grund— 
ftüds, aus belajteten oder unentgeltlichen Titeln bedungen wird. 

Der Gläubiger darf die Bedingungen der Ablöſung feit- 
ftellen. 

Er kann bedingen, daß die Rente nicht eher gelöft werden 
fol, als nad) einer gewiſſen Zeit, die jedoch niemal3 über dreißig 
Sahre hinausgehen darf. Jeder diejem zumider laufende Vertrag 
it ungültig. j 

Vgl. L.R.S. 1911. 


Bd =. 
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53V a. Auf vorhin beftandene Renten kann dieſes nur fomweit 
angewendet werden, als fie wegen ihrer Beichaffenheit für ablöslich 
bejonder3 erklärt find 

Vzl. L.R.S. 2 a. 710f.m. nebst Zusatz, 


531. Schiffe, Nahen, Kähne, Mühlen und Bäder auf Schiffen, 
und überhaupt alle Gewerbsanlagen, die nicht durch Pfeiler an 
den Boden befeftigt find, auch feinen Theil eines Haufes ausmachen, 
find bemegliche Güter. 


Der frühere Schlusssatz ist auf,ehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. Vgl. L.R.S. 519. 


532. Bauvorräthe won niedergeriffenen Gebäuden oder von 
neuen noch nicht zum Bau angemwendeten a find be= 
wegliche Güter. 


533. Das Wort: Geräthe, Hausgeräthe, Mobilien, 
wenn e3 allein, ohne Beifag oder nähere Beltimmung, in Ber- 
fügungen der Gefege oder der Bürger vorfommt, erſtreckt fich nicht 
auf Baarjchaften, Kleinodien, einnehmende Schulden, Bücher, 
Schau: und Schatzgeld, Wiſſenſchafts-, Kunft: oder Handwerfs- 
geräthe, Xeibgeräthe, Kutjchen und Pferde, Waffen, Getreide, 
Meine, Futterfräuter und andere Nahrungsmittel. Was zu einem 
Handelögegenftand beftimmt war, ift gleichfall3 unter diefem Wort 
nicht begriffen. 


534. Die Worte: Zimmergeräthe, Möbel, deuten nur 
dasjenige an, das zum Gebraud in den Wohnzimmern oder zu 
ihrer Berzierung beftimmt ift, al3 Tapeten, Betten, Stühle, Spie— 
gel, Stockuhren, Tiſche, Porzellanauffäge und andere Oegenftände 
diejer Art. 
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Gemälde und Bildfäulen, womit ein Wohnzimmer ausgeftattet 
ift, find gleichfalls unter diefem Ausdrud begriffen, nicht aber Ge- 
mäldefammlungen, die in Gallerien oder befonderen Zimmern auf: 
gejtellt jind. | 

Gleiche Bewandtniß hat es mit den Porzellanauffägen. Nur 
folde find unter der Benennung: Zimmergeräthe begriffen, 
welche einen Theil der Verzierung eines Wohnzimmers aus 
machen. 


535. Die Ausdrüde: Fahrniß oder fahrende Habe be- 
greifen überhaupt Alles, was nad den hier oben feſtgeſetzten Re— 
geln für bewegliches Gut angejehen wird. 

Der Berfauf oder die Schenkung eines eingeridhteten 
Hauſes erjtredt fih nur auf Zimmergeräthe, wenn nicht über- 
haupt alles Hausgeräth ausdrüdlich einbegriffen ift 

Vgl. L.R.S. 948 und 1615. 

535 a. Wird ein Haus namentlih, al3 zu einem beftimmten 
Handel oder Gewerbe eingerichtet, Rechtögegenftand, jo ift auch 
alles Handels- oder Gewerbögeräthe, das ſich darin befindet, als 
Zugehörde anzujehen 

Vgl. L.R.S. 2114a., 2118, 

536. Der Berfauf oder die Schenkung eines Haufes mit 
allem, was ſich darin befindet, erjtredt fich nicht auf 
die Baarfhaften und nicht auf die einnchmenden Schulden oder 
andere Gerechtjame, wovon. die Urkunden in dem Haufe aufbe- 
wahrt fein mögen, auch nicht auf Leibgeräthe des Verkäufers oder 
Schenkers; alle übrige dort aufbewahrte Fahrnißſtücke find darun- 
ter begriffen. 

Vgl. L.B.S, 948 und 16]5. 
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Drittes Sapitel. 


Bon der Verfhiedenheit der Sachen nah ihren 
Inhabern. 


537. Jede lebende Hand (natürliche Perſon) kann mit ihrem 
Vermögen nach Gutfinden ſchalten und walten, doch mit Beobach— 
tung der Einſchränkungen, welche durch die Geſetze feſtgeſtellt ſind. 
Güter, welche zu todter Hand (an bürgerliche Perſonen, als Ge— 
meinden, Körperfchaften, Staatsanftalten u. |. m.) gehören, werben 
nur nach den Formen und Regeln, die ihnen eigen find, verwaltet 
oder veräußert. 

Vel. L.R.S. 544, 913, 1554, 1712, 2045. Gemeindeordnung $$ 135—141 
und 172d. Kirchengesetz vom 9. Oktober 1860 (R.B. Nr. 51) $$ 10 und 14 
nebst Landesherrl. V,O. vom 20. November 1861 (R.B. Nr. 52) über das 


katholische, und vom 28. Februar 1862 (R.B. Nr. 10) über das evangelische 
Kirchenvermögen. 


Stiftungsgesetz vom 5. Mai 1870 (G.B. Nr. 33) nebst Vollz.- 
Verordnung vom 18. und 19. Mai 1870 (G.B. Nr. 37) und vom 20. Novbr. 
1873 (G.B. Nr. 26) sowie Irstruktion vom 10. Juni 1874 (G.B, Nr. 22). 


UI. Konstitutions-Edikt $$ 9 und 10 über Körperschaften und 
Stantsanstalten (Anhang A., 2a.); Gesetz vom 29. Mai 1852 (R.B. Nr. 14) 
über die Feuerversicherungsanstalt für Gebäude (Anhang B., 13b.) 88 68 
bis 71; Statuten der Staatsdiener-Wittwenkasse vom 28. Juni 1810 (R.B. Nr, 
30) mit Aenderung vom 23. Juni 1876 (G.B. Nr. 27). Statuten der Wittwen- 
kasse für Angestellte vom 14. April 1874 (G.B. Nr 15). Reichsgesetz vom 
7. April 1876 (R.G.B. 8, 125) über eingeschriebene Hülfskassen. 


538. AS Zugehörden des Staatseigenthums werden be— 
trachtet: die Wege, Straßen und Gaſſen, welche der Staat unter: 
hält; die Flüffe und andere Waſſer, die ſchiffbar oder floßbar find; 
das Geftade und Fluthbett des Meeres, die Häfen, Seehäfen um 
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Rheden; und überhaupt alle Theile des Staatsgebiets, die in 
feinem Brivateigenthum fein können. 

Vgl. L.R.S. 556560, 644, 650, 714. Strassengesetz vom 14. Ja- 
nuar 1868 (RB. Nr. 2) mit Nachtrag (zu $ 14) vom 9, Dezember 1875 
(G.B. Nr. 35). Ortsstrassengesetz vom 2%, Februar 1868 (R.B, Nr. 
17). Wassergesetz vom 25. August 1876 (G.B. Nr. 36) Art, 1—4. 


Rhein-Verlandungsgesetze vom 23. Mai 1856 (k.B. Nr. 22) und 
vom 11. Februar 1870 (G.B. Nr. 12). 


539. Alle ledige und herrenlofe, auch alle erblofe Güter 


gehören dem Staat. 
vgl. L.R.S. 713, 717 a, 723, 768. 


540. Zu dem Staat3eigenthum gehören ferner die Thore, 
Mauern, Gräben und Wälle der zu Waffenpläßen erklärten Orte 
und der Feitungen. 

Reichsgesetz über die Rechtsverhältnisse der zum dienstlichen Ge- 
brauche einer Reichsverwaltung bestimmten Gegenstände vom 25. Mai 1873. 

Reichsgesetz über die Beschränkung des Grundeigenthums in der Um- 
gebung von Festungen vom 21. Dezember 1871, 

541. Gleiche Bewandtnig hat e8 mit dem Grund und Boden 
der Feſtungswerke und Wälle an denjenigen Orten, die nicht mehr 
MWaffenpläge find. Sie gehören dem Staat, wenn fie nicht gültig 
veräußert worden find, oder das Eigenthum wider ihn nicht er= 
ſeſſen ift. 

Vgl. L.R.8. 2227, 2262, 2265. 

542. Gemeindsgüter find diejenigen, auf deren Eigenthum 
oder Ertrag die Einwohner einer oder mehrerer Gemeinden ein 


erworbenes Recht haben. 
Gemeindeordnung (Fassung von 1870) 88 64 und 65, 104—132, 


543. Die Befugniffe, welche man auf Güter haben Fanıt, 
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find entweder ein Eigenthum oder ein bloßer Genuß, oder Grund— 
gerechtigfeiten. 

Vgl. L.R.8. 544, 578, 635, 637. 

5434. Der Genuß kann entweder an die Perſon des erftert 
Genießenden gebunden fein, oder auf deifen Erben fortgehen, den 
ganzen Ertrag einer Sache oder nur einen Theil erfchöpfen (per: 
jönliche Dienſtbarkeit, Nußeigenthum oder Erbdienftbarkeit), ſowie 
die Grundgerechtigfeiten theild Grunddienftbarfeiten, teils Grund— 
pflichtigfeiten fein können. 

Vgl. L.R.8. 577 a.. 578, 625, 637, 710 a., 710g a. 

545 b. Die Art des Habens bejteht theils in der bloßen 
natürlichen Möglichkeit, die dahin zielenden Verfügungen über die 
Sache oder ihren Genuß und Gebrauch wirkſam zu treffen, und 
it alsdann bloß Inhabung; theils zugleich in dem Vorſatz, 
diefe Verfügungen in eigenem Namen und nach eigener Willkür 
zu machen, der alsdann den Bejig ausmacht: theils endlich in 
einem mitverbundenen zureichenden Rechtsgrund für diefen Vorſatz, 


welcher die Inhabung zur wirklichen Berehtigung erhebt. 
Vgl. L.R.S. 544e, 2228 und 2279. 





Zweiter Titel. 


Don dem Eigenthum und Befik. 
544. Eigenthum ift die Befugniß, über Beſtand und Weſen 
einer Sade, ſowie über den Genuß derfelben nach Belieben zu 
ihalten und walten, jo lang man nur Feine Durch Gefeße oder 


Verordnungen des Staats unterjagte Verfügung darüber trifft. 
Vgl. L.R.S. 537, 552, 640-643, 647—652, 671—661 und 827 b. nebst 
Zusatz. 


BER — * — 


- 
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Reichs-Rayongesetz über Beschränkung des Grundeigenthums 
in der Umgebung von Festungen vom 21. Dezember 1871. 


Reichs-Gewerbeordnung (vom 21. Juni 1869) $$ 16—28 und 
Vollz.-Verordnung vom 26. Dezember 1871 (G.B. Nr. 47), $$ 7—10. 


Baufluchten-Gesetz vom %0. Februar 1868 (R.B. Nr. 17) bes. 


Art. 7, 11, 15 und 16 nebst Vollz.-Verordnung vom 22, Januar 1876 (G.B. 
Nr. 5). 


Baupolizei-Ordnung vom 5. Mai 1869 (GB, Nr. 11) mit Aen- 
derung vom 18. April 1872 (G.B. Nr. 21). Verordnung vom 25. März 1872 
(G.B. Nr. 13) über den Schutz der Eisenbahnen. R.St.G.B,. $ 362 Z. 13 bis 
15, Bad. P.St.G B. $ 116. 


Forstgesetz vom 15. November 1833 (R.B. 1834 Nr. 2) mit Aen- 
derungen vom 27. April 1854 (R.B. Nr. 23) $$ 9--99. Verordnung vom 30, 
Januar 1855 (R.B. Nr. 6) über die Bewirthschaftung der Privatwaldungen 
und Verordn. vom 24. April 1868 (R.B. Nr. 31) über die Bewirthschaftung 
der Gemeinde- und Körperscha.ts-Waldungen. 


Wassergesetz vom 3. August 1876 (G.B. Nr. 36) bes. Art. 23 


bis 29 und 86 (Anhang B., 5a.) und Vollz.-Verordnung vom 24. Dezember 
1876 (G.B. Nr. 50). 


544a. Die Befugnif zu einzelnen Gattungen der im dem 
Eigenthum begriffenen Verfügungen kann durch das Gefeg oder 
den Willen des Eigenthümers von dem Umfang des Eigenthums 
im Ganzen getrennt werden und auf Andere kommen. Dieſe 


Trennung kann niemals vermuthet, und ift ſtets im engiten Sinn 
zu nehmen. 
Vgl. L.R.°. 577 a 578, a, 625, 637, 710a, 


545 b. So lang dergleichen getrennte Verfügungsarten nur 
einzelne Gattungen de3 Genuffes betreffen, oder auch den Genuß 
im Ganzen, jedoch nur für eine beftimmte Perſon und ohne Mit- 
übertragung einer Befugniß über Stand und Weſen der Sache 
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jelbft nach Belichen zu fchalten und zu walten, fo wird dadurch 
das Eigenthum nur beichränft oder belaftet, nicht zertheilt. 

Vgl. L.R.S. 578, 625, 637, 710 a. 

544c. Hat jemand und zwar erblicdh den Genuß einer Liegen- 
Ichaft nebft dem Recht zu allen Verfügungen über die Sache, melde 
ihre beffere Genießbarfeit bezielen, und ein Anderer Hat daran nur 
die Rechtserwartung des einftigen Heimfalld des Genufjes auf be= 
ftimmte Fälle fammt dem Recht zu allen Verfügungen über die 
Sache, welche ihre Erhaltung im Stand einer unveränderten Ge— 
nießbarfeit bezweden, jo hat Feiner ein volles, jondern jeder nur 
ein zertheiltes Eigenthum, nämlich der Erfte das Nutzeigenthum, 
und der Andere dad Grundeigenthum. 

Vel. L.R.S. 577aa., V. Konstitutions-Edikt. 

L.R.S. 1831 aa, und ba. 

544d. Ein getheiltes oder Miteigentfum hat derjenige, 
der mit einem Andern eine im innern Umfang durchaus gleiche 
Art der Theilnahme an den einzelnen Gattungen der Eigenthums— 
befugnifje hat, jei e8 nun zu gleichen oder ungleichen Antheilen. 
Man kann am vollen Eigenthum, ingleihen am Grundeigenthum 
allein, oder am Nußeigenthum allein, das Miteigentum haben. 

Es findet bei unförperlichen wie bei Förperlichen Sachen ftatt, 
fowie bei liegender und fahrender Habe. 

Vgl. L.R.8. 577 b a. u. fig., 658, 666, 679, 673. 

544e. Der Beſitz hat alle Wirkungen des Eigenthums zu 
Gunsten des wirklichen Befiterd gegen Jeden, gegen den man nicht 
wegen der befragten Sache in Bertragsverbindlichkeiten fteht, oder 
der nicht einen ftärkeren Beſitz, oder ein ftärferes Necht zur Sache 
gellend machen kann. 
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Der ftärkere Beſitz findet nur ftatt bei liegender Habe (bei 
Grunddienftbarkeiten nur, wenn fie zugleich offen und felbitftändig 
find) und fteht demjenigen zu, welcher vor dem Andern ſchon ein 
Jahr lang beſaß (2.R.S. 2228 ff.), durch Eigenmacht gejtört oder 
entjegt wurde und die Klage vor Ablauf eines Jahres erhebt. Die 
Befigflage findet nur ftatt gegen denjenigen, welcher den Beſitz 
geftört hat, oder welcher ihn durch Andere hat ftören lafjen, oder 
gegen defjen allgemeinen Rechtsfolger. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Eigenmadt in der Belitergreifung wird begangen durch ge— 
waltfame oder verheimlichte Ergreifung der Inhabung, jowie durch 
gejegmwidrige Selbftvermandlung einer vergünftigten Inhabung in 
einen Beſitz. (2231 und 2240.) 

Das ftärkere Recht hat derjenige, deſſen Ermwerbsart nach den 
Gefegen wirffamer oder vorzüglicher ijt, al3 diejenige, woraus der 


Andere feine Berechtigung ableitet, 
Vgl. L.R.S, 543b., 2228, 2231, 2233, 2234, 2240, 2279. 


545. Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthum ab- 
zutreten, es jei denn um de3 Öffentlichen Nutzens willen und nad) 


vorausgegangener Entſchädigung. 

Vgl. L.R.S. 643, 660, 661. Badische Verfassungsurkunde $ 14 Abs, 4. 

Gesetz über Zwangsabtretungen vom 28 August 1835 (R.B 
Nr. 42) mit Aenderungen durch $ 113 des Bad. Einf.-Ges. zu den Reichs- 
Justizgesetzen. Bekanntmachung über Zwangsabtretungen zum Bergbau vom 
12, August 1856 (C.V.B. Nr. 9); Gesetze über Zwangsabtretungen zum Eisen- 
babnbau vom 29. März 1838 (R.B. Nr. 14) und vom 7 Mai 1858 (R.B, 
Nr. 19). 

Gesetz über Zusammenlegung vonGrundstücken vom 5, 


Mai 1856 (R.B. Nr. 16) nebst Vollzugs-Verordnung vom 18. Oktober 1869 
10 


m ® 
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(G.B. Nr. 27) und Dienstweisung vom 21. April 1870 (G.B. Nr. 30) mit 
Nachtrag vom 3. Juni 1875 (G.B. Nr. 20). 

Gesetz über Anlage der Ortsstrassen vom %0. Februar 1868 
(R.B. Nr. 17) Art. 4—6, 


Wassergesetz vom 25. August 1876 (G.B. Nr. 36) Art. 12—22; 
Rheinverlandungsgesetze vom 23. Mai 1856 R.B, Nr. 22) Art, 3, und vom 
11. Februar 1870 (G,B. Nr. 12) Art. 2. 

Reichsgesetz über Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873, $$ 25—27 (Mo- 
bilmachungs-Pferde). 


545a. Das Gleiche hat Statt in einer ihn und andere ge= 
meinjchaftlich betreffenden Gefahr zu deren Abwendung gegen nad) 
folgende verhältnigmäßige Vergütung. 

Vel L.R.S,. 1381a—h., Handelsgesetzbuch Art. 702 und ilg.: Zwangs- 
abtretungsgesctz 5 94. 

546. Das Eigentum an einer Sade, fie fei beweglich oder 
unbeweglich, gibt zugleicy ein Necht auf Alles, was ſie durch Jich 
jelbjt hervorbringt, und was durch Natur oder Kunft mit ihr 
vereinigt wird. Diejes Recht wird das Recht des Zuwachſes 
genannt. 

Vgl. LR.S. 547 u. flg., 551 u, fig, 712, 1018, 2114a., 2118, 2133, 2204. 


Erites Sapitel. 


Bon dem Zuwachsrecht auf das, was die Sade 
hervorbringt. 
547. Ale Früchte, natürliche, erzogene und bürgerliche 
(©. 533 und 584) gehören dem Eigenthümer kraft des Zuwachs: 
rechts. 


945. Die Zueignung derjelben erzeugt die Verbindlichkeit, 
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die von einem Dritten darauf verwendeten Koften der Bejtellung. 
Arbeit und Ausjaat zu erjegen. 

Vgl. L.R.S. 585. 

549. Der Befiger wird nur alsdann Eigenthümer der Früchte, 
wenn er ein redliher Befiger ift, andernfalls ift er verbunden, 
die Früchte mit der Sache dem rüdfordernden Eigenthümer zurüd- 
zugeben. 

Vgl. L.R.S. 138, 958, 1155 a., 1378. 

550. Ein redlicher Befiger ift derjenige, der entweder Eigen- 
thümer ift, oder doch aus einem Titel, der Eigenthum übertragen 
fann und deſſen Mängel ihm unbekannt find, als Eigenthümer 
beſitzt. 

Von dem Augenblick an, da er deſſen Mängel kennt, hört er 
auf, redlicher Beſitzer zu ſein. 

Vgl. L.R. S. 2230, 2265, 2268, R.C.P.O. $$ 235 und 293. 


Zweites Kapitel. 


Bon dem Zuwachsrecht auf das, was mit der Sade 
vereinigt und in ihr einverleibt wird. 


551. Dem Eigenthümer gehört alles, was mit feiner Sache 
vereinigt oder ihr einverleibt wird, gemäß nachfolgenden Regeln. 
Erſter Abſchnitt. 

Von dem Zuwachsrecht bei unbeweglichen Sachen. 


552. Das Eigenthum an Grund und Boden umfaßt alles, 


was ober und unter der Oberfläche iſt. 
10* 


Bat 0 
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Auf und über der Oberflähe kann der Eigenthümer alle 
nicht verbotene Pflanzungen und Gebäude anlegen, die er für gut 
findet, foweit fie nicht unter dem Titel: von den Grunddienft- 
barfeiten ausgenommen find. 

Auch unter der DOberflähe kann er nad Belieben Gebäude 
und Gruben anlegen, und daraus allen Bortheil ziehen, der nicht 
gegen die Gefege über die Bergwerfe und gegen die Bolizeiord- 
nungen anjtößt. 

Vgl. L.R.S. 544, 671, 674, 678. VII. Organisationsedikt —— 
Reichsstädte, vom 18. März 1803, $ 27. 

Standesherrn-Deklarationen für Fürstenberg $$ 58 u.59, Fürst Leiningen 
$$ 45 und 49, Grafen Leiningen $ 37, Löwenstein 55 24 und 25, von der 
Leyen $ 38. 

Vgl. L.R.S. 577 ah., 598, 1403. 

553. Bon allen Gebäuden, Pflanzungen und Werfen, die fich 
auf oder unter dem Boden befinden, ijt zu vermuthen, daß fie 
auf Koften des Grundeigenthümers angelegt worden, und ihm 
zugehören, jo lang nicht das Gegentheil erwieſen ift; ohne Ab- 
bruch des Gigenthums, das ein Dritter an einem unterirdijchen 
Bau, oder an jedem andern Theil eines Gebäudes auf fremden 
Boden durch Verjährung oder ſonſt rechtmäßig erlangt haben, oder 
noch erlangen mag. 

Vgl. L.R.S. 2262 und 2965. 

554. Der Eigenthümer des Bodens, welcher Gebäude, Pflan- 
zungen und Werke aus Werfftoffen, die ihm nicht zugehören, an— 
gelegt Hat, muß deren Werth zahlen; den Umjtänden nad kann er 
zugleich zur Entſchädigung verurtheilt werden; aber der Eigen- 
thümer der Werkſtoffe hat Fein Recht, fie wegzunehmen. 


999. Sind bie Pflanzungen, Gebäude und Werfe von einem 
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Andern und mit deffen Werkftoff angelegt worden, jo hat der 
Gigenthümer des Bodens das Necht, entweder fie zu behalten, 
oder denjenigen, der fie gemacht hat, zu nöthigen, daß er fie weg: 
nehme. 

Berlangt der Eigenthümer des Bodens, dag die Pflanzungen 
und Gebäude mweggejchafft werden, jo geſchieht das Wegjchaffen auf 
Koften und Schaden desjenigen, der fie anlegte; ja er kann be- 
wandten Umftänden na zur Entjhädigung des Eigenthümers des 
Bodens verurtheilt werden. 


Will der Eigenthümer Pflanzungen und Webergebäude lieber 
behalten, fo hat er den Werth der Werkftoffe und den Arbeitslohn 
zu erfegen, der Boden mag dadurch viel oder wenig im Werth 
erhöht worden jein. Wurden jedoh die Pflanzungen, Gebäude 
und Werke von einem ſolchen Inhaber angelegt, dem zwar das 
Eigenthum durch Urtheil und Recht abgeſprochen, der aber als 
redlicher Befiker zu keinem Früchtenerſatz verurtheilt ward; jo kann 
der Eigenthümer die Wegraumung der gedachten Werke, Pflanzungen 
und Gebäude nicht fordern; er Hat aber die Wahl, ob er ven 
Werth des’ MWerkftoff3 und des Arbeitslohns, oder die Summe 
erjegen will, um melde der Boden an feinem Werth erhöht 
worden ift. 

Vgl. L.R.S. 549, 599, 867, 1381, 1973. 


556. Anlagen und Zumüchje, die nah und nach und un— 
merfih an Grundſtücken fich bilden, welche an einem Fluß oder 
Strom angrenzen, heißen Anſchwemmungen. 

Die Anſchwemmung kommt dem Ufereigenthümer zu gut, der 
Fluß oder Strom mag jchiffbar oder floßbar fein, oder nicht, doch 
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daß erſternfalls der zum Leinpfad gehörige Raum verordnungsmäßig 
freigelaſſen werde. 

"Vgl, L.R.S. 538, 596 und 650, Wassergesetz vom 25. August 1876 
(G.B. Nr. 36) Art. 84; Rheinverlandungsgesetze vom 23. Mai 1856 (R.B. Nr, 
22 und vom 11. Februar 1870 (G.B. Nr, 12). 

557. Das Gleiche gilt von Pläßen, welche das fließende 
Wafjer verläßt, wenn es ich unmerklich von einem Ufer zurüd- 
zieht, und auf das andere Hinmirft: der Eigenthümer des. ver- 
(affenen Ufers hat den Vortheil der Anſchwemmung, ohne daß der 
Uferbeowohner der entgegengejegten Seite den Grund in Anſpruch 
nehmen könne, den er verloren hat. 

Vel. Wassergesetz Art. 84, 


558. Das Anſchwemmungsrecht Hat bei Seen und Teichen 
nicht Statt. Deren Eigenthümer behält -allemal den Boden, 
welcher vom Waffer im jener Höhe beveckt wird, auf welcher das 
Teihwafler abläuft, auch alsdann, wenn das Wajfer niedriger ſteht. 

Umgekehrt erwirbt der Eigenthümer des Teich Fein Necht 
auf den Theil des Bodens, den das Teihwaffer bei einer außer: 
ordentlichen Höhe überſchwemmt. 


559. Wird von einem Fluß oder Strom, er ſei ſchiffbar 
oder nicht, durch plößliche Gewalt ein beträchtlicher und kenntlicher 
Theil eines angrenzenden Feldes abgerifjen, und einem Felde, 
das unterhalb oder am amderjeitigen Ufer gelegen tft, zugeführt, 
jo kann der Eigenthümer des abgerifjenen Stücks ſein Eigenthum 
zurücfordern. Er ift aber gehalten, in Jahresfriſt jeine Klage 
anzubringen. Späterhin wird er damit nicht gehört, außer wenn 
der Eigenthümer des Feldes, womit das abgeriffene Stüd ver: 
einigt worden ift, den Beſitz davon noch nicht ergriffen Hätte. 


— — 
— — 
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5594. Das Nämlihe gilt dem Herrn der auf dem abge: 
riffenen Stüd haftenden Erbgerechtigkeiten. 

Vgl. L.R.S. 710a. u. b. 

559b. Wird der alte Ufernachbar dadurch vom Fluß abge- 
Ihnitten, jo kann er eine foldhe verhältnigmäßige Theilung feines 
Bodens und der neuen Anlage verlangen, wobei ihm nocd der 
Bortheil des Stromgenufjes mit zu Theil wird. 

Vgl. Wassergesetz Art, $4. 

560. Große und Kleine Inſeln und Anlagen, die in dem 
Bett eines Flufjes, jcehiffbaren oder floßbaren Stromes Jich bilden, 
gehören dem Staat, jo lange deſſen Recht durch einen anderen 
Titel oder durch Berjährung nicht erlofchen ift. 

Vgl. L.R.S. 538, 2227. 

561. Inſei und Anlagen in unjchiffbaren und unfloßbaren 
Gewäſſern gehören dem Ufereigenthümer. Hat fich diefe Infel nicht 
ganz auf einer Seite gebildet, jo gehört fie den beiderfeitig an— 
grenzenden Eigenthümern. Die Theilung geichieht nach der wahren 
Mitte des Fluſſes. 

562. Wenn ein Fluß oder Strom, der fich theilt und einen 
neuen Theil bildet, ein angrenzende Feld von dem feiten Land 
abjchneidet und zur Inſel macht, jo behält der vorige Eigenthümer 
fein Feld, auch in jchiffbaren oder floßbaren Waſſern. 


563. Verändert ein Fluß, er fer jchiffbar, floßbar oder nicht, 
feinen Lauf, und verläßt fein altes Flußbett, fo nehmen die Eigen: 
thümer, der unter Waffer gefommenen Grundſtücke zur Entjchä- 
digung das alte verlafjene Flußbett, jeder nach Verhältniß des 
Bodens, der ihm mweggenommen ward. 

Vgl. Wassergesetz Art, 84, 
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564. Tauben, Kaninchen, Fiſche, die in andere Tauben— 
häuſer, Kaninchengehege oder Filchteiche übergehen, gehören dem 
Eigenthümer diefer Behälter, jo lang fie ſich dort aufhalten, fofern 
fie nicht dur Arglift und Kunftftüce herbeigelodt worden find. 

Vgl. L.R.S. 5. 

5648. Dad Nämlihe gilt von Bienenfchwärmen, die auf 
fremdem Eigenthum angebaut haben; das bloße Anhängen be= 
nimmt dem verfolgenden Eigenthümer das Recht, fie zu fallen, 
noch nicht, doch da ohne Schaden des fremden Grundeigenthümers 


die Yaflung gejchehe. 
Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Zuwachsrecht bei beweglichen Sachen. 


565. Das Zuwachsrecht zwiſchen zwei beweglichen Sachen, 
die zweien verjchiedenen Herren zugehören, wird lediglih nad) 
Grundfägen der natürlichen Billigkeit gerichtet. 

Folgende Regeln follen dem Richter Beiſpiel fein für nicht 


entichiedene Fälle, je nach VBerjchiedenheit der Umſtände. 
Vgl. L.R,S. 2279 u. 2280, 


566. Sind zwei Sachen verfchiedener Herren nur mit ein- 
ander vereinigt, jo daß ft: zwar ein Ganzes bilden, wovon jedoch 
jede wieder getrennt fortbeitehen Fünnte, fo gehört das Ganze dem 
Herren der Hauptjache, unter der Verbindlichkeit, daß er dem Andern 
den Werth der mit ihr vereinigten Nebenſache zahle. 

567. Als Hauptfache wird diejenige angefehen, mit welcher 
die andere nur zum Oebraud, zur Verfchönerung oder zur Er- 
gänzung vereinigt wurde, 





LER 1.8 MX, Eigenthum und Befig. 153 


568. Wo die Nebenfache von viel größerm Werth als die 
Hauptjahe und ohne Vorwiſſen ihres Eigenthümers Hinzugefügt 
worden ift, kann diefer verlangen, daß die Nebenfache getrennt 
und ihm zurüdgegeben werde, jelbjt dann, wenn dadurch die 
Hauptjache verfchlimmert werden könnte, falls nur die Trennung 
ohne deren gänzliche Entwerthung möglich ift. 

569. So oft von zwei vereinigten Sachen die Eine nicht 
als Nebenjache der Andern angejehen werden kann, fo wird die- 
jenige für die Hauptſache angefehen, weldhe an Werth, oder mo 
diefer auf beiden Seiten beinahe gleich wäre, an körperlichem Um— 
fang die beträchtlichite ift. 


570. Hat ein Künftler oder fonft Jemand einen fremden 
Stoff gebraudt, um ein Werk anderer Art daraus zu bilden, jo 
bat der Eigenthümer des Stoff3 das Recht, das hieraus gebildete 
Wert fih zuzueignen mittelft Zahlung des Werth3 der hierauf 
verwendeten Arbeit, der Stoff mag feine vorige Form wieder an— 
nehmen können oder nicht. 

Vgl. L.R.S. 576. 

511. Würde die Arbeit den Werth des Stoffs weit über- 
fteigen, jo wäre die hieran verwendete Mühe die Hauptjache, und 
der Arbeiter hätte das Recht, die verarbeitete Sache zu behalten, 
gegen Bezahlung des Werth3 des Stoffs an den Eigenthünter. 


512. Hat Jemand zu einem Wert theild eigenen, theils 
fremden Stoff gebraucht, wovon zwar Feiner ganz zerftört ift, 
welche jedoch fo vereinigt find, daß fie nicht füglich getrennt 
werden Fönnen; jo ift die Sache unter beiden Eigenthümern ges 
meinjchaftlih. Der Eine ift nach dem Verhältniß des Stoffs, 
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der ihm angehörte, der Andere nad) dem Betrag des ihm zuge 
hörig geweſenen Stoffs und des Werths feiner Arbeit zugleich, 
daran Theilhaber. 


573. Wo dur Mifchung mehrerer Stoffe verfchiedener Ei: 
genthümer, wovon feiner als Hauptftoff angejehen werden Fann, 
eine Sache hervorgebracht wird, und die Stoffe fi) von einander 
trennen lafjen, da kann derjenige, ohne deſſen Vorwiſſen diefelben 
gemijcht wurden, ihre Trennung verlangen. 

Können die Stoffe nicht mehr füglich getrennt werden, jo 
find Alle an der Sache gemeinfchaftliche Miteigenthümer, jeder 
nach Berhältnig der Menge, der Güte und des Werths des ihm 
zugehörigen Stoff3. 

Vgl. L.R.S,577ba—bg. 

974. War der Stoff des Einen, der Menge und dem Werthe 
nad, bei weiten von größerem. Belang, als jener des Andern. 
jo kann der Eigenthümer des Stoff, der einen höheren Werth 
hat, die aus der Mifchung entftandene ſich zueigen, muß jebod 
dem Andern den Werth feines Stoff3 vergüten. 


575. Bleibt die Sache unter den Eigenthiimern der Stoffe, 
woraus fie entftanden ift, gemeinjchaftlich, jo muß fie für gemein: 
Ihaftlihe Rechnung verfteigert werden, wenn ſämmtliche Miteigen- 


thümer nicht über eine andere Verwendungsart fich” vereinigen. 
Vgl. L.R.S 577 bg., 815, 1686. 


576. Der Gigenthümer, deſſen Stoff ohne fein Vorwiſſen 
gebraucht worden ift, um ein Werk zu bilden, hat in allen Fällen, 
worin er das Eigentum diejes Werks in Anſpruch nehmen kann, 
die Wahl, ftatt dejjen die Wiedererftattung feines Stoff3 in gleicher 





L.R. I. BET. T. Eigenthum und Befig. 155 


Gattung, Menge, Gewicht, Maas und Güte, oder die Zahlung des 
Werths zu verlangen. 
Vel. L.R.S. 570. 


4 


577. Wer Stoffe, die einem Andern zugehören, ohne deſſen 
Vorwiſſen gebraucht hat, kann nad) Umftänden zur Entſchädigung 
verurtheilt werden, unabbrüchig dem Strafverfahren, das hier etwa 
noch eintreten kann. 

Vgl. L.R.S. 1382 u. flg; St.G B. $$ 242 u. 46, 


Driffes Kapitel. 


Nom Grund: und Nubeigenthum. 


Gesetz vom 10. April 1848 (R.B. Nr, 23) über Aufhebung der Feudal- 
rechte (Art. 1 Abs, 1 u. Art.2, V, Konstitutions-Edikt (Lehen-Edikt vom 1%. 
August 1807, nebst Allodificationsgesetz vom 9. Aug. 1862, R.B. Nr. 47; 


L.R.S. 1831 be. und Gesetz vom 21. April 1'4) (R.B. Nr. 25) über Ablösung 
der Erblehen. 


577 aa. Ein Nuteigentgum entfteht durh Verträge, legten Willen, oder 
Erfigung; es fann nur auf Liegenichaften ftattfinden, und bejteht mit oder 
ohne Angaben an den Grundeigenthümer für den entbehrenden Genuß. 


577 ab. Das Dajein eines zertheilten Eigenthums ift nur dba anzu— 
nehmen, wo in Beränderungsfällen von dem neuen Befiser eine bejondere An— 
erfenntniß des Grundeigenthums nach bejtimmten Formen, 3. B. durd Erb— 
Leiherneuerung, Handlohnzahlung, geſchieht; wo dieie nicht befteht, da ift der 
Befiger voller Eigenthimer, wenn er glei von dem Genuß eine Gilt an einen 
andern gibt, es :. ay aud in den alten Urkunden noch fo viel von einem Eigen= 
thum des Gültbeziehers die Rede jein. u 


577 ac. Der Nupeigenthimer bat die unten bejchriebenen Nedte und 
Plihten des Nugnießers (Sag 58%—616), die jedoch durd die Erblichfeit und 
Eigenthümlichkeit jeines Genufjes in nachbenannten Stüden fih erweitern. 

577 ad. Er genießt nicht nur die Früchte, welche die Sade, fo wie fie 
ift, hervorbringt (©. 582), jondern darf auch alle zur beijern Benugung dien- 


— — ac oe 
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liche Veränderungen vornehmen; nur bei ſolchen Stüden, die ihm namentlich 
unter ihrer Benugungsform, 3. B. ald Wald, ald Mühle, übergeben worben 
find, muß er die Bewilligung des Grundeigenthümers einholen, um ſolche 
Veränderungen vorzunehmen, welche bei dem Heimfall des Nugeigenthums bie 
Herftellung der vorigen Benugungsform in einem Zeitraum von längjtens 
zehn Jahren unmöglich machen würden; z. B. eine Waldausrottung. 


577 ae. Die durch ben Gebraud abgenugt werbenden Stüde muß der 
Nugeigenthümer wieder ergänzen, fo daß fie bei dem Heimfall in dem Zus 
ftand zurüdgegeben werben fünnen, in weldem fie urkundlich einft gegeben 
wurden. (©. 589.) 

577 af. In Benugung der Wälder und Böſche ift er nit an den 
Gebraud des Grundeigenthiimers, jondern allein an bie Forftorbnungen 
gebunden, und barf auch das hochſtämmige Holz aller Art benugen. (S. 590 
bis 592.) 

557 ag. In Abfiht der Verpahtung hat er fih nad den Vorſchriften 
- bes. Sates 595 nur alsdann zu richten, wenn das Nugeigentyum in feiner 
Perſon auf dem Heimfall fteht, 

577ah. Er bat auch das Recht zu neuen Gruben und Brücen in 
feinem Nugeigentyum und 3u ben Schägen, bie barin gefunden werden 
(S. 598.) 


577 ai. Er gibt feine Sicerftellung für die ſchuldige Sorgfalt im Ge— 
braud der Sade. (S. 601—604.) 

577ak. Er muß alle baulide Unterhaltung auf fih nehmen, und 
übergebene Gebäude, welche während des Nutzeigenthums verfallen, wieder 
aufbauen. Bei dem Heimfall fann er für Baufoften neuer Anlagen nur ſo— 
weit Vergütung fordern, al3 die Sade dadurch für den Grundeigenthümer 
nicht blos anmuthiger, jondern wirklich nügliher und beſſer geworden ift, 
als fie zuvor und zur Zeit der Entftehung bes Nutzeigenthums urkundlich war. 
(S. 605—607.) 


577 al. Er trägt die auf das Eigenthum fallenden Laften, jo lang er 
nit fein Nugeigenthbum dem Grundberrn heimjchlägt. (S. 609.) 

577 am. Auf ihn fallen auch die Koften und Folgen folder Rechts— 
ftreitigteiten, weldhe das Eigenthum betreffen, jo gut wie jene, die den Genuß 
angehen, jedoch diejenigen ausgenommen, welche dem Grundbeigenthümer daraus 
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entftehen, daß er zur Vertheidigung feines Vortheils dem Nehtäftreit beitritt 
(S. 613.) 

577 an. Heerden, bie ganz fallen, muß er feiner Zeit wieder erfegen. 
(5. 616.) 

577 a0. Der natürliche oder bürgerlide Tob endigt bad Nutzeigenthum 
nur dann, wenn ber Geftorbene ber Letzte ber Erbberehtigten ift (S. 617), 
fonft wälzt er eö nur auf den Nugeigenthumserben. 


577ap. Das Nugeigenthum, welded an Körperfchaften gegeben ift, 
enbigt fih durch Leinen Zeitverlauf, wenn es niht durch feine Entftehungs- 
urkunde auf Zeit bebingt ift. (S. 619.) 

577 aq. Das Nugeigenthbum an einem Gebäube wirkt nad befjen Umſturz 
allemal ein Benugungsreht auf ben Grund und Boden, und auf die Bauftoffe. 
(S. 644.) 

577ar. Der Rechtstitel des Nugeigenthiimerd kann einzelne ber oben 
gedachten Rechte und Pflihten auf andere Art beftimmen. 


Bierfes Kapitel. 
Bom Miteigenthum. 


577 ba. Das Miteigentum haftet auf jedem Theil und 
auf jeder Zugehörte der Sadje, auf welche es ftattfindet. 

Vgl. L.R.8. 653, 666, 670, 

577 bb. Ein Miteigenthümer kann gegen den Willen der 
Uebrigen feine einzelne aus dem Eigenthum fließende Verfügung 
gültig treffen, außer jenen, welche zur Erhaltung der Sade un- 
verjchieblih nothwendig find, oder welche das Geſetz für einzelne 
Gattungen und Fälle erlaubt, 

577 be. Derjelbe kann ohne ihren Willen handeln, wo ein 
gemeinjchaftlicher Bortheil in Frage ift, der vorbeigelaffen werden 
müßte, wenn die Sache ihnen zuvor zur Wiſſenſchaft gebracht und 
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ihr Wille vernommen werden müßte. Er tritt dadurch in die 
Verpflichtungen der Geſchäftsführung. (S. 1372.) 

977 bd. Einwilligung der Miteigenthümer iſt nur vorhanden, 
wo alle beiftimmen. Der Widerſpruch eines einzigen hindert jede 
Eigenthumsverfügung, die nicht gegen den Willen der Miteigen- 
thümer gültig unternommen werden kann. 

577 be. Miteigenthümer können den Genuß abtheilen, und 
in der Gemeinjchaft des Eigenthums bleiben; wo diejes gejchehen 
ift, da müfjen alle jene Verfügungen, welche bei dem Nußeigen: 
thum die Mitwirfung des Grumdeigenthümers fordern, von den 
ſämmtlichen Miteigenthümern gemeinschaftlich gefchehen, die übrigen 
unternimmt jeder Theilhaber in feinem Antheil für ft. 

X 577 bf. Jeder Miteigenthümer kann fein Recht nach Be— 
lieben an andere Berfonen veräußern; Hei Liegenichaften find jedoch 
die Mitgemeiner nicht jchuldig, den fremden Erwerber in die Gemeinschaft 
fommen zu laffen, wenn fie den Erwerb orbnungsmäßig loofen wollen und 
können. ’ 

Gesetz vom 21. Juli 1839 (RB Nr. 23) über Aufhebung der Losungs- 
und Einstandsrechte (s. LR.s. 1701 a u. b.) 

577 b g. Jeder kann auf Theilung nicht bloß des Genuffes, 
fondern auch des Eigenthums in jeder Gemeinjchaft dringen, aber 
auf eine Theilung im Stüd nur da, wo die Natur oder ein Ge: 
je die Sache nicht für untheildbar erklärt hat. Berträge können 
das Teilungsbegehren für beſtimmte Zeiten verſchieben, aber 
nicht Für immer bDefeitigen, wo ein Geſetz nicht alle Teilung 
verbietet 

Vgl. L.R.S. 815, 827 u. flg., 883, 1686, 2241a.; Gesetz vom 6. April 


1854 (R.B. Nr. 20) über Untheilbarkeit von Liegenschaften (Anhang B. 2) 
R,C,P,O. $ 35, 
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Hünffes Kapitel. 
Vom Familieneigenthbum oder Stammgut. 


577 ea. Stammgut ift dasjenige Vermögen, welches zur Er— 
haltung eines Namens und Stamm gefegmäßig ausgeſchieden ift. 

Vel LRS. 896; Gesetz vom 19. April 1856 (R.B. Nr. 16) über die 
Rechtsverhältnisse abgelöster Lehen. 

577 ch. Nur liegenfchaftliches Vermögen aller Art kann 
Stammgut werden, und nur unter dem Beding, daß jeine Stamm: 
gutseigenfchaft in der Landtafel eingetragen werde, nämlich in dem— 
jenigen Buch, welches von der Staatöbehörde über den Erwerb 
und die Veräußerung oder Verpfändung der Fanzletjälfigen Liegen: 
ſchaften geführt werden ſoll. 

Vgl. L.R.S. 517—526 a; Landesherrliche Verordnung über Eintragung 
der Stammgüter vom 10. November 1842 (R.B. Nr. 35 ) 

577 ce. Nur jenes Hiegenjchaftliche Vermögen Hat dieſe 
Eigenschaft, welches durch grundgeſetzmäßige Familienverträge jetzt 
ſchon als ſolches bejteht, oder Künftig mit bejonderer Staatsbe— 
willigung dafür neuerlich erklärt und gewidmet wird. 

Vel. VI. Konstitutions-Edikt $ 22b.: Deklarationen für die Standes- 
herrschaften Fürstenberg, Leiningen, Löwenstein, v d. Leyen 5 $, Salm $ 6; 
für die ehem. reichsunmittelbaren Grundherrn $ 6. 

577 cd. Die mindefte Summe des Stammguts foll ein 
reines Einkommen von viertaufend Gulden für den Nitterjtand, 
und von fünfzehntaufend Gulden für den Herrenftand fein, das 
höchite aber erſterenfalls achttaufend Gulden, und letzterenfalls 
dreißigtaufend Gulden*) Neue Stammgüter müffen genau hiernach 
ermeſſen werden: ältere beftehen aber in ihrem dermaligem Um— 
fang, auch wenn fie jene Summen überjchreiten oder nicht erreichen, 


nee. 
5 a re a er 


— 
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ſo lang nicht vorhandene rechtmäßige Schulden ein Anlaß zur 
Minderung eines zu hohen oder Auflöſung eines zu niedern Stamm— 
guts werden. 

Vgl. VI. Konstitutions-Edict $ 21 d.; Art. 2 des zu L.R.S. 577ca. an- 
geführten Gesetzes. 


* 4000 fl. = 6857 M. 14 Pf.; 15000 fl. = 25714 M. 29 Pf.; 8000 fl, — 
13714 M. 29 Pf.; 30000 fl. = 514238 M, 57 Pf. Reichsmünzgesetz vom 9. Juli 


1873. 


577 ce. Der jeweilige Stammherr hat am Stammgut ein 
unzertheiltes, auch wenn er allein und fein anderer mit ihm 
in das Erbe tritt, ein ungetheiltes Eigenthum, das aber in 
feinem Gebrauch beſchränkt, und in feinem Genuß belaftet ift. 

Vgl. L.R.S. 544 b. 


x577cf. Das Stammgut im Ganzen, auc jedes Haupt: 
ftüd, das nämlich ein felbitftändiges Ganzes, nicht blos eine Zu- 
gehörde ausmacht, kann nicht ohne Staat3-Gutheifen veräußert 
werden. Diejes wird bei dem Staatsoberhaupt geſucht, von dem 
e3 nach VBernehmen der Stammgutsberechtigten und des Kronanmwalts 
des oberften Gerichts bewilligt, oder abgejchlagen -wird, ohne an die 
Einwilligung der Stammgutsberechtigten gebunden zu fein, wenn 
nur der Erlös bis zur gejeglichen Ertragserfordernig wieder in 
Stammgut verwandelt wird. 

Vgl. II, Einführungs-Edikt $ 4; Rechtspolizeigesetz $ 25. 


577 cg. Einzelne Nebenjtüde und Zugehörde des Stamm— 
gut3 können veräußert werden, wenn nur die Veränderung zur 
Landtafel angezeigt, und der Werth, ſoweit er nicht auf recht: 
mäßige Schuldenzahlung aufgeht, wieder in Liegenjchaften dem 
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Stammgut beigeſchlagen oder dazu verliegenfchaftet wird, Ohne 
diefes ift die Veräußerung ungültig. 

Vgl. L.R.S. 577c b. 

+577ch. Der Stammgutsberehtigte hat alddann, wenn ber Erwerber 


ein Fremder ift, das Neht in den Erwerb unter gleihen Bedingungen in 
gejegmäßiger Zeit und Art einzuftehen. 


Aufgehoben dureh das Gesetz vom 21. Juli 1839 (R.B. Nr. 23) über 
Aufhebung der Losungs- und Einstandsrechte (s, L,R.S. 1701 a.) 

577 ei. Stammgut kann weder zu Unterpfand gegeben, noch 
durch gejegliche Vorzugsrechte erfaßt werden, außer ſoweit es den 
gefeglihen Betrag überfteigt. Nur auf das Einkommen des 
Stammgut3 wirken Unterpfands- und Vorzugsrechte. 

Vgl, L.R,S. 577 e d—cs, u. 2124. 

577 ò X. Stammgut kann nie auf weibliche Nachkommen des 
erſten Stammhauptes fallen, fo lang noch männliche, leibliche und 
eheliche Nachkommenſchaft vorhanden ift. Wäre unter Gütern, die 
bisher für Stammgut gehalten worden, und in einigen Stücken 
etwa auch Stammgutsrecht genoſſen, folches, bei welchem weiblich 
und männlich Gefchlecht zugleich in das Erbe getreten ift, fo kann 
5 Stammgutsrecht nicht genießen. 

577 el. Stammgut kann an mehrere männliche Nachkommen 
zugleich vererbt werden, wenn die Familienverträge nichts anderes 
verordnen, jo lang diefe fich gefallen lafjen, im Gemeinschaft zu 
bleiben, oder das Stammgut fo groß ift, daß es unter fie ver: 
theilt werden kann, ohne daß ein Theil unter den mindeiten Betrag 
einer Stammgutsberechtigung herabfinke. 


577 cm. Stammgut, wenn es wegen feines geringen Bes 
trags oder wegen der Familienverträge untheilbar ift, kann nur 
1 


162 EN. 11.8. II. T. Eigentum und Befig. 


an einen der Stammgenoffen kommen; dieſer beſtimmt fich bei dem 
Herrenftand nach Erftgeburtsrecht, und bei dem Ritterftand, wenn 
nicht Erſtgeburts- oder Altererbe in den Yamilienverträgen ſich 
feitgefeßt befindet, fomwie bei dem Lehen, nach Vorzugserbrecht. 

Vgl. Lehen-Edikt $ 28. 

577 en. Der Stammerbe, als folcher, ift nicht Erbe des 
legten Beſitzers, ſondern de3 erjten Stammhaupts, und trägt‘ da- 
her feine Laſten als folche, welde aus Handlungen diefes Stamm: 
haupts auf ihn kommen; er kann das gemeine Erbe des letzten 
Befigers, antreten oder ausfchlagen, felbft wenn er deffen Sohn 
wäre, ohne Nachtheil feines Sondererbreht3 am Stammgut. 

Vgl. LR.S. 775 u. 734; Lehen-Edikt $$ 29 u. 36. 

577 co. Der Stanmgutsbefiger Fann Feinerlei legte Willen3- 
verfügung über das Stammgut machen, welche an dejjen Eigen: 
thum oder Erbordnung etwas ändert; nur über den Genuß fteht 
ihm in dem Fall frei, legtwillig zu verfügen, wo der Stammerbe 
zugleich fein Zanderbe wird. 


577 cp. AS gejegliche Laft haftet auf dem Stammgut die 
Abfertigung der von der Erbfolge ausgejchlofjenen Söhne und 
Töchter der Familie. So weit darüber die Zamilienverträge nicht 
Maaß und Ziel geben, richtet ſich die Laft nad der Aehnlichkeit 
desjenigen, was deßfalls in dem Lehensgrundgejeg, Sat 30 und 


31b. und c., verordnet ift. 
Gesetz über die chelichen Vermögensverhältnisse des Adels vom 25. 
November 1831 (R.B. Nr. 30), Art. 2. 


vgl. L.R.S. 1393 a. 
577 eg. AS gejeglihe Laſt Haftet ferner darauf die 
Heimzahlung jeder Cchul), welche für die vorgedachte Abfertigung, 
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oder für die Erhaltung des Stammgut3 verwendet worden iſt, 
oder mit Regentenamtlicher Nadhjfichtsbewilligung auf das Stamm- 
gut verpfändet ward, jedoch fo, daß nur” der Ertrag, nicht der 
Stock des Stammgut3 darum angegriffen werden fann, jo lang 
da3 Stammgut innerhalb der gejeglichen Maas jteht, 

Stammgut, das unter diefem Betrag Steht, kann auf An- 
dringen der Gläubiger aufgelöft, und Stammgut, das über diefem 
Betrag fteht, wegen des Leberfchufjes aus dem Stammgutsver- 
band ausgezogen, und fo alsdann deſſen Hauptſtock dadurch an- 
greiflih für die Zahlung der Schulden gemacht werden. 

Vgl. L.R.S. 577cd. u. ci.; Lehen-Edikt $ 32. 

577er. Auch haftet ferner auf den Fall, wo das Landerbe 
eines abgeftorbenen Stammgutserben nicht zur Zahlung aller 
Schulden Hinreicht, die Bezahlung der $ 54 Ziffer 1—4 der Kon- 
tursordnung benannten Vorzugsforderungen auf dem Stammgut, 
doch daß der Nachfolger nicht mehr als höchſtens einen Jahrsgenuß, 
in drei Jahre vertheilt zahlbar, dafür in die gemeine Erbmaſſe 
einmwerfen dürfe, wenn gleich etwa deren Belauf höher fteigt. 


Neue Fassung nach $ 2) des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl. R.E.G. 
zur K.O.$ 5 2.1. 


577c8. Das Stammgut verliert diefe Eigenfchaft, wenn es 
außer der Familie ordnungsmäßig veräußert wird; es verliert fie, 
wenn alle Stammberechtigte, die am Leben find, oder deren Pfleger, 
unter Iandesherrlicher Bewilligung die Auflöſung bejchließen; die 
Ungebornen find hiebei weiter nicht in Betracht zu ziehen, als jo: 
weit fie ſchon gezeugt find, ihr Vater aber geftorben ift, und deß— 
wegen nach Sat 393 ein Pfleger der Leibesfrucht fie zu vertreten 
bat; es verliert fie endlich, wenn der erbberechtigte Mannsjtamm 

11* 
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ausgeftorben ift, ohne daß ein anderer Stamm etwa durch ältere 
Verträge und Vorkommniſſe ein einftmaliges Erbrecht auf folden 
Fall hätte, 

Vgl. L.R.S. 577cc. und ck. 

577ct. Die Anwünfchung eines Kindes kann diefem nie ein 
Erbreht am Stammgut, noch ein Forderungsrecht auf Abfertigung 
aus ſolchem geben. Natürliche Kinder können eben fo wenig eine 
Erbfolge oder Forderung an da3 Stammgut haben. 

Beide halten daher auch die Erlöfhung feiner Eigenfchaft 
nicht auf. 

Vgl. L.R.S. 333, 338, 350. 

577cu. Nah Erlöfhung der Stammgutseigenfchaft erben 
die vorhandenen weiblichen Familiengliever und zwar, wenn die 
Familienverträge nicht Maas und Ziel geben, jo daß alle Ab: 
kömmlinge einer Familientochter, deren erſte Ausſchließung vom 
Erbe durch den Eintritt eines männlichen Stammerben in das 
Erbe, woran fie mit ihm würde Theil gehabt haben, wenn «3 
gemeines Erbe gewejen wäre, nicht über dreißig Jahr rüdmwärts, 
von der Erlöfhung an, fällt, jo gut als die etwa vorhandenen 
Töchter des letztverſtorbenen Beſitzers ins Erbe treten, und ohne 
Unterfchied der Nähe des Grad: nad Stämmen und Unteräjten, 
und endlich in jedem Unteraft nach Köpfen theilen, zugleich aber 
auch alle noch unbezahlte und unverjährte Schulden der vorigen 
Stammerben zahlen müffen, fie mögen Stammfihulden oder ge 
meine geweſen ſein. 

577ev. Eigenthum und Erbrecht richten ſich in allem, worüber 
die vorigen Sätze, geradezu oder folgeweife ein Anderes nicht noth: 
wendig machen, nach den allgemeinen Regeln, 
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Schfles Kapitel. 
Dom Schrifteigenthum. 


577 da. Jede niedergefchriebene Abhandlung ift urjprüngliches 
Eigenthum defjen, der ſie verfaßt Hat, wenn ev nicht allein aus 
fvemdem Auftrag und für fremden Bortheil fie entwarf, in welchem 


Tal fie Eigenthum des Befteller8 wäre. 
Reichsgesetz über Urheberrecht $$ 1 und 2. 


*577 db, Das Schrifteigenthum erftredt fih nit nur auf bie Hand— 
Schrift, fondern aud auf deren Inhalt ; es enthält daher das Recht, über die 
Bervielfältigung durch Abſchrift oder Abdruck nah Gutfinden zu verfügen. 


*677 dc. Das Schrifteigentyum geht, gleich jedem andern, in geeigneten 
Fällen auf Andere über. 


577dd. Wer eine Handſchrift zum Abdruck für eigenen 
Berlag Hingibt, begibt fih damit des Eigenthums in feinem 
Stüd. 

Wer fie zum Berlag des Uebernehmers unentgeltlich oder gegen 
einen bedungenen Preis Hingibt, der tritt dadurch das Eigenthun 
an die Handfchrift ganz ab, und befhränkt fein EigentHum am 


Anhalt durch das Verlagsrecht. 
Reichsgesetz über Urheberrecht $ 3. 


577de. Dieſe Beichränfungen, ſoweit der VBerlagsvertrag 
nicht3 Anderes oder Mehreres feitgefeßt Hat, beitehen darin, daß 
der Verleger zwar die Auflage jo groß machen kann, als er will; 
fie hingegen ohne Eiwilligung des Eigenthümers nicht wiederholen 
darf ; ingleichen, daß er den Abdrud im Aeußern nach feinem 
Belieben einrichten, aber am Anhalt nichts mindern noch meh 


ren darf. 
Reichsgesetz über Urheberrecht $ 5c und d. 
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*577df. Der Erwerb eines Abdrucks macht den Erwerber nur zum 
Eigenthümer des einzelnen Stüds, nicht aber feines Inhalts, er kann alio 
feinen Nachdruck defjelben veranftalten ohne Bewilligung des Verfaſſers und 
Berlegers ; er kann es aber auszugs-, wmarbeitungd= oder erflärungsmeiie 
zur Grundlage eigener Abhandlungen machen, woran ihm alsdann das Schrift: 
eigenthbum zufommt. 


577 dg. Berfafier und Verleger können ihr Eigenthumsrecht nur jo 
weit geltend machen, als fie auf dem Abdruck ihren Namen angegeben Haben. 
Sit nur einer allein genannt, fo übt diejer die Rechte beider allein aus. 


*577dh. Das Schrifteigenthum gebrudter Schriften erlöfcht mit dem 
Tod des Eigenthümers, der fie in Verlag gab; jeder Befiger der Schrift fann 
alsdann einen Nahdrud veranftalten, ſoweit nit bejondere Gnadenbriefe, 
die der Verleger hat, im Wege ftehen. 


Die LR.S. 577db, de. und df,—dh. nebst dem Edikte vom 8. Sept. 
1806 (R.B. Nr. 20) sowie die deutschen Bundesbeschlüsse vom 6, Sept. 1832 
(R.B. Nr. €1) vom 2, April 1835 (R.B. Nr. 28) vom 9. Nov. 1837 (R.B. 
1838 Nr. 6), vom 22, April 1841 (R.B. Nr, 18), vom 19. Juni 1845, (R. B. 
Nr 24), vom 6. Nov. 1856 (R.B. Nr. 52) und vom 12. März 1857 (R.B. Nr. 
37) sind ersetzt durch das Reichsgesetz vom 11. Juni 1870 über das Ur- 
heberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen Compositionen 
und dramatischen Werken. Weitere Reichsgesetze vom 9, 10. und Il. 
Januar über das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste, an Photo- 
graphien, an Mustern und Modellen; Bekanntmachungen vom 16. Januar 
1871 (G.B. Nr. 7), vom 29, Februar 1872 (G.B. Nr, 10) und vom 26. Januar 
1877 (G.B. Nr. 2), Staatsverträge mit Frankreich vom 3. April 1854 (RB. 
Nr. 26), 2. Juli 1857 (RB. Nr. 40) und 12. Mai 1865 (R.B. Nr. 31), Schweiz 
vom 16. Oktober 1869 (G.B. 8. 258). Italien vom 4. Mai 1870 (G.B. 
8. 647). 
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Dritter Titel. 


Von Nußniegung, Nubung, Wohnung oder perjünlichen 
Dienjtbarfeiten. 


Erfies Sapitel. 
Bon der Nugnießung, 

78. Die Nutznießung ift das perfönliche Necht, fremdes 
Eigenthum, jo wie es tft, gleich dem Seinigen zu genießen, mit der 
Pfliht der Erhaltung der Sache in unveräuntertem Stand und 
Weſen verbunden. 

Vgl. L.R.S. 5£2 und flg., 600 und fg. 

579. Man erlangt die Nußniegung an einer Sache ent: 
weder dur Verfügung des Geſetzes oder durch Willen ihres 
Eigenthümer3. 

Vgl. L.R.S. 384, 738a., 745a., 754, 1530, 1549. 

580. Die Nutznießung kann gegeben werden entweder uns 
beftimmt, oder auf beftimnte Zeit, oder unter beſtimmten Be— 
dingungen. 

Vgl. L.B.S, 900 und 1168 und flg. 

581. Sie finden an beweglihen und unbeweglichen Gütern 


ſtatt. 
Vgl. L.R.S. 1516 und flg., 587. 


Erfter Abſchnitt. 


Bon den Nechten des Nutznießers. 
582. Der Nutznießer hat das Recht, die Früchte aller Art 
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zu ziehen, welche der Nutznießungsgegenſtand, ſo wie er iſt, hervor— 
bringen kann, es ſeien natürliche, erzogene oder bürgerliche. 

Vgl. LR.S. 547, 1568. 

955. Natürliche Früchte find diejenigen, welche die Erde 
von ſelbſt hervorbringt, ingleihen Ertrag und Zuchwachs des 
Viehs. 

Erzogene Früchte ſind jene, wozu man durch Bau und Pflege 
gelangt. 


584. Bürgerliche Früchte ſind: Güterpachtſchilling, Haus— 
miethe, aufkündliche Kapitalzinſen, Gült- und Rentenertrag. 

vgl. LR.S. 1709, 1905, 1909, 1968 und flg. 

555. Natürlihe und erzogene Früchte, welde am Baum 
oder Stor hängen, oder auf dem Halm jtehen, gehören dem Nuß- 
nießer bei dem Anfang der Nußnießung, und dem Eigenthümer 
bei ihren Ende. 

Kein Theil vergütet dem Andern die Beſtellungs- und Saat— 
foften; war aber zu Anfang oder Ende des Nießbrauchs ein 
Theilbauer auf dem Gut, fo bleibt dieſem fein Antheil der 
Früchte. . 

Vgl. L.R.S, 548, 1571, 1763 und flg. 

556. Bürgerliche Früchte werden Tag für Tag erworben. 


Der Nutznießer nimmt feinen Theil nad) Verhältniß der Dauer 
feiner Nutznießung. Diejes gilt von Güterpachtſchilling wie von 
Hausmiethe und anderen bürgerlichen Früchten, 

Vel. L.R,S. 584 und 588. 


587. Auch Saden, die man nicht gebrauchen kann, ohne 
fie zu verbrauchen, als Geld, Getreide, Getränfe u. |. w., darf 
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der Nutznießer benutzen, nur unter der Gegenverbindung, bei Er— 
löſchung der Nutznießung ſie in gleicher Menge, Güte und Werth 
zu erſtatten, oder den Anſchlag dafür zu erſetzen. 

Vgl. L.RS. 1532, 1802. 

588. Die Nubnießung einer Leibrente gibt dem Nutznießer 
das Necht, während jeiner Nutznießung das Verfallene einzuzichen, 
ohne Erfagverbindlichkeit. 

Vgl. L.R.S. 584, 1914, 1968 und fig. 

989. Sachen, die durch den Gebrauch zwar nicht gleich ver: 
braucht, aber doch allmälig verringert werden, als Leinwand und 
Hausgeräth, darf der Nußnießer zu dem Zwed, wozu fie beftimmt 
find, gebrauchen, und ift bei Endigung der Nutznießung zu mehr 
nicht verbunden, als fie in dem Stand zurüdzugeben, worin fie fich 
alsdann befinden, und das durch feine Gefährde oder durch fein 


Derjehen etwa Berfchlimmerte zu erjeßen. 
Vgl. L.R.S. 453, 950, 1566. 


590. Mit dem Schlaghol; muß der Nußnießer die Ord— 
nung und Zeit der Holzichläge einhalten, worauf der Eigenthümer 
die Eintheilung gemacht, oder feine Bewirthichaftung eingerichtet 
hatte. In keinem Falle gebührt dem Nutznießer oder feinen 
Erben Entjhädigung für etwaige Unterlaffung des gewöhnlichen 
Abtriebs des Schlagholges, der Samenrechtsbäume oder des Stamm: 
holzes. 

Bäume aus einer Baumfchule, die ohne deren Verfall erhoben 
werden Fönnen, gehören zur Nutznießung, unter der Bedingung, 
daß der Nutznießer wegen des Wiederanpflanzens nach dem Orts— 


gebrauch fich richte. 
Vgl. L.R.S. 1403, 
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591. Der Nubnießer benußt die Hochwälder nad ihren be- 
ftimmten Hauzeiten, e8 mag der Holzhieb nah Schlägen, nämlich 
Abtheilungen de3 Bodens, oder nah einzelnen ausgezeichneten 
Bäumen (frebsmweije) geſchehen; er muß fich nah den Fällungs- 
friften und der Gewohnheit der vorigen Eigenthümer richten, mo 
die Forftgejege nicht Maas geben. 

Forstgesetz vom 15. November 1833 (R.B. 1834 Nr. 2) bezw. vom 
27. April 1854 (R.B, Nr 23) bes. $$ 9 und flg., 87 und flg.; Verordrung 
vom 30. Januar 1855 (R.B. Nr. 6) über die Bewirthschaftung der Privat- 
waldungen.. 


592. Außer diefen Fällen kann der Nutznießer das Stamm- 
holz fich nicht anmaßen. Die Windbrüche darf er zu obliegenden 
Baulichkeiten verwenden. Im Nothfalle darf er aud Bäume zu 
diefem Zweck fällen laffen, wenn er vorher die Nothwendigkeit mit 
dem Eigentümer gütlich oder rechtlich austrägt. 

593. Er darf aus den Holzungen Pfähle für die Weinberge 
nehmen; auch von den Bäumen die jährliche oder jeweilige Früchte 
heben ; alles nad) Landesbrauh und nad Hausbraud) der Eigen: 
thümer. 

594. Berdorrte, umgefallene oder zeibrochene Obftbäume ge- 
hören dem Nutznießer, der fie jedoch durch andere erfegen muß. 

595. Der Nutnießer kann die Nutzung entweder felbft be: 
ziehen, oder fein Recht an einen Andern verpadten, verkaufen oder 
verjchenfen. Gibt er es in Pacht, jo hat er wegen der Erneue— 
rungszeit und Tauer der Tachtverträge Th nach den Regeln zu 
richten, welche unter dem Titel! von Heirathsverträgen und 
gegenjeitigen Rechten der Ehegatten für den Mann, in 
Beziehung auf die Güter der Frau, befchrieben find. 

Vgl. L.R.S. 1429 und 1430, 2204, 2118. 
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596. Der Nutznießer hat den Genuß der Anſchwemmungen 
des nutznießlichen Grundſtücks. 
Vgl. LR.S, 556 und 557. 


597. Er Hat den Genuß aller Grundgerechtigfeiten, welche 
dem Eigenthümer des Gut3 zukommen, wie diefer ſelbſt fie Haben 


könnte. 
Vgl. LRS. 637 und fig. 


598. Er genießt auf gleiche Weife die Bergwerke und Stein- 
brüche, die beim Aufall der Nutznießung im wirklichen Betrieb 
find. Eine Betriebsart. die ohne obrigfeitlihe Erlaubniß nicht 
unternommen werden darf, joll der Nutznießer ſich nicht anmaßen, 
ehe er die Staatserlaubniß dazu erhalten Hat. 


Auf uneröffnete Bergwerfe und Steinbrüce, auf unangelegte 
Torfgruben, und auf Schäße, die während der Nußnießung entdeckt 


werden, hat er feine Anſprache. 
Vgl -L.R.S. 552, 1403, 


599. Der Eigenthümer darf weder duch feine Handlun— 
gen, noch in anderer Weile den Nechten des Nubnichers Abbruch 
thun. 

Hinwiederum hat der Nutznießer nah Endigung der Nuß- 
nießung für gemachte BVerbefferungen feinen Erſatz zu fordern, 
wenn aud der Werth der Sache dadurch erhöht wäre. 

Er oder feine Erben können jedoch die Spiegel, Gemälde und 
andere Verzierungen, die ev anbrachte, zurücknehmen, jedoch daß fie 


den Ort in den alten Stand heritellen. 
Vgl. L.R.$. 555, 701, 2205 a. 





172 ER. 1.8 III. T. Nutznießung, Nutzung, Wohnung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Obliegenheiten des Nutznießens. 


600. Der Nutznießer übernimmt die Sachen in dem Stand, 
worin fie fi finden ; aber er darf in den wirklichen Genuß nicht 
eintreten, ehe er in Gegenwart des Eigenthümers oder auf deffen 
vorherige Borladung ein Vermögensverzeichniß über die fahrende 
Habe errichtet, und den Stand der Liegenjchaften, die dem Nieß— 
brauch unterworfen find, aufgenommen bat. 

Vgl. LR.S. 453, 1531, 1730, 1731; Rechtspolizeigesetz $$ 36 und 47 
Notariariatsordnung $$ 43, 123, 208. 

601. Zr fofern er durch den Titel feiner Nutznießung hie— 
von wicht befreit ift, ftellt er Sicherheit, die Sache als guter 
Hausvater zu benugen. Frei davon find Eltern, welde an dem 
Bermögen ihrer Kinder eine gejegliche Nubnießung haben, und 
alle jene, welche bei einer Veräußerung die Nutznießung ſich vor- 
behielten. 

Vgl. L.R.S. 384, 949, 1550, 

602. Findet der Nutznießer Feine Sicherftellungsmittel, fo 
werden die Liegenjchaften verpachtet oder obrigfeitlich verwaltet; 
die Baarjchaften werden verzinslih angelegt; die Hausporräthe 
werden verfauft und der Erlös wird ebenfall3 angelegt. 

Die Zinfen diefer Anlage und der Gutsertrag gehören in die- 


fen Fällen dem Nutznießer. 
Vgl. L.R.S. 1955 und flg.; Hinterlegungsgesetz vom 3. August 1837 


R.B. Nr. 26). 

603. Wo ein Nutznießer eine fchuldige Sicherheit nicht ftellt, 
da kann ferner der Eigenthümer fordern, daß die Fahrnißftüce, 
welche duch den Gebrauch an ihrem Werth verlieren, verkauft, 


mn = we u 
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und der Kaufſchilling, ſowie jener der Hausvorräthe verzinslich 
angelegt werden, und in die Nutznießung nur die Zinſen fallen. 
Nah Befchaffenheit der Umftände kann der Nutznießer verlangen, 
ud das Gericht verordnien, daß ihm der Theil der fahrenden 
Habe, den er zu feinem Gebrauch nöthig Hat, unter der handge- 
lübdlichen Verfiherung, fie nach geendigter Nutznießung zukückzu— 
liefern, gelafjen werde, 
Vgl. L.R.S. 453, 589, 602, 


604. Der Berzug in Stellung der Bürgſchaft macht den 
Nugniießer nicht der Früchte verluftig. Sie gebühren ihm von 


dem Augenblid an, da die Nutznießung ihren Anfang nimmt. 
Vgl. L.R.S. 1014 u. 1015. 


605. Der Nubnießer muß die Sache in baulidem Stande 
interhalten. 


Hauptausbefjerungen bleiben dem Eigenthümer zur Laft, wenn 
fie nicht daher rühren, daß während der Nutznießung die zum Un— 
terhalt erforderlichen Ausbeſſerungen unterlafjen wurden, in welchem 
Fall fie dem Nutznießer oder feinen Erben obliegen. 

Vgl. L.R.S. 1409 Z. 4. 


606. Hauptausbefferungen find: Herftellung der Haupt: 
mauern und Gewölbe, Einziehung neuer Balken, und neue Be— 
legungen der Dächer, Wände, Zimmereien und Fußböden, in— 
gleichen neue Herftelung der Dämme, Grundmauern und Ring: 
mauerit, 

Alfe übrigen Ausbefferungen find folche, welche zur Unterhaltung 
zu rechnen find. 

Vgl. L.B.S. 1154. 


Be de 
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607. Weder der Eigenthümer nod) der Nußnießer können 
gendthigt werden, wieder aufzubauen, wa3 vor Alter zuſammenfällt 


oder durch Zufall zerjtört wird. 
Vgl. L.R.S. 6. 


608. Der Nubnießer Hat während feines Genufjes alk 
jährlichen Laften des Grundſtücks zu tragen, nämlich Steuern 
und alle andern Abgaben, die als Laften des Ertrag zu bei 
trachten find. 


Gesetz über die Verpflichtung zur Zahlung der Grundsteuer vom 11. 
Okt. 1837 (R.B. 1832 Nr. 60 u. 1833 Nr. 48). 


609. Laften, die während der Nußniegung dem Eigenthum— 
jelbjt etwa auferlegt werden, trägt der Eigenthümer; jedoch muhr 
der Nutznießer ihm die Zinjen davon vergüten. 

Hat der Lebtere die Auslage gemadt, jo darf er nah ge 


endigter Nutznießung das Kapital zurüdfordern. 
Vgl. L.R.S. 2205 a, i 


Bei 


610. Hat ein Erblaffer jemanden eine LZeibrente oder einen 
Gehalt zu feinem Unterhalt vermacht, fo muß diefes Vermächtniß 
von dem Erbnnehmer der Nutznießung nad) jeinem ganzen Umfang, 
von dem Erbtheilnehmer der Nußnießung aber nad Berhältniß 
feines Genuſſes abgetragen werden. Keiner von beiden hat deßhalb 
eine Zurüdforderung. 

Vgl. L.R.S. 1003, 1009, 1010, 1012. 


611. Wer die Nutznießung als Stückvermächtniß erhalten hat, : 
haftet jelbjt nicht für die Schulden, wofür das Grundftücd vers ! 
pfändet if. Wird er daher genöthigt, fir zu zahlen, fo Hat er 
feinen Rüdgriff auf den Eigenthümer, vorbehaltlich deſſen, mas 


nn * 
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unter dem Titel von Schenkungen und letzten Willens— 
verordnungen Satz 1020 beſtimmt wird. 
Vgl. L.R.S. 874, 1024, 1251 Z. 3, 2178. 


612. Wer am ganzen Nachlaß oder auch nur an einem 
Theil als Erb: oder Erbtheilnehmer” die Nutznießung Hat, haftet 
zugleih mit dem Eigenthümer für Tilgung der Schulden auf 
folgende Weife: 

Man ſchätzt in letzterem Fall den Werth des Antheild, welcher 
der Nugnießung unterworfen ift, und beftimmt Hierauf, nach Ber- 
hältniß dieſes Werths, deffen Beitrag zu den Schulden. 

Wil der Nubnießer die Summe vorfchießen, welche die Ber: 
laffenfchaft oder deren Antheil treffen, jo wird ihm nad) geendigter 
Nutznießung das Kapital ohne Zinfen erfegt. 

Will er nicht, fo Hat der Eigenthümer die Wahl, entweder 
jelbft die Summe zu zahlen (mo alsdann ihm der Nußnießer, fo 
lange die Nußnießung dauert, die Zinfen vergütet), oder einen 
verhältnigmäßigen Theil der nußnießlichen Güter zu verfaufen. 

Vgl. L.R.S. 870, 871, 1009, 1012. 


613. Der Nutznießer trägt nur die Koften und Folgen ſolcher 
Prozeffe mit Dritten, welche den Genuß betreffen. 
Vgl. R.C.P.O. $ 73. 


614. Greift ein Dritter während der Nutznießung in Eigen- 
tbum oder Rechte des Eigenthümers ein, jo iſt der Nutznießer 
verbunden, diefem es anzuzeigen, ſonſt wird er für allen Schaden, 
der ſolchem daraus entfteht, eben fo verantwortlich, ala ob er jelbjt 


den Schaden gethan hätte. 
Vgl, L.B.S. 1149 u. Nig., 1768, 
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615. Iſt nur ein einzelnes Stück Vieh in der Nutznießung 
begriffen, und dieſes fällt ohne Verſchulden des Nutznießers, ſo iſt 
dieſer weder ein anderes an deſſen ſtatt zu geben, noch den Werth 
zu erſetzen, verbunden. 


616. Geht eine nutznießliche Heerde durch Zufall oder Krank— 
heit, ohne Verſchulden des Nießers ganz zu Grund, ſo hat dieſer 
gegen den Eigenthümer keine andere Verbindlichkeit, als ihm über 
die Häute oder deren Werth Rechnung zu thun, ſoweit ſie dem 
Beſitzer zu gut kommen können. 

Geht die Heerde nicht ganz zu Grund, ſo iſt der Nutznießer 
verbunden, durch junges Vieh die Zahl der gefallenen Stücke zu 
ergänzen. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Endigung der Nutznießung. 


617. Die Nutznießung erlöſcht: 
durch den natürlichen oder bürgerlichen*“) Tod des Nutznießers; 
* Aufgehoben 3. L.R.S. 22—23, 
durch Ablauf der Zeit, auf welche fie verliehen war; 
durch Wiedervereinigung, da nämlich die Eigenjchaften eines 
Nutznießers und eines Eigenthümers auf eine Perſon zufammen- 
fallen; 
durch dreißigjährigen Nichtgebraud des Rechts; 
durch gänzlichen Untergang der nutznießlichen Sache. 
Vgl. L.R.8. 706, 2262. 
617 a. Sie erlöfcht aud duch Rückfall der Rechte des Ber: 
leiherö an einen früheren Eigenthümer, der nicht eimmwilligte. 
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618. Die Nutznießung kann durch Mißbrauch des Nutznießers 
aufhören, er mag felbft die Sache verderben, oder aus Mangel der 
ſchuldigen Unterhaltung fie zu Grund gehen lafjen. 

In deffallfigen Prozeſſen können die Gläubiger des Nutz— 
nießers als Beikläger auftreten, und zur Verbefjergng des Ver— 
dorbenen, ſowie zur Gewährleiftung für die Zukunft ſich anbieten, 
um den Bortheil der Nutznießung zu retten. 

Der Richter kann je nah Wichtigkeit des Mißbrauchs un— 
bedingt auf Erlöfhung der Nugniegung erkennen, oder verfügen, 
dag der Eigenthümer der Genuß der nußnießlichen Sache wieder 
am ſich ziehe, und dagegen dem Nutznießer oder feinen Nechts- 
folgern jährlich bis zu Ende der Nußnießung eine beftimmte Rente 
entrichte. 

Vgl. L.R.S. 1057 a.; R.C.P.O. $ 63. 


619. Die Nutznießung für Körperfchaften dauert nur dreißig 
Jahre. | 

Vel. II. Konstitutions-Edikt $ 9. 

620. Ward fir an jemanden gegeben, bi ein Dritter ein 
beftimmtes Alter habe, fo dauert fie fo viel Jahre, bis zu diefem 
Zeitpunkt erforderlich find, obgleich der Dritte früher ftirbt. 

Vgl. L.R.S. 384 nebst Zusätzen. 

621. Des Eigenthümers Verkauf der nutznießlichen Sache 
ändert nichts an dem Recht des Nutznießers, dieſer behält den 
Bortheil feiner Nießung, fofern er nicht fürmlich darauf verzichtet. 

622. Die Gläubiger des Nutznießers können eine zu ihrem 
Nachtheil geſchehene Verzichtleiftung für nichtig erklären laſſen. 

Vgl. L.R.S 1167. u. 1167 a. 


— 
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623. Die Nutznießung einer Sache, wovon nur ein Theil 
untergegangen ift, dauert auf den Ueberreſt fort. 


624. Wenn ein Gebäude zur Nutznießung gegeben ift, und | 
diefes Gebäude wird durch Feneräbrunft oder durch andere Zu: 





fälle zerjtört® oder jtürzt alterShalber ein, jo Hat der Nutznießer | 


fein Niefungrecht an dem Grund und Boden, auch Feines an dem 
Bauftoff. 

Wenn aber die Nußnichung auf einem Gute haftete, wovon 
das Gebäude einen Theil ausmacht, jo behält der Nußnießer den 
Genuß des Bodens und des Bauftoffs. 

Vel. L.R.S. 607, 704, 


Bweiles Kapitel. 
Bon der Nutzung und der Wohnung. 

625. Die Dienjtgerechtigfeiten der Nugung und Wohnung 
werden auf gleiche Weile, wie die Nußniegung erworben und 
verloren, 

Vel. L.R.S. 579, 617 und fle., 1465. 

626. Man. faın zu ihrem Genuß nicht gelangen, ohne 
zuvor gleichwie bei der Nutznießung Sicherheit zu leiften, den 


Stand der Güter aufzunehmen und die Bejchreibung darüber zu 


verfafien. 
Vgl. L.R.S. 600—603 nebst Zusätzen. 
627. Wer die Nutzungs- oder Wohnungsgerechtigkeit auf ein 
fremdes Eigenthun hat, muß fie als guter Hauswirth gebrauchen. 
Vgl. LR.S. 601, 1137. 


628. Die Nechte der Nußung oder Wohnung erhalten ihre 
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Beftimmung aus dem Inhalt des Rechtötitels, der fie gibt und 
find darnach von größerm oder geringerm Umfang. 

Vgl. L.R.S. 1707 a. 

629. Läßt der Nechtstitel die Beltimmungen des Umfangs 
diefer Rechte unausgedrüdt, jo dienen folgende Grundſätze zur 
Richtſchnur. 

630. Der, dem die Nutzung der Früchte eines Grundſtücks 
zuſteht, kann nur ſeine eigenen und ſeine Familienbedürfniſſe da— 
von erheben. Die Bedürfniſſe ſolcher Kinder, die er nach erhal— 
tenem Nutzungsrecht erſt bekommt, ſind mit einbegriffen. 

631. Niemand kann die Nutzungsgerechtigkeit einer fremden 
Sache einem Andern übertragen, es ſei nun pachtweiſe oder in 
anderer Art. 

632. Der, welchem die Wohnung in einem Haus gegeben 
iſt, kann mit ſeiner Familie darin wohnen, auch wenn er damals, 
als ihm jenes Recht verliehen wurde, nicht verheirathet war. 


633. Das Wohnungsrecht beſchränkt ſich auf die Wohnungs— 
bedürfniſſe des Rechtsinhabers und ſeiner Familie. 


634. Das Recht der Wohnung kann ebenfalls nicht auf 
Andere übertragen werden. 

635. Bedarf derjenige, der die Nutzung einer fremden Sache 
hat, aller Früchte des Grundſtücks oder der Bewohnung des ganzen 
Hauses, jo Hat er, gleich dem Nutznießer, alle Kulturkoften, vie 
bauliche Unterhaltung und die Steuern zu tragen. 

Benutzt er nur einen Theil der Früchte, oder bewohnt er nur 
einen Theil des Haufes, jo trägt er nur nad Verhältniß feines 
Genufjes dazu bei. 

Vgl. L.R.S. 605 und 608 nebst Zusätzen. 
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636. Das Nubungsrecht an Holz und Wald wird bejonderen 
Gefegen zur Beftimmung überlaffen. 

Forstgesetz vom 15. November 1833 (R.B.1834 Nr. 2) $$ 100—136 über 
Forsiberechtigungen., . 


Vierter Titel. 


Bon Grunddienſtbarkeiten. 


637. Grunddienftbarfeit heißt jede Laft, die einem 
Grundftüc zum Verbrauch und Bortheil eines fremden Grund: 
ſtücks aufliegt. Deſſen Recht zu dieſem Vortheil Heißt die Grund: 
geredhtigfeit. 

638. Die Grundgerechtigfeit begründet Feine Gewaltsbefugniß 
des einen Grundſtücks auf das andere. 

639. Sie entjteht theil3 aus der natürlichen Lage der Orte, 
theils aus Verfügungen des Gejeßes, theils aus verbindlichen 
Willenserkflärungen der Eigenthümer, 

Vel. LR.S. 640 und flg., 686 und flg. 

Weiderechte: Edikt vom 12. Mai 1818 (R.B. Nr. 11) über Aus- 
übung der Schafweidegerechtigkeit; Gesetz vom 31. Juli 1848 (R.B. Nr. 55) 
über Ablösung der Weiderechte. Faselviehlast: Gesetz vom 3. August 


1537 (R,B. Nr. 29) über Ablösung der Faselviehlast mit Aenderung durch 
$ 114 des Bad, Einf.-Ges, zu den B.J.G. 


Erfies Kapitel. 
Bon den Dienftbarfeiten aus der Lage der Drte. 
640. Grundſtücke, welche niedriger gelegen find, müffen von 
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höher gelegenen das Waſſer aufnehmen, wie ſolches im natürlichen 
Lauf ohne beſondere Vorrichtungen dahin abfließt. 

Der Eigenthümer des untern Grundftüds darf feinen Danım 
aufiwerfen, der diefen Abflug verhindert. 

Der Eigenthimer des obern Grundſtücks darf nichts unter- 
nehmen, was die Dienftbarfeit des untern Grundftüds erfchwert. 

Vgl. L.R.S. 681, 701 und 702 

641. Jeder kann die Quellen auf feinem Boden nach Will- 
für benüßen, vorbehaltlich des Rechts, das der Eigenthümer eines 
untern Grundſtücks etwa durch Nechtötitel oder durch Verjährung 
erworben hat. 

Vel. LR.S. 552, 6.4; Wassergesctz Art. 14—16. 

642. Die Verjäsrung gilt für rechtmäßigen Erwerb nur 
nach einem durch dreißig Jahre hindurch ununterbrochen fortge- 
jegten Genuß, von dem Zeitpunkt an zu rechnen, wo der Eigen- 
thümer des untern Grundſtücks ſolche offene Anlagen gemacht und 
beendigt hat, die den Fall und den Einlauf des Waffers auf fein 
Eigenthum befördern ſollen. 

Vgl. L.R.S. 690, 2264. 

445. Der Eigenthümer einer Duelle darf ihren Lauf nicht 
verändern, jobald fie den Einwohnern einer Gemeinde, eines Dorfs, 
Weiler oder Hofs das nöthige Waller verichafft. Haben indeß 
die Einwohner deren Gebrauch nicht ſchon erworben oder verjährt, 
jo-ijt der Eigenthümer berechtigt, die Beſtimmung einer Entſchädi— 
gung durch Sachverſtändige zu fordern. 

Vel. L.R.S. 545 nebst Zusätzen. 


— — 


644. Derjenige, deſſen Eigenthum längs einem fließenden 
Waſſer hinzieht, jene Waſſer doch ausgenommen, die im 538ften 
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Satz unter dem Titel: von der Verſchiedenheit der Güter, 
als Zugehörden des Staatseigenthums erklärt ſind, kann ſich deſſen 
jeden Orts, wo es vorbeifließt, zur Bewäſſerung ſeines Eigen— 
thums bedienen. 

Derjenige, deſſen Grund ein ſolches Waſſer durchſtrömt, kann 
es in dem Raum, den es daſelbſt durchläuft, auf jede Art benutzen, 
muß jedoch ihm da, wo es ſeinen Grund verläßt, den gewöhn— 
lichen Lauf wieder verſchaffen. 

Wassergesetz Art. 7—9 und 92. 


+645. Erhebt fih ein Streit unter den Eigenthümern über die Be- 
nugung des Waflers, fo ift es Pflicht der Gerichte, den Bortheil der Lands 
wirthichaft mit der Achtung, die man dem Eigenthbum jduldig ift, zu verein— 
baren und in allen Fällen find die befonderen und örtlichen Anordnungen 
über den Lauf und die Benugung der Wafler zu beobadten. 

Aufgehoben durch Art. 94 des Weassergesetzes vom 25. August 1876 
(R.B. Nr. 36). 


646. Jeder Eigenthümer fann an feinen Grenznachbar for: 
dern, daß die aneinander ftoßenden Grundſtücke dur Srenzmale 
ausgeschieden werden. Die Grenzſcheidung geſchieht auf -gemein- 
Ichaftliche Koften. 


Vel. L.R.S. 663, 224] a; Gesetz über Vermessung aller Liegenschaften 
vom 23. März 1852 (R.B. Nr. 15). Art. 2, 8 und 9; Landesherrl, Verord- 
nung vom 26. Mai 1857, (R.B. Nr. 21) über die Einrichtung der T.äger- 
bücher; Gesetz über die Sicherung der Liegenschaftsgrenzen vom 20. April 
1854 (R.B. Nr, 21), Art. 1 und 5. 


Vollz.-Verordn. vom 1, August 1854 (R.B. Nr, 35) 85 2, 6 u. 17; Dienst- 
weisung für Steinsetzer vom 7. März 1856, C.V.O.B. Nr. 5. 

647. Jeder Eigenthümer ift berechtigt, fein Gruntftüd ein - 
zuzäunen, vorbehaltlih der im 682jten Sat feitgefegten Ein« 
ſchränkung. 
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647 a. Wenn jedoch jemand Dienſtbarkeiten darauf beſitzt, 
die damit nicht würden beſtehen können, darf er, ehe er mit ſolchem 


abgefunden iſt, dieſer Freiheit ſich nicht bedienen. 
vgl. L.R.S. 701. 


648. Der Eigenthümer, der fein Feld einzäunt, verliert 
jein Recht an der gemeinen Hut und Trift oder Weide und Ueber: 
trieb, nach Berhältniß des Bodens, den er dadurd) diefen Gemeinds— 
genüfjen entzieht. 


Edikt über Ausübung der Schafweidgerechtigkeiten vom 12. Mai 1818 
(R.B. Nr. 11). 


Zweites Kapitel. 


Bon den Dienftbarfeiten aus dem Gejeß. 


649. Die Dienftbarkeiten aus dem Geſetz betreffen das all: 
gemeine Wohl, oder den Vortheil einer Gemeinde, oder den Nußen 
einzelner Berjonen. 


650. Zu Dienftbarkeiten für das allgemeine Beſte oder den 
Vortheil einer Gemeinde gehören: der Leinpfad längs den jchiff- 
baren oder floßbaren Strömen, der Bau oder die Wiederherftellung 
der Straßen und anderer öffentlichen oder Gemeindsanlagen. 

Alles, was dieje Gattung von Dienftbarkeit betrifft, wird 
durch eigene Gejeße oder Verordnungen bejtimmt. 

Vgl, L.R.S. 538 u. 556. Gesetz über Sicherung der Liegenschaftsgrenzen 
vom 20. April 1854 (R.B. Nr. 21), Art. 6, 

Wassergesetz Art. 3 u. 4; 79 u, 80; Rheinverlandungsgesetze vom 23. 
Mai 1856 (R.B. Nr. 22) Art. 4, und vom 11. Februar 1870 (G.B. Nr. 12) 
Art. 3; Forstgesetz $ 94; 

Strassengesetz vom 14. Januar 1868 (R.B, Nr, 2); Baufluchtengesetz 
vom %. Februar 1868 (R,B. Nr, 17) bes. Art. 15 u. 16 (Bauten an Land- 
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strassen und der Eisenbahn), Vollz,-Verordn. vom 22. Januar 1876 (R.B 
Nr, 5) bes. $ 11. Baupolizei-Ordnung vom 5. Mai 1869 (G.B. Nr, 11) mit 


Aenderung vom 18, April 1572 (G.B. Nr. 21). 
Reichsgesetz vom 21. Dezember 1871 über die Beschränkung des 


Grundeigenthums in der Umgebung von Festungen, 
651. Das Geſetz legt ferner den Eigenthümern gegen ein: 
ander verfchiedene Verbindlichkeiten auf, ohne fie auf einen befondern 


Vertrag zu gründen. 
Wass:rgesetz Art. 10 u. 11 (Anschluss und Mitbenutzung von Stau- 


anlagen). 

652. Einen Theil diefer Derbindlichkeiten beſtimmen die 
Geſetze der Feldpolizei; ein anderer (dev bier in Betracht Fommt) 
bezieht ih auf Scheidmauern und Scheidgräben, auf den Fall, 
wo Gegenanlagen ftattfinden, auf die Ausficht über den Grund 
des Nachbars, auf die Dachtraufe, und auf das Recht des Durd: 


gangs oder der Durchfahrt. 
Bad. P.St.G.B. 8$ 143 u. 145, R.St.G.B. $ 368 Z. 1 u. 2 (Feldpolizei); 
L.R.S. 653 u. flg., 674, 675 u. flg., 681, 682. 





Erfter Abſchnitt. 
Bon Scheidmauern und Scheidgräbent. 


653. Jede Scheidewand zweier Gebäude bis zum Firſt, jede 
Scheidemauer zwiſchen Höfen. Gärten oder gejchloffenen Aedern 
wird für gemeinfchaftlich angefehen, in fofern weder ein Nechtstitel 
noc ein finnliches Merkmal des Gegentheils vorhanden tft. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R J.G. 

Vel. L.R SS. 1350 u. 1352, R.E.G. zur R.C.P.O. $ 16 Z. 1. 

654. Ein folches Merkmal ift vorhanden: — 

a) Wenn die Spige der Mauer auf einer Seite gerade und 
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ſenkrecht mit ihrer Außenjeite fortläuft, und auf der 
andern eine abhängige Fläche bildet; 

b) Wenn nur auf einer Seite eine fchräge Dede (eine 
Mauerkappe) oder Steinleiften und hervorragende Krag- 
fteine vorhanden find, die bei Erbauung der Mauer 
dort angebracht worden jind; 

In jedem diefer Fälle tritt die VBermuthung ein, 
daß die Mauer ausjchließlich demjenigen als Eigenthum 
zugehöre, auf deſſen Seite fich der Abſchluß, die Krag- 
fteine, oder Steinleiften befinden. 

655. Die Unterhaltung und Wiedererbauung einer gemein 
ſchaftlichen Mauer liegt Allen ob, welde ein Recht an ihr haben 
und einem jeden von ihnen nad Verhältniß feines Rechts. 

vgl. L.R.8. 577 bb., 563, 669. 

656. Indeß kann jeder Miteigenthümer einer gemeinfchaft- 
lichen Mauer, welche Fein ihm zugehöriges Gebäude ftügt, ſich von 
dem Beitrag zum Unterhalt und zur Wiedererbauung durch Ver— 
zichtung feines Necht3 an der Gemeinschaft losmachen. 

Vgl. L.R.S. 699. 

697. Jeder Miteigenthümer darf an eine gemeinschaftliche 
Mauer anbauen, und jede Art Balken auf die ganze Dide der 
Mauer legen laffen, bis auf zwei Zoll* vom Nand des Nachbars. 
Dem Nachbar bleibt jedoch das Necht, die Balken bis zur Hälfte 
der Mauerdide abjtogen zu lajien, jobald er an eben dieſer Stelle 
auf jriner Seite gleichfalls Balken legen, oder einen Rauchfang 
anlehnen will. 

*) 6 Centimeter,; R.Maassordnung vom 17. August 1868. 


695. Jeder Miteigenthümer darf eine gemeinfchaftliche Mauer 


186 IR. 1.8. IV. T. Grunddienftbarkeiten. 


erhöhen lafjen, er muß jedod die Koften der Erhöhung allein 
tragen, die Mauer über der vorigen gemeinjchaftlichen Höhe allein 
unterhalten, und überdies wegen der Belaftung, nad Verhältnif 
der Erhöhung und des Werth eine Entjchädigung leiften, wenn 
dadurch der Unterhalt der untern Mauer Eoftbarer wird, und jo 
lange der Andere die Erhöhung nicht mit benust. 

659. Iſt die gemeinjchaftliche Mauer nicht ftarf genug, um 
die Erhöhung zu tragen, jo muß derjenige, der fie erhöhen will, 
fie von Grund aus auf jeine Koften wieder aufbauen laffen, und 
den Raum zur größern Dide auf feiner Seite allein nehmen. 


660. Der Nachbar, der zur Erhöhung der Mauer nichts bei- 
getragen hat, kann das Recht der Gemeinichaft an der Erhöhung 
dadurch erlangen, daß er die Hälfte des Aufwands erſetzt, den fie 
gefoftet hat, und den halben Werth des Bodens, der etwa er den 
Zufag längs der Mauer hergegeben wurde. 

661. Jeder Anftößer einer fremden Mauer — am 
Ganzen oder an einem Theil derſelben Gemeinſchaft, ſobald er dem 
Eigenthümer der Mauer den halben Werth des Ganzen oder des— 
jenigen Theils, den er gemeinſchaftlich machen will, und des Bodens, 
worauf die Mauer oder deren in Frage ſtehender Theil gebaut iſt, 
erſetzt. 

662. Kein Nachbar kann in eine gemeinſchaftliche Mauer 
einbrechen, noch irgend ein Werk daran anlehnen oder darauf 
ſtützen, ohne Bewilligung des Andern, oder Erkenntniß der Sach— 
verſtändigen, daß das neue Werk an ſich oder unter den von ihnen 


vorgeſchriebenen Vorſichten den Rechten des Andern nicht ſchade. 
Vgl. L.R.S. 657 u. 674. 


663. In Städten und PVorftädten kann jeder feinen Nachbar 
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anhalten, daß er zur Erbauung und Unterhaltung der Scheidewand 
ihrer dafigen Häufer und Gärten beitrage. 

Die Höhe der Scheidewand wird nad) Ortsverordnungen oder 
Gebräuchen beftimmt; wo e8 an fihern Gebräuden und Berord- 
nungen fehlt, ſoll jede Scheidewand unter Nachbarn, die in Zukunft 
erbaut oder wiederhergeftellt werden mag, mit Inbegriff der 
Mauerfappe aht Fuß*) hoch fein. 

*) 2,10 Meter. R.-Maasordnung vom 17. August 1868. 


Vgl. L.R.S. 6 d u. flg., Baupolizeiordnung von 1869 (G.B. Nr. 11) 542 
2. 18, 


664. Wenn die verfchiedenen Stockwerke eines Haufes ver: 
Ihiedenen Eigenthümern zugehören, und die Urkunden über das 
Eigenthum nicht beftimmen, wie es in Abficht auf die Ausbeſſe— 
rungen und das Wiederaufbauen gehalten werden fol, jo jind dabei 
folgende Grundſätze zu beobachten: 

Die Koften der Hauptmauern und des Dachs ſammt feinen 
Fußböden und dem Theil der Kamine, der durch das Dach läuft, 
au der Treppe vom oberjten Stod in das Dad, fallen auf alle 
EigentHümer nad) Verhältniß des Werth3 des Stockwerks, das 
jedem zugehört. 

Der Eigenthümer eines jeden Stockwerks macht den Fußboden, 
worauf er gebt, jammt feiner obern Bekleidung, und die Dede 
oder untere Bekleidung des Fußbodens eines höhern Stods; 

Der Eigentümer des zweiten Stods macht die Treppe, welche 
dahin führt; 

Der Eigenthümer des dritten Stod3 macht, von dem zweiten 
an zu vechnen, die Treppe, die zu ihm führt, und jo weiter. 


Edikt vom 23. März 1808 (R.B. Nr. 11.) über die Vortheilsgerechtig- 
keit 6 4, 
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669. Werden gemeinfhaftlihe Mauern oder Häufer wieder 
aufgebaut, ehe deren Dienjtbarkfeitsverhältniffe verjährt find, jo 
leben diefe wieder auf. Sie dürfen aber nicht Läftiger gemacht 
werden. 

Vgl. L.R.S. 706 u. 2262. 

666. Alle Gräben zwilchen zwei Grundftücen werden für 
gemeinschaftlich geachtet, infofern weder ein Rechtötitel noch Merk- 
male des Gegentheild vorhanden find. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
Vgl. L.R.S. 1350. 1352; R.E.G. zur R.C.P.O. $ 16 Z. 1. 


667. Ein Merkmal, daß der Graben nicht gemeinfchaftlich 
jei, ijt e8, wenn der Rain oder der Aufwurf der Erde fich nur 
auf einer Seite des Grabens befindet. 


6685, Der Graben wird alsdann demjenigen anzugehören 
vermuthet, auf deſſen Seite ſich der Aufwurf befindet. 
669. Ein gemeinfchaftliher Graben muß auf gemeinfane 


Kosten unterhalten werden. 
Vgl. L.R.S. 655. 


670. Zede Scheidhede zwiſchen Grundftüden wird für ge- 
meinfchaftlich angejehen, wenn nicht ein Nechtötitel oder ein hin- 
länglicher Befisftand für das Gegentheil jpricht, oder nur Eines 
der Grundftüde allein gejchloffen ift. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges, zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 1350, 1352; R.E.G. zur R.C.P.O. $ 16 Z, 1. 

671. Hochſtämmige Bäume mag der Eigenthümer nur in 
jener Entfernung von der Grenze pflanzen, welche durch befondere 
Verordnungen oder unbeftrittenen Gebrauch feitgeftellt iſt; mo diefe 
fehlen, jollen hochſtämmige Bäume ſechs Schuh, * andere 
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Bäume und lebendige Hecken Hingegen anderthalb Schuh * * davon 


entfernt jein. - 
* 1,80 Meter 
** 45 Centimeter 
Vgl. L.R.S. 6d und fig. 


672. Der Nachbar hat das Recht zu fordern, dak Bäume 
und Heden, welche näher an feiner Scheide ftchen, weggeichafft 


werden. 
Derjenige, über deffen Grund und Boden die Aefte der Bäume 


ſeines Nachbars Hinüberragen, Tann Letztern anhalten, daß er dieſe 
Aeſte abjchneide. 

Wurzeln, die auf feinem Boden fortlaufen, darf er dort jelbft 

abſtoßen. 

673. Bäume in einer gemeinſchaftlichen Hecke ſind gleich ihr 
gemeinſchaftlich, aber jeder von beiden Eigenthümern kann fordern, 
daß ſie gefällt werden. 

Vgl, L.R.S. 670 nebst Note. 

Zweiter Abſchnitt. 


Von der Entfernung und den Zwiſchenmauern bei gewifjen 
Bauanlagen. 

674. Wer einen Brunnen oder das Senkloch eines Abtritts 
neben einer gemeinfchaftlichen oder nicht gemeinschaftlichen Mauer 
graben läßt; 

Wer daran Rauchfänge, Yeuerherde, Hammerwerke, Badöfen 
oder Defen errichtet; 

Einen Bichftall daran lehnt; 

Sngleichen wer einen Salzvorrath oder einen Haufen ätender 
Daaren daran legen will; 


) R.-Maassordnung vom 17. August 1868, 
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Der ift verbunden, jene Zwifchenräume zu laffen, welche durch 
befondere Verordnungen und Gebräuche feitgeftellt find, oder Die- 
jenigen Werke zu machen, welche gemäß eben folcher Verordnungen 
und Gebräuche oder nach Angabe der Kunftverftändigen nöthig 
find, um dem Nachbar nicht zu jchaden. 


Vgl. L.R.S. 6d. und flg., 544, 552, 651, 662; Baupolizei-Ordnung 
vom 5. Mai 1869 (G.B. Nr. 11) mit Aenderungen vom 18. April 1872 
(R.B. Nr. 21). 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Ausficht auf Nachbarsgut. 


675. Ein Nachbar darf ohne Bewilligung des Andern in 
einer gemeinfchaftlichen Mauer weder offene noch gefchlofjene Fenfter, 
noch ſonſtige Deffnungen anbringen. 

Vgl. L.R.S. 653, 661. 

676. In feiner eigenen Mauer, wenn fie auch unmittelbar 
an das Grundſtück eines Andern grenzt, darf Jeder, um ſich Licht 
zu verjchaffen, gefchlojjene oder vergitterte Fenfter anlegen. 

Dieſes Fenftergitter muß von Eifen fein; deſſen Stäbe dürfen 
höchftens drei Zoll und einen halben” von einander entfernt fein; 
es darf nicht geöffnet werden Fünnen. 


* 14,5 Centimeter; R.-Muassordnung vom 17, August 1868. 
Vgl. L.R.S. 654. 


677. Eben diefe Lichtfenfter dürfen bei Zimmern auf ebener 
Erde acht Fuß, * bei andern ſechs Fuß * über dem Zimmerboden erft 
anfangen. 

* — 2,40; 6° — 1,90 Meter. R.-Maassordnung vom 27. August 1868. 

675. Man darf nah dem Grundſtück feines Nachbarn Hin, 
e3 ſei gefchloffen oder nicht, Feiner Ausfiht in gerader Richtung, 
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feines Fenſters, das dazu dient, weder Altanen noch offene Erfer 
fih anmahen, wenn die Mauer, in oder auf welder man fie 
anbringt, von dem beſagten Grundſtück nicht ſechs Fuß * ent- 
fernt ift. 

* 1,80 Meter. R.-Maassördnung vom 17. August 1868, 

679. Auch darf man dahin Feine Ausfiht von der Eeite 
oder in fchräger Richtung anlegen, wo die Entfernung nicht 
wenigſtens zwei Fuß* beträgt. _ 

* 60 Centimeter. R.-Maasordnung v. 17. Aug. 1868. 

650. Die vorerwähnten Entfernungen werden von der 
äußeren Seite der Mauer, worin die Deffnung angebracht wird, 
und wenn von Altanen oder Erfern die Rede ift, von ihrem 
äußerſten Borfprung bis zur Grenzlinie, mo das beiderjeitige Eigen- 
thum fich jcheidet, gerechnet. 


680 a. Allmend ift nicht Nachbargut, Hindert alfo die An— 
lage der Ausfichtöfenfter nicht; vielmehr wo in der Folge durch) 
Veräußerung im lebende Hand das Allmendgut zu Nachbargut wird, 
muß Jenem, der darauf Ausfichtsfenfter hatte, dieſes Fenſterrecht 
ungejperrt bleiben, und von dem neuen Nachbar bei feinen Anlagen 


die int Sat 678 befchriebene Entfernung beobachtet werden. 
Vgl. L. RS, 542; Gemeindeordnung $ 64; Baufluchtengesetz vom 20 
Februar 1868 (G.B. Nr, 17) bes. Art. 18, 


Vierter Abſchnitt. 

Bon der Dachtraufe. 
651. Jeder Eigenthümer foll feine Dächer fo einrichten, daß 
das Negenwafjer auf feinen eigenen Grund und Boden oder auf 
die öffentliche Straße abfließt; er darf es auf den Boden feines 
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Nachbarn nicht leiten, ohne daß dafür eine Dienftbarkeit rechtmäßig 
beitebe. 
Vgl, L.R.S. 640, 686, 688. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von der Durchfahrtsgerechtigkeit. 


632. Der Eigenthümer, deffen Grundftük durchaus mittelft 
anderer von der gemeinen Straße abgejfchnitten ift, darf zur Be- 
nußung feines Feldes einen Weg über die Grundftüde feiner Nach- 
barn fordern, wofür er ihnen Schadenerfat leiften muß. 

Vgl. LR. S. 647, 686, 688. 


685. Die Durchfahrt muß, der Regel nad, auf der Seite 
genommen werden, welche von dem eingefchloffenen Grundjtüd am 
fürzeften zur öffentlichen Straße führt. 


654. Sie wird jedoch über den Theil angewiefen, wo fie 
dem überfahrenen Grundftük am unſchädlichſten ift. 

Vgl, L.R.S. 701. 

685. Die Klage auf Entjhädigung, welche für den im 
682ften Artikel angeführten Fall eintritt, ift der Verjährung unter- 
worfen; der Weg aber darf defwegen nicht verjperrt werden, weil 
die Klage auf Entſchädigung erloſchen ift. 

Vgl. L.R,S. 2262. 
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Driffes Kapitel. 


Bon den Dienftbarkeiten, welde durch Handlungen der 
Menſchen erworben werden. 


Erfter Abſchnitt. 


Ton den verjchiedenen Gattungen der liegenſchaftlichen 
Dienftbarkeiten. 


6856. Ein Eigenthümer darf fein Eigenthum mit jeder Dienft- 
barfeit belaften, oder ihm jede Grundgerechtigfeit erwerben; nur 
müſſen dergleichen Dienftbarkeiten nicht der Perfon, fondern der 
Liegenjchaft auferlegt, nicht der Perſon, ſondern der Liegenjchaft 
zu gut beftellt fein, und nichts N was der öffentlichen Ord⸗ 
‚nung zumiber jet. 

Gebraud und Umfang folder Dienftbarteiten richten fich nach 
dem Titel, der fie gibt, und wo es an einem Titel gebricht, nach 
folgenden Grundſätzen. 

Vgl, L.R.S. 6, 544, 690 u. flg.; Wassergesetz vom 25. August 1876 
(G.B. Nr, 36) Art. 12; Feldbereinigungsgesetz vom 5. Mai 1856 (R.B. Nr. 
19) Art.»17; Gesetz über Ablösung der Faselviehlast vom 3, August 1837 
(R,B, Nr, 29), 8 5; Gesetz über Ablösung der Weiderechte vom 31. Juli 


1848 (R.B. Nr. 55), Art. 40 u, 41; Jagdgesetz vom 2. Dezember 1850 (R. B. 
Nr. 58) $ 1, Absatz 2, 


687. Dienftbarkeiten gereichen entweder zum Vortheil eines 
Gebäudes oder eines Feldgut3. 

Dienftbarkeiten der erften Art heißen Baudienjtbarfeiten 
e3 mögen die hiezu berechtigten Gebäude in einer Stadt oder auf 
dem Lande gelegen fein. 


Jene der zweiten Art heißen Felddienſtbarkeiten. 
13 


/ 
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688. Die Dienftbarfeiten find entweder felbjtändig oder un— 
ſtändig. 

Selbſtändig ſind diejenigen, deren Gebrauch ohne Zuthun 
eines Menſchen fortgeht; dergleichen ſind: Waſſerleitungen, Dach— 
traufen, Ausſichten und andere Gerechtigkeiten ähnlicher Art. 

Unſtändige Dienſtbarkeiten ſind diejenigen, die zu jeder 
Ausübung der Beiwirkung eines Menſchen bedürfen; als Wegzge— 
rechtigkeiten, Waſſerſchöpfgerechtigkeiten, Hutgerechtigkeiten und andere 
ähnliche. 

Vgl. LR.S. 544 e. 689, 690—692, 695, 707. 

689. Die Dienftbarkeiten find offen oder verborgen: 

Dffen find fie, wenn fie ſich duch äußere Anlagen, zum 
Beifpiel durch eine Thür, ein Feniter, eine Waſſerleitung an— 
fündigen. 

Berborgen find diejenigen, deren Dafein durch Fein Äußeres 
Merkinal ins Auge fällt, wie z. B. die Pflicht, auf einem Grund: 
jtüd fein Gebäude anzulegen, oder nicht über eine bejtimmte Höhe 


zu bauen. 
Vgl. L,R.S. 544 e., 688, 690—692, 695, 705, 1638, 1642. 


Zweiter Abſchnitt. 
Wie Dienftbarfeiten erworben werden. 
690. Dffene und zugleich felbftändige Dienftbarfeiten erwirbt 


man dur Bergünftigung oder durch dreißigjährigen Beſitz. 
Vgl. L.R.S. 642, 688 u. 689, 692, 695, 2228 u. flg., 2264. 


6. Verborgene, jedoch felbftändige Dienftbarkeiten, ſowie 


unftändige Dienjtbarkeiten, fie feien offen oder verborgen, erwirbt 
man allein durch Vergünſtigung. 
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Sie zu erwerben iſt ſelbſt ein unfürdenklicher Beſitz nicht hin— 
reichend; in Gegenden, wo ſie jedoch vorhin auf ſolche Weiſe er— 
worben wurden, dauern ſie fort, ſobald ſie ſchon durch verjährten 
Beſitz bei Verkündung dieſes Geſetzbuchs erworben ſind. 

Die Landesherrl, Verordnung vom 6. September 1803 (R.B. Nr. 10) 
über den Beweis der Unfürdenklichkeit ist aufgehoben durch $ 145 Z. 5 des 
Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

692. Zar Hinficht der felbftändigen offenen Dienftbarkeiten 
gilt die Widmung, welche der Eigenthümer feiner Sache gibt, für 
einen Titel. 

6%. Nur alsdann darf man annehmen, daß eine Widmung 
des Eigenthümerd eingetreten fei, wenn erwieſen ift, daß zwei ab- 
getheilte Grundftüde vormals nur einen Eigenthümer hatten, und 
daß durch dieſen die Sachen in jenen Zuſtand verjegt worden find, 
welcher Merkmal der Dienjtbarkeit ift. 


694. Wo auf zweien Grundftücden ein und defjelben Eigen- 
thümers fich ein fichtbares Merkmal einer Dienftbarfeit befindet, 
und num Eines derjelben veräußert wird, ohne daß der Vertrag 
eine Uebereinfunft über dieſe Dienftbarkeit enthält, da befteht fie 
auf dem veräußerten Grundftüd, fie möge ihm zur Laft oder zu 
Nuß fein. 

Vgl. L.R.S, 689, 705. 

695. Bei Dienftbarfeiten, die nicht durch Verjährung zu er- 
werben find, ift der Mangel des urjprünglichen Titels durch 
nichts Anderes zu erfeken, als duch ein Anerfenntniß der Dienft- 
barkeit, welches von dem Eigenthümer des belafteten Grundſtücks 
herrührt. 

Vgl. LR.S. 691, 1337, 
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696. Wer eine Dienſtbarkeit bewilligt, geſtattet dadurch 
alles, was erforderlich iſt, um ſie auszuüben. So hat die Dienſt— 
barkeit, an einem fremden Brunnen Waſſer zu ſchöpfen, das Recht 


über deſſen Boden zu gehen, nothwendig zur Folge. 
Vgl, L.R.S, 697, 1135. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Rechten des Eigenthümers einer Dienftgerechtigfeit. 


697. Der Herr einer Dienftgerechtigfeit hat zugleich das 
Recht, alle Anlage, die für deren Benugung und Erhaltung nöthig 
find, zu maden. 


698. Sie gefchehen auf deſſen Koften, nicht auf Koften des 
belafteten Grundjtüds, wo der Rechtstitel der Dienftbarfeit nicht 
ein Anderes beftimmt. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G, 


699. Selbft in dem Fall, wo diefe Urkunde* dem Eigen- 
thümer des belafteten Grundftüds die Verbindlichkeit auflegt, die 
zum Gebrauch oder zur Erhaltung der Dienftbarkeit erforder: 
lichen Anlagen auf feine Koften zu machen, kann folder noch 
immer fich diefer Verbindlichkeit dadurch entledigen, daß er das 
belaftete Grundftüd dem Herrn der Dienftbarfeit für eigen heim— 
weijet. | 

* Im Urtext: „titre* (Rechtstitel), vgl. L.R.8. 698, 

Vgl. LR.S. 656. 

700. Wird das Grundftüc, dem ein Anderes dient, getheilt, 
jo hängt die Dienftgerechtigfeit zwar noch immer jedem abgefonderten 
Theil an, und gebührt ihm wie zuvor; der Zuftand des belafteten 
Grundſtücks darf indeffen hiedurch nicht erjchwert werden. 
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Wenn zum Beiſpiel von der Weggerechtigkeit die Rede iſt, ſo 
ſind alle Wegberechtigten verbunden, bei der Ausübung einen und 
den nämlichen Weg einzuhalten. 


701. Der Eigenthümer eines belaſteteten Grundſtücks darf 
nicht3 unternehmen, was den Gebrauch der Dienftbarkeit ſchmälern 
oder unbequemer machen würde. 

Er darf aljo den Drtäzuftand nicht wefentlich verändern, noch 
die Ausübung der Dienftbarfeit auf eine andere Stelle legen, als 
worauf fie urfprünglich angewieſen ward. 

Wäre inzwifchen diefe urſprüngliche Anweifung dem Eigen: 
thümer des belafteten Grundſtücks wegen neuerer Berhältnifje be- 
Ihwerlicher geworden, oder Hinderte fie ihn etwa, nüßliche Ver: 
befferungen dort vorzunehmen, jo darf er dem Eigenthümer des 
andern Grundſtücks einen zur Ausübung feiner Rechte gleich be- 
quemen Bla anweiſen, und diefer ihn nicht ausfchlagen. 

Vgl. L.R.S. 640, 684, 1134. 

702. Umgekehrt kann derjenige, der zu einer Dienftbarfeit 
berechtigt ift, fie nur nach Inhalt ſeiner Rechtsurfunde* ausüben, 
und darf weder auf dem Grundſtück, das mit der Dienftbarkeit 
belaftet ift, noch auf demjenigen, dem die Gerechtigkeit zufteht, eine 
Veränderung vornehmen, welche den Zuftand des eriteren er— 
ſchweren würde. 

* Im Urtext: „titre‘ (Rechtstitel), vgl. L.R.S, 698. 

Vgl. L.R.S. 640, 1134, 


Bierter Abſchnitt. 


Wie Dienftbarkeiten erlöfchen. 


703. Dienſtbarkeiten erlöfchen, wern man wegen verändertem 
Stand der Dinge fie weiter nicht ausüben Tann. 
Gesetz über Aufl ösung der Weiderechte, vom 31. Juli 1848 (R.B, Nr. 55) 


nen. 2 
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Art. 1 Abs. 3; Gesetz über Zusammenlegung von Grundstücken, vom 5. 
Mai 1856 (R.B. Nr. 19) Art, 17, Abs, 1. 


104. Sie leben wieder auf, wenn die Sachen in den Zuftand 
zurückkommen, mo man fie ausüben kann, che die Zeit ihrer Er- 
löſchung abgelaufen ift. 

Vgl. L.R.S. 665 u. 706, 

705. Jede Dienſtbarkeit ift erlofchen, fobald das hiezu be- 
rechtigte und das damit belajtete Grundſtück an den nämlichen 
Eigenthümer kommen. 


Die offenen leben jedoch wieder auf, jobald eine Beräußerung 
gejchieht, ohne daß das bleibende Merkmal der Dienftbarfeit weg— 
geichafft, noch das Gegentheil ausdrücklich bevungen wird. 

Vgl. L.R.S. 689, 694, 2177. 

706. Eine Dienftbarfeit wird durch einen Dreißigjährigen 


Nichtgebrauch verfeffen. 
Vgl. L.R.S. 2242, u. lg, 2251 u. flg., 2262, 2264. 


707. Nach den verjchiedenen Gattungen der Dienftbarfeiten 
haben jene dreißig Jahre einen verjchiedenen Anfang: von dem 
Tag, wo man aufgehört hat, fie zu benußen, werden die unftän- 
digen Dienjtbarfeiten verjeffen; von dem Tag, wo eine mit der 
Dienftbarkeit im Widerſpruch jtehende Handlung vorgenommen 
worden tft, ſind die jelbjtändigen Dienftbarkeiten in ſolchem Fall. 

Vgl. L.R.S. 688, 2260, 2261. 

708. Auch die Art, wie eine Dienftbarfeit ausgeübt wird, 
fann ebenfo durch Verjährung verändert werden. 


709. Wo eine Dienftgerechtigfeit zu einem Grundſtück ge— 
hört, daS Mehreren in unzertheilter Gemeinfchaft zufteht; da Hindert 
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die Ausübung de3 Einen die Verjährung auch zum Vortheil aller 
übrigen Miteigenthümer. 

Vgl. L.R.S. 1199. 

710. ft einer unter den Miteigenthümern, wider den die 
Berjährung nicht laufen konnte, zum Beifpiel ein Minderjähriger, 


jo werden durch ihn auch die Rechte der übrigen erhalten. 
Vgl. L.R.S, 2252, 2253, 2255. 


Fünfter Titel. 


Bon Erbdienitbarfeiten. 


710a. Erbdienftbarkeiten, find folche Laften einer Liegenjchaft, 
welche weder zum .Bortheil einer beftimmten Berfon, noch zum 
Vortheil einer beſtimmten Liegenſchaft oder ihres Beſitzers, ſondern 
zum Vortheil jedes getreuen Rechtsinhabers beſtehen. Nur das 
Geſetz kann dergleichen Laſten erſchaffen. 

Vgl. Art. 16 des Feldbereinigungsgesetzes vom 5, Mai 1856 (R.B. Nr. 19.) 

710b. Das Geſetz gibt und erkennt feine andere als Zehenden, 
Gülten und BZinfen. 


Erfies Kapitel. 
Dom Zehenden. 


“ Die L.R.S. 710aa—710ef. haben keine praktische Bedeutung mehr, 
da alle Zehnten beseitigt sind. 
L.R.S. 710 cv. ist ausdrücklich aufgehoben durch $ 20 des Bad. Einf, 
Ges. zu den R.J.G. 
Gesetz vom 24. Dezember 1831 (R.B. 1832 Nr. 1) über Aufhebung der 
Blutzehnten und der Neubruchzehnten Gesetz vom 15. November 1833 


„es: 
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(R.B. Nr. 49) über Ablösung aller Zehnten. Vollzugsverordnung dazu vom 
27, Februar 1834 (R.B. Nr. 10). 


L.R.S. 710dc. Der alte Zehende innerhalb eines Kirchipiels hat für | 


die Fälle, wo nicht ein hinreichendes Kirdhenvermögen vorhanden, und nıdt 
eine Baufreiheit bejonders erwiejen ift, die Laft des Beitrags zu Kirchenbau— 
bebürfniffen auf fi. 

Ueber Umfang und Anwenbungsfälle diejer Laft entjcheiden bejondere 
Geſetze. 


lasten vom 25. März 1841 (R.B. Nr. 11). 
Kirchenbau-Edikt vom 26. April 1808 (R.B. Nr. 13) mit Berichtigungen 
vom 30, Juni 1837 (R.B. Nr. 22), 


Zweites Kapitel. 
Bon Erbgülten und Zinfen. 


710fa. Erbgült oder Erbzins ift eine "Abgabe, Erftere in 
Erzeugniffen des Bodens, Letztere in Geld oder Thieren, welche ein 
Eigenthümer von dem Genuß eines ihm gehörigen Gut3 an jeven 
getreuen Inhaber des Gültrecht3 zahlen muß. 


710fb. Neue Gülten und Zinfen können anders nicht, als 
in der Form von Erbrenten nad) Sat 530 beftellt werden. Die 
alten dauern fort, joweit fie durch gültige Rechtstitel oder ver: 
jährten Befit gedeckt find. 

vgl. L.R.$. 2228 und flg., 2281. 

710fe. Die darüber ſprechenden Rechtsurkunden oder Bereine 
müffen, dem Sat 2265 gemäß, auf Begehren der Betheiligten er- 
neuert werden. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


Gesetz über Ablösung der Gülten und Zinsen vom 5. Oktober 15% 
(R.B, Nr. 15, $ 11), Ministerialverordnung vom 25. Juli 1810 (R.B. Nr. 32). 








Zehntablösungsgesetz $$ 41—46 ; Instruktion für die Schätzer der Bau- 
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710fd. Dieſe Bereine müſſen die Verfallzeit, den Empfangs— 
ort und die Lieferungsart beſtimmen. 


710fe. Da, wo der Gültmann ſchuldig iſt, die Gült an 
einen beftimmten Ort zu liefern, muß er zwar im Unterlaffungs- 
fall die Prozeßkoſten tragen, aber Berzugsfoften trägt er nicht 
eher, als bi3 der Gülthere durch urkundliche Einforderung jein 
Recht ausgeübt hat, 


710ff, Die Gült muß gegeben werden in Jahren, wo wenig, 
fowie in jenen, wo viel erwädhlt. Nur wenn durch Heer und 
Hagel in einem Jahr eine gänzliche Ertragslofigkeit entjteht, näm— 
lich mehr nicht als Saatfrucht, auch Bau- und Beltellungskoften 
gewonnen werden, iſt der Gültherr zum Nachlaß verbunden. Für 
Gegenden, welche durch ihre Lage häufig dem Wetterfchaden aus— 
geſetzt find, können die Bolizeigefege Nachlaßanordnungen auf einen 
Theil der Gült maden. | 


710fg. Die Gült haftet auf dem Genußreht am Gut; nur 
derjenige, dem diejes zufteht, Fann darum angegriffen werden. 

Der frühere Schlusssatz ist aufgehoben durch $ 20 des Bad. Einf.-Ges, 
zu den R.J.G. 

710fh. Das Grundeigenthum des Gut3 oder ein dritter 
Beſitzer des letztern kann für Gültrüdftände nicht angegriffen 
werden, noch weniger mag dadurch ein Webergang des Gutseigen— 
thums an den Gültheren begründet werden, ſelbſt dann nicht, 
wenn die früheren Urkunden einen folchen Berfall ausdrücklich 
verfügten. _ 


710fi. Der Gültherr kann eine Theilung der Gültgüter 
nicht hindern, fondern nur, jo lang die Beitellung eines Vorträgers 
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nicht geſchehen iſt, der die Gült von allen Einzinſern auf deren 
Gefahr und Koſten einziehe, und in einer Hand abliefere, ſich an 
alle Theilnehmer als Sammtſchuldner halten. 

Bewilligt derſelbe eine Theilung ohne Beſtellung eines Vor— 
trägers, ſo gilt die Gült ſelbſt für getheilt, und jeder Theil für 
ein ſelbſtändiges Ganzes. 

Vgl. LR.S. 1200 und flg., 1210 und flg. 

710fk. Auch das Gültrecht ift untheilbar, und der Gült- 
mann nicht jchuldig, feine Gült in mehr als eine Hand abzu= 
liefern. 

Vgl, L.R,S, 1218, 1222 und flge. 

710fl. Das Gültrecht erlöfcht durch die nämlichen Urſachen 
wie Gutsdienftbarkeiten. Das Erlofhene kann nicht wieder auf: 
leben. 

Nichtgebrauch des Gültrecht3 ift vorhanden, jowohl wenn gar 
feine Einforderung gefchehen, al3 auch wenn eine Einforderung in 
gefetlicher Zeit unverfolgt geblieben ift. 

Vgl. L.R.S. 703—710. 

*710 fm. Jede Erbgült, von welcher nicht urkundlich erwieſen werben 
kann, daß fie urſprünglich als unablöslich errichtet worden, gilt für wieder— 
fäuflich ; fie kann nad) vorgängig halbjähriger Aufkündigung durch Darlegung 
des fünf und zwanzigfahen Betrag abgelauft werben; ber Betrag wird 
bei Frucht oder Vieh nah einem 2bjährigen Durchſchnitt des Preiſes be— 


ftimmt. 
Gesetz vom 5. Oktober 18% (R.B. Nr. 15) über Ablösung der Gülten 


und Zinsen, nebst Vollzugsverordnung vom 30, August 1821 (R.B. Nr. 15); 
Gesetz vom 14. Mai 1825 (R.B, Nr. 8) über das Vorzugsrecht der Ablösungs- 


kapitalien, 


* 


* 
| 
X 
ir 
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Sechſter Titel. 
Von Grundpflichtigkeiten. 


Die L.R.S. 710 ga—gg, sind aufgehoben durch das Gesetz vom 10 
April 1848 (R.B. Nr. 23) über Aufhebung der Feudalrechte. 


T Erfies Kapitel. 


Bon den Bannpflidten. 


Die L.R.S. 710h a—hh. sind aufgehoben durch das Gesetz vom 10. 
April 1848 (R.B. Nr, 23) über Aufhebung der Feudalrechte, 


T Zweites Sapitel. 
Bon der Frohndpflidtigfeit. 
Der L.R.S, 710ia. ist aufgehoben durch die Gesetze vom 28. Mai 1831 
(R.B. Nr. 9) über Aufhebung der Strassenbau-, Militär- und Gerichtsfrohn- 


den und vom 2%, Dezember 1831 (R.B. 1832 Nr. 1) über Aufhebung der 
Herrenfrohnden. 


T Drittes Kapitel. 
Don der Erbpflidtigfeit. 


Der L.R.S. 710 ka. ist aufgehoben durch das Gesetz vom 10, April 1848 
(R.B. Nr. 23) über Aufhebung der Feudalrechte. 







Drittes Bud. 


Bon den verſchiedenen Arten, Eigenthum zu 
erwerben. 


Allgemeine Berfügungen. 


71. Eigentum wird erworben und auf andere 
tragen durch Bererbung, durch Schenkungen unter Lebenden 
von Todeswegen, und duch die Wirkung übernommener . Bi 


bindlichkeiten. 
Vgl. L.R.S. 724, 938, 1004, 1006, 1011, 1014 1138, 1583, 1707. 


712. Das Eigentfum wird ferner dur Zuwachs, Ginve 
leibung und Erfigung erworben. 
Vgl. L.R.S. 546-577, 2265 und flg.; 2279. 


713. Herrenlofe Sachen gehören dem Staat. 
Vgl. L.R.S. 539, 717 a, 723, 768. 


714. Es gibt Sachen, die für Niemand Eigenthum, af 
für Jedermann zum Gebrauch find. Polizeigeſetze beftimmen i& 
Benubungsart. ' 


Vgl, L.R.S. 538, 1128. Weassergesetz vom 25. August 1876 (G.B. * 
36) Art, 1.2 und 6, 
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715. Jagd und Fiſcherei wird gleichfalls durch beſondere 
Geſetze regiert. 

Jagdgesetz vom 2. Dezember 1850 (R.B. Nr. 58) nebst Vollzugs- 
Verordn. vom 21. Dezember 1850 (R.B. Nr. 61). 


Fischerei-Gesetze vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 15) und vom 
3. März 1870 (G.B. Nr. 18) nebst Vollzugs-Verordn, vom 11. Januar 1871 
(G.B. Nr. 3) mit Nachtrag vom 4, April 1872 (G.B. Nr. 17). 

716. Das Eigenthum eines Schaßes gehört dem, der ihn 
auf eigenem Boden findet. Der auf dem Boden eines Andern 
gefundene Schatz gehört zu einer Hälfte dem Finder und zur an— 
dern Hälfte dem Eigenthümer ded Bodens. 

Schatz heißt jede verborgene oder vergrabene Sade, woran 
Niemand ein Eigenthum darthun kann, und deren Dafein durch 


bloßes Ungefähr entdeckt wird. 
Vgl. L.R.8. 552, R.St.G.B. $ 246, 


717. Beſondere Gefete beftimmen die Rechte auf Güter, die 
in Seen und Flüffe geworfen werden, und auf Sachen, welche die 
Seen und Flüffe auswerfen. 

Mit verlorenen Sachen, deren Eigenthümer fich nicht meldet, 


hat es gleihe Bewandtniß. 
Vgl. L.R.8. 2279 und 2280, R.8t.G.B. $ 246, 


717 a. Die gefundenen Sahen gehören dem Finder, wenn 
er an dem Ort des Funds diefen Öffentlich bekannt gemacht, und 
in drei Jahren der vorige Inhaber fie nicht zurüdverlangt hat. 


Gesetz tiber das Recht der Post- und Eisenbahn-Verwaltung an gefun- 
denen und herrenlosen Sachen vom 16. März 1870 (G. B. Nr. 16). 
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Erfler Titel. 
Bon Erbichaften. 


Erftes Kapitel. 
Bon Eröffnung der Erbihaften, aud Bejik und 
Gewähr der Erben. 


718. Erbſchaften werden durch den natürlichen und bürger- - 
lichen * Tod eröffnet. | 
* Vgl. L.R.S. 719 nebst Nole. 


+ 719. Durch den bürgerliden Tob wird eine Erbihaft von dem Augen- 
blid an eröffnet, da nach den Verfügungen des II Abſchnitts des II. Kapitels 
im Titel von dem Genuß und Berluftderbürgerliden Redte 
dieſer Tod eintritt. 

Aufgehoben durch $& 21 des Gesetzes vom 6. März 1845 über die pri- 
vatrechtlichen Folgen der Verbrechen. 


— 


720. Sterben mehrere Perſonen, von denen wechſelweiſe die 
Eine zur Verlaſſenſchaft der Andern berufen iſt, in einer und der— 
ſelben Gelegenheit, ohne daß man weiß, welche zuerſt geſtorben 
iſt, ſo ſind die Vermuthungsgründe für das Ueberleben der Einen 
oder der Andern aus den Umſtänden der Begebenheit herzuleiten; 
in deren Ermangelung ſieht man auf die Stärke des Alters oder 
Geſchlechts. 

Vgl, L.R.S. 1352, 1352 a.; R.E.G. zur R.C.P.O. $ 16 Z. 1. 

721. Wenn diejenigen, welche zufammen umgelommen find, 
noch nicht fünfzehn Jahre alt waren, jo ift zu vermuthen, daß der 
Aeltefte am längften gelebt Habe. 

Waren fie alle über ſechszig Jahre alt, jo wird vermuthet, 
der Jüngſte habe am längjten gelebt. 
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Sind einige unter fünfzehn, die Andere aber über ſechszig 
Jahre alt geweſen, ſo iſt die Vermuthung des Ueberlebens für 
jene Erſteren. 


721a. Wo im letztgedachten Fall auch noch Perſonen zwiſchen 
fünfzehn oder ſechszig Jahren mit umkamen, jo gelten dieſe für 
die Ueberlebenden. 


722. Haben Mehrere, die zufammen umgelommen find, das 
fünfzehnte Jahr zurückgelegt, und doch weniger als jechszig Jahre, 
jo wird bei gleihem Alter, oder, wo der Unterjchied Fein Jahr 
überfteigt, angenommen, daß die Mannsperfon am längften gelebt 
habe; andernfall3, jowie auch, wenn fie von einerlei Gejchlecht 
find, gilt bei der Frage, wer der Weberlebende geweſen, diejenige 
Vermuthung, wodurch der Erbgang dem gewöhnlichen Naturlauf 
nachgeht, und muß aljo der Jüngere für überlebend geachtet 

werden. 


723. Das Gefet beftimmt die Ordnung des Erbrechts unter 
den gejeglichen Erben. Bei Ermangelung derjelben folgen in dem 
Vermögen die natürlichen Kinder, dann der überlebende Ehegatte, 


und wenn Feiner vorhanden ift, der Staat. 
Vgl. L.R.S. 731, 756, 767, 768. 


724. Die gefeglichen Erben treten in Befit und Gewähr der 
Güter, Rechte und Forderungen des Verftorbenen kraft Gefeßes: 
fie find dagegen verbunden, alle Laften der Erbſchaften zu berich- 
tigen. Die natürlichen Kinder, der Überlebende Ehegatte und der 
Staat müfjen jih von dem Richter nad den unten zu beftimmen- 


den Formen in die Gewähr fesen Laffen, 
Vgl. L.R.S. 731, 770, 773, 1004, 1006. 
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Zweites Kapitel. 
Von den Eigenſchaften der Erbfähigkeit. 


725. Um zu erben, muß man zur Zeit, da die Erbſchaft 
eröffnet wird, rechtsfähig ſein. Nicht rechts-, alſo auch nicht erb— 
fähig iſt: 

1) Derjenige, der noch nicht empfangen iſt; 

2) das Kind, das nicht lebensfähig geboren wird; 

+ 3) derjenige, der bürgerlich tobt ift. 

2. 3 ist aufgehoben; s. L,R.S. 22 und fig. 

- Vgl. L.R.S. 136, 314, 906, 


+ 726. Ein Ausländer wirb zur Erbihaft in ben Gütern, bie fein Ber- 
wanbter, biefer jei ebenfalls ein Ausländer ober ein Inländer, in bem Gebiet 
de3 Staats befigt, anders nicht zugelaſſen, als auf die Weife, wie ein In— 
länder feine Verwandten beerben würbe, die in ber Heimath diejes Ausländers 
Güter befigen, nad den Verfügungen des 11ten Satzes unter dem Titel von 
dem Genuß und Berluft ber bürgerliden Rechte. 

Gesetz über den Vermögenserwerb der Ausländer vom 4, Juni 1864 
(R.B. Nr. 21); Vgl. VI. Konstitutions-Edikt $ 2%, 1. 


727. Des Erbrechts find unwürdig, und werden deßfalls von 
Erbſchaften ausgeſchloſſen: 
1) Derjenige, der wegen vollbrachter oder verſuchter Töd— 
tung des Verſtorbenen verurtheilt worden; 
2) derjenige, der wider den Verſtorbenen eine peinliche 
Anklage erhoben hat, die nachher für verläumderiſch er- 
Härt wurde; 
3) ein volljähriger Erbe, der eine ihm befannte Ermor: 


dung des Verftorbenen dem Gericht nicht angezeigt Hat. 
Vgl. L.R.S. 901c., 955, 1046; R. St. G. B. $ 164, 211, 212. 
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728. Die Uuterlaffung diefer Anzeige iſt unſchädlich füc 
leibliche oder angeheirathete Ahnen und Abkömmlinge des Mörders, 
für Ehegatten, Geſchwiſter, Oheime oder Muhmen, Neffen und 
Nichten deſſelben. 

Vgl. R.St.G.B. $$ 52 und 257. 

729. Wird der Erbe als unwürdig von der Erbichaft aus- 
geihloffen, jo muß er alle feit ihrer Eröffnung genofjenen Früchte 
und Einkünfte zurüdgeben. 

vgl. L.R.S. 547—550. 

730. Kinder des Umwürdigen, wenn fie in eigenem Namen 
ohne Beihülfe der Erbvertretung in das Erbe treten, jchließt das 
elterlihe Verſchulden niht aus, aber in feinem Fall kann 
der Schuldige an dem Erbvermögen eine elterlihe Nutznießung 
verlangen. 

Vgl. L.R.S. 384, 739, 744, 787. 


Driffes Kapitel. 
Bon den verfhiedenen Ordnungen des Erbgangs. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


131. Das Erbrecht füllt auf die Kinder und Nachkommen 
des Verſtorbenen, auf deffen Ahnen, d. i. Eltern und Boreltern 
und auf deſſen Seitenverwandte in nachſtehender Maaße und 
Ordnung. 

Vgl. L.R.S. 745, 746, 750 u. flg. | 

1732. Weder die Natur dev Güter noch die Perſon, von der 
fie Herfommen, beftimmt den gefeglichen Erbgang. 

Vgl. L.R.S. 351, 747, 766, | 

14 


ge . 
—— 
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732 a. Ausgenommen find hiebei die Lehen: und Stamm⸗ 


güter. 

Vgl. LRS. 577 ea-e V-; 
(Lehen-Ed.) $ 97-31. Gesetz vum 1). 
Rechtsrerhältnisse abgelöster Lehen; Geset 
über Aıfaebung des Lehenverbandes. 


733. Jede Erbſchaft, welche den Ahnen oder Seitenver⸗ 
wandten zufällt, geht in zwei gleiche Theile; die eine Hälfte er— 
halten die Verwandten des väterlichen, die andere die Verwandten 
des mütterlichen Stamms. 

Die Verwandten, welche zu beiden Stäminen gehören, ſchließen 
die Verwandten nicht aus, welche von einer Seite allein, es fe 
von der mütterlichen oder von ber väterlichen, abſtammen; letztere 
erben jedoch nur an ihrem Stammtheil, mit der im 752ften Saf 
vorkommenden Beltimmung. Verwandte von beiden Seiten erben 
an beiden Stammtheilen. 

Der Anfall eines Stammtheil an den andern hat nur de 
ftatt, wo fi in einem von beiden Stämmen weder Ahnherrn nod 


Seitenverwandte finden. 
Vgl. LR.S. 716, 752, 758. 
734. Iſt diefe erſte Verteilung unter dem väterlichen um 

mütterlihen Stamm einmal geichehen, jo hat feine weitere Ab 

teilung in die verfchiedenen Aeſte ftatt, ſondern die einem jeder 

Stamm angefallene Hälfte gebührt dem oder denen Erben DE 

Stamms, welche die nächſten im Grad ſind, den Fall der Erbver 

tretung ausgenommen, der weiter unten beſtimmt wird. 
Vgl. L.R.S. 739 u. fly. 

735. Die Nähe der Verwand 
zahl der Zeugungen beſtimmt; jede 


V. Konstitut’ons-Edikt vom 12. August 1807. 
April 1856. (R.B. Nr. 16) über die- 
z vom 9. August 1862 (R.B. Nr. 47) 


tſchaft wird durch die Zwi.chen 
Zeugung heißt ein Giad. 


E20 io EEEEER ur 
LER III. B. LT. Erbidaften. >11 


736. Die Reihenfolge der Grade bildet eine Abftammung. 
Eine gerade Abftammung nennt man die Folge der Grade 
unter Perjonen, mo durchaus die folgende von der vorhergehenden 
gezeugt ift; Seitenabftammung heißt dagegen die Folge der 
Grade unter Perfonen, die zwar nicht alle von einander, jedoch 
alle noch von einem gemeinfamen Stammhaupt herfommen. 

Man unterfcheidet in der geraden Abftanımung die abfteigende 
und die aufjteigende Ordnung. 

Erftere ift diejenige, welche abwärts ein Stammbhaupt mit 
feinen Abfönımlingen verbindetz die zweite ift diejenige, welche 
aufwärts den Abfümmling an feine Voreltern knüpft. 


737. Zn der geraden Abftammung zählt man fo viel Grade, 
al3 es Zeugungen zwijchen den Berjonen gibt; der Sohn ift aljo 
in Hinficht des Vaters im erften, der Enkel im zweiten Grad, und 
jo umgekehrt der Vater und Großvater in Beziehung auf Söhne 
und Enfel. 


738. In der Seitenabftammung zählt man die Grade nad) 
der Zahl der Zeugungen von einem der Verwandten bis zum ge: 
meinjfamen Stammmoater hinauf und wiederum von diefen leßteren 
bis zum andern Berwandten herab. 

Alfo find zwei Brüder im zweiten Grad, der Oheim und 
der Neffe find im dritten, Gefchwifterfinder im vierten Grad u. ſ. w 


738a. In jedem Fall, wo der Erblafjfer einen Ehegatten, 

mit dem er in Ehegemeinjchaft lebte, aber Feine Kinder zurückläßt, 

gehört dem Meberlebenden die Lebenslängliche Nutznießung kraft 

Geſetzes, wenn nicht durch einen Ehevertrag darauf verzichtet ift; 
14* 
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für einen ſolchen Verzicht gilt beiden Ehegatten die Ausbedingung 
eines Wittums für die überlebende Frau. 

Vgl. L.R.S. 745a., 1393, 1497, 1535 a. 

Justizministerial-Verordnung, aus besonderem Höchsten Auf- 
rag erlassen, vom 16, Januar 1818 (R. B. Nr, 3) „In Erwägung, dass Uns 
zur Förderung der Ehen hinlänglich und daneben anderer billiger Rücksicht 
entsprechender scheint, wenn diese cheliche Nutzniessung auf die Hälfte als 
Pflichttheil beschränkt wird, so dass jedem kinderlosen Gatten, der sich 
selbst durch den Ehevertrag weiter gebunden hat, immer noch über die 
Nutzniessung der Hälfte seines Vermögens zu disponiren frei bleibt, be- 
stimmen Wir den Landrechtsbeisatz 738a näher dahin, dass dem kinderlos 
absterbenden Gatten die Disposition über eine Hälite der Nutzniessung ebenso 
unverwerth bleibt, als die Disposition über den Stock des ganzen Vermögens 
auf das Absterben des hinterbliebenen Ehegatten.“ 

Gesotz vom 25. November 1831 (R.B. Nr. 39) über die ehelichen Ver- 
mögensvorhältnisse des Adels, At. 2. 


Zweiter Abjchnitt. 
Don dem Erbvertretungsredt. 


739. Die Erbvertretung ift eine gefeßliche Dichtung, melde 
die Wirfung hat, daß der Erbvertreter in die Stelle, den Grad 
uud die Rechte desjenigen einfteht, den er vertritt. 

Vgl. L.R.S. 748. 

740. In gerader abfteigender Stammordnung wird die Erb: 
vertretung ind Unendlihe zugelaffen, und zwar in allen Fällen, 
ohne Unterjchied ob Kinder des Erblaſſers mit den Abkömmlingen 
eines früher verftorbenen Kindes zufammentreffen, oder ob die 
Kinder des Erblaffers insgefammt von ihm geftorben find, und 
aljo allein Abkömmlinge diefer Kinder unter einander in gleichen 


oder ungleihen Graden auftreten. 
Vgl. L.R,S. 745, 1051. 
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741. Zum Vortheil der Ahnen hat kein Erbvertretungsrecht 
ftatt; im jedem von beiden Stämmen jchließt immer der Nähere 
den Entferuteren aus. 

Vgl. L.R.3. 746. 

142. In der Seitenabftammung ift das Erbvertretungsrecht 
zuläfftg zun Bortheil der Kinder und Abkömmlinge der Gejchwiiter 
des Erblafjers, fie mögen zugleich mit ihren Oheimen oder Muhmen 
zur Erbfolge gelangen, oder, wo alle Brüder und Schweitern des 
Erblafjers ſchon früher geftorben find, nur deren Abfümmlinge in 


gleichen oder ungleichen Graden fi) in das Erbe theilen. 
Vgl. L.R.S. 750. 


143. So oft das Erbvertretungärecht zuläffig ift, geſchieht 
die Theilung nah Stämmen Sind von einem Stamm mehrere 
Nebenäfte entjproffen, jo gejchieht unter aller Nebenäften die 
Thetlung gleichfall3 nach den Stämmen; die Glieder eines und 
defjelben Aftes theilen dagegen unter ſich nach den Köpfen. 


744. Erbvertreter Iebender Perfonen kann Niemand ſein; 
nur ſolche, die natürlich oder bürgerlich * todt find, kann man ver- 
treten. Man kann Erbvertreter desjenigen fein, auf deſſen Erbichaft 
man Berzicht gethan hat. 

* Aufgehoben s. L.R,S. 22 u. fig. 

Vgl. LR.s. 136, 780, 737. 

Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Erbrecht der Abkömmlinge. 

745. Die Kinder oder deren Abkömmlinge erben ihre leib- 
lichen Eltern, Großeltern oder Boreltern ohne Unterjchied des 
Geſchlechts oder der Erftgeburt, auch dann, wenn jie aus ver» 
ichiedenen Ehen abjtammen. 
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Sie erben zu gleichen Theilen und nach den Köpfen, wenn 
fie ſich alle im erſten Grad befinden, und kraft ihres eigenen von“ 
niemand abgeleiteten Rechts ind Erbe treten; fie erben nad” 
Stämmen, wenn fie indgefammt oder zum Theil kraft des Erb- 
vertretungsrechts zur Erbſchaft gelangen. 

Vgl. LR.S. 333, 350, 730, 740, 743, 787. 

745a. Von der Berlaffenfhaft der Eltern bleibt — ein 
Viertheil dem überlebenden Elterntheil, der in einer Ehegemein— 
ſchaft lebte, die lebenslängliche Nutznießung. oder in Wiederver— 
heirathungsfällen, nach Ermeſſen der Kinder oder ihrer Vormünder 
und des Familienraths, eine dem mittleren Ertrag im billigen 
Anſchlag gleiche Rente, kraft ehelichen Recht; auf die übrigen 
drei Viertel kann jeder ſolche nur in geeigneten Fällen kraft 


Elternrechts haben. 

Vgl. L.R,S, 384, 738a., 1393, 1497, 1535a.; Rechtspolizeigesetz $ 22.2 
Dionstweisung für Vormünder $ 10g,: Art. 2 dss Gesetzes vom 25. November 
1331 (R.B. Nr. 39) über die ehelichen Vermögensverhältnisse des Adels. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem Erbrecht der Ahnen. 

746. Wenn der Verftorbene feine Nachkommen, auch feine 
Geihmifter, noch Abkömmlinge von folchen zurücdgelafjen Hat, jo 
wird die Erbſchaft in zwei gleiche Theile für die Ahnen des väter- 
lihen und de3 mütterlichen Stamms getheilt. 

Der Ahne, der im nächſten Grad ift, erhält die feinem Stamm 
zugewiejene Hälfte mit Ausſchluß aller Andern. 

Mehrere Ahnen des nämlichen Stamms, die jich in gleichem 


Grad befinden, erben nach den Köpfen. 
Vgl. L.R.S. 733, 741, 747, 765, 
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747. Die Ahnen haben ein ausfchliegliches Erbrecht an fol: 
her Sachen, die fie ihren ohne Nachkommenſchaft geftorbenen Kin- 
dern oder Enkeln geſchenkt Hatten, wenn die gejchenkten Gegen- 
ſtände ſelbſt noch in der Grbichaft ſich vorfinden. 

Sind die Sahen veräußert, jo erhalten die Ahnen den etwa 
noch rüditändigen Kaufpreis. Sie erben aud) die Rüdforderungs- 
rechte, welche dem Geſchenknehmer etwa zuftanden. 

vgl. L.R.S, 351, 766, 951. 

747 a. Dieſes Recht kann jedoch nur gegen die BVerlaffen- 
ſchaft des Beichenkten jelbjt geltend gemacht werden, nicht gegen 
die Berlaffenichaft feiner Kinder, die ihn geerbt Hatten, und dann 
etwa vor den Ahnen mit Tod abgehen. 


748. Ueberlebten Bater und Mutter ein ohne Nachkommen— 
ſchaft verftorbenes Kind, das noch Gejchwifter oder Abkömmlinge 
von diejen hat, jo wird die Erbichaft in zwei gleiche Theile getheilt, 
eine Hälfte davon fällt auf Vater und Mutter, welche fie unter 
ſich gleichlich theilen. 

Die andere Hälfte gebührt den Gejchwiftern oder ihren Ab- 
kömmlingen, gemäß dem fünften Abfchnitt diefes Kapitels. 

Val. L.RS. 751. 

749. Wenn der Erblaffer zwar feine ehelihe Nachkommen 
Ichaft, aber doch Geſchwiſter oder Abkömmlinge von ihnen zurüd- 
läßt, auch eins feiner Eltern, Vater oder Mutter ſchon tobt ift; 
jo wächſt dad Erbtheil, da3 dem verjtorbenen Elterntheil zu Folge 
des vorigen Sabes zugefallen wäre, demjenigen Untbeil zu, welcher 
den Geſchwiſtern oder ihren Erbvertretern anfällt, wie im fünften 


Abſchnitt diefes Kapitels erklärt wird. 
Vgl. L.R.8. 751 7583, 
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Fünfter Abſchnitt. 


Von dem Erbrecht der Seitenverwandten. 


750. Wenn keines von beiden Eltern den Tod eines kinder— 
loſen Erblaſſers erlebt, ſo ſind deſſen Geſchwiſter oder ihre Ab— 
kömmlinge mit Ausſchließung weiterer Ahnen ſowohl als der übri— 
gen Seitenverwandten zur Erbſchaft berufen. 

Sie erben entweder kraft eigenen Rechts, oder kraft Erbver— 
tretung laut des zweiten Abſchnitts dieſes Kapitels. 

Vgl, L.R.S. 742, a 

1751. Wo beide Eltern eines Finderlofen Erblaſſers ihn 
überlebt haben, da find feine Geſchwiſter oder ihre Erbvertreter 
nur zur Hälfte feines Nachlaffes berufen. Sie erhalten drei 
Viertel, wenn nur Eines der beiden Eltern den Erblafjer über- 
lebte. 

Vgl. L.K.S. 748 und 749. 

752. Die Theilung jener Hälfte oder drei Viertel für die 
Geſchwiſter gefchieht unter ihnen, wenn fie alle von einer Ehe 
find, gleichtheilig; find fie aus verfchiedenen Chen, jo fällt auf 
jede von beiden Seiten, auf die väterlihe und die mütterliche, 
der halbe Theil; die vollbürtigen Gefchwifter gehen nachmals in 
beiden Stämmen zu Theil, die halbbürtigen Gejchwifter von der 
Mutter, oder von dem Vater, erben dagegen nur an dem Stamm: 
theil, zu welchen fie gehören ; find auch nur Halbgefchwifter oder 
Nachkommen derſelben allein vorhanden, fo ſchließen fie dennoch 
von der Erbſchaft alle übrigen Verwandten des andern Stamm 


aus. 
Vgl. L.R.S. 733. 
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753. Wären keine Geſchwiſter noch Abkömmlinge von 
dieſen, und nur auf einer Seite Ahnen des Erblaſſers im Leben, 
ſo fällt die Erbſchaft zur Hälfte auf die überlebenden Ahnen, 
und zur andern Hälfte auf die nächſten Verwandten des andern 
Stammes. 

Treffen in dieſem mehrere Seitenverwandte in gleichem Grad 
zuſammen, ſo theilen ſie ihre Erbe nach den Köpfen. 

Vgl. L.R.S. 733, 746, 754. 

754. In dem Fall des vorhergehenden Satzes hat der iiber: 
lebende Elterntheil .die Nutznießung an einem Drittel jenes Ver- 
mögens, das er nicht zu Eigenthum erbt. 

755. Verwandte, die über den zwölften Grad von einander 
entfernt find, find nicht mehr erbjähig. 

Mo nur in einem von beiden Stämmen Verwandte eines 
erbfähigen Grads mangeln, da erben die Verwandten des andern 


Stammes das Ganze. 
Vel, L.R.S. 733, 735 und flg. 


Viertes Kapitel. 
Bon der außerordentliden Erbfolge. 
Erſter Abſchnitt. 


Ton den Rechten natürlicher Kinder auf das Vermögen ihrer 
Eſtern, und von dem Erbrecht an dem Nachlaß natürlicher 
Kinder, die ohne Abkömmlinge jterben. 


756. Die natürlichen Kinder find nicht Erben. Des Sr 
gibt nur ihnen Nechte auf den Nachlaß ihrer verboten. RU 
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von denen fie geſetzlich anerkannt find. Niemals gibt es ihnen 
ein Recht auf den Nachlaß der Verwandten ihres Vaters oder 
ihrer Mutter. 

Vgl. L.R.S. 334 und fig., 757 und flg., 773, 908, 

756 a. Natürlide Kinder, deren Anerfenntnig Vater oder 
Mutter erft nad) der Erzeugung ehelicher Kinder bewirkten, Fönnen 
obige Rechte nicht geltend machen, jo lange dieje Kinder oder deren 
Abkömmlinge am Leben find, 

Vgl. LR.S, 334 und fg. 

757. Das Net eines anerkannten natürlichen Kindes auf 
den Nachlaß feiner verftorbenen Eltern ift folgendes: 


Läßt Vater oder Mutter rechtmäßige Abkömmlinge zurüd, 
jo empfängt es ein Drittel jenes Erbtheils, welchen unter 
gleichen Umftänden das natürliche Kind erhalten hätte, wenn es 
rehtmäßig geweſen wäre; es befommt die Hälfte, wenn Bater 
oder Mutter zwar Feine Ablömmlinge, wohl aber Ahnen oder 
Geſchwiſter Hinterlaffen; es bezieht drei Viertel, wenn Bater oder 
Mutter weder Ablömmlinge noch Ahnen oder Gejchwifter Hinter: 
laſſen. 

vgl. L.R.°, 745. 746 und fig. 750 und fig. 

757 a. Das natürlihe Kind in den vorgedadhten Fällen 
übernimmt feine Schulden, aber es muß fich ihren Betrag von 
den Erben an feinem Theil abziehen lafjen. 

Vgl. L.R.S. 870 und fig. 

758. Das natürliche Kind hat ein Necht auf die ganze Ber- 
laffenjchaft feines Vaters oder feiner Mutter, die, ohne erbfähize 


Verwandte zu Hinterlafjen, ſtarben. 
Vgl. L.R.S. 723, 755, 773, 
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759. Iſt das natürliche Kind vor feinen Eltern geftorben, 
jo können defjen Kinder oder Abkömmlinge die foeben beftimmten 
Rechte anſprechen. 

Vgl. L.R.S. 740. 

760. Dem natürlihen Kind oder feinen Abfümmlingen wird 
auf jene Forderung alle aufgerechnet, was fie von dem Bater 
oder der Mutter, deren Erbichaft eröffnet ift, empfangen haben, 
jo weit es nad den Regeln im zweiten Abjchnitte des fechiten 
Kapitel3 dieſes Titeld der Einwerfung unterliegt. 

Vgl. L.R.S. 843 und fig. 

761. Jede Forderung fällt weg, wenn es bei Lebzeiten feines 
Baterd oder feiner Mutter, unter deren außdrüdlicher Erklärung, 
daß da3 natürliche Kind auf den Theil eingefchräntt fein fol, den 
fie ihm angewieſen haben, die Hälfte desjenigen erhielt, was ihm 
die obigen Süße zumeifen. 

Sollte jedoch dieſer Vorempfang jener Hälfte nicht gleich 
fommen, die dem natürlichen Kinde zulommen joll, jo kann e8 als: 
dann joviel nachfordern, al3 zur Ergänzung diejer Hälfte nöthig 
ift, mehr aber nicht. 

76la. Für eine ausdrüdliche Erklärung gilt auch jede lekt- 
willige Berfügung der natürlichen Eltern über dein freien Theil 
ihre Vermögens, deren Erfüllung die Anwendung der erlaubten 
Minderung der Forderung de3 natürlichen Kindes nothwendig 
vorausſetzt. 

Vgl. L.R-8. 920 und fig. 

762. Kinder aus Ehebrud oder Blutſchande gezeugt, haben 
die im Sat 757 und 758 bejchriebenen Rechte nicht. 

Das Geſetz gibt ihnen nur ein Recht auf Ernährung, 

Vgl. L.R.S. 835, 342, 763 und fig. 908 nebst Zusatz, 
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+ 762a. Das nämliche Recht haben auch nichtanerkannte Kinder aus 
unehelichem Beiſchlaf, wo dieſer ohne Nachfrage nach der Vaterſchaft oder auf 
erlaubte Nachfrage bekannt wird. 


Aufgehoben durch das Gesetz vom 21. Februar 1851 (R. B. Nr, 15) 
über die Ernährung unehelicher Kinder. 


763. Diefe Ernährung wird nad) dem Vermögen des Vaters 
oder der Mutter, auch nach der Anzahl und Eigenjchaft der ge- 


jeglihen Erben bejtimmt. 
Vgl. L.R.S. 208 und flg. 


764. Hat der Vater oder die Mutter das aus Ehebruch oder 
Blutfhande gezeugte Kind ein Gewerb erlernen laffen, oder jonft 
bei Lebzeiten ihm den Unterhalt verfichert, jo "hat das Kind an 
ihren Nachlaß gar Feine Forderung. 


1765. Ein natürliches, ohne eigene Nachkommen verjtorbenes 
Sind beerbt derjenige feiner Eltern, der es anerkannt hat, oder 


wenn es von beiden anerfannt worden war, jedes zur Hälfte. 
Vgl. L.R.S. 334 und flg., 724, 746. 


766. Sind die Eltern des natürlichen Kindes vor ihn ge- 
ftorben, jo fallen die Güter, die e8 von ihnen erhalten hat, und 
welche jih noch in feiner Erbſchaft vorfinden, auf die ehelichen 
Gefchwifter, denen auch die Vermögensrücforderungen, wo vers 
gleichen etwa ftatt Haben, oder der noch rüdjtändige Kaufſchilling 
veräußerter Güter zufallen. Alles übrige Vermögen geht auf die 
natürlichen Brüder und Schweitern oder deren Ablönmlinge mit 


Beſitz und Gewähr. über. 
Vgl. L.R.S. 351, 747, 750; 724. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Von den Rechten des überlebenden Ehegatten und des 
Staats. 


767. Wenn der Verſtorbene Feine erbfähigen Verwandten 
und keine natürlichen Kinder zurückläßt, ſo gehört ſeine Ver— 
laſſenſchaft ganz dem überlebenden, von ihm nicht geſchiedenen Ehe— 
gatten. 

Vgl. L..S. 723, 769 und flg. 

768. Wenn fein Ehegatte des Verftorbenen im Leben ift, 
jo fällt die Verlaffenihaft dem Staat anheim. 

Vgl. L.R.S. 539, 713, 723. 

769. Somohl der überlebende Ehegatte als die Staatögüter- 
verwaltung, welche den Nachlaß in Anjpruch nehmen, find ver- 
bunden, die Siegel anlegen, und eine Erbverzeichniß in der Form 
errichten zu laffen, welche zur Antretung einer Erbjchaft unter der 
Vorſicht der Erbverzeichniß vorgefchrieben ift. 

Vgl. L.R.S. 794 und flg. Rechtspolizeigesetz $$ 26, 27, 32; Notariats- 
ordnung $$ 101, 122 und flg. 

x 770. Sie müffen bei dem Gericht, in deſſen Gerichts- 
ſprengel das Erbe eröffnet wurde, die Einfeßung in die Gewähr 
nachſuchen; das Gericht kann über dieſes Gefuch nicht cher er: 
fennen, al3 nachdem drei VBerfündungen und öffentliche Anjchläge 
in der gewöhnlichen Form vorhergegangen find, und ver Kronanwalt 
vernommen worden ift. 

Vgl. L.R.S. 110, 724; R.C.P.O. $ 187; Bechtspolizeigesetz $ 1 und 
52. 

771. Ueberdies ift der überlebende Ehegatte verbunden, den 
Fahrnißertrag verzinslich anzulegen, oder für den Fall, da binnen 
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drei Jahren ſich Erben des Verſtorbenen melden en Bin 
lihe Sicherheit für deſſen Erſatz zu ſtellen. Nah Umlauf der * 
Jahre iſt er der Sicherſtellung entlaſtet. 

Hinterlegungsgesetz vom 3. August 1837 (R.B. Nr. 26). 

7172. Der überlebende Ehegatte oder die Staatsgüterverwal⸗ 
tung, welche die Förmlichkeiten nicht beobachten, die ihnen beider 
feitS vorgejchrieben find, können verurtheilt werden, die Erben, die 
fih etwa melden, zu entjchädigen. 

773. Die Verfügungen des 769, 770, 771 und 772ften 
Satzes haben auch die natürlichen Kinder zu beobachten, wenn fie 
wegen Mangels anderer Erbverwandten in die Verlaſſenſchaft ein: 


treten (758). 
Vgl. L.R.S. 724. 


Sünffes Kapitel. 
Bon der Antretung und Ausſchlagung der Erbſchaften. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon der Antretung. 

774. Eine Erbſchaft kann nur unbedingt angetreten werden, 
übrigens ohne Borbehalt oder mit Vorbehalt der Vorſicht der Erb: 
verzeichniß. 

Vgl. L.R.S. 778, 783, 789, 793. 

775. Niemand ift verbunden, eine ihm angefallene Erbſchaft 
anzutreten. 

Vgl. LR.S. 784 u. fg. 

776. Berheirathete Frauensperfonen können ohne Ermäch— 
tigung ihrer Männer oder des Gerichts Feine Exbichaft gültig an- 
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treten, zufolge der Verfügungen des fechiten Kapitels unter dem 
Titel von der Ehe. 

Erbſchaften, welche Minderjährigen oder Mundlofen angefallen 
find, fönnen nur unter Beobachtung der in dem Titel über die 
Minderjährigfeit, Vormundſchaft und Gewaltsent— 
laſſung enthaltenen Verfügungen gültig angetreten werden. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 224, 461, 484, 509, 513a. 

+775a, Auch können Erbihaften von ledigen ober verwittibten Frauens- 


perjonen nit ohne einen Rechtsbeiſtand angetreten werben. 
Aufgehoben durch das Gesetz vom 28. Aug. 1835 (RB. Nr. 38) über 


Aufhebung der Geschlechtsbeistandschaft. 

777. Die Antretung wirkt rückwärts vom Tag des Erban- 
fall3 an. 

Vgl. L.R.8. 72', 785, 790. 

178. Die Antretung kann ausdrüdlic oder ftillfehweigend 
geichehen; fie geſchieht ansdrücklich (oder dur Annahme), wenn 
man in einer gemeinen oder öffentlichen Rechtsurfunde die Benen— 
nung oder die Eigenſchaft eines Erben annimmt; fie gejchieht 
ſtillſchweigend (oder durch Einmifhung), wenn der Erbe eine 
Handlung unternimmt, die feine Abjicht, die Erbſchaft anzunehmen, 
notwendig vorausjegt, weil er nur in der Eigenjchaft eines Erben 
fie mit Recht unternehmen kann. 

Vgl. LRS. 779, 780, 792, 798 a, 1108 a. 

779. Handlungen, die blos auf Erhaltung durch Aufficht oder 
fürjorglide Verwaltung zielen, gelten nicht für eine Erbantretung, 
wenn man dabei den Namen oder die Eigenfchaft eines Erben 


nicht angenommen hat. 
Vgl. L.R.S. 796, 1454. 
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780. Schenkung, Verkauf oder Uebertrag, wodurch Einer der 
Miterben ſein Recht an der Erbſchaft einem Fremden, oder auch 
allen oder einigen ſeiner Miterben überläßt, gilt ihm für An— 
nahme der Erbſchaft. 

Eben ſo verhält es ſich: 

1) mit der, wenn ſchon unentgeltlichen Verzichtleiſtung des 
einen Erben zum Vortheile eines oder mehrerer ſeiner 
Miterben; 

2) mit der Entſagung, ſelbſt jener, die zum Vortheil aller 
Miterben ohne Unterſchied geſchieht, wofür Vergütung 
genommen wurde. 

Vgl. L.R.S. 784 u, flg, 841. 


151. Stirbt derjenige, den eine Erbſchaft angefallen ift, 
ohne fie ausgefchlagen, noch ausprüdlich oder ftillfchweigend ange: 
treten zu haben, jo können feine Erben jtatt feiner fie antreten 
oder ausichlagen. 

Vgl. L.R S. 724, 784. 

782. Werden die Erben über die Frage, ob die Erbichaft 
anzutreten oder auszuichlagen fe, nicht einig, jo muß fie unter 
dem Borbehalt einer zu evrichtenden Erbverzeichniß angenommen 
werden. 

Vgl. L.R.S. 793 u. fig. 

7853. Ein BVolljähriger Tann feine ausdrüdliche oder ftill: 
Ihmweigende Erbantretung nur alsdann anfechten, wenn fie Folge 
eines gegen ihn gejpielten Betrugs war. Niemals Fanır er wegen 
Verlegung fie zurüdnehmen, außer wenn die Erbfchaft durch jpä tere 
Entdeckung einer zur Antrittszeit noch unbekannt geweſenen Tetten 
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Willensverordnung erſchöpft, oder doch über die Hälfte vermindert 
wurde. 
Vgl. LR.S. 1109, 1116, 1313. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Ausfchlagung der Erbichaften. 


784. Entſagung wird nicht vermuthetz jene auf Erbſchaften 
fann nur in der Kanzlei des Bezirksgericht, worin das Erbe liegt, 
in einem eigens hierüber geführten Buch gejchehen. 

Vgl. L.R.S. 110, 776, 793, 798 a; Rechtspolizeigesetz $ 3 Z. 1a, No- 
tariatsordnung $ 154. 

785. Der Erbe, welcher verzichtet, wird fo angefehen, als 
wäre er nie Erbe gemejen. 

Vgl L.R.S. 774, 777, 790. 


756. Der Antheil der Verzichtenden wächſt feinen Miterben 
zu; ift er allein Erbe, jo fallt die Erbſchaft auf den nad) dem 
Grad Nädjitfolgenden. 

Vgl. L.R,S. 790, 1044. 


757. Nie tritt man durch Erbvertretung in die Stelle eines 
verzichtenden Erben; iſt diejer in jeinem Grad der einzige Erbe, 
oder verzichten alle feine Miterben, jo erben die Kinder im eigenem 
Namen nad) Köpfen. 

vgl. L.R.S. 744. 


788. Die Gläubiger desjenigen, der zum Nachtheil ihrer 
Rechte verzichtet, können fich bei Gericht ermächtigen lafjen, die 
Erbihaft im Namen ihres Schuldners und jtatt feiner anzu— 
nehmen. 

15 
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Der Verzicht wird in diefem Fall nur zum Bortheil 
biger und blos für jo viel, als ihre Forderungen betragen, @ 
hoben, nicht zu Gunften des verzichtenden Erben. 

Vgl. L.R.S. 1166, 1167. 


759. Die Befugniß, eine Erbſchaft anzutreten oder aud 
ſchlagen, erlöfcht durch Verjährung. Dazu wird fo viel Zeit 
zur längjten Berfigung liegenichaftlider Rechte erfordert. 

Vgl. L.R.S. 2262, 

790. So lang da3 Recht der Erbantretung. von den 1 
zichtenden Erben nicht verjeffen und nicht von andern Erben‘ 
zwifchen benußt worden ift, jo bleibt jenen die Antretung des ER 
noch offen; unbefchadet der Rechte, die ein Dritter durch ® 
jährung oder durch gültige Handlungen mit dem Pfleger des ledi 
Erbes an den Erbihaftsgütern etwa erlangt hat. 

Vel. L.R.S. 462, 786, 811, 812. 


791. Auf die Erbſchaft lebender Perfonen kann man, fe 
in einem Chevertrag, nicht verzichten, und eben jo wenig ve 
die einftmaligen Rechte veräußern, die man an diefes Erbe hal 
mag. 

Vgl, L.R.S. 1130, 1600. 

792. Erben, welche etwas aus einem Nachlaß entwendet ı 
verheimlicht haben, find des Rechts, diefe Erbſchaft auszufchlag 
verluftig; ihrer Entfagung ungeachtet, bleiben fie unbedingt ı 
ohne Vorbehalt Erben, können jedoh an den entwendeten 0 
verheimlichten Gegenftänden feinen Antheil fordern. 

Vgl. L.R,S, 801, 1460, 1477; Notariatsordnung $ 137, Z. 7. 
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Dritter Abſchnitt. 


Von der Vorſicht der Erbverzeichniß, ihren Wirkungen und den 
Pflichten des Vorſichtserben. 


793. Die Erklärung eines Erben, daß er dieſe Eigenſchaft 
nur unter der Vorſicht der Erbverzeichniß annehmen wolle, muß 
auf der Kanzlei des Bezirksgerichts, unter dem die Erbſchaft liegt, 
geſchehen; ſie ſoll in das Buch, welches für die Aufnahme der 
Entſagungen beſtimmt iſt, eingetragen werden. 

Vgl. L.R.S. 110, 774, 776, 784; Rechtspolizeigesetz $ 3 Z. 1b; Nota- 
riats-Ordn, $ 154. 

794. Diefe Erklärung ift nur wirkſam, wenn ein getreueg 
und genaues Berzeichnig der Erbichaftsftüde vorausgegangen oder 
darauf gefolgt ift, und zwar in der durch die Gerichtsordnnung 
vorgejchriebenen Form, auch in den unten bejtimmten Friften. 

Rechtspolizeigesetz $$ 26, 32, 47; Notariatsordnung $ 122 u. fig. 

79. Der Erbe hat drei Monate, um die Erbverzeichniß 
zu errichten. Sie werden von dem Tag des Erbanfalls ge- 
rechnet. 


Gr hat überdies noch, um fich über die Annahme oder Ent- 
fagung der Erbſchaft zu bedenken, eine Zeit von vierzig Tagen, 
von dem Tag an, da die zur Inventur bejtimmten drei Monate 
verflofjen find, oder von dem Tag an, da die Erbverzeichniß 
geihloffen wurde, wenn diefe vor dem Ablauf der drei Monate 
beendigt wird. 

Vgl. LR.S. 798, 800, 1456. 

796. Befinden fih unter dem Nachlaß Saden, die dem 
Berderben unterworfen find, oder deren Erhaltung unverhältniß- 
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mäßige Koſten erfordern würde; ſo kann der Erbe ſchon aus dem 
einzigen Grund, weil er erbberechtigt iſt, ohne Beſorgniß, daß 
gegen ihn eine Erbannahme daraus gefolgert werden dürfe, ſich 
von dem Gericht zum Verkauf dieſer Sachen ermächtigen laſſen. 

Dieſer Verkauf muß durch ordnungsmäßige öffentliche Ver— 
ſteigerung geſchehen. | 

Vgl. L.R.S. 779, 805, 826; Recbtspolizeigesetz $$ 1 u. 85; Notariatsordnung 
$ 160; Dienstweisung für Waisenrichter $ 29, 

797. So lange die Friften zum Erbverzeihniß und zur 
Erbentſchließung laufen, kann der Erbe nicht gezivungen werden, 
fi zu erklären, und es kann wider ihn als Erben Fein Urtheil 
ergehen. 

Entfagt er der Erbjchaft nach verftrichenen Friften, oder aud) 
früher, jo bleiben die bis dahin von ihm rechtmäßig aufgewendete 
Koften der Erbſchaft zur Lait. 

Vgl. L.R.S. 2259; R.C.P.O. $ 217; R.-Konk.-Ordn. $ 2304, 

198. Nach Ablauf der pben beftimmten Frift kann der Erbe, 
wider den eine Klage angeftellt wird, um neue Friſt bitten, welche 
die Gerichtsbehörde nad) Umftänden geftattet oder verjagt. 

Vgl. L.R.S. 795, 800, 1458, 

7982. Das Stillfehweigen eines Erben, der feine Erflärung 
verjchweigt, muß vom Richter nad) dem Vortheil des betreibenden 
Theil3 ausgelegt werden. 

Vgl. L.R.S. 1108a, u. b.; R,C.P.O. $ 217. 


199. Im Fall de3 vorhergehenden Sabes fallen die Kojten 
des Terfahrens auf die Erbjchaft, wenn der Erbe beweist, daß 
er von dem Abfterben feine Wiſſenſchaſt hatte, oder daß die 
Friften wegen der Lage der Güter, oder wegen vorgefallener An— 
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jprüche zu kurz gewejen. Führt er diefen Beweis nicht, jo bleiben 
die Koften ihn zur Lait. 


800. Der Erbe behält auch nach Ablauf der im 795ften 
Sat beitimmten Frijten, und yelbjt nach Umlauf derjenigen, die 
er in Gemäßheit des 798ften Sabes etwa von dem Richter noch 
erhalten hat, das Recht. eine Erbverzeichnii zu errichten, und als 
Vorſichtserbe aufzutreten, fo lang er feine, den Erben bezeichnende 
Handlung unternommen bat, und fein vechtkräftiges Urtheil ihn 


als unbedingten Erben erklärt hat. 
Vgl. L.R.S. 778, 893; R C.P.O. $ 795. 


S01. Der Erbe, der fi einer Verheimlichung ſchuldig ge- 
macht, oder wiljentlicher und unredlicher Wetje einige Erbſch ftsſtücke 
in die Erbverzeichnig aufzunehmen unterlaffen hat, ift des Vortheils 
der Erbverzeichniß verluftig 

Vgl. LR.s. 792, 1460, 1477; Notariatsordnung $ 137 Z, 7, 

302. Die VBorfiht der Erbverzeihniß gewährt dem Erben 
den Vortheil: 

1) daß er für die Erbichaftsjchulden mehr nicht, als den 
Werth der erhaltenen Erbichaftsjtüde zu zahlen verbunden 
it, und auch diefer Mühe ſich entheben kann, wenn er 
den Gläubigern und Erbnehmern alle Erbſchaftsſtücke 
überläßt; 

2) daß fein eigenes Bermögen mit den Erbichaftsjtüden nicht 
vermijcht wird, und er das Necht behält, aus der Erb: 
Schaft die Zahlung jeines Forderungen zu verlangen. 

Vgl. L.R.S. 811, 812, 870, 1251 Z, 4, 2258, 


803. Der Vorfichtserbe hat die Verbindlichkeit auf fich, das 
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Erbvermögen zu verwalten, und den Gläubigern und Erbnehmern 
über ſeine Verwaltung Rechnung abzulegen. 

Auf ſein eigenes Vermögen kann nur gegriffen werden, wenn 
er wegen der Uebergabe ſeiner Rechnung in Verzug geſetzt iſt, 
dafür, daß er dieſer Verbindlichkeit Genüge leiſte. 

Nach dem Abſchluß der Rechnung kann auf ſein eigenes Ver— 
mögen nicht gegriffen werden, als wegen deſſen, was er der Erb— 
ſchaft etwa ſchuldig bleibt. 

Vg!. R.C P.O. $ 696; Notariatsordnung $ 1932 Z 3. 

504. Bei der ihm aufgetragenen Verwaltung ift er nur für 


grobe Verſehen verantwortlich. 
Vgl, L.R.S. 1137; 1150 vu, fig. 


305. Erbfahrniß kann er nur in ordnungsmäßiger öffentlicher 
BVerfteigerung verkaufen. 

Liefert er fie im Stüd zurüd, jo hat er für jene Verſchlim— 
merung oder Entwerthung zu haften, die von feiner Nachläffigleit 
herrührt. 

Vgl. L.R,S. 796 nebst Zusätzen, L.R.S. 826, 

306. Liegenfchaften kann er nur ebenfo und unter Beobad): 
tung der deßfalls vorgefchriebenen Formen verkaufen, den dafür 
erhaltenen Kaufſchilling muß er den befannten Unterpfandsgläu- 


bigern anmeijen. 
Vgl. L.R,S. 827, 2103, 2114 u. fig.; Notariatsurdnung $ 160 Dienstweisung 
für Waisenrichter $ 29. 


806 a. Wer die vorigen beiden Säße nicht beobachtet, ift der 
Mohlthat der Vorfichtserben verluftig, ohne welche der Erbe immer 
al3 ein folcher behandelt werden muß, der BHinlänglich Vermögen 
für Zahlung der Schulden und Laſten angetroffen habe. 
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807. Den Gläubigern und andern Betheiligten, die es fordern, 
muß er für den Werth der in der Erbverzeichniß begriffenen 
Fahrniß und für den Theil der Liegenſchaftskaufſchillinge, welcher 
den Pfandgläubigern nicht ausgezahlt worden iſt, gute und hin— 
längliche Sicherheit ſtellen. 

Stellt er dieſe nicht, ſo wird die Fahrniß verkauft, und 
ihr Kaufpreis ſowohl, als das, was aus dem Erlös der Liegen— 
ſchaften nicht angewieſen iſt, wird zur Tilgung der Erbſchaftslaſten 
hinterlegt. 

Vgl. Gesetz vom 3. Aug. 1837 (R.B. Nr. 26) über Errichtung einer 
Hinterlegungskasse. . 

808. Wenn Gläubiger Einjpradhe wider die Erbbehandlung 
machen, jo kann der Borfichtöerbe nur nach richterlicher Erkenntniß 
und Anweiſung zahlen. 

Erhebt fich feine Einfpradhe, jo zahlt er die Gläubiger und 
Erbftüdnehmer nach der Ordnung, wie fie fi melden. 

Vgl. L.K.S. 2093 u, fig, 2146 Abs. 2; R.-Konk.-Ordn, $ 205, 

809. Gläubiger, die Feine Einſprache gemacht hatten, und 
erſt nad dem Schluß ver Rechnung und der Auszahlung des 
Ueberfchuffes ſich melden, haben feinen Rüdgriff, als auf die 
Empfänger der Bermächtniffe. 

Jeder Rüdgriff ift nach Ablauf dreier Zahre, von dem Tag, 
da die Rechnung gefchloffen und der Ueberſchuß gezahlt worden ift, 
an zu rechnen, verjejjen. 

Vgl. L.R.S. 803 nebst Zusätzen, L.R.S. 1002 und flg. 

810. Die Koften der etwa angelegten Siegel, der Erbver— 


zeichnung und der Rechnungsablage fallen auf die Erbſchaft. 
Vgl. L.R.S. 797, 799; R.-Konk.-Ordn. $ 51 Z. 2, 
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Vierter Abſchnitt. 
Von ledigem Erbe. 


811. Wenn nach Umlauf der Erbverzeichnißfriſt und der 
Bedenkzeit Niemand erſcheint, der ein Erb- oder Erbfolgerecht an— 
ſpricht, auch kein Erbe bekannt iſt, oder die bekannten Erben auf 
die Erbſchaft Verzicht gethan haben, ſo wird das Vermögen als 
erblos oder die Erbſchaft als ledig angeſehen. 


Vgl. J. R.S. 724, 784, 795; Notariatsordnung $ 157; R-Konk.-Ordn. 
$ %05. 


812. Das Gericht der erften Inftanz, in deſſen Bezirk fie 
eröffnet wurde, ernennt auf das Gefuch der Betheiligten, oder auf 


den Antrag des Kronanwalts einen Erbpfleger. 
Vgl. L.R.S. 110; Rechtspolizeigesetz 85 1 und 25. 


813. Der Erbpfleger muß vor Allem den Zuftand der Erb: 
Ihaft durch ein Erbverzeihniß ins Klare ſetzen. Er übt die Rechte 
der Erbichaft aus, und macht fie geltend; denen wider ſie gerichte- 
ten Klagen ſteht er zu Recht; er verwaltet zu Gunften Aller, die 
e3 angehen mag, und muß das in der Erbjchaft befindliche baare 
(Held, jowie den Erlös aus der Fahrnik und Liegenjchaft, der über— 
bleibt, zur Staatsjchuldenkaffe geben, welche demjenigen Rechnung 
thun muß, der etwa ein Recht darauf hat. 

Vgl. L.R,S. 539, 2258; Hinterlegungsgesetz vom 3. August 1837 (R.B. 
Nr, 26). 

814. Die Berfügungen des dritten Abſchnitts diefes Kapitels 
über die Formen der Erbverzeichniß, die Art der Verwaltung, und 
die von dem Vorfichtserben abzulegenden Rechnungen gelten auch 
den Erbpflegern. 

Vgl. L.R.S. 794, 803; Notariatsordnung $ 182 Z. 3, 
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Sechſtes Kapitel. 
Bon der Erbtheilung und Einmwerfung. 
Erjter Abſchnitt. 


Bon der Erbtheilungsklage und ihrer Form. 
(Vgl. LR.s. 1476 und 1872.) 


315. Niemand kann gezwungen werden, in Gemeinjchaft zu 
bleiben, jondern man darf auf Erbtheilung jederzeit dringen, ohne 
daß Verbote oder Verträge es hindern können. 

Nur Verjchiebung der Erbtheilung auf bejtimmte Zeit kann 
bedungen werden; eine jolche Webereinkunft iſt nicht über fünf 
Jahre verbindlich, fie kann aber erneuert werben. 

Vgl. L.R.S. 6, 577 bg., 1133, 2241 a. 

8l5a. Alles jedoch unbejchadet des Stammgutsrechtö bei den 
dahin gehörigen Gütern, 

Vgl. L.R.S. 577 el. und ec ın. 

816. Theilung kann felbit dann nachgrjucht werden, wann 
einer der Miterben im abgejonderten Genuffe eines Theils der 
Erbſchaftsſtücke ftünde, jo lang feine Theilungsurfunde, oder ver- 
jährter Beſitzſtand vorhanden tft. 

Vgl. L.R.S. 2241a., 2262, 2265. 


817. Die Klage auf Erbtheilung kann für minderjährige oder 
mundloje Miterben von ihren Bormündern auf Ermächtigung eines 
Familienrath3 angeftellt werden. 

Für verjchollene Miterben fteht die Klage jenen Verwandten 
zu, welche in den Beſitz eingemwiejen find. 

Vgl. L.R.S. 120, 136, 465; Rechtspolizeigesetz $ 2 Z, 2. 


J 
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818. Der Mann kann ohne Mitwirken ſeiner Frau auf 
Theilung der ihr angefallenen liegenden und fahrenden Habe an— 
tragen, wenn ſie zur ehelichen Gütergemeinſchaft gehören. Außer 
dem Fall der Gemeinſchaft kann der Mann ohne Beiſtimmung 
ſeiner Frau keine Endtheilung fordern; wohl aber kann er, wenn 
ihm der Genuß gehört, eine fürſorgliche Theilung verlangen. 

Die Miterben der Frau können eine endliche Abtheilung be— 
gehren, müſſen aber alsdann den — und die Frau zugleich 
darum belangen. 

vgl. L.R.S. 1401, 1404, 1421, 1428, 1526, 1531. 

819. Sind alle Erben felbft oder durch genugſame Macht- 
haber anmejend und großjährig, jo ift die Verfiegelung der Erb- 
Ichaftsftüde nicht nöthig, und die Theilung kann in jeder den Be- 
theiligten gefälligen Form und Urkunde gejchehen. 

X Sind unter den Erben abmwejende, minderjährige oder 
mundlofe, jo muß die Verfiegelung in der Fürzeften Zeit, ſei es 
auf Anjuchen der Erben oder auf Betreiben des Kronanwalts von dem 
Bezirksgericht oder dem Ortsvorſteher, unter welchem die Erbichaft 
gelegen ift, Amtshalber gejchehen. 

Vgl. L.R.S. 110, 838, 1031; Rechtspolizeigesetz $$ 25, 26, 277, 32 und 
80c.; Notariatsordnung $ 101 u. fig,; Verordnung vom 6. August 1864 (R.B. 
Nr. 38) über Sterbfallanzeigen, 

820. Auch Gläubiger, die Hare Brief und Siegel, ober 
richterliche Erlaubniß haben, können Berfiegelung begehren. 

Vgl, L.R.S. 877 und fig, 166. R.C,P.O. $ 814, 

821. Sind die Siegel einmal angelegt, jo fönnen alle Gläu- 
biger wider die Erbbehandlung Einſprache machen, ohne Klare Brief 
und Siegel oder richterliche Erlaubniß aufzumeijen. 
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Die Förmlichkeiten der Entſiegelung und der Erbverzeichniſſe 
werden durch beſondere Vorſchrift beſtimmt. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Rechts- 
polizeigesetz $ 26 Z. 2 und 3; $ 47; Notariatsordnung $ 115 und fig., $ 122 
und flg. 

+ 822. Die Klage auf Theilung und die miteinlaufenden Streitigleiten 
gehören vor ben Gerichtäftand des liegenden Erbes. 

Eben dieſes Gericht leitet die Berfteigerungen, und ihm gehören die 
Klagen auf Gemwährleiftung der Looſe unter den Miterben, fowie jene auf Um— 
ftoßung einer geſchehenen Theilung. 

+ 823. Wenn einer der Miterben in bie Theilung nicht mwilligt, oder 
wenn über bie Art des Verfahrens, ober der Beendigung Streit entfteht, fo 
entſcheidet eben dieſes Gericht, oder überträgt nad Umftänden die Berichtigung 


bes Theilungögefhäfts einem aus feiner Mitte, auf defjen Bericht es alsdann 
über bie Streitigkeiten erfennt. 


Die L.R,S. 822 und 823 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf, - 
Ges, zu den R.J.G. 


Vgl. L.R.S. 110; R.C P.O. $ 28; Rechtspolizeigesetz $ 26; Notariats- 
ordnung $ 183. 


x 824. Die Abihägung der Liegenſchaften geſchieht durch Sadverftän- 
bige, welche die Parteien wählen; wollen dieje nit mählen, jo werben fie 
von Amtswegen ernannt. 


Das Vrotofoll der Eachverftändigen muß die Grundlage der 
Abſchätzung enthalten; es joll andeuten, ob und wie das abge: 
Ihägte Grundſtück ſich füglich theilen laſſe; es ſoll endlich auf den 
AbtHeilungsfall Hin die Theile, in welche es zerlegt werden kann, 
und deren Werth beftinmen. 


Vgl. L.R.S. 466; Rechtspolizeigesetz $ 64; Notariatsordnung $8 139, 
140 und 147; Dienstweisung für Waisenrichter $3 26 und 28. 


825. Die Abſchätzung der Fahrniß, wenn fie nicht ſchon In 
einem fürmlichen Erbverzeihniß ihren Anſchlag haben, — 
nach ihrem wahren landläufigen Werth. 


„1. 
Notariatsordnung $$ 141 und fig,; Dienstweisung für Wais 8 


er 
Nor 
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326. Jeder Miterbe kann feinen Antheil an Fahrniß und 
liegender Habe im Stüd verlangen; find jedoch Gläubiger vor- 
handen, welche auf das Vermögen Befchlag gelegt oder Einſprache 
gemacht haben, oder hält der mehrere Theil der Miterben den 
Verfauf für nöthig, um Schulden und Laſten der Erbichaft zu 
berichtigen, jo wird die Fahrniß öffentlich und förmlich verfteigert. 

Vgl. L.R,S. 821, 832; Notariatsordnung $ 160; Dienstweisung für 
Waisenrichter $ 29, 


327. Jene Liegenfchaften, die fich füglich nicht theilen laffen, 
jollen gerichtlich verfteigert werden. 

Die Barteien, wenn fie alle großjährig und einig find, können 
auch die Verfteigerung durch einen Staatsjchreiber außergerichtlich 


vornehmen lajjen 
Vgl. L.R.S. 838, 1686 ; Notariatsordnung $ 160; Dienstweisung für 
Waisenrichter $$ 29 und 30. 


827 a. Füglich kann nicht getheilt werden das, was nicht jo 
vielfach vorhanden ift, daß jedem Erben ein ähnliches Stüd werden 
fünnte, und auch durch Zertheilung zu einer ſolchen Mehrfachheit 
nicht gebracht werden kann, fei es nun, weil es natürlich oder 
gejeglich untheilbar tft. 

Gesetz vom 6. April 1854 (K. B. Nr. 20) über Untheilbarkeit von 
Liegenschaften; Edikt vom 23. März 1808 (k.B. Nr. 11) über die Vortheils- 
gerechtigkeit $ 4. 


827 b. Gefeglich untheilbar ift nicht blos dasjenige, deffen 
Theilung von einer Verfügung des Staats oder des Eigenthümers 
ausdrüclich unterfagt wird, jondern auch dasjenige, was von ein: 
ander nicht getrennt werden kann, ohne das Ganze zu entmwerthen 
(3. E. durch Ausbrehung der Steine aus einem Gejchmud), oder 





in ra 
.. = 
* 


LR. UI. B. J. T. Erbſchaften. 237 


ohne es für feine Beitimmung minder brauchbar zu maden (3. €. 
duch Trennung der Zubehörden von der Hauptfache). 

Vortheilsrechtsordnung $ 2. 

827 c. Dbige Berfteigerung fällt weg bei Liegenjchaften, wo— 
rauf Ortsgebrauch oder einzelne Rechtstitel Einem der Erben eine 
Vortheilgerechtigfeit geben; ihm muß auf Verlangen dad Gut in 
einem Tindlichen Anjchlag überlaffen werden. 

Vortheilsrechtsordnung 88 3, 6—10. 

827 d. Der Eindlihe Anfchlag ſoll ein Zehendtheil und in 
rauhen Berggegenden ein Acdhtel, und kann, wo Eltern es ver- 
ordnen, aller Orten ein Viertel unter dem wahren laufenden Ver— 


faufswerth bleiben. 
Vortheilsrechtsordnung $ 11. 


827 e. Der Bortheilserbe haftet den Gläubigern nicht bloß 
nach feinem Theil, fondern nach feinem Empfang aus dem Erbe 


und unterpfändlich für das Ganze. 
Vgl. L.R.8. 870 und 873; Vortheilsrechtsordnung $ 12. 


827f. Er Tann jeine Vortheilgerechtigfeit an Miterben um 
ein Vortheilveht abtreten, da8 jedoch den hälftigen Werth des 
Vortheils nicht überfchreiten darf. 

Vortheilsrechtsordnung $ 15. 

327g. Die Tortheilgerechtigfeit fällt weg, wo Fein Miterbe 
enftehen will; wo der Borzugserbe in Verfchwendung oder folche 
Verbrechen gegen den Erblaffer, die Schenkungen aufheben, ver- 


fällt; endlich wo das Gut wegen Schulden nicht behauptet werden 
lann. 


Vgl. LR.S. 513, 955; Vortheilsrechtsordnung $$ 14 und 16. 
328. Nachdem die fahrende und liegende Habe geſchätzt, und 
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ſoweit nöthig, verkauft iſt, verweist der Richter nöthigenfalls die 
Parteien vor einen Amts- oder Staatsſchreiber, den ſie wählen 
oder den er ernennt. 


Vor dieſem wird die etwaige Rechnungsablage der Miterben 
gegen einander, die Feſtſetzung der Erbmaſſe, die Fertigung der 
Looſe und die Beitimmnng desjenigen, was einem jeden der Mit- 
erben ausgeliefert werden muß, erörtert. . 

Vgl. L.R.S. 466, 831, 838; Rechtspolizeigesetz $ 26; Notariatsordnung 
$8 158, 164, 169, 182. 

829. Jeder Miterbe wirft nad den unten folgenden Regeln 
in die Maffe ein, die Geſchenke, die er erhalten Hat, und bie 
Summen, welche er dem Erblaffer fchuldig ift. 

Vgl. L.R.S. 843 und flg.; Notariatsordnung $ 163. 

830. Geichieht die Einwerfung nit im Stüd, jo nehmen 
die Miterben, welche Einmwerfung zu fordern haben, einen gleich 
großen Theil aus der Erbſchaftsmafſe voraus Bin. 

Der Voraus wird, joviel möglich, in Gegenftänden erhoben, 
die mit den im Stüd nicht zurüdgegebenen Sachen von gleicher 
Beichaffenheit und Güte find. 

Vel. L.R.S. 858—860, 868, 869, 

831. Nach deffen Abzug werden aus der übrigen Maſſe jo 
viel gleiche Looſe gemacht, als theilende Köpfe oder Stämme vor- 
handen find. 

Notariatsordnung $ 164. 

832. Bei Fertigung der Looſe fol, foviel immer thunlich 
ift, die Zerftüdelung der Grundftüde und die Vertheilung der 
Gemwerbsanlagen vermieden, und jedem Loos, mo möglich, gleich 


en > nn > 
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viel an beweglichen und unbeweglichen Gütern, an Gerechtſamen 
und Forderungen von gleicher Art und gleihem Werth zugefchieden 
werden. 

Vgl. L.R.S. 826. 

833. Die Ungleichheit der Loofe im Stü wird durch Auf- 
gabe in Rente oder in Geld ausgeglichen. 

Vgl. L.R.S. 2103 Z. 3; 2109; Notariatsordnung $ 165. 

834. Die Loofe werden von einem der Miterben gemacht, 
wenn ſie fih auf Einen vereinigen, und derjenige, den fie 
gewählt haben, es annimmt; widrıgenfalls macht die Looſe ein 
Sadhfundiger, den der Theilungsrichter ernennt; fie werden hernach 
gezogen. 

Vel. L,R.S. 466, 838; Notariatsordnung $$ 164 und 168. 

835. Che die Ziehung der Loofe beginnt, kann jeder Theil- 
nehmer Einwendungen, wider die Art, wie ſie gefertigt find, 
machen. 

836. Die Regeln für die Theilung ganzer Erbſchafts— 
mafjen gelten aud der Aftertheilung unter den mittheilenden 
Stämmen. 

Vgl. L.R.$S. 743; Notariatsoränung $ 194, 

837. Wenn fich bei den Gejchäften, die an einen Staat3- 
Schreiber verwiefen find, Streitigkeiten erheben, jo führt der Staat3- 
ichreiber ein Protokoll über die beftrittenen Punkte und über die 
gegenfeitigen Behauptungen der Parteien, verweist fie an den 
Theilungsrichter, und im Uebrigen wird nad der Gerichtsordnung 
verfahren. 

RC.P.O. $ 38; Notariatsordnung $ 183. 

838. Sind nicht alle Erben anweſend oder einige derjelben 


ar me” — ai 
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mundlo8 oder minderjährig, jo muß die Theilung nad den 
Regeln, die von Sat 819 an bis Sat 836 feitgeftellt find, 
gerichtlich vorgenommen werden. Sind mehrere Minderjährige 
vorhanden, die bei der Theilung ein entgegengejeßtes Intereſſe 
haben, jo muß einem jeden aus ihnen ein eigener Pfleger gegeben 
werden. 


Vgl. L.R.S. 466, 819, 840; Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 4; Notariats- 
ordnung $ 153 und flg. 


839. Tritt im Tall des vorhergehenden Artikel eine öffent- 
liche Berfteigerung ein, jo kann fie nur gerichtlich unter Beobach— 
tung der Formen gejchehen, welche zur Veräußerung der Güter 
eines Minderjährigen vorgejchrieben find. Fremde Steigerer wer— 
den dabei allemal zugelaſſen. 


Vgl. L.R.S, 452, 459, 460, 826, 827, 1686—88 ; Notariatsordnung $$ 91 
und flg., 160 und flg.; Dienstweisung für Waisenrichter $ 29, 


840. Theilungen, welche nach den oben feftgeftellten Regeln 
von Vormündern unter der Ermächtigung eines Familienraths, 
oder von gewaltsentlafjenen Minderjährigen mit ihrem Rechtsbei— 
ftand, oder im Namen Berfchollener, oder Nichtanmwefender voll: 
zogen wurden, find endgültig. Dagegen find fie nur fürforglich, 
wenn die vorgejchriebenen Regeln nicht beobachtet werden. 


Vgl. L.R.S. 466, 484, 1314; Rechtspolizeigesetz $ 2.2. 6; Gerichts- 
nolariatsordnung $$ 89—91, 


841. Ein jeder Nichterbberechtigter, wäre er auch ein Ver- 
wandter des DVerftorbenen, der durch Nechtsabtretung an die Stelle 
eines Miterben fich darftellte, Fan durch die Miterben insgefammt, 
oder aud durch einen aus ihnen von der Theilung ausgefchloffen 
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werden, wenn ihm das, was er für die Abtretung zahlte, zurück— 


erjtattet wird. 
Vgl. L.R.S. 1699 und 1701 aa. 


842. Nach vollzogener Theilung empfängt jeder Theilnehmer 
die Urkunden über die ihm zugetheilten Gegenftände. 

Urkunden, die ein getheiltes Stück betreffen, bleiben dem— 
jenigen, der den größten Theil davon erhält, unter der Bedingung, 
den übrigen betheiligten Miterben auf Verlangen damit an die 
Hand zu gehen. 

Urkunden, die auf die ganze Erbſchaft Bezug haben, werden 
demjenigen eingehändigt, den alle Erben zum Bewahrer gewählt 
haben, unter dem Auftrag, den Theilnehmern auf jedesmaliges 
Verlangen damit an Handen zu gehen. In Entjtehung der Wahl 
verfügt darüber der Richter. 

Rechtspolizeigesetz $ 1; Notariatsordnung $$ 176 und 190: 


Zweiter Abſchnitt. 
+ Bon der Einwerfung. 


843. Jeder Erbe, auch der Borfichtserbe, wenn er die Erb- 
ihaft antritt, ift verbunden, feinen Miterben alles einzumerfen, 
wa3 er von dem DBerftorbenen durch Schenkung unter den Leben: 
den ımmittelbar oder mittelbar erhalten Hat. Weder Gefchenfe 
noch Vermächtniſſe dürfen uneingemworfen bleiben, die von dem 
Berftorbenen herfamen; es jei denn, daß fie ihm ausdrüdlich als 
ein Voraus außer jeinem Erbtheil oder mit Entbindung von der 


Einmwerfung gegeben wurden, 
Vgl. L.R.S. 760, 829, 847 u, flg., 919, 1573; Notariatsordnung $ 146, 
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844. Selbſt in dem Fall, wo die Geſchenke und Vermächte 
niffe als ein Voraus, oder frei von Einwerfung gejchehen Find, 
kann der Erbe in der Theilung nur denjenigen Betrag unginge 
worfen behalten, der nicht die Berfügungsbefugniß des Verſtorbenen 
überſchreitet; ein etwaiger Ueberſchuß iſt einzuwerfen. En 

Vel. L.R.S. 866, 913 u, flg., 920 u. flg. 

S45. Der Erbe, der auf die Erbichaft verzichtet, kann gleiche 
wohl die empfangenen Schenkungen unter den Lebenden behalteng 
und die ihm zugedachten Vermächtniſſe, jo weit fie den geſet 
mäßigen Betrag nicht überjchreiten, forderit. 

Vgl. L.R.S. 784, 913 920 u. fig. 

546. Der Gejchenfnehmer, welcher zur Zeit der Schenkung 
fein muthmaßlicher Erbe war, am Tage des eröffneten Erbgangs 
aber Erbe ift, muß einwerfen, jofern ihn der Gejchenfgeber davon 
nicht befreit hat. 

Vgl. L.R.S. 843, 919. 

847. Was dem Sohn desjenigen, dem ein Erbe anfällt, ge 
Ichenft oder vermacht worden, wird jo angejchen, als wäre es von 
Gimmwurf befreit. 

Der Vater, der zur Erbjchaft des Gefchenfgebers gelangt, if 
nicht verbunden, einzumerfen. 

848. Auf gleiche Weije ift der Sohn, der aus eigenem Recht 
Erbe eines Geſchenkgebers wird, nicht verbunden, die jeinem Vater“ 
gemachte Schenkung einzumerfen, wenn ev gleich Erbe ſeines Vaters 
geworden iſt; gelangt aber der Sohn nur fraft Erbvertretungse 
rechts zur Erbjchaft, jo muß er alles, was jenem Bater geſchenkt 
ward, jelbjt dann eimverfen, wenn ev deſſen Erbſchaft ausge— 
ichlagen hat, 

Vgl. L.R.S. 739, 744, 





ER. 11.8. 1. T. Erbſchaften. 243 


349: Was dem Ehegatten eines Erben gejchenft oder ver- 
macht wird, iſt frei von der Einwerfung. 

Wenn zweien Ehegatten zufammen etwas gejchenft oder ver- 
macht wird, wovon nur einer erbberechtigt ift, jo Hat dieſer jeine 
Hälfte einzumerfen. Geſchenke, die dem erbfähigen Ehegatten allein 
gemacht worden, wirft er ganz ein, 

Vgl. L.R.S. 1081 u. flg. 

850. Das Einwerfen gefchieht nur in die Verlafjenjchaft des 
Gejchenfgebers. 

SL Was zur häuslichen Einrichtung eines der Miterben 
oder zur Zahlung jeiner Schulden verwendet worden ift, muß ein- 
geworfen werden. 

Vgl. L.R.S. 204, 1438, 1439. 

852. Unterhalts-, Ernährungs- und Erziehungstoften, Lehr— 
gelder, gewöhnliche Kleidungskoſten, Hochzeitsfoften und hergebrachte 
Shrengejchenfe werden nicht eingeworfen. 

vgl.L.R.S %3, 1409 Z. 5. 

555. Einmwurfsfrei ift auch der Gewinn, welchen etwa der 
Erbe aus jolchen Verträgen mit dem Berftorbenen 309, die bei 
ihrem Abſchluß nicht vortheilbringend jchienen. 

Vgl L.R.S. 918, 1964, 1968 u. flg. 

554. Einmwurfsfrei find Gefellfchaftsverträge des Verftorbenen 
mit einem jeiner Erben, die ohne Arglijt gefchloffen, und deren 


Bedingungen in einer öffentlichen Urkunde beftimmt wurden. 
Vgl. L.R.S. 1832 u. flg. 


859. Liegenfchaften, welche durch Zufall ohne Schuld des 
Gejchenfnehmers zu Grunde gehen, find einmwurfsfrei. 


Vgl. L.R.S. 863, 1303, 
16* 
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856. Nur von dem Tag des Erbanfalls an werden die 
Früchte und Zinſen der einzuwerfenden Sachen eingeworfen. 

Vgl. L.R.S. 547, 718, 928. 

857. Zur Einwerfung ift nut ein Miterbe dem Andern 
verbunden, aber nicht den Vermächtniinehmern, noch den Erb: 
gläubigern. 

Vgl. L.R.S. 921, 1010, 

558. Die Einmwerfung gejchieht entweder im Stüd, over 
durch Zurüdjtehen in der Theilung. 

Vgl. L,R.S. 830, 859 u. flg., 868, 869; Notariatsordnung $$ 158 und 
163, 

859. Die Einwerfung im Stüd kann bei Liegenjchaften als- 
dann verlangt merden, wenn das gejchenfte Grundſtück von dem 
Gejchenfnehmer noch nicht veräußert worden, und fi in der Erb- 
Schaft feine andere Liegenfchaften von gleicher Art, Güte und Werth 
befinden, woraus man ungefähr gleiche Zoofe für die übrigen Mit: 
erben machen könnte. 

Vgl. L.R.S. 826, 832, 865. 

560. Die Einwerfung gefchieht einzig durch Zurückſtehen, 
wenn der Gejchenfnehmer das Grundftük vor dem Erbanfall ver: 
außert hat, und wird berechnet auf den Werth des Grundftüds 
zur Zeit des Erbanfall3. 

"Vgl. L.R.S. 718, 824, 864. 

561. In allen Fällen gebührt dem Geſchenknehmer die Ver— 
gütung der Verbeſſerungskoſten, jomeit eine Erhöhung des Werths 
der Sade zur Zeit der Theilung dadurch erzielt ift. 

vgl. L.R.S. 555, 867. 

562. Auc gebührt dem Geſchenknehmer der Erſatz der Er: 
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haltungsfoften, wenn fchon die Sache dadurch nicht verbeſſeet 
ward. 


863. Dem Gefchenfnehmer fällt dagegen die Werthvermin— 
derung oder Verſchlimmerung zur Yajt, die feine That, oder Folg: 
jeiner Fehler und Nachläffigfeiten ift. 

Vgl. L.R.“. 855, 1136, 1137, 1245. 


564. Bon einem veräußerten Grundftüd werden die Ber- 
befjerungen oder Berjchlimmerungen nad) den drei vorhergehent tn 
Sägen in Anfchlag gebracht. 


565. Ein im Stüd eingeworfenes Gut wird frei von allen 
Laften, womit e3 der Gefchenfnehmer bejchwert hat; die Pfand— 
gläubiger können gleichwohl bei der Theilung Einſprache einlegcit, 
zu Abwendung ihres Nachthei‘s. 

Vgl. L.R.S. 821, 862, 929, 954, 963, 2125. 

566. Ein Erbe, dem eine Liegenfchaft mit Erlafinng der 
Einwerfung gefchenft worden, deren Werth denjenigen Betrag über- 
Ireitet, über welchen der Erblaffer verfügen kann, wirft den Mehr- 
empfang im Stüd ein, wenn ev ſich füglich abiondern läßt. 

Sm Gegenfall muß da, wo der Mehrempfang den halben 
Verth des Grundftüds überfteigt, der Gejchenfnehmer es ganz ein: 
werfen, darf aber den Betrag, iiber welchen der Erblafjer ver- 
fügen Fonnte, aus der Mafje vorausnehmen; wo der Mehrempfang 
jme Hälfte nicht überfteigt, da darf der Geſchenknehmer das 
Grundſtück ganz behalten, bezieht aber dafür jo viel weniger Dit 
der Theilung oder entjchädigt feine Miterben in Geld oder N 
andere Weiſe. 

Vgl. L.RS. 827 b, 844, 858 u. flg., 94. 
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867. Der Miterbe, der ein liegendes Gut im Stück eine 
werfen bat, kann den Befis davon inne behalten, bis ihm wirklich 
die Summen vergütet find, die ihm für Erhaltungsfoften und 
Verbeſſerungsaufwand zufommen. 

vgl. 1.RS 859, 861, 862, 1673. 

565. Fahrende Habe wird nur dem Werth nach eingermorfen,' 
nicht im Stüd. und zwar nach dem wahren Werth, den fie zur 
Zeit der Schenkung mach beigefügten Anfhlägen, oder in deren 
Ermangelung nach der Abſchätzung der Sadverftändigen hatte. 

Vgl. LR.s. 525, 830, 948. 


569. Geſchenktes Geld wird eingeworfen, indem man fo vie 
weniger aus dem baaren Geld der Berlaffenfchaft empfängt. Tuft 
daran den Geſchenknehmer nicht jo viel, jo kann er ftatt der Gel® 
einwerfung Rahrnig. oder in deren Ermangelung Liegenjchaftet 


des Erbes zurüdlaffen. ° 
Vgl. L.R.S. 830. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Schuldenzahlung. 


870. Jeder Miterbe trägt nach Verhältnif feines Erbtheilö 
zu Schuldenzahlungen und Erbjchaftslaften bei. 
Vgl. L.RS. 724, 871, 873, 1017. 


571. Der Erbtheilnehmer trägt mit den Erben nuch Vers 
hältnif feines Vortheils dazu bei; der bloße Stüderbe haftet da— 
gegen für feine Schulden und Laften, unbejhadet der Pfandklage 


auf eine vermachte Liegenjchaft. 
Vgl. L.R.S. 610—612, 1009, 1012, 1024, 2114, 2166. 
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872. Alles Tiegenfchaftlihe Erbgut, das mit Pfand oder 
Renten befchwert ift, muß auf Verlangen eines Miterben vor der 
Fertigung der Looſe frei gemacht werden; andernfalls wird das 
belaftete Grundftüf nad) dem Fuß der andern Liegenjchaften ge- 
Ihäßt, das Kapital der Rente von dem ganzen Werth abgezogen, 
und der Erbe, in deſſen Loos diefes Grundſtück fällt, muß die 
Rente auf fich allein nehmen, und feinen Miterben für ihre Ent: 
ledigung Gewähr leiten. 

Vel. L.R.S. 530, 873, 885, 1020; Notariatsordnung $ 165. 


873. Für die Schulden und Laften der Erbſchaft haften die 
Erben; Jeder nach VBerhältniß feines Stamm= und Kopftheils, 
bei Pfandforderungen aber für den ganzen Betrag, mit Vorbehalt 
des Rückgriffs auf die Miterben oder Erbtheilnehmer nach ihren 
Antheilen. 

Vgl. L.R.S. 733. 743, 870, 871, 875, 885, 1009, 1012, 1017, 1220, 1221 
1223, 1251, 1489, 1672, 2114, 2166, 2178. 

574. Der Stüderbe, welcher die Schuld getilgt hat, womit 
ein ihm vermachtes Grundſtück beſchwert war, tritt ohne weiteres 
in die Rechte ein, welche der Gläubiger wider die Erben und Erb- 
nehmer hatte. 

Vgl. L.R.S. 871, 1024, 1251, 2178. 

875. Der Miterbe oder Erbtheilnehmer, der wegen Pfand: 
rechts mehr als jeinen Antheil an der gemeinjchaftlichen Schuld 
gezahlt Hat, hat auf die andern Miterben und Erbtheilnehmer nur 
in jo weit den Rüdariff, al3 Jeder von ihnen dazu beizutragen 
für fi verbunden tft, und das jelbjt in dem Fall, wo der Mit 
erbe, welcher die Schuld getilgt hat, fich die Rechte des Gläubigers 
hätte übertragen laſſen. Dieſes joll gleichwohl den Rechten jenes 
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Miterben nicht zum Abbruch gereichen, der durch die Vorficht der 
Erbverzeichnii das Recht behalten hat, die Zahlung feiner eigenen 
Forderung, wie jeder andere Gläubiger, zu verlangen. 

Vgl. L.R.S. 802, 873, 885, 1009, 1012, 1221, 1250, 1251, 2178. 

576. Sit einer der Miterben oder Grbtheilnehmer außer 
Stand zu zahlen, jo wird fein Antheil an der Pfandſchuld unter 
alle andere, nach Verhältniß ihrer Antheile, vertheilt. 

Vgl. L.R.S. 1214. 

r 877. Klare Brief und Giegel, die wider den Berftorbenen galten, 
wirfen in gleicher Weife wider den Erben; bie Gläubiger können jedoch erjt 
acht Tage, nahdem fie dem Erben in Perſon oder in feinem Wohnſitz jolche 


haben urkundlich vorzeigen lafjen, deren Vollzug betreiben. 
Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


Vgl. R.C.P.O. $ 665. 
878. Sie fünnen in allen Fällen und wider jeden Gläubiger 
auf Abjonderung des Bermögend des Erblaffers von jenem des 


Erben antragen. 
Vel. L.R.S. 880, 1017, 2111; R.-Konk.-Ordn. $ 43. 


379. Dieſes Recht ift gefallen, wenn man den Erben als 
Schuldner angenommen hat, und dadurd mit der Forderung an 


den Erben eine Rehtswandlung vorgegangen ift. 

Vgl. L.R.S. 1271, 1275. 

880. Es ift in Bezug auf Fahrnißſtücke duch Ablauf von 
drei Jahren verſeſſen; 

von Liegenjfchaften Hingegen kann die Abfonderung verlangt 
werden, jo lange jie jich in der Gewalt des Erben befinden. 

Vgl. L.R.S. 2111, 2113, 2119. 


851. Die Gläubiger des Erben haben Fein Recht, die Ab- 
jonderung des Vermögens wider die Gläubiger der Erblaſſers zu 
verlangen. 


LER. 1.8. 1% GErbidaften. 249 


882. Die Gläubiger eines Miterben dürfen, damit feine 
Theilung zu ihrem Nachtheile gejchehe, Einjprache gegen eine ohne 
ihre Beirufung vorgehende Theilung einlegen; fie müfjen jedoch 
auf ihre Koften dabei erfcheinent. 

Eine ſchon vollzogene Theilung können fie nicht aufechten, es 
jei denn, daß ſolche ohne fie mit Hintanfegung ihrer Einſprache 
geichehen wäre. 


Vgl. L.R.$S. 820, 821, 865, 1166, 1167, 2%5; Notariatsordnung $$ 156 
177, 183; RC. P. O. $ 28. | 


Vierter Abſchnitt. 
Von den Wirkungen der Theilung und der Gewähr der Looſe. 


833. Jeder abgetheilte Miterbe wird eben fo angefehen, ala 
hätte er alles, was er durch das Loos oder durch die Verfteigerung 
erhalten, unmittelbar und allein geerbt, und an den übrigen Erb: 
Ihaftsftüden niemals ein Eigentum gehabt. 

vgl. L.R.S. 577 bg., 1872. 

884 Nur wegen folder Störungen und Entwährungen, die 
aus einer der Theilung vorausgegangenen Urſache entjpringen, ſind 
die Miterben fich gegenfeitig Gemwährleiftung jchuldig. 

Die Gemährleiftung hat nicht jtatt, wenn die Gattung der 
Entwährung, welche eingetreten ift, durch eine bejondere und aus: 
drüdliche Stelle der Theilungsurfunde ausgenommen war, fie hört 
auf, wenn dem \..iterben durch eigenes Berfchulden die Sache 


entwährt wurde. 
Vgl. LR.S. 1626, 1627, 1640, 1693—1695, 2103 Z. 3, 2257. 


885. Jeder Miterbe ift für fich verbunden, nad Verhältniß 
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ſeines Erbtheils ſeinen Miterben für den Verluſt zu entſchädigen, 
den er durch Entwährung leidet. 

Iſt einer der Miterben außer Stand, zu zahlen, ſo fällt ſein 
Antheil den Entwährten und den übrigen zahlbaren Miterben 
gleichtheilig zur Laſt. 

Vgl. L.R.S. 875, 876, 1214, 1630 u. fe. 

556. Die Gewährleiftung wegen Zahlungsunfähigkeit eines 
Rentenſchuldners kann nur in den nächſten fünf Jahren nad) der 
Theilung angeftellt werden. Iſt der Schuldner erjt nach geichlofle 
ner Theilung zahlungsunfähig geworden, fo hat Feine Klage auf 
Gewährleiſtung ftatt. 

Vgl, L.R.S. 1693—95, 1910 u flg., 2277. 


Fünfter Abſchnitt. 


Bon Umſtoßung der Theilungen. 


887. Theilungen können umgeftoßen werden, wenn Gemalt 
oder Gefährde ihnen zum Grund liegt; fowie auch, wenn einer 
der Miterben eine Verkürzung bemweift, die mehr als ein Viertel 
beträgt. Die Uebergehung eines Erbftüds begründet Feine Klage 
auf Umftoßung, jondern nur auf Vollendung der Theilüng. 

Vel. L.R.S. 890, 1077, 1079, 1109, 1111 u. fg, 1116, 1117, 1318, 
1304, 1313. 

888. Die Klage auf Umſtoßung findet ftatt wider jede 
Aufhebung der Gemeinschaft unter den Miterben, fie möge alö 
Verkauf, Tauſch, Vergleich oder auf jede andere Art eingekleidet 
worden jein. 

Wenn nad einmal vollzogener Theilung oder nach einem 
Vorgang, welcher ihre Stelle vertritt, darüber auch nur außer: 








1) 
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gerichtlich Streit entſteht, und dieſer verglichen wird, ſo kann ein 
ſolcher Theilungsvergleich nicht mehr umgeſtoßen werden. 
Vgl. L.R.S. 1582, 1702, 2044, 2052. 


889. Die Umſtoßungsklage hat nicht ftatt wider einen ohne 
Gefährde gejchlofjenen Berfauf, wodurch ein oder mehrere Mit- 
erben dem andern auf deſſen eigene Gefahr ihr Erbrecht abgetreten 


haben. 


Vgl. L.R.S. 791, 1130, 1600, 


890. Bei der Beurtheilung einer Verkürzung find die Sachen 
nach dem Worth zur Zeit der Theilung zu jchägen. 
Vgl. L.R.S. 1675. 


591. Der Beklagte kann eine Umſtoßungsklage, und eine 
neue Theilung ablehnen, wenn er dem Kläger die Ergänzung 
jeines Erbtheils, jei eö in baarem Geld oder im Stüd, anbietet 
und leitet. 

Vgl. L.R.S. 1681. 


892. Ein Miterbe, der fein Loos ganz oder zum Theil ver- 
äußert hat, kann mit einer Umſtoßungsklage, welche auf Arglift 
oder Gewalt gegründet wird, nicht mehr gehört werden, jobald 
jene Veräußerung erſt nach entdedtem Betrug oder bejeitigtent 


Zwang von ihm vorgenommen worden ift. 
Vel. L.R.S. 1115, 1304, 1338. 
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Zweiter Titel. 


Von Schenkungen unter Lebenden und von letzten 
Willensverordnungen. 


Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 





893. Unentgeltliche Vermögensüberlaſſungen können nur 
durch Schenkungen unter Lebenden oder durch letzte Willensver— 
ordnungen geſchehen, und zwar nur nach den unten beſtimmten 
Formen. 

vel. L.R.S. 931 und flg., 967 und fle., 1100 aa. und flg., 1282, 1973. 

894. Schenkung unter Lebenden ift dasjenige Rechtsgeichäft, 
wodurd der Geſchenkgeber ſich wirklich und unmiderruflich einer 
Sade zum Bortheil eines Andern begibt, der jie unentgeltlih an- 
nimmt. 

Vgl, L.R.S. 931 und flg,, 953 und flg., 1096, 

895. Letzte Willensverordnung ift jede Handlung, womit 
der Erblaffer für die Zeit, da er nicht mehr lebt, über fein ganzes 
Vermögen, oder über einen Theil dejjelben auf miderrufliche Weife 
verfügt. 

Vgl. LR.S. 967 und flg., 1002 und fl;. 

596. Aftererbfegungen find verboten. Jede Berfügung, 
welche einem Gefchenfnehmer, Erbnehmer oder Erbjtüdnehmer auf: 
erlegt, einem Dritten etiwa3 aufzubewahren, und ihm zurüdzu: 
liefern, ift für fie unverbindlih. Nur dasjenige Gut, welches dur 
Verordnung des Staatsoberhaupts zu Gunften feiner ei: 
genen Samilienglieder, oderder Stamm-, aud 
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Lehenerbberechtigten Familien für Stammgut er— 
klärt iſt, kann nach den deßfallſig beſonderen Geſetzen als Erbe 
für die Nachkommen unveräußerlich ſein. 

Vgl. LR.S. 577 ca—cv., 897—899; Lehen-Edikt von 1807 und Allo- 
dificationsgesetze von 1856 und 1862. 

897. Ausgenommen von dem Verbot der Aftererbfegung 
find jene Verfügungen, die im jechiten Kapitel des gegenwärtigen 
Titels den Eltern und Geſchwiſtern geftattet werden. 

vgl. L.R.S. 1048—1074. 

898. Die Nacherbfegung, wodurch man einem Dritten ein 
Geſchenk, ein Erbe oder ein Vermächtniß, für den Fall zumendet, 
da ver bejtimmte Gefchenfnehmer, Erbnehmer oder Erbſtück— 
nehmer es nicht erheben würde, gilt für Feine Aftererbjegung und 
ift gültig. j 

899. Desgleichen gelten Verordnungen unter Lebenden oder 
auf den Todesfall, wodurd dem Einen die Nußnießung und dem 
Andern das bloße Eigenthum einer Sache zugedadht wird. 

Vgl. L.R.S. 949, 

900. Bei jeder Verordnung unter Lebenden oder auf den 
Todesfall werden die unmöglichen Bedingungen, jowie diejenigen, 
welche den Gejegen und den guten Sitten zumider find, für nicht 


geichrieben geachtet. 
Vgl. L.R.S. 6, 896, 1131, 1172, 1389. 


900a. Bei ſolchen Verordnungen gilt die Bedingung: wenn 
jemand etwas nicht thun werde, jobald fie nicht in eine beftimmte 
Zeit beſchränkt ift, fie mag ausgedrückt fein, wie fie will, nur für 
eine Auflage, jenes nicht zu thun; fie hält den Vollzug nicht auf, 
wenn nicht deutlich gejagt ift, daß die Lieferung der geſchenkten 
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oder vermachten Sache erſt nach gänzlich erfüllter Bedingung ge— 


ſchehen ſolle. 


Vgl. L.R.S. 1177, 1041, 1181, 1183, 


Zweites Kapitel. 


Von der Fähigkeit, durh Schenkung unter Lebenden 
oder durch legten Willen zu geben oder zu empfangen. 


901. Um unter Lebenden zu jchenfen, oder, legte Willens- 
perordnungen zu machen, muß man bei gefunden Verſtand jein. 

Vgl. L.R.S. 489, 499, 509, 513a. 

01a. Auh muß man im Zuftand freier Entjchliegung fein. 


901b. Was nah Sa 1109—1117, die Willensfreiheit 
hindert, ‘wernichtet auch die Schenfung oder den legten Willen 
ganz oder zum Theil, je nachdem das Ganze oder nur ein Theil 
durch die Hemmung der Willensfreiheit hervorgebracht wurde, ud 
kann folches ohne eine neue freie und gültige Verordnung niemals 
wieder wirkſam werden. | 

Vgl. L.R.S. 6n., 1339, 1340. 

Mle. Ward durch den Mangel der Willensfreiheit nur die 
Ausfertigung einer Schenkung oder letzten Willensverfügung oder 
die Nenderung einer jolchen verhindert, und die Hinderung rührt 
von einem Erben oder Erbſtücknehmer her, jo.ift er feines Erb: 
rechts oder feines Vermächtnifjes dadurch unmiürdig geworden. 

Vgl. LRS. 727, 1043. 

ld. Entjpringt die Hinderung lediglich aus der Veran— 
jtaltung eines Dritten, jo wird diefer verbindlich, den Andern zu 
entſchädigen; übrigens leidet die Vertheilung der Verlaſſenſchaft 


— u} 
—— 
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nach dem Geſetz oder dem früheren gültigen Willen des Erblaſſers 
dadurch niemals Anſtand. 
Vgl. L.R.S. 1382 und flg. 


902. Durch Schenfungen unter Lebenden, oder durch letzten 
Willen kann jeder geben und empfangen, den das Geſetz nicht für 
unfähig erklärt. 

Vgl. I.R.S. 509, 512a, 901, 903—905, 906-912, 997. 


903. Ein Minderjähriger, der noch nicht ſechszehn Jahre 
alt ift, fanın auf Feine der beiden Arten etwas verordnen, außer 
demjenigen, was im neunten Kapitel des gegenwärtigen Titels 
beſtimmt ift. 

Vgl. L.R.S. 1095, 1398. j 

904. Hat ver BR das Alter von jechszehn Jahren 
zurüdgelegt, jo kann er, Jedoch nur durch legten Willen, und nur 
bis zur Hälfte des Vermögensbetrags, worüber er als volljährig 
würde verfügen können, verordnen. 

Vgl. L.R.S. 907, 913, 915, 1094, 1124a.: VI. Konstitutions-Edikt $ 27. 


905. Eine Ehefrau kann ohne den Beiftand oder die befon- 
dere Einwilligung ihres Mannes, oder ohne hiezu von dem Ge— 
tiht ermächtigt zu fein, unter den Lebenden nicht jchenken, in 
Gemäßheit desjenigen, was im 217ten und 219ten Satz des Titels: 
von der Ehe bejtimmt tft. 

Zu legten Willensverordnungen bedarf fie weder der Ein: 
wiligung ihres Mannes, noch der Ermächtigung des Gerichts. 

Vgl L.R.S. 217, 219, 221, 222, 226, 1427, 1555, 1556; Rechtspalizei- 
gesetz $ 3 Z. 2. 


906. Fähig, durch Handlungen unter Lebenden, au 8 
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erhalten, ift auch der Ungeborene, wenn er nur zur Beit der 
Schenkung ſchon empfangen ift. 

Durch legten Willen kann jeder begünftigt werden, der zu der 
Zeit empfangen ift, wo der Erblaffer ftirbt. | 

Die Schenfung oder der Ießte Wille ift gleichwohl nur für 
den Fall wirkſam, da das Kind lebensfähig geboren wird. 

Vgl. L.R.S. 725, 1082. 

907. Ein Minderjähriger, auch wenn er ſechszehn Jahre alt 
ift, kann zum Bortheil feines Vormunds nicht einmal durch legten 
Willen verordnen. 

Selbſt wenn er volljährig geworden, kann er weder durch 
Scenfung unter Lebenden, noch durch den lehten Willen feinen 
gewejenen Bormund begünftigen, ehe die Schlußrechnung über die 
Vormundschaft geftellt und abgehört ift. > 

Don dieſem Berbot der Begünftigung find ausgenommen 
die Ahnen der Minderjährigen, welche Bormünder find oder 


waren. 
Vgl. L.R.S. 390, 393 a., 402, 472, 904. 


+908. Natürlide Kinder können weder durch Schenkung unter Lebenden, 
noch durch legten Willen mehr empfangen, al& ihnen unter dem Titel: von 


Erbſchaften, zugeftanden ift. 
Gesetz über Erbrecht und Ernährung unehelicher Kinder vom 21, Febr. 


1851 (R.B. Nr. 15) $ 1. 
Vgl. L.R.S. 756 a., 757, 760, 762. 


909. Heil, Heb- und Wundärzte, andere Krankenpfleger und 
Apothefer, die eine Perſon während der leten Krankheit behandelt 
haben, fünnen aus deren Verordnung unter Lebenden oder auf den 
Todesfall, die während diefer Krankheit gemacht wurde, feinen 
Vorteil ziehen, 


ns SE len 


AR. IM,B. 1I. T. Schenkungen ie. 957 


Ausgenommen find: 

1) Stüdvermädtniffe (S. 1002) zur Belohnung, welche dem 
Bermögen des Gebers und dem geleifteten Dienfte nicht 
unangemefjen find. 

2) Erbverfügnngen für Seitenverwandte bis zum vierten Grad 
einjchließlich, wo der Berftorbene Feine Erben in gerader 
Linie Hinterläßt, oder wo derjenige, zu deſſen Bortheil 
verfügt wird, ſelbſt unter die Zahl der Erben in gerader 
Linie gehört. In diefen beiden Fällen hindert die Bedie- 
nung in der legten Krankheit die Kraft der Verfügung 
nit. Diefelben Regeln gelten ber Begünftigung der 
Kicchendiener. 


909 a. Diejenigen, deren Handfchrift zur Niederfchreibung 
des Inhalts eines legten Willens benugt worden ift, können aus 
ſolchem feinen Gewinn ziehen. 

Vgl. L.R.8. 972 und 976. 

910. Berfügungen unter Lebenden oder auf den Todesfall 
zum Bortheil der Berpflegungshäufer, der Armen einer Gemeinde, 
oder einer gemeinnüglichen Anftalt, erhalten ihre Wirkung nur 
durch Hinzutvetendes Staatsgutheißen. 

Stiftungsgesetz vom 5. Mai 1870 (G.B. Nr. 33.) $$ 1 u. 2; Landesherrl, 


Verordnung vom 18. Mai 1870 (G.B. Nr. 37) bezw. vom 30, Mai 1874 (G.B. 
Nr. 2) u.$22.4u.$3. 


Rechtsbelehrung des Justizministeriums vom 5. September 1812 
(R.B, Nr. 28). 


911. Zede Verordnung zu Gunften eines Unfähigen ift un: 
gültig, man mag fie in die Form eines läftigen Vertrags ein: 
leiden, oder unter dem Namen untergejhobener Berfonen ver: 
bergen. 

17 
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Für untergeſchobene Perſonen werden geachtet die Eltern, die 


Kinder und Abkömmlinge, und der Ehegatte des Unfähigen. 

Vgl. L.R.S, 1099, 1100. 1350 Z. 1. 

+912. Nur jene Ausländer können durch Schenkung ober legten Willen 
bedacht werden, welche zum Bortheil der Inländer würben haben verorbnen 
können. 

Aufgehoben durch $ 1 des Gesetzes vom 4. Juni 1864 (R. B. Nr. 24) 
über den. Vermögenserwerb der Ausländer, 


Driffes Kapitel. 


Bon dem Bermögenstheil, worüber man ver-= 

. I 

ordnen darf und von der Minderung der Ber- 
mächtniſſe. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Vermögenstheil, worüber man verordnen darf. 


913. Freigebigkeiten duch Handlungen unter Lebenden oder 
durch legten Willen dürfen nicht die Hälfte des Vermögens eines 
Gebers überfteigen, der bei feinem Hinjcheiden nur ein cheliches 
Kind zurücdläßt; nicht das Drittheil bei dem, der zwei, nicht 
das Viertheil bei dem, der drei oder mehrere hinterläßt. 

Vgl. I..R,S. 1094, 1098. | 

914. Der Name der Kinder in dem vorhergehenden Ar: 
tikel umfaßt alle Abfönmlinge, in welchem Grad fie feien; fie 
werden jedoch nur für das Kind gerechnet, welches fie bei dem 
Erbrecht an den Erblafjer vertreten. 

Vgl. L.R.S. 740, 

915. Jene Freigebigfeiten dürfen nicht die Hälfte des Ber | 
mögens eines Erblafjers überfteigen, der feine Kinder, aber einen 
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oder mehrere Ahnen in jeder Linie der väterlichen ſowohl al3 der 
mütterlichen zurücläßt, und nicht drei Viertel, wenn in einer Linie 
allein Ahnen zurückbleiben. 

Das zum Bortheil der Ahnen Hierdurch vorbehaltene Ber- 
mögen erhalten fie in der Ordnung, worin das Geſetz fie zum 
Erbgang ruft. Sie haben nur allein ein Recht auf dieſen Pflicht— 
theil, wenn ihnen bei der Theilung mit Seitenverwandten nicht 
ohne ihn eben jo viel Vermögen zufallen würde, als er ihnen 


ſichern foll. 

Vgl. L.R.S. 746, 748, 749, 753, 904. 

916. Wenn weder Ahnen noch Abkömmlinge vorhanden find, 
dürfen die Freigebigkeiten durch Handlungen unter Lebenden oder 
auf den Todesfall das ganze Vermögen erjchöpfeıt. 

Vgl. L.R.S. 750, 755. 

917. Wird durch eine Verordnung unter Lebenden oder durch 
legten Willen eine Nutznießung oder ein Leibgeding gegeben, deren 
Werth den gejeglich erlaubten Betrag überfteigt; jo Haben die 
Pflichterben die Wahl, ob fie dieje Berordnung vollziehen, oder mit 
Zurüdbehaltung ihres Pflichttheild das Eigenthum des Webrigen 
Bingeben wollen. 

Vgl. L.R.S. 913, 915, 1094, 1098, 1970. 

918. Iſt ein Theil des Vermögens mit Beding eines Leib- 
gedings, einer Leibrente oder der Nußnießung einem der gejetlichen 
Erben in gerader Linie übergeben worden, jo joll von demjenigen, 
was die übergebenen Stüde ihrem vollen Eigenthum. nach wert) 
find, jo viel als zu Ergänzung des Pflichttheils nöthig tft, in die 
Maſſe eingeworfen werden. Diejes Einmwerfen können jedoch weder 
die Miterben in gerader Linie, welche in jene Bermögensübergabe 

17* 
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eingewilligt haben, noch irgend einige Erbverwandten aus ver 
Seitenlinie fordern. 

Vgl, L.R.S. 843, 845, 853, 922, 1100 b a., 1100 b e., 1968, 1970, 1983b. 

919. Der Theil des Vermögens, worüber man willkürlich 
verordnen darf, kann ganz oder zum Theil durch Handlungen 
unter Lebenden oder durch legten Willen den Kindern oder andern 
Erbverwandten des Gejchenfgeber zugewandt werden, ohne daß 
der Gefchenfnehmer oder Vermächtnißnehmer, der zugleich Erbe tft, 
e3 ind Erbe einzumerfen verbunden wäre, jobald die Verfügung 
ausdrüdlich einen Voraus, oder eine Aufbejjerung des gefeglichen 
Erbtheils ausſprach. 

Die Erklärung, daß das Geſchenk oder Vermächtniß ein 
Voraus oder Erbaufbefferung fei, kann in der Urkunde, welche 
die Verfügung enthält, oder auch jpäterhin nach der Form der 
Verfügungen unter den Lebenden oder jener auf den Todesfall Hin 


geichehen. 
Vgl. L.R.S. 843, 844, 931, 969. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Minderung der Schenkungen und Vermächtniſſe. 


920. Berfügungen unter Lebenden oder auf den Todesfall, 
welche den gejeglichen Theil überjteigen, alſo den Pflichttheil ver- 
kürzen, können bis auf den gejeglichen Betrag bei dem Erbanfall 
gemindert werden. 

Vgl. LR.S. 913, 915, 922, 926, 1090, 1496, 1527. 

921. Eine Minderung der Verfügungen unter Lebenden 
fünnen nur diejenigen, zu deren Vortheil das Geſetz den Borbehatt 
macht, und ihre Erben oder Rechtsfolger verlangen. 
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Die Geſchenknehmer, Vermächtnißnehmer und Gläubiger des 
Verſtorbenen können weder dieſe Minderung fordern, noch daraus 
Gewinn ziehen. 

Vgl. L.R.S. 857, 913—915. 

922. Um die Minderung zu beftimmen, wird das ganze 
Vermögen des Erblafjers, wie es bei feinem Abjterben ſich vor: 
findet, zujammengerechnet, der Betrag der Schenkungen unter 
Lebenden wird nad dem Zuftand der geichenften Sachen, wie er 
zur Zeit der Schenkungen war, auf den Werth, wie er fich zur 
Zeit des Todes des Erblafjers jiellt, angefchlagen und hinzuge— 
rechnet, von dieſem ergänzten Vermögen der Betrag der Schulden 
abgezogen und alsdann je nach der verjchiedenen Eigenjchaft der 
Erben berechnet, welches der Antheil jet, worüber verordnet werden 
fonnte. 

Notariatsordnung $ 185. 

923. Schenkungen unter Lebenden follen niemals gemindert 
werden, ehe der Werth aller in dem Erbnadlaß vorhandenen 
Güter erjchöpft ift, und wenn alsdann die Nothwendigfeit der 
Minderung noch eintritt, jo wird mit der jüngften Schenkung der 
Anfang gemacht, und jo jtufenweife von den jüngeren zu den äl- 
tern zurücgefchritten, jo weit nöthig. 

Vgl. L.R.s. 925, 926. 

924. Geſchah eine der Minderung unterworfene Schenkung 
Einem der eintretenden Erben, jo darf diefer den Werth des Au— 
theild, der ihm ald Erben am Pflichttheil gebührt, aus den 9 
ſchenkten Gütern behalten, jofern fie von gleicher Art fing, 

Vgl. L.R.S. 866. 


& 
925. So oft der Werth der Schenkungen Unten ER 


— 
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den Vermögenstheil, worüber verordnet werden darf, mwegnimmt ; 
jo find alle weitere legtwillige Verfügungen Eraftlos. 

Vgl. L.R.S. 913, 915, 9%. 

926. Ueberfteigen die lettwillige Verfügungen jenen freien 
Vermögensbetrag. der nach Abzug des Werths der etwaigen Schenf: 
ungen unter Lebenden übrig bleibt, jo gejchieht die Minderung 
nach dem Kreuzer auf den Gulden ohne Unterjchied zwiſchen Erb- 
und Stüdvermächtniffen. 

Vgl, L.R.S. 1002, 1009, 1024. 

927. Vermächtniſſe, bei denen der Erblaffer ausprüdlich er- 
Härt hätte, fie jollten vor Andern ausgezahlt werden, "dürfen eher 
nicht Abzug leiden, als wenn der Betrag der übrigen zur Ergän= 
zung des Pflichttheils nicht hinreicht. 

Vgl, LR.S, 844, 1009, 1024, 

9285. Der Gefchenfnehmer muß die Früchte desjenigen, 
was dem Pflichttheil abgeht, von dem Sterbtage des Gebers 
an erjegen, wenn die Minderung binnen Sahresfrift gefordert 
wird, andernfalls von dem Tag an, da die Forderung ge— 
ſchehen iſt. 

Vgl. L.R.S. 549, 718, 856, 1005, 1139; R.C.P.O. $$ 235 und 230. 

929. Liegenfchaften, welche wegen des Minderungsrechts 
zur Erbſchaftsmaſſe wieder eingeworfen werden müffen. fallen frei 
von Schulden und Pfandlaften, womit fie der Geſchenknehmer be— 
ſchwerte, zurüd, 

Vgl. L.R.S. 865, 954, 963, 2125. 

930. Die Pflichterben können wider dritte Pefiger der ge- 
Ichenkten und veräußerten Liegenjchaften die Minderungs- oder 
Wiederzueignungsklage in gleicher Art und Ordnung, wie gegen 
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die Gejchenfnehmer ſelbſt anjtellen, wenn dieſe leßtern auf das 
eigene Bermögen zuvor fruchtlos ausgeflagt worden find. Dieje 
Klage trifft die Veräußerungen nach der Zeitfolge jo, daß auf den 
Jüngeren immer zuerft gegriffen werde. 

vgl. L.R.S. 923. 


Bierfes Kapitel. 

Bon Schenkungen unter Xebenden. 
Erſter Abſchnitt. 

Form der Schenkungen unter Lebenden. 


931. Jede Urkunde über eine Schenkung unter Lebenden 
ſoll vor Staatsſchreibern in der gewöhnlichen Form der Verträge 
gefertigt, und der Aufſatz darüber bei Strafe der Nichtigkeit auf— 
bewahrt werden. 

Vgl. L.R.S. 893, 894, 1100ab,, 1076, 1105, 1282, 1283, 1339, 1973; 
Rechtspolizeigesetz $$ 26, 27, 29, 43—61. 

932. Eine Schenkung unter Lebenden ift für den Geber un: 
verbindlih, und durchaus wirkungslos, jo lang jte nicht in be= 
ftimmten Ausdrüden angenommen worden tt. 

Die Annahme kanır zwar, jo lang der Gefchenfgeber noch lebt, 
in einer jpätern öffentlichen Urkunde gejchehen, wovon der Aufjak 
aufbewahrt werden muß; ſie hat aber alsdann wider den Geber 
nur Kraft von dem Tag an, da ihm die Urkunde über die An— 
nahme befannt gemadt wird. 

vgl. L.R.S. 938, 939, 1087; Rechtspolizeigesetz $$ 26 u. 29. 

933. Ein volljähriger Gefchenfnehmer muß die Annahme 
jelbft, oder durch einen Gewalthaber bewirken; leßterer muß ent- 
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weder für dieſe Schenkung einen beſonderen, oder für alle Schen— 
kungen allgemeinen Auftrag zur Annahme haben. 

Dieſe Vollmacht muß vor Staatsſchreibern errichtet, und eine 
Ausfertigung derſelben dem Aufſatz der Schenkung oder, wenn 
dieſe in einer beſonderen Urkunde angenommen wurde, dem Auf— 
ſatz der Annahme beigelegt werden. 

Vgl. L.R.S. 1987; Rechitspolizeigesetz $$ 26 und 29; Notariaisordnung 
8 18. 

934. Eine verheirathete Frau kann nur mit Bewilligung 
ihre Manunes, oder, wenn diejer fie verfagt, nur nach erhaltener 
Ermächtigung des Gerichts eine Schenkung annehmen, in Gemäß- 
heit defjen, was hierüber in den Sätzen 217 und 219 unter dem 
Titel: von der Ehe vorgejchrieben ift. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 2%4, 940, 942; Rechtspolizeigesetz $ 1. 


935. Die einem Minderjährigen, der nicht gewaltsentlaffen 
ift, oder einem Mundlofen gemadjte Schenkung kann nur von 
feinem VBormund angenommen werden, zufolge des 463ſten Sabes 
unter dem Titel! von der Minderjährigfeit, der Bor- 
mundfhaft und der Gemwaltsentlafjung. Der gemwaltsent- 
laffene Minderjährige Tann fie unter Mitwirkung feines Beiftands 
annehmen. 

Für Minderjährige, fie jeien gewaltsentlaffen oder nicht, können 
die Eltern, oder die Großeltern felbft bei Lebzeiten der Eltern, 
auch ohne Vormünder oder Nechtsbeiftände des Minderjährigen zu 
fein, die Annahme bewirken. 

Vgl. L.R.S. 388, 389, 463, 480, 509, 513a., 940, 942, 


936. Ein Taubftummer, der Schreibens erfahren ift, kann 
in Perſon oder durch Gewalthaber annehmen. 
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| Sit er Schreibend unerfahren, fo muß die Annahme von 
‚ einem Rechtöbeiftard gejchehen, der dazu nad) dem Titel: von der 
: Minderjährigfeit, der Vormundſchaft und Gewaltsent— 


laſſung ernannt ift. 
Vgl. L.R.S. 405, 480; Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 u. $ 51; 
VI. Konstitutionsedikt 5 31. 


937. Schenkungen für Verpflegungshäufer, für die Armen 
einer Gemeinde, oder für gemeinmüßliche Anjtalten, jollen von den 
Berwaltern diejfer Gemeinde oder Anftalten mit gehöriger Ermäd) 
tigung angenommen werden. 

Vgl. L.R.$S. 910 nebst Zusätzen, 940. 

938. Eine gehörig angenommene Echentung erhält durch die 
bloße Einwilligung der Parthieen ihre Bolllommenheit, und das 
Eigenthum des Geſchenks geht auf den Geſchenknehmer über, ohne 
daß es einer Weberlieferung bedarf. 

Vgl. LRS. 711, 939, 1138, 1141. 

938 a. Eine Schenkung, die an Mehrere zugleich gejchieht, 
ift im Abficht auf ihre Annahme, wenn Einer oder der Andere fie 
ausıchlägt, nach dem Sat 1044 und 1045 zu behandeln, wenn der 
Geſchenkgeber nicht eine andere Willensmeinung vor der Annahme 
beſtimmt erklärt hat. 

x 939. Jede Schenkung über Güte, die zu Unterpfändern 
dienen, und ihre Annahme, muß bei jener Pfandichreiberei, unter 
welcher die Güter liegen, eingetragen werden. 

Vgl. L.R.S. 939 a., 941, 958, 2118. 

939 a. Hierlands wird fie gleich Anfangs zum Grundbuch 
eingetragen, jofort bei der Verpfändung nahmals nur aim Em 
tragsfchein an die Pfandjchreiberei eingereicht. 

Vgl. L.R.S. 1002 a., 1140. 1583 a.; IL. Einf.-Edikt $ 25. 
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940. Dieſe Eintragung ſoll der Mann beſorgen, deſſen Frau 
die Güter geſchenkt erhielt, und ſelbſt die Frau kann ohne Ermäch— 
tigung ſie vornehmen laſſen. 

Bei Schenkungen an Minderjährige, Mundloſe oder öffentliche 
Anſtalten Haben die Vormünder, Rechtsbeiftände oder . Verwalter 
die Eintragung zu bejorgen. 

vgl. L.R.S. 934, 935, 937, 942. 

941. Den Abgang der Eintragung kann jeder Betheiligte ent— 
gegen halten, nur nicht der Gejchenfgeber, ‚noch derjenige, der die‘ 
Eintragung zu beforgen hatte, oder deren Nechtsfolger. 

Vgl. LR. S. 939 a., 940; II. Einf.-Edikt $ 25. 

941 a. So lang eine Einfprache nicht gefchehen ift, kann die” 
Eintragung nachgeholt werden, es jet bei Lebzeiten des Gejchent- 
geberö oder nach deſſen Tod. 

942. Auch den Minderjährigen und Mundlofen und der‘ 
Ehefrauen jchadet die verfäumte Annahme oder unterlafjene Ein: 
tragung der Schenkungen; fie fünnen jedoch desfalld auf ihre Vor: 
münder oder Ehegatten den Rüdgriff nehmen, wo er ftatt hat; find 
aber die Vormünder oder Ehegatten zahlungsunfähig, jo hat eine 
Umftoßung der Folgen deswegen nicht ftatt. 

Vgl. LR.S. 225, 450, 1125, 1428. | 

943. Eine Schenfung unter Lebenden kann fi nur auf das | 
gegenwärtige Vermögen des Gebers erftreden; auf fünftige Güter | 
ist fie ungültig. | 

Vgl. L.R.S. 947, 1076, 1084, 1093. | 

944. Jede Schenkung unter Lebenden unter Bedingungen, | 
deren Erfüllung einzig von der Willfür des Gebers abhängt, iſt 
ungültig. | 

Vgl. L.R S. 947, 1086, 1093, 1174, 
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945. Auch jene ift ungültig, welche mit der Auflage gejchieht, 
andere Schulden oder Laſten abzuführen, als die entweder zur 
Zeit der Schenkung vorhanden, oder wenn nicht in der Schen— 


fungsurfunde, dann in einer anzuhängenden Beilage verzeichnet 
ind. 
Vgl. L.R.S. 967. 1084, 1086, 1093. 


946. Stirbt der Gefchenfgeber, welcher weitere Verfügungen 
über eine gejchenfte Sache, oder über eine daraus zu bezahlende 
beitimmte Summe vorbehalten hatte, ohne fie gemacht zu haben, 
jo gehört jene Sache oder Summe den Erben des Gejchenfgebers, 


die Worte des Bertrags mögen lauten wie fie wollen. 
Vgl. LR.S. 947, 1086. 


947. Die vier vorhergehenden Sätze gehen nicht auf jene 
Schenkungen, über welche das achte und neunte Kapitel des gegen- 
wärtigen Titel3 Borjehung thut. 

Vgl. L.R.S 1082—1086, 1093. 

945. Zede Schenfungsurfunde über fahrende Habe gilt nur 
in jenen Fahrnißſtücken. worüber dem Aufjag der Schenkung ein 
Verzeichniß beiliegt, das ihren Anichlag meldet, und von dem Ge— 
ihenfgeber und Nehmer, oder von denjenigen, die an des Letzteren 


Statt annehmen, unterzeichnet ift. 
vgl. L.R.S. 868, 2279. 


949. Der Gejchenkgeber kann fich die Nußung oder Nut: 
nießung der gejchenkten beweglichen oder unbeweglichen Güter vor: 
behalten, oder darüber zum Bortheil eines Dritten verfügen, 

Vgl. L.R.S. 579, 625, 899. 

950. Fahrnipftüde, welche unter Vorbehalt der Ira, td 


ne 
gefchentt wurden, muß der Gejchenfnehmer nad) —S Du 
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nießung, ſo weit ſie ſich im Stück noch vorfinden, in dem Zu— 
ſtand annehmen, worin ſie alsdann find; wegen der nicht mehr 
vorhandenen hat er an den Geber oder deſſen Erben den An— 
ſchlag nach dem angeſchloſſenen Verzeichniß zu fordern. 

Vgl. L.R.S. 589, 615, 616, 1245. 

951. Der Gefchenfgeber Tann ſich einen Rüdfall des Ge: 
ſchenks nach dem Tod des Gejchenfnehmers oder feiner Nachfom- 
men vorbehalten. Nur feiner Perſon allein kann jedoch ein jolcher 
Rüdfall gelten, 

Vgl. L.R.S. 351, 747, 766, 896. 

952. Der Rüdfall hat die Wirkung, daß jede inzwijchen 
vorgehende Veräußerung der gejchenkten Güter im begebendenr Fall 
aufgelöst wird, und diefe an den Geber frei und ledig von allen 
Lajten und Pfandbeſchwerden zurüdfehren; nur für den Braut- 
ihag und für andere in einem Ghevertrag bedungene Bortheile 
dauert das Pfandrecht fort, jofern das übrige Vermögen "des be— 
ſchenkten Ehegatten nicht Hinreicht, und das zwar nur in dem 
einzigen Fall, wenn ſolchem die Schenfung in dem nämlichen Ehe— 
vertrag gegeben ward, woraus diefe Rechte und Unterpfänder ent: 
ſtanden. 

Vgl. L.R.S. 1183, 1673, 2125. 

952 a. Bei geſchenktem Bermögen ift der Geſchenkgeber ein: 
zelne Sachen zu gewähren nicht jchuldig; auch für einzelne ge- 
ſchenkte Sachen leiftet er nur alsdann IT wenn fie mit 
Delaftung gegeben wurden. 

Vgl. L.R.S. 1440, 1547, 1626 und flg. 

952 b. Werden belohnende Schenkungen entwährt, und die 
dadurch vergoltenen Dienste berechtigen zu einer Belohnungsforde- 
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rung; jo lebt dur die Entwährung das Forderungsrecht des 
Beſchenkten wieder auf. 


Zweiter Abſchnitt. 
Fälle, wo Schenkungen unter Lebenden widerruflich ſind. 


953. Eine Schenkung unter Lebenden kann nicht widerrufen 
werden, außer wegen unerfüllt gebliebener Auflagen, wegen Un— 
danks und wegen ſpäter geborner Kinder. 

Vgl. L.R.S. 954, 955, 959, 960, 1096, 1100bb. und cc. 

954. Der wegen nichterfüllter Auflagen erfolgende Wider- 
ruf bringt die Güter frei von allen Beſchwerden und Pfandlajten 
des Geichenfuchmers in die Hände des Gebers zurüd: diefer übt 
wider jeden dritten Beier derjelben alle Rechte, die er wider den 
Geſchenknehmer felbjt hätte. 

Vgl. L.R.S. 865, 929, 958, 963, 1046, 1183, 2125. 

955. Eine Schenkung unter Lebenden kann wegen Undanks 
nur in folgenden Fällen widerrufen werden: 


1) wenn der Beichenfte dem Geber nah dem Leben 
trachtet ; 

2) wenn er gegen ihn Mifhandlungen, Vergehen oder grobe 
Schmähungen fi zu Schulden kommen läßt; 

3) wenn er ihm den Lebensunterhalt verfagt. 

Vgl. L.R.8, 299, 727, 956, 1046. 

956. Der Widerruf wegen nicht erfüllter Auflagen, oder 
wegen Undanks gejchieht niemals kraft Gefeßed, er muß ange- 
fündigt werden. 

Vgl. L.K.S. 6h., 1184. 
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957. Der Widerruf wegen Undanks muß in Jahresfriſt von 
Kenntniß der Urſache an, eingeklagt werden. 

Dieſer Widerruf kann niemals von dem Geſchenkgeber wider 
die Erben des Beſchenkten, von den Erben des Gebers wider den 
Geſchenknehmer aber alsdann eingeklagt werden, wenn der Geber 
vor ſeinem Tode die Klage ſchon angeſtellt hat, oder das Jahr 
vom Vergehen an noch läuft. 

Vgl. L.R.S. 1047, 


958. Der Widerruf wegen Undanks entkräftet weder die 
Veräußerungen des Gejchenfnehmers, noch die von ihm darauf 
gelegte Pfand: oder andere Grumdlaften, ehe ein Auszug der 
Klage auf Widerruf am Rande der im 939ften Satz vorgefchriebenen 
Eintragung vorgemerkt ift; jondern durch den Widerruf wird der 
Gejchenfnehmer nur ſchuldig, den Werth der veräußerten Sadıen, 
wie er zur Zeit der angebrachten Klage jteht, und die Frücdte von 
dem Tag diefer Klage an, zu erjehen. 

vgl. LR.S. 550, 2125; R.C.P.O. $$ 235 u. 239. 


959. Schenkungen zu Gunften einer Che können megen 
Undanks nicht widerrufen werden. 
Vgl. L.R.S. 1081 u. 1096. 


960. Alle Schenkungen unter Lebenden, wei Namens und 
Werths fie jeien, auch die gegenjeitige oder vergeltende Schenkungen, 
ja ſelbſt diejenigen, die zu Gunften einer Che gemacht werden, 
(wenn fie nicht von Ahnen an die Ehegatten, oder von den Ver— 
ehelichten unter ſich gemacht werden), jobald fie von kinderloſen 
Perſonen gejchehen find, gelten durch die jpätere Erjcheinung eines 
ehelichen Kindes des Geberd kraft Geſetzes für widerrufen, auch 


ut E 
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wenn diejes erſt nach feinem Tode zur Welt kömmt, oder nad) 
der Schenkung geboren und ehelich gemacht wird. 

Vgl. L.R.S. 61 h., 315, 331, 1081, 1096, 1100 b c. 

961. Diefer Widerruf tritt felbft dann ein, wenn das nach— 
fommende Kind zur Zeit der Schenkung ſchon empfangen war. 


962. Die Schenkung gilt für widerrufen, obgleich der Ge- 
ihenfnehmer zum Befit der gejchenkten Güter ſchon gelangt, und 
nach der Geburt des Kindes von dem Geſchenkgeber darin belafjen 
worden fein ſollte. Der Beſchenkte ift jedoch nicht jchuldig, andere 
Früchte, von welcher Art fie ſeien, zu erjegen, als jene, die nad) 
der Zeit verfielen, da die Geburt des Kindes oder deſſen durch 
eine nachherige Ehe erfolgte Ehelichmachung gerichtlich oder fonft 
öffentlich ihm angekündigt wurde. Bon da an gibt er fie zurüd, 
jelbjt wenn die Zurüdforderung der gejchenkten Güter erft nad) 
diejer Bekanntmachung gejchieht. 

Vgl. L.R.S. 550. 

963. Geſchenkte Güter, welche diefem nach kraft Geſetzes 
widerrufen find, fallen in das Vermögen des Gebers zurüd, frei 
von allen Bejchwerden und Pfandlaften, welche vom dem Be: 
ſchenkten her darauf gefommen find; felbft für den Erſatz des 
Brautſchatzes, den die Ehegattin des Beſchenkten zurüdzufordern 
bat, des Einbringens derjelben, oder anderer in dem Ehevertrag 
ihr zugejagten Vortheile haften fie nicht, jogar alsdann nicht, 
wenn die Schenkung zur Beförderung der Ehe des Beichenkten 
geihah, und dem Heirathövertrag eingerücdt wurde, oder der Geber 
durh die Schenkung Sicherheit für die Erfüllung des Heirath3- 
vertrags geleiftet hat. 

Vgl. L.R.S 865, 929. 954, 958, 1183, 2125. 


272 AR. M. B. U. T. Schenkungen ic. 











964. Die auf dieſem Weg wiederrufenen Schenkungen — 
nicht wieder auf, weder durch Abſterben des Kindes noch 
ſonſt eine Weiſe; ſondern will der Geſchenkgeber vor oder . 
dem Tod des Kindes, deſſen Geburt eine Schenkung entfräftete, 
die nämlichen Güter demfelben Geſchenknehmer geben, jo kann dies 
nur durch eine neue Schenkung gejchehen. | 

vgl. L.R.8. 1339, 1340. 

965. Dede Abrede oder Bertragsftelle, wodurch ein Geſchen 
geber auf den Widerruf der Schenkung wegen Tünftiger Kinder 
Verzicht thut, ift ungültig und durchaus unwirkſam. 

Vgl. L.R.S. 6, 900, 1131. 

966. Einer Schenkung, melde um nachgeborener Kinder: 
willen widerrufen iſt, fünnen der Gejchenfnehmer, jeine Erben, 
Rechtöfolger oder andere Suhaber der gejchenkten Sache Feine andere 
Berjährung entgegen halten, al3 jene aus einem ununterbrochenen 
Ablauf von 30 Jahren, von der Geburt des letzten Kindes des 
Gefchenfgebers, erfolgte fie auch erſt nach deſſen Tod. 


Vgl. L.R.S. 2244, 2252, 2262, 2279. 
Stünffes Kapitel. 
Bon legten Willensverordnungen. 
Erjter Abſchnitt. 
Allgemeine Regeln über die Form der legten Willen. 


967. Jedermann kann feinen letzten Willen erklären unter | 
dem Namen einer Erbeinjegung, oder eines Bermächtniffes, oder 
unter jeder andern Benennung, die geeignet ift, jeine Abſicht an 


den Tag zu geben. 
Vgl. L,R.S. 895, 901, 903, 905, 1002, 1076, 


| 
i 
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968. Ein letter Wille von zweien oder mehreren Perſonen 
kann weder zum VBortheil Dritter, nod zu ihrem wechjeljeitigen 
Bortheil, in einer und vderfelben Urkunde errichtet werden. 

vgl. L.R.S. 1091, 1097. 


969. Ein letter Wille Tann eigenhändig, oder öffentlich, oder 
geheim gefertigt werden. 

Vgl. L.R.S. 970, 971, 976; Gerichtsnotariatsordnung $ 23. 

970. Ein eigenhändiger letter Wille gilt, wenn er von der 
Hand des Erblafjers durchaus gejchrieben und unterzeichnet, auch 
mit Ort, Tag und Jahr verjehen iſt; er bevarf Feiner andern 
Förmlichkeit, . “ 

vgl. L.R.S. 999, 1000, 1001, 1007, 1008. 

x 971. Ein öffentlicher letter Wille ift jener, der von zwei 
Staat3fchreibern in Gegenwart zweier Zeugen, oder DON einem Staats: 


jchreiber mit vier Zeugen aufgenommen wird. 
Rechtspolizeigesetz $ 46. 
Vgl. L.R.S. 975, 980, 980 a., 985, 1001. 


x. 972. Wird der legte Wille von zwei Staatsjchreibern aufgenommen, 
fo muß er ihnen beiden -von dem Erblafjer vorgejproden, und von Einem 
berjelben das Vorgeſagte niedergeſchrieben werben. 

Wird nur ein Staatsſchreiber zugezogen, ſo muß der letzte 
Wille dieſem vorgeſprochen und von ihm niedergeſchrieben werden. 

In einem wie im andern Fall muß das Niedergeſchriebene 
in Gegenwart der Zeugen dem Erblaſſer vorgeleſen werden. 

Alles diejes ift ausdrüdlich in der Urkunde zu erwähnen. 

Vgl. L.R.S. 971 u, 973 nebst Zusätzen. 

Gesetzerläuterung des Justizininisteriums, aus besonderem 
Höchsten Auftrage erlassen, vom 29. August 1817 (R.B. Nr. 21): 


„Zu Vermeidung einer Testamentnichtigkeit ist nicbt gerade das im 
18 
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L.R,S. 972 verordnete Diktiren oder Vorspr@chen des öffentlichen letzten 
Willens erforderlich, vielmehr genügt jede bestimmte Aensserung und Er- 
klärung des Willens des Testators, deren Sinn der Notar oder Staatsschrei- 
ber, soviel ihm möglich ist, wörtlich und verständlich nieder zu schreiben 
und «das Niedergeschriebene dem Testirer zu seiner Genehmigung vorzu- 
legen hat.“ 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $5 42, 54, 56; Notariatsordnung $ 83, 


973. Diefe Teste Willensurkunde foll der Teftirer unter: 
zeichnen; erklärt ev, daß es ihm an Fähigkeit oder an Kräften 
fehle, zu jchreiben, jo muß in der Urkunde feiner Erklärung, jo: 
wie der Berhinderungsurfache ausprüdlic gedacht werden. 

Rechtspolizeigesetz $ 55. 

Edikt vom 7, Mai 1818 (R. B. Nr 11) von dem Justizministerium aus 
Höchstem Auftrag verkündet: 


„Seine Königliche Hoheit haben mittelst Höchster Entschliessung vom 
7. Mai d. J. unter St. M. Nr 342 in Betrelf der Frage: „wie ein Tauber 
einen öffentlichen letzten Willen errrichten könne?“ gnädigst genehmigt zu 
verordnen: dass jedem tauben Testirer ohne Unterschied des Geschlechts 
ein besonderer Rechtsbeistand heigegeben werden solle, wo es dem- 
nächst darauf ankömmt: „ob der taube Testirer Geschriebenes lesen kann 
oder nicht ?* 


Im ersten Falle soll das Niedergesehriebene statt des im L.R.s. 972 
veror'neten Vorlesens von dem Tauben nochmals laut und verständlich vor- 
gelesen und mündlich genehmigt und dass Beides geschehen, von dem 
Staafsschreiber, dem Zeugen und dem besonderen Reeht»beistande am Ende 
des letzten Willens beurkundet werden. 

Im anderen Falle muss der taube Testirer den Inhalt des niederze- 
geschriebenen letzten Willens dem Staatsschreiber in Gegenwart der Zeugen 
und des Rechtsbeistandes nochmals vorsprechen, und solcher von eben Bes 
nannten beurkundet werden, dass das Niedergeschriebene mit der mund- 
lichen wiederholten Erklärung des Testirers vollkommen übereinstimme. 
sei welcher Beurkundang, wenn der Testirer auch nicht einmal seinen 
Namen schreiben kann, solches nach dem L.RS. 973 bemerkt und nach 
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Analogie des Satzes 977 zur Unterschrift ein weiterer Zeuge zugezogen 
werden muss,“ 
Vgl. L.R.S. 979; VI. Konstit.-Edikt $ 31; Recht-polizeigesetz $ 51. 


xYrA. Die legte Willensurfunde muß aud von den 
Zeugen unterzeichnet werden; auf dem Yande ijt die Unterjchrift 
eines der Zeugen binlänglid, wenn das Teftament von zwei Staatsjchreibern 
aufgenommen wird, und zweier, wenn ein Otaatsjchreiber allein es 


aufnimmt. 
Vgl. L.R.S. 971; Rechtspolizeigesetz $5 46, 48, 55 


975. AS Zeugen eines Öffentlichen legten Willens können 
nicht zugelaffen werden die Vermächtnißnehmer aller Art, noch ihre 
Berwandte oder Verſchwägerte bis zum vierten Grade einjchließ- 
lich, auch nicht die Schreiber der zur lebten Willensfertigung be- 
rufenen Staatsjchreiber. 

Vgl. L.R.S. 980; Rechtspolizeigesetz $ 49; Notariatsordnung $ 44. 


976. Will der Erblafjfer einen geheimen oder verjchloffenen 
legten Willen errichten, jo joll er jeine Willensurfunde unterzeich- 
nen, er mag fie jelbjt gejchrieben haben oder durch einen Andern 
haben jchreiben laſſen. Dieſe Urkunde muß in fich felbjt oder in 
einen Umschlag eingejchlagen und verjiegelt werden. Der Erblajjer 
übergibt fie alſo gejchloffen und verjiegelt dem Staatsjchreiber vor 
wenigſtens ſechs Zeugen, oder läßt fie in ihrer Gegenwart ver- 
Ichließen und verfiegeln; dabei erklärt er, daß dasjenige, was darin 
enthalten ift, jein legter Wille jei, den er gejchrieben und unter- 
zeichnet habe. Der Staatsjchreiber fertigt darüber die Urkunde, 
die auf der Nußenfeite der Schrift oder ihres Umſchlags geichrieben 
wird. Sowohl der Erblafjer al3 der Staatsichreiber unterzeichnen 
diefe Aufjhriftsurfunde zugleich mit den Zeugen, 

ı15* 
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Alles Dbige ſoll ununterbrochen hintereinander ohne Zwiſchen— 
eintritt anderer Nechtshandlungen geſchehen; würde der Erblafjer 
wegen eines nach Unterzeichnung des lebten Willens ihm zuge: 
ſtoßenen Hindernifjes die Auffchriftsurfunde nicht unterzeichnen 
fünnen, jo joll feiner depfallfigen Erklärung erwähnt werden, ohne 
daß gleichwohl in diefem Fall nöthig fei, die Zahl der Zeugen zu 
vermehren. 

Vgl, L.R.S. 977—980, 1001, 1007, 1009; Rechtspolizeigesetz $ 42; No- 
tariatsordnung $ 83. 


976a. Der geheime legte Wille muß durch den Staats- 
jchreiber jo bejiegelt werden, daß nicht unbemerft die Urkunde aus 
dem Umjchlag herausgenommen und eine andere dafür eingefchoben 
werden fann. 


Notariutsordnung $ 84, 


97656. Auch bei geheimen letzten Willen genügt auf dem 

Land die Unterfchrift der Hälfte der nöthigen Zeugenzahl. 
Vgl. L.R.S. 974; Rechtspolizeigesetz $ 48. 

977. Hit der Erblaffer Schreibens unerfahren, oder Schrei: 
bens unfähig zur Zeit, da er feine Willensverordnung nieder- 
jchreiben läßt, jo joll zu der Auffchriftsurfunde, außer der im vor- 
hergehenden Artifel beftimmten Zahl, ein Zeuge weiter zugezogen 
werden. Diefer unterzeichnet mit den übrigen Zeugen die Urkunde, 
in welcher der Urjache gedacht fein muß, warum diefer Zeuge noch 
zugezogen ward, 

978. Diejenigen, welche Lejens unerfahren oder unfähig 
find, können feine legte Willensverordnung in geheimer Form er: 
richten. 
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979. Ein Erblaffer, der zwar nicht Sprechen, wohl aber 
jchreiben Fann, darf aber einen geheimen legten Willen errichten, 
unter der Bedingung, daß er ganz von feiner Hand gejchrieben, 
unterzeichnet, und mit Ort, Tag und Jahr verjehen je, daß er 
ihn dem Staatsjchreiber und den übrigen Zeugen überreiche, und 
in ihrer Gegenwart oben an dem Auffichtsorte hinjchreibe, daß die 
vorgezeigte Schrift ſein letzter Wille jet. 

Der Staatsjchreiber jchreibt alsdann die Aufjchrift darunter, 
und erwähnt Hierin, daß der Erblaſſer in Gegenwart Zeiner jelbft 
und der Zeugen diefe Worte niedergejchrieben Habe, und joll im 
Uebrigen alles das beobachtet werden, was im 976jten Sat vor- 
geſchrieben iſt. 

Vgl. VI. Konstitutionsedikt $ :.1; Rechtspolizeigesetz $ 5. 

950. Wer Zeuge für einen legten Willen werden foll, muß 
männlichen Gejchleyts, volljährig, Angehöriger des Deutjchen 
Reichs und im Genufje der bürgerlichen Rechte jein. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf,-Ges zu Jen R.J.G. Vgl. L.R.S. 
458, 975, 1001: Rechtspolizeigesetz $$ 48 u, 49: Notariatsordnung $$ 43 u. 
44: R.St.G.B. $ 34 Z. 5 u. $ 161. 

980 a. Auch muß er jelbit die zur Verordnung eines letten 
Willens erforderlichen Eigenfchaften befigen, 

Vgl. L.R.S. 901, 901 a. 

980 b. Eine legte Killensverfügung kann wegen Unförmlic- 
feiten nicht mehr angefochten werden, fobald eine ihr gemäße, 
gültige, wenn auch nur widerrufliche Yermögensübergabe des Erb: 
laſſers nachgefolgt und ummiderrufen geblieben ift. 


Vgl. L.R.S. 1110a b. u. bb.; Edikt vom 25. September 1807 über Ver- 
mögensübergaben etc. $$ 15 u. 16; L.R.S. 1340. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Beſondere Regeln über die Form gewiſſer legten Willensarten. 


+9s51. Die legten Willen der Militärs und anderer bei Kriegsheeren 
angestellten Berjonen können in jevem Land, wo fie fich befinden, von einem 
Bataillons- oder Escadronschef, ingleihem von jedem Stabsoffizier in Gegen: 
wart zweier Zeugen, odır von zwei Kriegskommiſſar ien, oder von einem diejer 
Hommiflarien im Beiſein zweier Zeugen aufgenommen werden, 


+ 982. Sie können aud, wenn der Erblajjer frant oder verwundet ift, 
von dem Oberfeldarzt unter Beiftand des Militärtommandanten, welchem bie 
Polizei des Spitals übergeben iſt, aufgenommen werden. 


+983. Die Berjügungen der obigen Säge fommen nur denen zu gut, 
welche bei einem Kriegsjug, oder außer dem Staatsgebiet in Quartier oder 
Bejagung, oder in Feindesland friegsgefangen find: auf diejenigen, welche im 
Land in Quartier over Bejagung liegen, gehen jene Säge nur, wenn fie fi 
in einem belagerten Plag oder in Drten befinden, wo wegen Kriegs die Thore 
geichlojien und der Eingang gejperrt ijt. 

+ 954. Ein nad der oben beftimmten Form erricteter legter Wille ijt 
fraftlos ſechs Monate, nachdem der Erblafjer an einen Drt gelangt ift, wo er 
die gewöhnlichen Formen beobadten kann. 

Die L.R.S. 981—984 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. 
zu den R.J G. und ersetzt durch $ 44 des Reichs-Militärgesetzes vom 2, Mai 
1874 (R.G.B. Nr. 15 8. 45) $ 44. 


985. Letzte Willen, welde an einem Ort gemacht werden, 
mit welchem alle Gemeinfchaft wegen der Belt oder anderen an= 
ſteckenden Krankheiten unterbrochen ift, Fönnen vor dem Ortsvor- 
fteher oder vor einem Raths- oder Gerichtsverwandten und zweien 
Zeugen errichtet werden. 

vgl. L.R.S. 975, 980, 998, 1001. 

986. Dieje Verfügung gilt Allen, die fih an den angejtedten 
Orten befinden, wenn ſie ſchon ſelbſt nicht frank find. 
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987. Die in den beiden vorhergehenden Sätzen erwähnten 
letzten Willen werden ſechs Monate, nachdem die Sperre des 
Orts, wo der Erblaſſer ſich befindet, wieder aufgehoben iſt, oder 
ſechs Monate, nachdem er ſich an einen ungeſpeerten Ort verfügt 
hat, ungültig. 

(ISS— 994 bleiben weg, weil fie bloß das Seerecht 
betreffen.) 

995. Die Verfügungen über die Form der zur See ges 
machten legten Willen ſind aucd auf letzte Willen der Neijenden 
auf Schiffen, die nicht unter die Schiffsmannjchaft gehören, an- 
wendbar. 

Vgl. L.R.S. 3a. nebst Zusätzen. 


996. Ein legter Wille, der auf der See nach der bejtimmten 
Form errichtet worden, gilt nur in jo fern, als der Erblaffer auf 
der See ftirbt, oder doch in den nächjten drei Monaten, nachdem 
er gelandet, und zu einem Ort gekommen tft, wo er ihn nad) ge- 
wöhnlichen Formen hätte erneuern können. 


997. Ein auf der See errichteter letzter Wille kann Feine 
Verfügung zum Vortheil der Schiifsoffiziere a wenn fie 
dem Erblafjer nicht verwandt find. 


998. Die unter den obigen Sätzen des gegenwärtigen Ab: 
ſchnitts begriffenen legten Willensverordnungen follen von denjeni— 
gen, welche fie aufnehmen, jowie von dem Erblaſſer unterzeichnet 
werden. 

Erklärt Leßterer, er fei Schreibens unerfahren oder unfähig, 
jo joll feiner Erklärung und der Urjache feiner Nichtunterzeichnung 
gedacht werden. 
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In Fällen, welche die Gegenwart zweier Zeugen erfordern, 
foll die legte Willensverordnung wenigjtend von einem aus ihnen 
unterzeichnet, und alsdann die Urjfache erwähnt werden, weßwegen 
der Andere nicht unterzeichnet. 

Vgl. L.R.S. 973, 974, 985; Rechtspolizeigesetz $ 55. 

999. Ein Jnländer, der fich in einem fremden Land befindet, 
fanı feinen legten Willen entweder in einer eigenhändigen Urkunde 
nach der Form des 970ſten Sabes erklären, oder in einer öffent- 
lichen und alsdann unter den Formen, die dabei an dem Ort der 
Fertigung gebräuchlich find. 

Vel. L.R.S. 3a nebst Zusätzen. 

1000. Letzte Willensverordnungen, die in fremden Land 
errichtet werden, fünnen, joviel das im Inland befindliche Ver— 
mögen betrifft, nicht in Vollzug gejegt werden, ald nachdem fie 
vorher in der Gerichtsfanzlei des Wohnorts der Erblafferd, wenn 
er einen Wohnfig im Lande beibehalten hat, andernfall$ aber in 
der Gerichtsfanzlei des Orts, der als fein leßter Wohnfig im Lande 
befannt ift, eingetragen worden. Im Fall der letzte Wille Ber: 
fügungen über inländische Liegenfchaften enthält, joll er überdies 
in der Gerichtsfanzlei, unter welcher die Güter liegen, eingetragen 
werden, jo daß jedoch die Eintragsgebühren nur einfach gefordert 
werden dürfen. 

Rechtspolizeigesetz $ 3 Z. 1d. 

1001. Die Förmlichkeiten, welchen die verfchiedenen Gattungen 
der legten Willensperordnungen, laut des gegenwärtigen und des 
vorhergehenden Abjchnitts, unterworfen find, müſſen bei Strafe der 
Nichtigkeit beobachtet werden. 

Vgl. L,R.S. 6k., 970—980b., 985, 998, 
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Dritter Abſchnitt. 
Von Erbeinſetzungen und Vermächtniſſen im Allgemeinen. 


1002. Letzte Willensverordnungen geben entweder ein Erb— 
vermögen oder ein Erbtheil oder ein Erbſtück. 

Jede dieſer Verordnungen, ſie geſchehe unter der Benennung 
einer Erbeinſetzung oder eines Vermächtniſſes, richtet ſich in ihrer 
Wirkung nach den für die Erbvermächtniſſe, für die Erbtheil— 
vermächtniſſe und für die Stückvermächtniſſe unten beſtimmten 
Regeln. 

Vgl. LR.S. 967, 1003, 1010, 1014. 

1002a. Jeder Liegenjchaftserwerb aus Vermächtniſſen aller 
Art muß jo gut wie ein Grfauf in das Grundbuch eingetragen 


werden. 
Vgl. L.R.S. 939a., 1583a.; U. Einf.-Edikt $ 25; Notariatsordnung 
$$ 179, 180, 192, 


Vierter Abſchnitt. 
Bon Erbvermädtnifjen. 

1003. Ein Erbvermächtniß ift diejenige legtwillige Verfügung, 
wodurch der Erblafjer einer oder mehreren Perſonen jeine gefammte 
Verlaſſenſchaft gibt 

Vgl. L.R.S. 610, 612, 1044. 

1004. Sind bei dem Tod des Erblafjers Erben vorhanden, 
welhen das Gejeg einen bejtimmten Antheil jeines Vermögens 
vorbehält, jo jeßt jein Tod dieje Pflichttheilserben in Beſitz und 
Gewähr der gefammten Berlafjenichaft kraft Geſetzes, und der 
ernannte Erbnehmer Hat die Auslieferung des in dem lebten 
Willen ihm zugedachtert Vermögens von ihnen zu verlangen. 

Vgl. L.R.S. 724, 913, 915, 1009, 
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1005. Dennoch gebührt auch im diefem Fall dem Erbnehmer 
der Genuß des ihm zufommenden Vermögens von dem Sterbtag 
an, injofern ſolchem fein Geſuch um Auslieferung in Jahresfriſt 
nachfolgt; jpäterhin nimmt der Genuß erſt mit dem Tag der 
freiwillig zugefagten oder gerichtiich geforderten Auslieferung jeinen 
Anfang. 

Vgl. L.R.S, 549, 718, 928, 1139; R.C.P.O, $$ 235 und 239, 


1006. Wo aber bei dem Tod des Erblaffers feine Pflicht: 
erben vorhanden find, da foll durch den Tod des Erblafjers ver 
Erbnehmer kraft Gefeßes in Befis und Gewähr treten, und nicht 
nöthig haben, die Auslieferung zu begehren. 

Vgl. L.R.S. 916, 1008. 


1006 a. Er tritt damit in die Reihe der Erben und wird 
alles auf ihn anwendbar, was von diejen überhaupt gejagt iſt. 

Vgl. L.R.S. 724, 774 und flg., 870 und fNle. 

1007. Jeder eigenhändige leßte Wille fol, ehe er volljtredt 
wird, dem Vorſteher des Gerichts, unter welchem das Erbe gelegen 
ift, vorgelegt werden. Iſt er verfiegelt, jo joll er dort geöffnet 
werden. 

Der Borfteher läßt ein Protofoll über die Vorlegung, Eröft: 
nung und Beichaffenheit der Urkunde fertigen und befiehlt deren 
Hinterlegung in die Hände eines von ihm ernannten Staats: 
jchreibers. 

Iſt der Wille in geheimer Form gefertigt, fo gejchieht die 
Vorlegung, Eröffnung, Beichreibung und Hinterlegung auf diejelbe 
Meife; die Eröffnung erfordert aber das Beiſein der Staatsſchrei— 
ber und der Zeugen, welche die Aufjchriftsurfunde unterzeichnet 
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haben und fich am Drt befinden, oder eine vorausgegangene Be— 
rufung derfelben. 

\gl. L.RS. 970, 976; Rechtspolizeigesetz $ 1; Gerichtsnotariatsordnung 
$ 23; Notariatsordnung $$ 85 u. 86, 

1008. In dem Fall des 1006ften Sabes ift der Erbnehmer, 
jobald die letzte Willensverordnung eine eigenhändige oder eine ge: 
heime ift, verbunden, durch einen Beifagbefehl des Borftehers fich 
in die Gewähr einjegen zu laffen. Er übergibt deßhalb vine Bitt- 
Ihrift, diefer wird die Hinterlegungsurfunde beigefügt, und unter 
die Bittjchrift der Befehl geſetzt. 

Vgl. L.R.S. 970, 976, 1006 ; Rechtspolizeigesetz $ |. 

1009. Der Erbnehmer, welcher mit einem Pflichterben zu- 
jammen trifft, hat für Schulden und Laften der Erbichaft und 
zwar für perjönliche nad) Berhäliniß feines Autheils und Empfangs 
am Erbe, für PBfandfchulden mit dem ganzen Bfandwerth zu 
haften, auch allein alle Vermächtniſſe zu berichtigen; vorbehaltlich 
der Minderung nad dem 926ſten und 927 ten Satz, wo der Yall 
dazu eintritt. 

Vgl. L.K.S. 610, 612, 871,°873, 875, 1004, 1012, 2114, 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon den Erbtheilvdermächtnijien. 


1010. Ein Erbtheilvermädtniß ift dasjenige, wodurch der 
Erblafjer nur über einen bejtimmten Theil desjenigen Bermögens, 
worüber ihm das Geſetz zu verfügen erlaubt, zum Beijpiel über 
die Hälfte, über ein Drittel, oder über alle feine Liegenfchaften, 
über feine ganze fahrende Habe, oder einen beftimmten Antheil 
aller jeiner Liegenjchaften oder fahrenden Habe, Verordnung macht. 
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Jedes andere Vermächtniß ift nur ein Stückvermächtniß. 

Vgl. L.R.S. 610, 612, 913, 915. 

WI. Erbtheilnehmer müfjfen von den Pflichterben, in deren 
Ermangelung von den eingefegten Erben, und wo auch feine jolche 
find, von dein gejeglichen Erben, welche nach der Ordnung in dem 
Titel; von Erbjhaften ins Erbe treten, die Auslieferung 
verlangen. 

Vgl. L.R.S. 724, 913, 915, 1004, 1006. 

1012. Ein Erbtheilnehmer ift ebenſo wie ein Erbnehmer für 
Schulden und Laſten des Erblafjers zu haften verbunden, perfönlich 
nach Berhältniß jeines Antheild und Empfangs am Erbe, und 
unterpfändlich für das Ganze. 

Vgl. L.R.S. 610, 612, 871, 873, 875, 1009, 2114. 

1013. Hat der Erblaffer nur auf einen beftimmten Theil 
des feiner Verfügung offenen Vermögens das Erbtheildermädtnif 
gerichtet, jo iſt ein jolcher Erbtheilnehmer jchuldig. mit dem gejeß- 
lichen Erben, der alsdann den unvergebenen Theil h'nnimmt. nach 
Berhältniß ihrer Theilmabıne die Stückvermächtniſſe zu berichtigen. 

Vgl. L.R.S. 871, 873, 1012, 1017. 


Sechster Abjchnitt, 
Bon Stüdvermächtnifjen. 


1014. Jedes unbedingte Vermächtniß gibt dem Vermächtniß— 
nehmer von dem Tag an. da der Erblaſſer geſtorben iſt, ein Eigen— 
thum auf die vermachte Sache, das auf ſeine Erben oder Rechts— 
folger übergeht. 

Der Erbſtücknehmer kann jedoch weder den Beſitz der ver— 
machten Sache früher ergreifen, noch auf deren Früchte oder Zinſen 
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Anſpruch machen, als von dem Tag an, wo er das Geſuch um 
Auslieferung nad der Ordnung des 1Ollten Satzes angebracht 
hat, oder wo ihm ſolche freimillig zugejagt worden: ift. 

Vgl. L.R.S. 718, 1010, 1011, 1018, 1038, 1042, 1138. 

1015. Die Zinfen oder Früchte der vermachten Sache ge: 
bühren dem Erbjtüdnehmer von dem Sterbtag an, und ohne der 
gerichtlichen Einklage zu bedürfen, alsdann: 

1) wenn der Erblaffer dieſes in feinem letzten Willen aus— 

drüdlich verordnet hat; 

2) wenn eine Zeibrente oder ein Sahrgehalt zum Lebensun— 

unterhalt vermacht wurde. 

Vgl. L.R.S. 549, 604, 1005, 1139, 1153, 1969. 

1016. Die Koften des Auslieferungsbegehrens fallen auf 
die Erbſchaft, nur darf ein Pflichttheil dadurch nicht verkürzt 
werden. 

Die Eintragungsgebühren hatt der Erbftücdnehmer zu zahlen. 
Beides nur alsdann, wenn in dem leßten Willen nichts anders 
beſtimmt ift. | 

Jedes Stückvermächtniß kann für fich beſonders eingetragen 
werden, ohne daß dieſer Eintrag Andern als dem Erbſtücknehmer 


oder ſeinem Rechtsfolger Vortheil verſchaffen könne. 
Vgl. LR.S. 1002a. nebst Zusätzen; Notariatsordnung $ 191. 


1017. Der Erbe, oder wer fonft ein Stüdvermädhtnif zu 
leiften verbunden ift, hat für deſſen Berichtigung perſönlich, und 
zwar von mehreren, jeder nah Mehrzahl feines Antheils und 
Empfang am Erbe zu haften. 

Unterpfändlich haften fie für das Ganze, ſoweit der Werth 


ihrer befigenden Erbliegenſchaften reicht. 
Vgl. L.R«S, 870, 871, 873, 878, 1006 a,, 1009, 1012,31013, 1221, 2111, 
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1018. Die vermahte Sache foll mit den nothwendigen Zus 
behörden und in dem Stand abgeliefert werden, worin fie ſich an 


dem Sterbtag des Geſchenkgebers befand. 
Vgl. L.R.S. 551, u, flg., 1015, 1019, 1064, 1245, 1615. 


1019. Ermwerbungen, wodurch der Erblaffer ein Grundſtück 
vergrößert, daS er jemand zuvor ſchon vermacht hatte, werden 
ohne feine neue Verordnung nicht Theile des Stüdvermächtniffes, 
wenn fie gleich etwa daran grenzen. 

Anders verhält es fih mit Berbefferungen oder mit neuer, 
auf dem vermadten Grundftüd gemachten Anlagen, oder mit 
einem Einfang (oder gejchloffenen Blag), deſſen Befeiedung (oder 
Einfaffung) der Erblaffer erweitert hat. 


1020. Wenn vor oder nad der letzten Willenserklärung die 
vermachte Sache für eine Erbjchuld oder auch für die Schuld eines 
Dritten zu Unterpfand gegeben, oder mit einer Nutznießung be— 
ſchwert worden ift, jo iſt derjenige, welchem das Vermächtniß 
auferlegt ift, fie hiervon frei zu machen, nicht verbunden, wenn es 
ihm der Erblafjer nicht ausprüdlich befohlen hat. 

Vgl. L.R.S. 611, 872, 1038. 

1021. Wurde vom Erblafjer eine fremde Sache wiffent‘ich 
oder ummiffentlich vermacht, fo ift daS Vermächtniß ungültig. 

Vgl. LRS 1423, 1599. 

1022. Der, welchem eine mehrfach vorhandene Sache ohne 
weitere Beſtimmung vermacht ift, darf dem Erben die bejte nicht 
fordern, noch hat er nöthig, die Jchlechtejte anzunehmen. 

Vgl. 1.R.3. 1246. 


1022 a, Sind einige Sachen ohne Zahlbeftimmung vermacht, 


FR 
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ſo ſind niemals alle vorhandene, und nie über drei vom Ver— 
mächtnißnehmer zu wählen. 


1023. Was einem Gläubiger vermacht ift, wird nicht für 
Abjichlagszahlung auf feine Forderung. und das einem Dienft: 
boten zugewendete Vermächtniß nicht für Zahlung auf feinen 
Lohn angejehen. 


1024. Der Erbſtücknehmer haftet nicht für die Schulden 
der Erbichaft; der obgedachten Minderung des Vermächtniſſes und 
der Pfandflage der Gläubiger jedoch unbefchatet. | 

Vgl. LER.S, 611, 809, 871, 874, 92), 925, 926, 1251, 2114, 2178. 


Stebenter Abſchnitt. 
Bon Treuhändern. 


1025. Der Erblaffer kann einen oder mehrere Treuhänder 
oder Bollzieher feines legten Willens ernennen. 

Vgl. L.R.S. 1984 und fig. 

1026. Er kann ihnen Befit und Gewähr feiner fahrenden 
Habe ganz oder zum Theil einräumen, der aber nicht über Jahr 
und Tag von jeinem Tod an dauern darf. 

Hat er ihnen diefen Beſitz nicht eingeräumt, jo können fie 
ihn nicht fordern. 

Vgl. L.R.8. 724, 1004, 1006. 


1027. Der Erbe kann dem Beſitz ein Ende machen, wenn 
er den Treuhändern eine binlänglihe Summe zur Zahlung der 
Fahrnifvermächtniffe anbietet, oder bemeifet, daß fie „entrichtet 
worden feien. 
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1028. Wer feine Verpflichtungen übernehmen kann, tft un- 


fähig, ein Treuhänder zu werden. 
Vgl. L.R.S. 1124. 


1029. Eine Ehefrau kann nur mit Bewilligung ihres Man— 
nes die Treuhänderjchaft annehmen. 

Lebt fie in einer Güterabjonderung, zufolge eines — 
trags, oder eines Urtheils, ſo kann ſie es nicht nur mit Be— 
willigung ihres Mannes, ſondern auch im Weigerungsfall unter 
der Ermächtigung des Gerichts, in Gemäßheit der Süße 217 und 


219 unter dem Titel! Von der Ehe. 
Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 224, 1449, 1536, 1990; Rechtspolizei- 
gesetz $ 3 Z. 2. 


1030. Ein Minderjähriger kann felbft unter der Ermäch— 


tigung jeine® VBormunds oder Nechtsbeiftandg nicht Treuhänder 


werden. 
Vgl. L.R.S. 388, 450, 481, 1124, 1990. 


1031. Die Treuhänder follen die Siegel anlegen laſſen, 
wenn unter den Erben Minderjährige, Mundlofe oder Ab— 
wejende find. 

Sie follen in Gegenwart des muthmaßlicdhen Erben, oder nad) 
Einladung dejjelben ein Erbverzeihniß errichten lafjen. 

Sit zur Zahlung der VBermächtniffe nicht baares Geld genug 
vorräthig, jo veranlafjen fie den Verkauf der Fahrniß. 

Sie forgen für die Vollziehung des letzten Willens in allen 
Theilen, und können in einem Nechtöftreit, der über deſſen Voll— 
ztehung entfteht, als Beilläger auftreten, um defjen Gültigkeit zu 
verfechten, 
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Mit Ablauf des Sterbejahres des Erblaſſers müſſen ſie über 
ihre Verwaltung Rechnung ablegen. 


Vgl. LR.S. 819, 821, 828, 838 nebst Zusätzen; R.C.P.O. $ 63. 
1032. Die Gewalt des Treuhänders geht auf deffen Erben 


nicht über. 
Vgl. L.R.S. 2003 und 2010. 


1033. Wo mehrere Treuhänder ernannt find, und ange 
nommen haben, da kann auch einer allein bei Abgang der übrigen 
handeln, und fie haften alle als Sammtſchuldner für die ihnen 
anvertraute Fahınig, wenn nicht der Erblafjer ihre Verrichtungen 
getheilt, und ein Jeder von ihnen ich auch wirklich auf diejenigen 
bejchränft hat, die ihm angewieſen waren. 

Vgl. L.R.S. 1290 und fig. ; 1995. 

1034. Auslagen, welche der Treuhänder für die Verfiegelung, 
Erbverzeichnung, Rechnung und andere Amtsverrichtungen gehabt 
hat, fallen auf die Erbichaft. 

Vgl. L.R.S. 1999. . 


Achter Abſchnitt. 
Bom Verfall und Widerruf der letzten Willensverordnungen. 


1035. Wer letzte Willensverordnungen ganz oder zum Theil 
widerrufen will, der muß es durch einen jpäteren letzten Willen 
thun, oder durch eine Staatsjchreibereiurfunde, welche die Aende— 
rung des letten Willens bejaget. 

Vgl. L.R.S. 969, 1038; Rechtspolizeigesetz $ 26 2. 1. 

1036. Spätere legte Willenöverordnungen, worin die frühere 


nicht ausdrüdlich widerrufen find, machen von den Verfügungen, 
19 





290 LER. III. B. II. T. Schenkungen ꝛc. 


die in den früheren enthalten ſind, nur jene ungültig, die mit den 
neuen nicht zuſammen beſtehen können. 


1037. Ein widerrufener letzter Wille bleibt ungültig, ſobald 
die Widerrufungsurkunde giltig iſt, wenn ſchon letztere wegen Un— 
fähigkeit des Erbnehmers oder Erbtheil- und Stücknehmers, oder 
wegen ihrer verweigerten Annahme, nicht zum Vollzug kommt. 

Vgl. LR.S. 906—911, 1043 

1038. Des Erblaffers Veräußerung der vermadten Sadıe 
oder eines Theils derjelben, jelbjt diejenige, welche durch Hingabe 
auf Wiederfauf oder durch Taujch gejchieht, gilt für Widerruf des 
Vermächtniſſes in allem, was veräußert worden, aud alsdann 
nod), wenn die Veräußerung ungültig, und die veräußerte Sadıe 
nachher wieder in die Hände des Erblajjers zurücigelonmen jein jollte. 

vgl. L.R.S. 1020, 1659, 1702. 

1038 a. Ein bloßer Einriß oder Einjchnitt in ein Teftament, 
der die Urkunde nicht ganz durch und durch von einander trennt, 
zernichtet Eeinen legten Willen, der noc aufbewahrt vorgefunden 
wird, wenn er nicht die Willenögemwißheit der Urkunde aufhebt, oder 
zugleih mit einem Durchſtrich des Inhalts, oder bei öffentlichen 
legten Willen mit Rüdforderung des Hauptaufjages, begleitet ift. 

Vgl. Gerichtsnotariatsordnung $ 23. 

1039. Jeder legte Wille ift verfallen, ſoviel davon ſolche 
Begünftigte betrifft, welche den Erblaffer nicht überlebt haben. | 

Vgl. L.R.S. 720, 722, 1089. 

1040. Jeder legte Wille, welcher auf eine Bedingung geitellt 
ift, die von einem ungemijjen Greigniß abhängt, jo daß nach ver 
Abjiht des Erblafjers die Verordnung nur vollzogen werden ſoll, 
je nachdem die Begebenheit fich ereignet oder nicht ereignet, iſt 
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verfallen, wenn der Erbtheil- oder Stüdnehmer vor Erfüllung der 
Bedingung jtirbt 
Vgl. L.R.S, 1168 u. flg. 


1041. Eine Bedingung, welche nach der Abficht des Erblajjers 
nur den Vollzug jeiner Verordnung aufjchieben fol, hindert den 
Rechtserwerb der eingejegten Vermächtnißnehmer nicht, noch den 


Uebergang auf deren Erben. 
Vgl. L.K.S. 1185. 


1042. Ein Vermächtniß verfällt, wenn die vermadte Sache 
bei Lebzeiten des Erblaffers gänzlich zu Grund gegangen it. 

Deßgleichen, wenn fie nach feinem Tod ohne Zuthun oder 
Verfhulden des Erben zu Grund geht, jelbjt alsdann, wenn dieſer 
wegen Nichtauslieferung im Berzug ift, fie aber in den Händen des 
Vermächtnifnehmers ebenfalls hätte zu Grund gehen müſſen. 

Vgl. LR.S. 1138, 1302. 


1043. Die Verfügung eines legten Willens verfällt, welche 
der Vermächtnißnehmer ausfchlägt, oder unfähig ift, zu empfangen. 

Vgl. L.R.8. 398, 906-911. 

1043 a. War fie belaftet, fo zerfällt der Vortheil diefer Be- 
laftung dadurch nicht, fondern die Auflage muß von demjenigen 
befolgt werden, dem der Verfall zu gut fommt, wenn außer dem 
Erben noch Jemand bei Erfüllung der Auflage betheiligt ift, und 
wenn diefem der Erbe nicht etwa die ganze Sache Lieber heimmeifen, 
al3 die Auflage erfüllen will. 


1044. Bei einem Vermächtniß, das mehreren zufammen 
zugewendet ift, kann zu Gunſten der Vermächtnißnehmer ein Zus 
wachsrecht jtatt haben. 


19* 
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Ein Vermächtniß ift mehreren zufammen zugedadht, ‚wenn 
es in einem und demfelben Sat ihnen gegeben ift, ohne einem 
jeden feinen Theil an der vermachten Sache anzuweiſen. 

Vgl. LR.S. 786, 1003, 

1045. Es gilt ferner für mehreren zufammen hinterlaffen 
wenn eine Sache, die ohne Berfchlimmerung wicht getheilt werden 
fann, in der nämlichen Urkunde mehreren Berjonen, wenn gleich 
einer Jeden beſonders, vermacht ift. 

Vgl, 827 a. u. b. 

1046. Eben die Urfachen, welche nah den 954ſten Sat 
und den zwei eriten Beitimmungen des 955ſten Satzes in gegen- 
wärtigem Titel der Klage auf Widerruf einer Schenkung unter 
den Lebenden Pla machen, begründen auch die Klage der Erben 
oder Erbnehmer auf Wideruf legtwilliger Begünftigungen. 


1047. Beruhet diefe Klage auf einer groben Beichimpfung 
des Andenkens des Erblafjers, jo muß fie in Sahresfrift von dem 


Tag der Beichimpfung an erhoben werden. 
vgl. L.R.S. 957. 


Sechſtes Kapitel. 


Bon erlaubten Verordnungen zum Bortheil der Enkel 
des Gejhenfgebers oder Erblaffers oder jeiner Ge: 
Ihmijterfinder. 


1048. Eltern Fünnen das Vermögen, worüber fie zu verordnen 
berechtigt find, ganz oder zum Theil durd; Handlungen unter Le— 
benden oder auf den Todesfall hin Einem oder Mehreren ihrer 
Kinder unter der Bedingung geben, daß fie diefes Vermögen ihren 
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jegigen und Fünftigen Kindern, jedoch nur jenen des eriten Grades, 
wieder abtreten jollen. 

Vgl. L.R.S. 897, 913, 1050, 1081. 

1049. Ein finderlofer Erblaffer darf auch unter Lebenden, 
oder auf den Todesfall Hin jeinen Brüdern oder Schweitern jein 
ganzes Vermögen, oder jenen Theil vdefjelben, der nicht zu einem 
Prlihttheil gehört, unter der gleichen Bedingung geben, daß jolches 
von ihnen auf ihre vorhandene und künftige Kinder, jedoch nur 
des erſten Grades, falle. 

Vgl. L.R S. 897, 915, 1050. 

1050. Die Verordnungen, welche die beiden vorhergehenden 
Sätze erlauben, gelten nur in fofern, als die auferlegte Abtretung 
zum Bortheil aller jegigen und Fünftigen Kinder ohne Ausnahme 
oder Vorzug des Alters oder des Gejchlechtö gereicht. 

Vgl. L.R.S. 1078. 

1051. Stirbt in obigen Fällen derjenige, von dem das Ver: 
mögen auf feine Kinder fallen joll, und Hinterläßt theil3 Kinder, 
theils Kindesfinder, jo erhalten dieſe leßtere, vermöge des Erb— 
vertretungsrecht3, den Antheil des verjtorbenen Kindes. 

Vgl. L.R.S. 739, 740. 

1052. Wenn Kinder, oder Gefchmwifter, welchen ohne Auflage 
einer Wiederabtretung unter Lebenden etwas gejchenft war, eine 
neue Gutthat annehmen, die ihnen duch Handlungen unter Leben— 
den oder von Todeswegen unter der Bedingung zugewendet ift, 
daß die früher gefchenkten Güter mit der Wiederabtretung be- 
lajtet fein follen: jo können fie nicht mehr die beiden zu ihrem 
Vortheil gefchehenen Verfügungen trennen, und auf die zweite ver- 
jihten, um fi an die Erfte allein zu halten, wenn fie auch be= 
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veit wären, die unter der zweiten Verfügung begriffenen Güters 
zurüczulaffen. 


1055. Den Aftererben fallen ihre Nechte zu der Zeit an, 
wo der Genuß des Kindes oder Geſchwiſters, welchem die Wieder: 
abtretung auferlegt ift, aus irgend einer Urfache aufhört. Eine 
zu ihrem Beften vor der Zeit gefchehene Abtretung des Genufies 
kann den derzeitigen Gläubiger des Belajteten nicht jchaden. 

Vgl. L.R.S. 618, 622, 738, 1057, 1167. | 

1055 a. Eben jo wenig darf fie den jpäter gebornen After: 
erben zum Nachtheil gereichen. 

Vgl. L.R.S. 1050. 

1054. Die Frau eines Belafteten, wenn defjen freies Ver- 
mögen unzulänglich it, kann ſich nicht ‚an das Vermögen halten, 
welches der Wiederabtretung unterliegt, außer für den Hauptitod 
des Hetrathäguts, und das nur alsdann, wenn der Grblaffer es 
auspdrüdlich erlaubt hat. 

Vgl. L.R.S. 1472, 1495, 2121, 2125, 2135. 

1055. Wer die in den vorhergehenden Süßen gejtatteten 
Verfügungen trifft, kann in vdenfelben oder in einer öffentlichen 
Urkunde einen Pfleger zur Vollziehung dieſer Verordnungen er: 
nennen. Dieſer kann den Auftrag nicht ablehnen, außer went 
eine der Urſachen vorhanden it, welche unter dem Titel: von der 
Minderjährigfeitund Bormundjhaft in dem jede: 
ten Abjchnitt des zweiten Kapitels angegeben ſind. 

Vgl. L.R.S. 427—437, 1073. 





1056. In Ermangelung diefer Ernennung ſoll auf Betrieb 
des Belafteten, oder wenn dieſer minderjährig wäre, feines Vor: 
munds, in Monatsfrift von dem Tag an, da der Gejchenfgeber: 
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oder der Erblaſſer geftorben, oder nach ihrem Tod die belaſtende 


Berordnung befannt geworden tft, ein Pfleger ernannt werden. 
Rechtspolizeigesetz $ 1. 


x 1057. Der Belaftete, welcher dem vorhergehenden Saß 
fein Genüge leiftet, ſoll des Vortheils verluftig fein, den ihm die 
Verordnung verichafft hatte; auf Betrieb ver volljährigen After: 
erben, oder des Vormunds oder Rechtöbeijtands der Minderjährigen 
oder Mundlofen, oder auf Betrieb eines jeden Berwandten Der 
Aftererben. dieje jeien volljährig, minderjährig oder mundlos, oder 
endlich von Amtswegen auf Betrieb des Kronanmwalts, kann von dem Ge- 
richt des liegenden Erbes erklärt werden, daß das Recht auf den 
Aftererben gefallen jei 

Vgl. L.R.S. 1053, 1074: Rechtspolizeigesetz $$ 1 u. 25. 

1057 a. Im Fall übler Verwaltung des Vorerben iſt auf 
Andringen des Aftererben nach Sat 618 zu verfahren. 

Vgl. L.R.S. 1058, 1074. 

1058. Nach dem Tod des Erblafjers, welcher eine Aftererb- 
Ichaft verordnet, joll ın den gewöhnlichen Formen zur Erbverzeich- 
niß über alle Güter und Fahrnipftüde gefchritten merden, die zu 
feinem Nachlaß gehören, den Fall ausgenommen, wenn nur ein 
Stüdvermäcdtniß belajtet ift. Die Erbverzeihniß joll eine Ab— 


Ihäßung der fahrenden Habe nach ihrem Werth enthalten. 
Vgl. L.R,S, 819, 821, 825; Notariatsordnung $ 101 Z. 5; 88 122, 137, 
139 u. fig. 


1059. Sie fol auf Anſuchen des mit der MWiederabtretung 
Belafteten in der Zeitfrift, die unter dem Titel! von Erbſchaf— 
ten beſtimmt ift, im Beifein des zur Vollziehung ernannten Pflegers 


errichtet werden. Die Koften fallen auf das Aftererbe. 
Vgl. L.R.8. 795, 810. 
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1060. Iſt die Erbverzeihniß nicht in der obigen Zeit auf 
Anſuchen des Belafteten errichtet worden, fo joll in dem hierauf 
folgenden Monat, auf Betrieb des zur PVollziehung ernannten 
Pflegers, in Beifein des Belafteten oder feines Vormundes Hiezu 
gejchritten werden. 

Vgl. L.R.S. 1055, 1056. 

1061. Gejchieht den beiden vorhergehenden Sätzen fein Ge— 
rüge, jo jol auf Betreiben der im 1057ſten Sat benannten Ber: 
jonen eben dieſe Exrbverzeichniß gefertigt, und der Belaftete oder 
fein Vormund ſowohl, als der Aftererbpfleger dazu berufen 
werden. 

Notariatsordnung $ 101 Z, 5, $ 122 u. fig. 

1062. Der, dem eine Wiederabtretung auferlegt ift, ſoll alle 
zum Aftererbe gehörige fahrende Habe ordnungsmäßig öffentlich 
verfteigern laffen, welche nicht in den beiden folgenden Säßen aus— 
genommen tft. 

Vgl. L.R.S. 452, 796, 805, 8%6, 839; Notariatsordnung $ 160; Dienst- 
weisung für Waisenrichter $ 29. 

1063. Das Zimmergeräth und andere Fahrnißftüde, deren 
Beibehaltung ausdrükli verordnet worden, werden in dem 
Stand abgeliefert, worin fie fih zur Zeit der MWiederabtretung 
befinden. 

Vgl. L.R.S. 534, 589. 

1064. In Schenkungen unter Lebenden oder von Todes- 
wegen, welche ein landwirthichaftliche® Gut betreffen, ift Vieh und 
Feldgeräth mit begriffen, und der Belaftete ift nur verbunden, es 
abjhägen zu laffen, um bei der Wiederabtretung den gleichen 
Werth zu erftatten. 

Vgl L.R.S. 522, 524, 616. 
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1065. Innerhalb ſechs Monaten von dem Tag an, da die 
Erbverzeihniß geichloffen worden, muß der Belaftete den Erlös 
aus der verfauften Fahrniß, und was an einnehmenden Schulden 
eingegangen ift, verzinslich anlegen. 

Nah Umſtänden kann diefe Frijt verlängert werben. 

Rechtspolizeigesetz $ 2. 


1066. Was fpäterhin aus einnehmenden Schulden oder 
abgelösten Kapitalien eingeht, muß längftens in drei Monaten, 
nach Empfang des Geldes, von dem Belafteten wieder angelegt 
werden. 

Vgl. L.R.S. 455. 


1067. Die Anlage gefchieht nach Vorſchrift des Geſchenk— 
geberö oder Erblaffers; Hat diejer Feine gegeben, jo foll fie ge: 
Ihehen, um Liegenjchaften oder Unterpfandbriefe zu erwerben. 

Vgl. Dienstweisung für Vormünder $ 7. 


1068. Die in den vorhergehenden Süßen vorgefchriebene 
Anlage joll auf Betrieb und unter Mitwirkung des Aftererbpflegers 
gejchehen. 

Vgl. L.R.S. 1055, 1056. 

1069. Verordnungen, welche eine Aftererbihaft durch Vertrag 
oder legten Willen feftjegen, follen auf Betrieb des Belafteten oder 
des Pflegers der Aftererbichaft offenkundig gemacht werden; joviel 
nämlich die Liegenschaften betrifft, durch Eintrag in die Bücher der 
betreffenden Pfandjchreiberei, und foviel die Summen betrifft, die 
zu Unterpfand auf Liegenfchaften angelegt werden, durch Unter: 
pfandäbeftellung und Eintragung. 

vgl. L.R.S. 939, 1002a., 2124; II. Einf.-Edikt $ 25; Instruktion zur 
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Führung der Grund- und Pfandbücher (vom 23. April 1868) $$ 19, 74 und 
84 und file. 

1070. Den Abgang der Eintragung der Aftererbichaft in 
jene Bücher fünnen die Gläubiger und jeder dritte Erwerber, ſelbſt 
denen minderjährigen oder mundlojen Aftererben entgegen halten, 
welchen nur der Rüdgriff auf den Belafteten und auf den After: 
erbpfleger bleibt, ohne daß fie jedoch die Folgen der Unterlafjung 
der Eintragung umſtoßen fünnten, felbjt wenn der Belaftete und 
der Pfleger zahlungsunfähig wären. 

vgl. L.R.S. 941, 1074. 

1071. Dadurch, daß ein Gläubiger oder dritter Erwerber 
auf einem andern Weg als jenem der Eintragung Wiffenjchaft 
von der Berordnung erlangte, ift der Mangel der Eintragung nicht 
gehoben. 


1072. Weder die Gefchenfnehmer, Vermächtnißnehmer, noch 
jelbjt die gejeglichen Erben desjenigen, der eine Aftererbſchaft ver— 
ordnet, noch weniger ihre Gefthenfnehmer, Bermächtnißnehmer oder 
Erben können den Abgang der Eintragung den Aftererben ent- 
gegenhalten. 

Vgl. L.R.S. 941. 

1073. Der zur Vollziehung ernannte Pfleger iſt perjönlich 
verantwortlich, wenn er fich nicht in Allem nad den Regeln ge— 
richtet hat, die hier oben für die VBermögensbeurfundung, den Fahr: 
nisverfauf, die Geldanlage, die Eintragung und Unterpfands- 
beftellung vorgejchrieben find, und überhaupt, wenn er nicht allein 
nötigen Fleiß angewendet hat, damit die auferlegte Wiederab: 
tretung wohl und treulich vollzogen werden möge. 

Vgl. L.R.s, 450, 942, 1055, 1056, 1060, 1062, 1068, 1069. 
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1074. Der minderjährige Belaſtete kann, wenn gleich ſein 
Vormund zahlungsunfähig iſt, die Folgen der Uebertretung der 
Regeln, welche dieſem in den Sätzen des gegenwärtigen Kapitels 
vorgeſchrieben ſind, nicht umſtoßen. 

Vgl. L.R.S. 942, 1057, 1057a., 1070. 


Siebentes Kapitel. 


Bon Theilungen der Eltern und Ahnen unter ihren 
Nachkommen. 


1075. Eltern und Ahnen können unter ihren Kindern und 
Kindeskindern ihr Vermögen theilen und ihnen die Looſe an— 
weiſen. 

1076. Dieſe Theilungen können durch Handlungen unter 
Lebenden oder von Todeswegen mit Beobachtung jener Formen, 
Bedingungen und Regeln geſchehen, die für Schenkungen und letzte 
Willensverordnungen vorgeſchrieben ſind. 

Theilungen, welche durch eine Handlung unter Lebenden, als 
Vermögensübergabe, geſchehen, können nur das ſchon vorhandene 
Vermögen zum Gegenſtand haben. 

Vgl. L.R.S. 931 und flg, 967 und flg., 1100aa. und flg. 

1077. Wenn nit das ganze elterliche Vermögen in der 
Theilung begriffen tit, jo wird derjenige Theil des zur Todeszeit 
vorhandenen Vermögens, der nicht vertheilt iſt, nad) den gejeglichen 
Regeln getheilt. 

Vgl. LR.S. 745, 813, 887, 

1078. Gejchah die Theilung nicht unter alle Kinder, die 
zur Zeit des Hinfcheidend im Leben find, die Abkömmlinge der 
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Verftorbenen mit eingerechnet, fo ift die ganze Theilung ungültig. 
Eine nene Theilung in gefeglicher Form kann ſowohl von den 
übergangenen Kindern oder Abkömmlingen, als auch felbft von 
denjenigen, welche dur die Theilung bedacht wurden, verlangt 
werden. 

Vgl. L.R.S. 740, 745, 1050. 

1079. Eine elterliche Theilung kann wegen einer Verlegung 
über ein Viertel angefochten werden; deögleichen, wenn mittelft der 
Theilung und der Vorausvermächtniffe Einer der Mittheilnehmer 
einen größeren Antheil erhält, al3 das Gefek erlaubt. 

Vgl. LR.S. 887, 913, 919, 1304, 1313, 

1080. Das Kind, welches aus einer der vorgedadhten Ur: 
ſachen die elterliche Theilung angreift, muß die Koften der Ab- 
ſchätzung vorſchießen, und dieſe, jowie die Koften des Rechtäftreits, 
fallen ihm bleibend zu, wenn feine Klage vermwerflich erfcheint. 

Vgl. R.C.P.O. $ 87 u. fig. 


Achtes Kapitel. 


Bon Schenktunger in einem Heirathsvertrag zum Bor- 
theil der Ehegattten, oder der aus der Ehe zu 
hoffenden Kinder. 


1051. Jede Schenkung unter Lebenden über gegenwärtiges 
Vermögen, auch wenn fie einem Heirathövertrag zum Vortheil der 
Ehegatten oder eines derjelben gejchieht, ift den allgemeinen Regeln 
für die Schenkungen unter Lebenden unterworfen. 

Sie kann nicht zu Gunſten fünftiger Kinder geſchehen, aufer 


in den hier oben im jechften Kapitel aufgezählten Fällen. 
Vgl. L,R.S. 894, 896, 906, 943—946, 959, 1048, 1049, 1087, 1088 
1090, 1394. 


Zu 
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1082. Eltern, Boreltern und Seitenverwandte der Ehegatten, 
ja jelbjt Freunde können ihre Fünftige Verlaſſenſchaft ganz oder 
zum Theil, ſowohl den befagten Ehegatten, als auch für den Fall, 
da der Geber den befchenkten Ehegatten überleben würde, zum 
Bortheil der aus der Ehe zu hoffenden Kinder geben. 

Bon einer ſolchen Gabe, obgleich fie nur den Ehegatten oder 
einem derjelben zum Bortheil lautet, wird in dem gedachten 
Fall, wo der Beichenkte zuerit jtarb, immer vermuthet, daß fie 
den Kindern und Kindesfindern aus folder Ehe zu gut kom— 
men jolle. 

Vgl. L.R.S. 898, 943, 947, 1083, 1089, 1093. 


1083. Eine Schenkung, melde nad der Form des vor- 
bergehenden Satzes gejchehen ift, joll unwiderruflich fein, doc) 
einzig in dem Sinn, daß der Geber über die vergabten Gegen 
fände nicht mehr unter einem unenigeltlichen Titel verordnen 
darf, e3 ei denn über geringe Summen in Vergeltungs- oder 
anderer Weile. 

Vgl. L.R.S. 894, 946, 947. 


1084. Eine Schenkung durch Heirathsvertrag darf zu gleicher 
Zeit das gegenwärtige und zukünftige Vermögen ganz oder zum 
Theil in ſich begreifen, nur muß der Urkunde ein Verzeichniß an- 
gefügt werden, worin die Schulden und Laften des Gejchenfgebers 
verzeichnet find, wie fie am Tag der Schenkung ſich befinden; in 
welhen Fall der Gejchenfnehmer fih an das gegenmärtige Ber- 
mögen nad) dem. Tod des Gebers zu Halten, und auf das Uebrige 
Verzicht zu thun befugt ift. | 

Vgl. L.R.8. 943, 945, 947, 1085. 1087, 1089, 1093. 


1085. Iſt das vorerwähnte Verzeichniß einer Schenfungs- 
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urfunde über gegenmärtiges und zufünftiges Vermögen nicht 
beigefügt worden, jo ift der Gejchenfnehmer verbunden, feiner 
Zeit die Schenkung entweder ganz anzunehmen oder ganz; aus- 
zufchlagen. Nimmt er fie an, jo kann er nur das Bermögen 
in Anſpruch nehmen, wie e8 am Sterbtag des Erblafjers vor- 
handen ift, und muß alle Schulden und Laften eines Erben über: 
nehmen. 
Vgl. L.R.S. 802, 873, 945, 947. 


1086. Eine Schenkung durch Heirathövertrag zum Beſten der 
Ehegatten und der aus der Ehe zu hoffenden Kinder darf ferner 
noch die Beitimmung enthalten, daß der Gefchenfnehmer alle Schul- 
den und Laſten der Erbſchaft des Gebers ohne Unterjchied zahlen 
joll, oder andere Bedingungen, deren Erfüllung von dem Willen 
de3 Empfängers?) abhängt, gleichviel wer der Gefchenfgeber jei. 
Der Beſchenkte ift verbunden, diefe Bedingungen zu vollziehen, 
wenn er nicht auf die Schenkung Verzicht thun will. Bat der— 
jenige, der duch Cheftiftung fchenkt, fich vorbehalten, über ein in 
der Schenkung ſeines gegenwärtigen Vermögens begriffenes Stüd, 
oder über eine bejtimmte daraus zu nehmende Summe zu ver: 
fügen, jo wird das Stüd oder die Summe nad deijen Tod, wenn 
nicht darüber verfügt tft, alS in der Schenkung belafjen angeſehen, 


und gehört dem Gejchenfnehmer oder feinen Erben zu. 
*) Uebersetzungsfehler statt „Gebers‘ (de sa volont£). 
Vgl. L.R.S. 944, 947, 1082, 1084. 


1087. Keine Schenkungen durch Heirathövertrag können 


unter dem Vorwand der Nichtannahme angegriffen oder ungültig 


erflärt werden. 
Vgl. L.R.S. 932, 1394. 
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1088. Jede zu Gunften einer Ehe gemachte Schenkung ift 
verfallen, wenn die Ehe nicht erfolgt. 

Vgl. L.R.S. 953, 959, 960, 1168, 1176. 

1089. Schenkungen, die einem der Ehegatten auf die im 
1082ften, 1084jten und 1086ſten Sat hier oben bemerkte Weije 
zugejchrieben find, verfallen, wenn der Geber den bejchenkten Ehe: 
gatten und jeine Nachkommenſchaft überlebt. 

Vgl. L.R.S, 1039, 

1090. Alle den Ehegatten durch Heirathävertrag gemachten 
Schenkungen unterliegen bei Eröffnung der Erbſchaft des Gebers 
nöthigenfall3 der Minderung auf den Antheil, worüber er nach 


den Geſetzen zu verordnen befugt war. 
Vgl. L,R.S. 913, 920 u. fig. 


Neuntes Sapitel. 


Bon Verordnungen unter Ehegatten vor oder 
während der Ehe. 


1091. Ehegatten können in den Heirathövertrag ſich wechjel- 
feitig oder aud Eines allein dem Andern jede Schenkung machen, 
die fie für gut finden, unter den hierunten ausgedrüdten Bejtim- 
mungen. 

Vgl. L.R.S. 1094, 1098, 1387, 1394, 1516, 1525, 1527, 

1092. Cine Schenkung unter Lebenden, welche Chegatten 
bloß auf gegenwärtiges Vermögen durch Heirashsvertrag einander 
madten, wird niemals auf die Bedingung veritanden, daß der 
Beſchenkte der Längjtlebende fei, wenn nicht diefe Bedingung förm— 
Lich ausgejprocdhen ift. Sie unterliegt allen Regeln und Formen, 


welche oben diefer Gattung von Schenkungen vorgejchrieben find. 
Vgl. L.R.S. 894, 895, 943—946, 1039, 1081, 1087. 
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1093, Jede einfeitige oder wechſelſeitige Schenkung, welche 
Ehegatten über Fünftiges Vermögen, oder über gegenmärtiges und 
fünftiges zugleich, in einer Cheftiftung einander machen, folgt den 
nämlichen Regeln, welche denen von Dritten an fie gemachten 
Schenkungen in dem vorhergehenden Kapitel vorgejchrieben find, 
geht aber auf die Kinder dieſer Ehe nicht über, jobald der be— 
ſchenkte Ehegatte vor dem Schenfenden ftirbt. 

Vgl. L.R.S. 1082, 1084, 1086, 1089. 

1094. Ein Ehegatte kann für ven Fall, da er feine Kinder 
oder Abkömmlinge Hinterläßt, dem andern Ehegatten durch Hei- 
rathövertrag, oder ſonſt während der Ehe, alles Eigenthum ver- 
machen, welche8 er auch einem Fremden zumenden dürfte, und 
ihm die Nutznießung des ganzen Erbtheils, jelbit desjenigen Theils, 
worüber das Geſetz zum Nachtheil der Erben zu verordnen ver- 
bietet, daneben gönnen. 

Für den Fall, da er Kinder oder Ablömmlinge Hinterläßt, 
fann er dem andern Ehegatten entweder ein Viertel zum Eigen: 
thum und ein anderes Viertel zur Nubnießung, oder die Hälfte 
feines ganzen Vermögens allein nutznießlich geben. 


vgl. L.R.S. 738 a., 745a., 913, 915, 1098—1100; Rechtsbelehrung vom 
3. März 1810 (R. B. Nr. 11) über Verschreibung einer Sitzgerechtigkeit. 


1095. Ein Minderjähriger kann durch Heirathävertrag dem 
andern Ehegatten einfeitige oder mechfelfeitige Schenkungen nur 
mit Bemilligung und unter Beiftand derjenigen geben, deren Ein— 
willigung zur Gültigkeit feiner Che erforderlich ift; mit diefer Be— 
willigung darf er alles dasjenige fchenfen, was das Geſetz einem 


volljährigen Ehegatten an den andern zu geben erlaubt. 
Vgl, L.R.S. 903, 904, 1309, 1398; BReichs-Standesbeurkundungsgesetz 
65 29—31 und L.R.8. 160. 
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1096. Alle Schenkungen unter Ehegatten während der Che 
find dem Widerruf unterworfen, wenn fie gleich als Schenkungen 
unter Lebenden bezeichnet wären. 

Die Frau kann fie widerrufen, ohne hiezu von ihrem Mann 
oder vom Gericht ermächtigt zu fein. 

Diefe Schenkungen verlieren wegen nachkommender Kinder 
ihre Kraft nicht. 

Vgl. L.RS. 905, 953, 960. 

1097. Ehegatten können weder durch Handlungen unter Le: 
benden noch durch letztwillige Verfügungen einander gegenjeitige 
Schenkungen in einer und derjelben Urkunde machen. 

Vgl. L.R.S, 931, 968. 

1098. Mann oder Frau, die Kinder aus einer erften Che 
haben, und zur zweiten oder weitern Heirath jchreiten, können 
ihrem neuen Ehegatten nicht mehr geben, als der Antheil des 
Mindeftbegünitigten ihrer ehelichen Kinder beträgt. In feinen 
Fall darf eine ſolche Schenkung ein Biertheil des Vermögens über: 
fteigen. 

Vel. L.R.*. 913, 1094, 1496. 1525, 1527; Rechtsbelehrung vom 3. März 
1810, (R.B. Nr. 11) über Verschreibung einer Sitzgerechtigkeit. 

1099. Auch mittelbarer Weife dürfen Ehegatten ſich Feine 
größeren als die oben gejtatteten Gejchenfe machen. 

Jede verſteckte oder an Mittelsperjonen gemachte Schenkung 
ift ungültig. 

vgl. L.R.S. 1094, 1098, 1100, 1525, 

1100. Für geſchenkt an Mittelsperfonen gilt das, was an 
Kinder des Ehegatten aus früherer Ehe gegeben wird, oder an 


Verwandte des andern Ehegatten, deren muthmaßlicher Erbe dieſer 
20 
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zur Beit der Schenkung ift, wenn nachmal3 gleich der andere 
Ehegatte feinen bejchenkten Berwandten nicht überlebt oder ge- 
erbt hätte. 

Vgl. L.R.S. 911, 1350, 1352. 


1100a. Hergebrachte Ehrengeſchenke find durch jenes Ber: 
bot nicht ausgejchloffen. 


Behnfes Kapitel. ⸗ 
Von Vermögensübergaben. 


Edikt vom 25. September 1807 (R.B. Nr. 35) über Vermögensüber— 
gaben und Verpfründungen. 


Erſter Abjchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


1100 aa. Jedermann kann ich zum Bortheil feiner Erben 
ihon bei Lebzeiten des Genuffes feines Vermögens begeben, ſoweit 
er feiner Staatspflicht damit ſich entzieht. 

Vgl, L.R,S. 980b,, 1075, Verinögensüberg,-Edikt $5 1 und 2. 


1100 ab. Diefe Ueberlaffung it in jedem Fall an die oben 
im vierten Kapitel im erjten Abfchnitt von der Form der 
Schenfungen vorgejchriebenen Regeln gebunden, den Sat 944 
ausgenommen. 

Vgl. L.R.*. 931 und flg., 1076; Vermögensüberg.-Edikt $5 4 u. 11—13; 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 4 und $ 26 Z. 4; Notariatsordnung $ 203 und dlg. 

1100ae. Wer jein ganzes befitende® Vermögen abgibt, 
muß dabei die Vorſorge für feinen Unterhalt beftintmt aus: 
drüden, es ſei nun, daß er fich zu einem der übernehmenden Erben 
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der zu mehreren umwechſelnd in Verpflegung begibt, oder ſich eine 
Kbgabe in Geld und Haushaltungserzeugnifjen vorbehält. 

Vgl L.R.S. 1968 u. 1983 a., Vermögensüberg.-Edikt $$ 5, 8—10 u. 21. 

1100 ad. Man kann den Genuß des Vermögens allein, oder 
uch zugleich das Eigenthum übergeben. 

Vgl. L.R.S. 1100 b d. u. 1100 b e.; Vermögeasüberg.-Edikt $ 6. 


Zweiter Abjchnitt. 
Von Eigenthumsübergaben. 


1100 ba. Wer Eigenihum und Genuß umiderruflich über: 
zibt, feßt den Erben in alle hier nicht namentlich geänderte Nechte und 
Obliegenheiten eines Gefchentnehmers, es mag die Webergabe mit 
einer Abgabe belaftet fein oder nicht, jo lange nur die Belaftung 
nicht über zwei Drittheile des höchſten jährlichen Ertrags weg— 
nimmt. 

Vgl. LR.S. 843, 9%0, 953, 1100 b b.—b 1. 


1100 bb. Der Uebergebende darf ſich ven freien Widerruf 
vorbehalten. Diefer Vorbehalt ändert jedoch an der Natur des 
Geſchäfts weiter nichts, als daß dabei nun der Widerruf an den 
Beweis jener gefeglichen Urfachen nicht gebunden ift, welche für vie 
Aufhebung unwiderruflicher Schenkungen georonet find.  Diefer 
Vorbehalt wird im Zweifel nicht vermuthet. 

Vgl. L.R.S. 953; Vermögensüberg.-Edikt $$ 6 u, 7. 

1100 be. Würde der Uebergebende erſt nach vorausgegangener 
Vermögensübergabe fich heivathen, und aus folher Ehe Kinder 
zeugen, jo kann deren Geburt eine Uebergabe nicht wieder auf: 


heben, die unwiderruflich gefchehen mar. 
Ygl. L.R.S. 960; Verihögensüberg.-Edikt $ 3. 
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1100 bd. Wo das übergebene Vermögen nicht über obig® 
Maaß mit Leibgeding belajtet it, da wird die Auslegung für den 
Uebergebenden ‚gemacht, wenn Zweifel entfteht, ob die Uebergabe 
eigenthümlich oder nutznießlich fer, mithin wird leßteres unterſtellt 
Vgl. L.R.S. 1100 b a,; Vermögensüberg.-Edikt $$ 7 u. 19. 


1100be. Wo das Leibgeding höher anjteigt, oder eine Ver 
pfründung mit verbunden tft, da ift im Zweifel die Auslegung für 
den Empfänger des Vermögens, mithin auf eigenthümliche Ueber— 
lafjung zu machen, und jofort im erfteren Fall aus. dent zwölften 
Titel und deſſen zweiten Kapitel vom Leibrentenvertrag, it 
andern aber aus dem dritten Kapitel ebendejjelben Titels vom 
Pfründvertrag, das Verhältnig des Geberd und Empfängers 
zu bemeſſen, jo weit nicht namentlich Abweichungen bedungen find. 


Vgl. L.R.S. 1100 b a., 1069, 19853 a u. fle., Termbgenfubarg. -Edikt 
s$ 8 u. 19. 


1100 bf. Wo von mehreren Erben, an welche das Vermögen 
übergeben wurde, nur Einer oder der Andere in dem Fall einer 
hochgeſpannten Leibrente oder einer Pfründleiftung ift, da findet 
der vorige Sag nur auf deſſen Theil Anwendung, und die übrigen 
Theile werden nach den früheren Sätzen bemeffen. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon nutznießlichen Uebergaben. 


1100eca. Die nutznießliche VBermögensübergabe ift eine für- 
jorglihe Erbeinweiſung oder Erbtheilung, verbunden mit ver’ 
Schenkung des Genufjes des Fünftigen Erbes. 

Vgl. L.R.S. 1100 a d., Vermögensüberg.-Edikt $$ 7 u. 14, 
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1100 b. Der Empfänger erlangt in Bezug auf den Genuß 
alle Rechte und Bflichten eines Nutznießers. 

Vel. LR.S. 582 u, flg., 600 u. fg. 

1100 ec. Die Säge 1100bb. und be, aud be., finden 
auch bei diefer Genußſchenkung Blaß. 

1100 ed. Die fürjorgliche Erbeinweifung oder Erbtheilung 
ändert an dem gejeglichen Erbgang nichts, und benimmt dem 
Uebergebenden die Macht nicht, ändernde lestwillige Verfügungen 
darüber zu treffen. 

Vermögensüberg.-Edikt $ 14. 

1100 ce. Sind feine dergleichen vorhanden, auch Feine Ver— 
änderungen in der Erbordnung bis zum Tod des Mebergebenden 
dazwiſchen getreten, jo iſt die Erbeinweiſung oder Erbtheilung, 
die in der Vermögensübergabe geihah, endgültig, vorbehaltlich 
einer Minderung, wo Bflichterben dergleichen zu fordern haben, 
und der Verordnungen des fiebenten Kapitels von Erbtheilung 
der Eltern oder Ahnen unter ihren Nachkommen, wo 
der Fall ſich dahin eignet. 

Vgl. L.RS. 913, 920, 980 b., 1078, 1079, Vermögensüberg.-Edikt $ 15. 

1100 ef. Sind durd Veränderungen im Erbgang oder durch 
legte Willensverfügungen Aenderungen eingetreten, jo muß der 
nußnießliche Beſitzer denen dadurch an feine Statt tretenden 
Erben in gejegliher Drdnung das übergeben erhaltene Vermögen 
aushändigen. 

Vermögensüberg.-Edikt $ 19. 

1100cg. Der Erblajjer kann jedoch in der Uebergabe feſt— 
jegen, daß, wenn er ohne andere deßfallſige Willensverordnung 
jterbe, die Berlafjenihaft jhon als vom Uebe.gabstag au zu Erbe 
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verfallen angefehen werden joll, wo fie alddanı durch Veränder— 
ungen im Erbgang Feiner Ablieferung an andere Erben unter: 
worfen wird. 

Elftes Kapitel. 
Von Auslegung der Schenfungen und Vermächtniſſe. 

1100 da. Soweit nicht aus den Sätzen dieſes Titels ein 
Anderes nothwendig folgt, gelten die Regeln, welche wegen der 
Auslegung der Verträge im fünften Abjchnitt und dritten Kapitel 
des dritten Titels! von Berträgen angegeben find. 

Vgl. L.R.S. 1156—1464. 

1100 db. Statt einer zweijeitigen Abficht ift jedoch die er- 
flärte einjeitige Abficht des Gebers diejenige, auf welche bei diejen 
Rechtsgeſchäften zu ſehen iſt. 

Vgl. L.R.S. 1156. 

1100 de. Keiner augerhalb der Urkunde gejchöpften Ab- 
fiht ift die Kraft zuzugeftehen, etwas zu verfügen, was überall 
aus den Worten nicht gefolgert werden kann; jondern nur die 
Kraft, das nicht zu verfügen, was erweislich icht in der Abſicht 
des Gebers lag. jedod etwa aus den Worten gefolgert werden 
könnte. 

1100 dd. In dem Gegenſtoß zwiſchen dem Vortheil dei 
Erbnehmers und der Erbtheil- oder Erbftüdnehmer ift im Zweifel 
für den Erſtern zu ſprechen; jo auch zwijchen den Erben und dert 
Vermächtnißnehmern. 

Vgl. L.R.S. 1192. 

1100 de. Wer eine ihm angefallene Verlaſſenſchaft über: 
nimmt, geht dadurch mit denen Öläubigern des Erblajjers un 
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er Erbſchaft einen Halbvertrag ein, ſie geſetzmäßig um ihre 

sorderungen zu befriedigen; das Verhältniß zwiſchen dieſen und 

hm richtet ſich darin nach den Süßen des Titels: über die 

Jerträge. . | 
Vgl. L.R.S. 774, 780, 873, 1371. 


Dritter Titel. 
Bon Berträgen und Bertragsverbindlichkeiten überhaupt. 


Erftes Kapitel. 
Borläufige Verfügungen. 


1101. Ein Vertrag ift die Uebereinfunft, wodurd eine oder 
mehrere Berfonen Einer oder Mehreren andern verbindlich zujagen, 
etwas zu geben, zu thun oder zu unterlaffen. 

Vel. L.R.S. 1134, 1136 und flg., 1142 und fig. 

1102. Der Vertrag ift doppelfeitig, wenn die Vertrags- 
perjonen wechjeljeitig einander derartige Zufagen thun. 

Vgl. LRS. 1106, 1184, 1325. 

1105. Er ift einfeitig, wenn eine oder mehrere Perfonen 
gegen eine oder mehrere andere ſich zu etwas verbindlich machen, 
ohne daß diefe leßtern eine Gegenzujage thun. 

Vgl. L.R.S. 2011. 

1104. Ein Vertrag auf Umfas ift vorhanden, wenn hie- 
bei das, was jeder Theil gibt oder leiftet, der Gegenmwerth defjen 
it, was ihm gegeben oder geleiftet wird, 
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Beiteht der Gegenwerth in der Wagniß eines Gewinns oder 
Verluſts für beide Theile, je nach ungewiſſen Begebenheiten, fo ift 
der Vertrag ein Glüdsvertrag. 

Vgl. L.R.8. 1532, 1702, 170% 1964, 1968, 


1105. Ein unentgeltlihder oder Freigebigfeitäver: 
trag ijt derjenige, worin Einer dem Andern einen unvergoltenen 
Bortheil zumendet. 

Vgl. L.R.S. 894, 1876, 1917, 1986. 

1106. Ein belafteter Vertrag ift derjenige, wobei jeder 
Theil etwas geben oder thun muß. 

Vgl. L.R.3. 1102. 

1107. Alle Verträge, benannteundunbenannte, 
richten jich nad) allgemeinen Regeln, welche der Gegenjtand diejes 
Titels find. 

Die Regeln, welche gewiffen benannten Verträgen eigen find, 
finden fih in jenen Titeln, die fih auf dieſe Vertragsarten be- 
ziehen, und die bejonderen Regeln der Handelsverträge werden 
durch die Handelsgejege beftimmmt. 

Vgl. I.R.Bıch Ill. Titel V-\XV.; Handelsgesetzbuch Art. 271—431. 


Bweites Kapitel. 
Von den Erfordernijjen zur Gültigfeit der VBerträge. 


1108. Zur Gültigkeit eines Vertrags gehören vier mwejentliche 
Bedingungen : 
die Einwilligung desjenigen Theils, der verbindlich werden 
ſoll: 
deſſen Fähigkeit, Verträge zu ſchließen; 
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eine bejtimmte Sache als Gegenftand der Verbindlichkeit; 
eine erlaubte Vertragsurjache. 
Vgl. L.R.S. 4108 a., 1123, 1126, 1131 und fig. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Einwilligung. 


1108a. Man kann ſeine Einwilligung durch Handlungen 
wie durch Worte erklären, wo nicht das Geſetz eine wörtliche Er— 
klärung fordert. 

Vgl. L.R.8. 931, 1100 4 b., 1394, 1983 b., 2127, Handelsgesetzbuch Art. 
317— 323. 

1108 b. Derjenige willigt ftillfchweigend ein, der auf eine 
zur Annahme reife Erklärung eines Andern Hin ſolche Handlungen 
vornimmt. zu welchen ev nur unter VBorausjegung der Beiſtimmung 
veranlaßt oder berechtigt fein kann. 


Vgl. L.R.S. 778, 1338 a., 1738, 1776, 1985 a., 2150a., Handelsgesetzbuch 
Art. 823. 


110860. Die ciner Handlung angehängte Rechtsverwahrung, 
daß fie für Einwilligung nicht gelten folle, wirft bei jolchen 
Handlungen nichts, welche die Geſetze namentlih für Einwilligung 
erflärt Haben, oder welche alsdann alle vernünftige Haltung ver— 
lören. 

Vgl. LB.s. 1108 b. 

1109. Eine nur duch Irrthum erlangte, oder durch Ge- 
malt erziwungene, oder durch Betrug erjchlichene Einwilligung ift 
ungültig. B 

Vgl. L.R.S. 18). 887, 901 b., 1116 :., 1117, 1304, 2053. 

1110. Nur derjenige Irrthum macht den Vertrag nichtig, 
der das Weſen der Sache oder die Eigenjchaft des Bertrags be= 
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trifft, hingegen keineswegs derjenige, der nur die Perſon angeht, 
mit welcher man übereinfommen will, es wäre denn, daß Rück— 
fiht auf eine beftinmte Form die Haupturfache der Ueberein- 
funft wäre. | 

Vgl. L.R.S. 180, 2053, 


1110a. Auch derjenige Irrthum entkräftet den Vertrag nicht, 
der ſelbſtverſchuldet ift. 

Vgl. L.RS. 16, 1148a., 2052. 

1111. Zwang, d. i. widerrechtliche Gewaltsanmaßung wider 
denjenigen, der die Verbindlichkeit übernahm, ift ein Grund der 
Nichtigkeit, hätte ihn auch ein Dritter, der bei dem Vertrage nicht 
betheiligt ift, angewandt. 

Vgl. L.R.S. 180, 887, 901 b., 1112—1115, 1116 4, 1117, 2053, 


1112. Ein folder Zwang ift vorhanden, fo oft durd Wort 
oder That eine Lage hervorgebracht wird, die vernünftiger Weife 
auf einen Menjchen Eindruck machen, und bei ihm die Furcht 
erregen kann, er ſei für feine Berfon oder fein Vermögen einem 
überwiegenden und inneftehenden Uebel ausgefegt. 

Bei Beurtheilung diefer Lage ift Alter, Gefchleht und per- 
jönliche Beichaffenheit des Betroffenen zu erwägen. 

Vgl. R.-Strafgesetzbuch $$ 240, 241. 


1115. Der Zwang wirft die Nichtigkeit des Vertrags nicht 
allein, wenn er an einer der Vertragsperjonen, jondern auch, wenn 
er an deren Ehegatten, Abkömmlingen oder Ahnen verübt wird. 

Vgl. R.-Strafgesetzbuch $ 52. 


1114. Bloße Furcht vor dem Ummwillen der Eltern oder 
der Ahnen und dergleichen, welche durch Feinen Zwang rege ge- 


L.R. 1M. B. III T. Verträge ıc. 315 


macht worden iſt, reicht nicht hin, um einen Vertrag für ungültig 
zu erklären. 


1114a. In einem Vertrag zwiſchen Eltern und Kindern, 
oder Borgejegten und Untergegebenen, kann jedoch auch jene Furcht 
nah Umftänden zur Umftoßung eines den gehorchenden Theil 
nachtheiligen Vertrags in Anjchlag fommen. 

1115. Ein Vertrag kann wegen Zwang nicht mehr angefochten 
werden, wenn derſelbe nach befeitigter Gewalt aüsdrücklich oder 
ftillfchweigend, oder durch unbenugten Ablauf der zur Umftoßung 
geſetzlich beſtimmten Zeit genehmigt wurde. 

Vgl. L.R.S. 181, 892, 1117, 1304, 1338. 

1116. Der Betrug wirkt Nichtigkeit des Vertrags, wenn ohne 
die von einer der Vertragsperfonen gebrauchten Kunftgriffe die 
andere den Vertrag nicht eingegangen haben würde, 

Er wird nicht vermuthet, fondern muß aus den einzelnen 
Thatumftänden begründet werden. 

Vgl. L.RS. 783, 687, 1116 b., 1117; R,-Strafgesetzbuch $ 263, 

1116a. Die nämliche Beweisnothwendigfeit trifft auch den 
Irrthum und den Zwang. 

Vgl. L.R.S. 1109 u, 1111, 1117b. 

1116b. Ein Betrug, der Nebenbeitimmungen betrifft, wirf 
nur eine Entjchädigungsforderung. 

Vgl. L.R.S. 1110, 1382. 

1117. Ein Vertrag, der durch Irrthum, Zwang oder Betrug 
zu Stand kam, iſt nicht jchon fraft Geſetzes ungültig, jondern 
nur einer Klage auf Vernichtung oder Umſtoßung ausgejegt, nad) 
näherer Angabe des fiebenten Abjchnittes fünften Kapitels in ge— 
genwärtigem Titel. 

Vgl. L.R.S. 6 h., 180, 888, 1115, 1117 a., 1304, 1338. 
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1117a. Auch ein, obwohl nicht umgeftoßener Vertrag, den 
der eine Theil durch Zwang oder Betrug herbeiführte, kann von 
ihm niemals zu jeinen Bortheil vor Gericht benußt werden. 


1117b. Zwang, Betrug, und andere unrechte Thaten find 
nur da anzunehmen, wo fie mit ihren Umständen der Zeit, des 
Orts und der Art beftimmt angegeben und erwiejen werden. 

Vel. T.R.S. 1116. 

1118. Verkürzungen entfräftet die Verträge nur bei gemifjen 
Gattungen derjelben, oder in Bezug auf gewiſſe Perſonen, nad 
Inhalt des nämlichen Abjchi.itts. 

Vgl. L.R.S. (783), 887, 1079, 1305, 1313, 1674, 1683, 1706, 1872, 1983 f., 
2052; Handelsgesetzbuch Art, 286 

1119. In eigenem Namen kann man nur für Sich jelbit 
Verbindlichkeiten übernehmen oder jolche fich bedingen. 

Vgl. L.R.S. 1120—1122, 1165, 1372, 1984, 2014, 2077, 

1120. Auch für Dritte kann man gutſtehen, und eine Hand: 
[ung versprechen, die jene leisten jollen, in welchem Fall der Out: 
ftehende, welcher Genehmigung zu erwirken verjprochen hat, zur 
Entjchädigung verbunden tft, wenn der Dritte fich weigert, das 
Berfprechen auf ſich zu nehmen. 

Vgl. L.R.S. 1146 u. flg., 1165, 1375, 1998. 

1121. Pan kann auch zum Vortheil eines Dritten etwas 
bedingen, wenn es in Gefolge einer Zufage geſchieht, die man id 
jelbft bedingt, oder eine Schenkung, die man einen Anvdern 
macht. Wer etwas vergleichen bedungen hat, kann nicht davon 
abgehen, jobald der Dritte erklärt hat, ſich daS Bedungene eigen 
zu machen. 

Vgl. L. R.S. 954, 1165, 1973. 
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1122. Es wird vermuthet, man habe nicht blos für ſich, 
ſondern auch für ſeine Erben und Rechtsfolger bedungen, wo nicht 
das Gegentheil ansgedrückt worden iſt, oder aus der Beſchaffenheit 


des Vertrags fließt. 
Vgl. L.R.S. 1879, 2003, 2017; Handelsgesetzbuch Art. 297, 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Bertragsfähigkeit. 


1123. Ein Jeder kann Verträge fchließen, welchen nicht die 


Geſetze dazu unfähig erklären. 
Vgl. L.R.S. 1108, 1124, 1926. 


1124. Unfähig, Verträge zu fchließen, find im ihrer Art: 

die Minderjährigen, 

Vgl. L.R.S. 388, 481—484, 487, 11%4a. u. b, 1125, 1398. 

die Mundlofen, 

Vgl. L.R.S. 499, 502-504, 509, 513, 513 a. 

die Ehefrauen, 

Vgl. L.R.S. 217—226, 1427, 1449, 1538, 1576, 

diejenigen, denen bejondere Geſetze gewiſſe Verträge unter— 
Jagen. 

Vgl. L.R.S. 450, 472, 159c-—97, 1840. 

1124a. Die Unfähigfeit der Minderjährigen ift von mweiterm 
oder engerm Umfang, je nachdem fie unmündig, haldmündig oder 
vollmündig find. 


Vgl. L.R.S. 903, 904 ; R.C.P.O. $358 Z. 1, $ 435 Abs. 2; R.St.P.O. $ 56 
Z. 1; Gesetz vom 9, Oktober 1860 (R.B. Nr. 51) über Religion der Kin- 


der $ 5. 
VI. Konstitutionsedikt $ 27, wonach die Vollmündigkeit mit der Zu- 


rücklegung des 16, Jahres eintritt, 
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1124b. Ein Bollmündiger, der außer der Eltern oder 
Pfleger Haus, und nicht einem Fürjorger übergeben, mitlin fich 
jelbjt überlafjen ift, ſchließt gültig alle für feinen Unterhalt und 
Beruf geeignete Verträge, vorbehaltlich der Umftogung im Ber: 
legungsfall, und der bejonderen Anftaltögefeße, welchen er etwa 
unterworfen ift. 

Vgl. L.R.S. 1305—13(8; R.-Sirafgesetzbuch $$ 301 u. 30%; Gesetz über 


die Rechtsverhältnisse der Studirenden an den beiden Landesuniversitäten 
vom 20. Februar 1868 (R.B. Nr. 18), $ 2. 


1125. Minderjährige, Mundlofe und Chefrauen können 
wegen Unfähigkeit ihre Zufage nur in gejelich beftimmten Fällen 
anfechten. 

Perſonen, die fähig find, eine Verbinodlichkeit zu übernehmen, 
fünnen die Unfähigkeit des Minderjährigen, des Mundlofen oder 
der Ehefrau, mit welcher fie gehandelt haben, diefen nicht ent- 
gegenhalten. 

Vgl. L.R.S. 60., 225, 1124, 1304—1314, 1926, 1990. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon dem Gegenftand und Stoff der Verträge. 


1126. Jeder Bertrag hat eine Sache zum Gegenftand, die 
der eine Theil zu geben, zu thun oder zu unterlaffen zujagt. 
Ygl. L.R.S. 1101, 1108. 


1127. Der bloße Gebraud oder die bloße Inhabung einer 
Sade kann, jo gut als die Sache ſelbſt, Gegenftand eines Per: 
trags jein. 

vgl. L.R.S. 1582, 1702, 1709, 1841, 1875, 1915, 2071. 
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1128. Nur Sachen, die dem Rechtsverkehr überlaffen find, 
fünnen Bertragsgegenjtand werden. 

Vgl. L.R.S. 538, 714, 1130, 1302, 1303, 1598, 1600, 2226. 

1129. Eine Verbindlichkeit muß eine, wenigftens der Gattung 
nad), bejtimmte Sache betreffei. 

Ihr Betrag kann ungewiß fein, wenn es nur Mittel zu deifen 
Beitimmung gibt. 

Vgl. L.R.S. 1246, 1592. 

1130. Auch zukünftige Saden darf. eine Verbindlichkeit 
umfafjen. 

Nur auf die noch unangefallenen Erbfchaften kann Niemand 
Verzicht thun, noch über ſolche irgend einen Bertrag jchließen, 
felbft nicht mit Bewilligung des Erblafjers. 

Vgl. L.R.S. 6, 761, 791, 1600, 


Vierter Abſchnitt. 


Bon der Vertragsurſache. 


1131. Cine Uebereinkunft, die auf Feiner oder auf einer un— 
richtigen oder unerlaubten Urjache beruht, bringt feine Rechts: 
wirfung hervor. 

Vgl. L.R.S. 6, 1108, 1133. 

1132. Dadurch wird der Vertrag nicht ungültig, daß die 
Vertragsurſache nicht ausgedrüdt ift. 

Vgl. Wechselordnung $ 4. 

1133. Jene Urſache ift unerlaubt, welche von dem Geſetz 
verboten, der Sittlichfeit entgegen oder der Staatsordnung zus 
wider ift. 

Vgl. L.R.S. 686, 815, 965, 1172, 1387—1389, 1833, 


— 
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Dritfes Kapitel. 
Bon den Wirfungen der Berbindlidhfeiten. 
Erjter Abſchnitt. 


Allgemeine Berfügungen. 
1134. Rechtmäßig geichloffene Verträge gelten gleich Gefegen 
unter denjenigen, die fie gejchlofjen haben. 
Nur mit mwechjelfeitiger Einwilligung oder aus gefeglichen 
Gründen fünnen fie widerrufen. werden. 
Sie erfordern redlichen Bollzug. 
Vgl, L.R.S. 1175, 1184, 1340 a—c., 1869, 1871, 2007. 
1135. Verträge verbinden nicht nur zu dem Ausgedrückten, 
jondern auch zu allem, was aus jolchen nad) Billigfeit, Herfommen, 


oder Geſetzen folgt. 
Vgl. L.R.S. 6d., 696, 1142, 1156—1164, 1626. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Berbindlichkeit, "u geben. 


1156. Die Schuldigfeit, etwas zu geben, umfaßt nicht mur 
die Verbindlichkeit, die Sache zu übergeben, fondern aud, fie bis 
zur Uebergabe zu bewahren und widrigenfall3 den Gläubiger zu 
entjchädigen. 

Vgl. L.R.S. 1146 und flg., 1302, 1303, 1604, 1614, 1689. 

1137. Die Obforge für die Bewahrung der Sache verbindet 
denjenigen, dem ſie aufliegt, zu jeder Vorſicht eines guten Haus— 
wirths, der Vertrag mag nun den Bortheil tes einen Theil 
allein, oder den gemeinjchaftlihen Nuten beider bezwecken. 


a 2 5 
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Mehr oder weniger umfaßt diefe Verbindlichkeit bei jenen Ber: 
trägen, deren Wirkungen unter den betreffenden Titeln befonders 
beftimmt find. 

Vgl. L.R,S, 1374, 1428, 1614, 1880, 1927, 1962, 2080. Handelsgesetz- 
buch Art. 282, 343, 

1138. Die Verbindlichkeit zur Webergabe einer Sache entfteht 
aus der bloßen Webereinfunft der Vertragsperjonen. 

Sie maht den Gläubiger zum Eigenthümer ; fie überträgt 
auch auf ihn die Gefahr der Sache von dem Augenblid an, mo 
die Uebergabsſchuldigkeit begründet war, obgleich folde nicht ge- 
ſchah, wenn nicht der Schuldner im Lieferungsverzug iſt in wel⸗ 
chem Fall ſie auf ſeiner Gefahr bleibt. 

Vgl. LR.S. 711, 938, 1189—1141, 1198, 1302, 1588, 1624, 1647, 1708. 

1139. Der Schuldner wird in Verzug geſetzt, theild durch 
urkundliche, nämlich öffentlich beurfundete Aufforderungen oder 
andere gleichgeltende Borgänge, theil3 durch den Inhalt des Ver— 
trag3 felbft, wenn darin enthalten ift, daß durch bloße Erſcheinung 
des Tags, ohne daß e8 weiterer Handlungen bevürfe, der Schuldner 
im Berzug fein fol. 

Vgl. L,R.S. 1146, 1656, 1929; R.C.P.O. 88 235 und 239; Notariatsord- 
nung $5 77—79. 

1140. Die Wirkungen der Verbindlichkeit, eine Liegenfchaft 
zu geben oder zu überliefern, werden unter dem Titel! vom 
Berfauf und unter dem Titel! von Vorzugsrechten 
und Unterpfändern beitimmt. 


Vgl. L.R.S. 939 und flg., 1583, 1583 a,, 1605, 2103 Z. 1. 2108; 11, Einf.- 
Edikt $ 25. 


1141. Auf ein Fahrnikftüd, da3 man zu geben oder zu 
liefern zweien Perſonen nah einander zujagt, hat derjenige den 
21 





322 LER. I. B. IM T. Berträge ac. 


Vorzug und wird Eigenthümer, der in den wirklichen Befiß der 
Sade gejegt ift, wenn ſchon fein Titel jünger ift, vorausgejegt 
nur, daß er ein redlicher Befiger fei. 

Vgl. L.R.S. 2268, 2279. 


Dritter Abſchnitt. 


Don der Berbindlichkeit, etwas zu leiften. 


1142. Jede unerfüllte Verbindlichkeit, etwas zu thun oder 
zu lafjen, löft fich in die Schuldigfeit auf, zu entjchädigen. 
Vgl. L.R.S. 1146 und fig, 1185. 


+ 1143. Der Gläubiger kann jedoch forbern, daß alles zufagwidbrige 
Errichtete zerftört werde; auch kann er ſich ermächtigen lafjen, es auf Kojten 
des Schuldners jelbft zu zerftören, unbeſchadet jeiner Entjhädigungsforderung, 
ſoweit fie Statt bat. 


+ 1144. Der Gläubiger fann gleichfalls ermächtigt werben, bad uner- 
füllte Verſprechen auf Koften des Schuldners felbft vollziehen zu laſſen. 

Die L.R.S. 1143 und 1144 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf. 
Ges. zu den R.J.G. Vgl. R.C.P.O. $$ 773 und 774, 

1145. Wer etwas zu unterlaffen fchuldig ift, haftet, fobald 
er es thut, für die Entſchädigung. 

Vgl. R.C.P.O. 8 775. 

Vierter Abſchnitt. 

Bon der Entjhädigung wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit. 


1146. Entſchädigung ift ein Schuldner nur dann jchuldig, 
wenn er wegen Erfüllung jeiner Verbindlichkeit in Verzug gefett 
ift, den Fall ausgenommen, wo das, was der Schuldner zugejagt 
hat, nur in einer gewiſſen Zeit, die er verftreihen ließ, gegeben 
oder gethan werden Fonnte. 

Vgl. L.R.S. 1139, 1142, 1149 und flg., 1184, 1228—1230. 
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1147. Der Schuldner, der feine Zufage gar wicht oder nicht 
in Beiten erfüllt, wird zur Entihädigung im geeigneten Fall ver- 
urtheilt, jo oft er nıcht darlegt, daß die Nichterfüllung von einer 
fremden, ihm nicht beizumefjenden Urſache herrühre, und das felbit 
alsdann, wenn von feiner Seite gar feine Unredlichfeit unterläuft. 

Vgl. L.R.8S. 1146, 1148, 1148 a., 1611; Handelsgesetzbuch Art. 
326—333. 

1148. Die Entfchädigungsflage hat nicht ftatt, wenn der 
Schuldner durch höhere Gewalt oder Zufall verhindert wurde, das 
Zugejagte zu geben oder zu thun, oder veranlaßt wurde, gegen 
feine Zujage zu handeln. 

Vgl. L.R.8. 1234 a., 1302, 1374 a, 1379, 1647, 1722, 1730—1735, 1789, 
1790, 1807, 1881—1884, 1929. 


1148 a. Sie hat auch nicht ftatt wegen einem Schaden oder 
einer Schadenävergrößerung, melde aus einer zu dem Berjehen 
des Schuldners Hinzugelommenen Verſchuldung des Gläubigers 
entitand. 

Vgl. L.R.S. 1150 u. 1151, 

1149. Die Entfchädigung umfaßt den erlittenen Berluft und 
den entgangenen Gewinn, mit Vorbehalt der nachfolgenden Aus— 
nahmen und Einſchränkungen. 

Handelsgesetzbuch Art. 283. 

1150. Blieb die Verbindlichkeit ohne Gefährde des Schuld- 
ners unerfüllt, fo hat diefer nur jenen erlittenen Verluſt und ent— 
gangenen Gewinn zu erjegen, welcher zur Zeit der Vertragsvoll- 
ziehung vorhergefehen wurde, oder vorhergefehen werden Eonnte. 

Vgl. L.R.S. 1383 a. 


1150 a. Die Möglichkeit der Borausficht ift nach jenem Maaß 
21* 
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der Einfiht und Umſicht, auch Achtſamkeit zu beftimmen, meld: 
man bei Perſonen gleichen Stands und Berufs gewöhnlich finde, 
und deshalb zu erwarten berechtigt ift. 

Vgl. Art. 4 d. Gesetzes v. 13. Febr. 1851 (R.R. Nr. 14), über Eht- 
schädigungspflicht der Gemeindeangehörigen wegen bei Zusammenrottungen 
verübter Verbrechen. 

1150 b. St dem Handelnden nach feiner gewöhnlichen Han- 
delsweiſe ein größeres Maaß eigen, jo gilt dies im jenen Fällen 
zum Maaßſtab, wo derjelbe betrüglich oder leidenjchaftlich handelte. 


1150 ce. it feine Geiftesthätigfeit unter dem gewöhnlichen 
Grad, jo muß ſich der Gläubiger an diefem Maaßſtab genügen 
lafjen, wenn er fich dieſen Schuloner erwählt hat. 


1151. Selbft in dem Fall, wo eine Verbindlichkeit aus Ge 
fährde des Schuldners unerfüllt bleibt, begreift die Entjchädigung 
nur denjenigen erlittenen Berluft und entgangenen Gewinn unter 
fih, welche unmittelbare und natürliche Folgen der Nichterfüllung 
find. 

Vgl. L.R.S. 1382 e. 

115la. Berluft und Gewinn wird auf den höchften laufen: 
den Werth, der in der Zmifchenzeit von der Beichädigung bis zur 
Entfhädigung beftand, berechnet, wenn der Schaden vorfäglich zu: 
gefügt wurde, andernfall3 nur auf den mittleren, in feinem Fall 
auf den bloßen Neigungswerth des Belchädigten. 

Vgl. L.R.S. 1382 e, u. 1383 a, 

1152. Wo in einem Vertrag auf den Fall der Nichterfüllung 
für Entſchädigung eine beftimmte Summe verfprodhen ift, da darf 


dem Beichädigten weder mehr nocd weniger zuerfannt werden. 
Vgl, L.R,S. 1229, 





— 
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1153. Bei Berbindlichfeiten, welche auf die Zahlung einer 
gewiſſen Summe bejchränkt find, bejteht die Entſchädigung wegen 
verzögerter Erfüllung des Vertrags allemal nur in der PVerurthei- 
lung zu den gejeglichen Zinſen, ohnbejchadet der befondern Regeln 
für Handlungsgefchäfte und für Bürgjchaften. 

Diefe Entihädigung gebührt dem fordernden Gläubiger, ohne 
daß er nöthig hätte, irgend einen Verluft zu beweiſen. 

Sie gebührt ihm nur vom Tag der Anforderung an, den Fall 
ausgenommen, wo das Geſetz jagt, der Zinjenlauf folle fraft Ge- 
jeßes anfangen. 

Vgl. L.R.S. 455, 456, 474, 1139, 1146, 1440, 1473, 1548, 1570, 1652, 


1846, 1904, 1907 a., 1996, 2001, 2028 ; Handelsgesetzbuch 93, 95, 2%, 287— 
289, Wechselordnung Art. 50 u, 51. 


1154. Der Zingrüdftand, der höher als ein Jahresbetrag ift, 
kann zinstragend werden durch gerichtliche Einflagung oder durch 


befondere Webereinkunft. 
Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 291. 


1155. Berfallene Einkünfte an Pacht, Miethgeld, Erb: oder 
Leibrenten, tragen ebenfall3 Zins von dem Tag der gerichtlichen 
Anforderung oder der Erflärung zur Berzinfung. 

Gleiche Regel gilt für den Früchtenerjfag, und für Zinfen, die 
ein Dritter dem Gläubiger auf Rechnung des Schuldners gezahlt 
hat, | 

Vgl. L.R,S. 197, 549, 1375, 1728, 1909. 

1155 a. Bei Erftattung der nicht mehr vorhandenen Früchte 
erjeßt der redliche Beſitzer alle wirklich verzehrten Früchte, jedoch) 
mit Ausnahme folder, von denen er erweilen kann, er würde 
jolche nicht genoffen, noch ihren Werth verbraucht haben, wenn er 






= J 
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gewußt hätte, daß Genußrecht ſei nicht ſein. Der unredliche Be— 
ſitzer erſetzt alle verzehrten Früchte ohne Ausnahme, und zugleich 


die vernachläſſigten. 
vgl. L.R.S. 138, 549, 550, 1378, 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon der Auslegung der Berträge. 


1156. Bei Verträgen gilt die gemeinjchaftliche Abficht der 
Bertragsperjonen mehr, als der buchftäbliche Sinn der Worte, 
Vgl. L.R.S. 1100 d b., 1175; Handelsgesetzbuch Art, 278. 


+1156a. Eine außerhalb der Vertragäurfunde erhobene Abfıht kann 
jebod den Worten des Vertrags nur alddann entgegengeftellt werben, wenn 
aus dem Zufammenhang der Urkunde ein Widerſpruchsſchein oder eine Uner— 
Härlichfeit hervorgeht, und eine Auslegungäbebürftigkeit berbeiführt. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den RJ.G. 

1157. Eine doppelfinnige Stelle hat den Sinn, worin fie 
einige Wirkung hervorbringen kann; nicht den, worin fie unwirk— 


ſam bleiben würde. 


1158. Doppelfinnige Ausprüde find dem Gegenſtänd des 
Vertrags gemäß auszulegen. 
1159. Das Zmeideutige erhält feine Auslegung aus dem 


Landesbrauch des Vertragsorts. 
vgl, L.R.S. 6 d—f., 1736, 1757, 1758, 1774, 1777; Handelsgesetzbuch 


Art, 279. 
1160. Sn jedem Vertrag müffen die üblichen Vorſichts— 
gedinge, obſchon fie darin nicht ausgedrüdt wären, hinzugedacht 


werden. - 
Vgl. L.R.S. 1135, 
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1161. Bon mehreren Nebengedingen erhält Eins durch das 
Andere feine Auslegung, indem einem jeden der Sinn zufommt, 
der fi aus der ganzen Handlung ergibt. 

1162. Im Zweifel wird ein Vertrag wider denjenigen aus- 
gelegt, dem etwas bedungen wird, und für den, der eine Ver— 
bindlichkeit überfommen foll. 

Vgl. L,R.S. 544a., 1100bd., 1100dd., 1602, 1602a., 1695, 1706 a., 
1773. 

1163. So allgemein auch immer die Ausdrüde eines Ver- 
trag3 fein mögen, jo erjtredt er fich gleichwohl nur auf foldhe 
Saden, worüber erweislich die Betheiligten zu unterhandeln 
Willens waren. 

Vgl. L.K.S, 2048— 2050. 

1164. Wird in einem Vertrag zur Erläuterung der Ver: 
bindlichfeit ein Fall ausgedrüdt, jo wird dadurch deren Umfang 
nicht beſchränkt, jondern bleibt dennoch, wie er in den unausge— 
drückten Fällen von Rechtswegen fein mag. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von der Wirkung der Verträge in Bezug auf dritte Perſonen. 


1165. Verträge haben nur unter denen, die ſie ſchließen, 
ihren Wirkungskreis; einem Dritten bringen ſie keinen Nachtheil: 
fie nutzen ihm auch nicht, außer in dem Fall des 1121ſten Satzes. 

Vgl. L.R.S. 1119—1125, 1375, 1743, 1998, 2009, 2014, 2051. 

1166. Die Gläubiger können gleichwohl alle jene Rechte und 
Klagen ihres Schuldners zu ihrer Befriedigung geltend machen, 


die nicht ausjchlieglih ihm in Perſon zuftehen. 
Vgl. L.R.S. 618, 788, 865, 882, 991, 1446, 1464, 1753, 2225. 


— * 
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1167. Sie können gleichfalls in eigenem Namen jene Hand— 
lungen anfechten, die ihr NE zum Abbrud ihrer Rechte 
unternimmt. 

Sie müfjen jedoch, foviel jene Rechte betrifft, die unter dem 
Titel: von den Erbfhaften und unter dem Titel: von dem 
Heirathsvertrag und den wecjeljeitigen Redten der 
Ehegatten genannt find, nad den dort vorgejchriebenen Regeln 
ſich richten. 

Vgl. L.R.S. 622, 788, 882, 1053, 1447, 1464; R.-Konk.-Ordn. $$ 24, 25, 
28, 30-33. 

1167 a. Die vorgedadhte Anfechtung findet nur innerhalb 
eined Jahrs, von der Zeit der dem Gläubiger möglich gewordenen 
Kenntniß an, Statt. 

Vgl. R.-Konk.-Ordn. $ 34, 


Anmerkung: Die L.R.S. 1167 und 1167a. sollen ersetzt werden 
durch ein zur Zeit noch in Berathung befindliches Reichsgesetz von 1879 
über die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners ausserhalb des 
Konkursverfahrens. 


Bierfes Kapitel. 
Bon den verfhiedenen Gattungen der Verbindlichkeiten. 
Erſter Abſchnitt. 
Von bedingten Verbindlichkeiten. 
8IL. 
Von Bedingungen überhaupt und ihren verſchiedenen Gattungen. 


1168. Eine Verbindlichkeit iſt bedingt, deren Wirkſamkeit 
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oder Fortdauer von einer Fünftig aufzuflärenden ungemwiffen Be- 
gebenheit abhängt. 

Vgl. L.R.S. 1181, 1183, 1185, 

1169. Zufällig ift die Bedingung, welche auf Ereigniffen 
beruht, die weder in der Gewalt des Gläubigers, noch in jener 
de3 Schuldners ftehen. 

1170. Willkürlich heißt die Bedingung, wodurd der Voll- 
zug des Vertrags von einer Begebenheit abhängt, welche herbeizu- 
“ führen oder entfernt zu halten, in der Gewalt der Einen oder 


Andern der VBertragsperjonen fteht. 
Vgl. L.R.S. 1174. 


171. Die Gemischte beruht zu gleicher Zeit auf dem 
Willen einer Bertragsperjon und eines Dritten, oder des Zufalls. 

1172. Jede Bedingung einer unmöglichen, fittenwidrigen oder 
gejegwidrigen Sache gilt nicht, und macht die darauf ausgejeßte 
Webereinfunft ungültig. 

Vgl. L.R.S. 6, 900, 1131, 1133, 

1173. Die Beringung, etwas -an ſich Unmögliches nicht zu 
thun, macht die darauf ruhende Verbindlichkeit nicht ungültig. 

1174. Jede Verbindlichkeit ift nichtig, welche unter einer 
Bedingung übernommen wird, vie allein von der Willkür des 
Uebernehmenden abhängt. 

vgl. L.R.S, 944, 947, 1086, 1093, 

1175. Jede Bedingung muß fo erfüllt werden, wie es die 
Parthieen wahrjcheinlich gewollt und gemeint haben. 

Vgl. L.R.S. 1156, 1178. 

1176. Wenn die Bedingung, daß etwas gefchehe, in eine be- 
ftimmte Zeit begrenzt ift, jo gilt fie für fehlgejchlagen, jobald die 
Zeit verftrichen ift, ohne daß ſich die Begebenheit ereignet hätte, 
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Iſt Feine Zeit beftimmt, jo kann die Bedingung zu jeder Zeit 
erfüllt werden; erſt alsdann gilt fie für fehlgefchlagen, wenn Ge: 
wißheit vorhanden ift, daß die Begebenheit fich nicht mehr ereignen 
werde. 

Vgl. L.R.8. 1040. 

1177. Die Bedingung, daß eine Begebenheit in einer be 
ftimmten Zeit ſich nicht ereigne, ift erfüllt, jo bald die Zeit ver: 
ftrichen ift, ohne daß die Begebenheit eingetreten wäre; fie ift 
gleichfall8 erfüllt, wenn vor Ablauf der Zeit Gemißheit entfteht, 
daß die Begebenheit fich nicht ereignen werde. Iſt Feine Zeit be 
ftimmt, jo ift fie nur alsdann erfüllt, wenn es ficher wird, daß 
überall die Begebenheit fich nicht ereignen werde, 

Vgl, L.R.S. 1040, 

1178. Eine Bedingung gilt für erfüllt, wenn der Schuldner, 
der ſich unter diefer Bedingung verbindlich machte, felbjt ihre Er: 
füllung verhindert. 

1179. Eine erfüllte Bedingung wirkt rückwärts auf den 
Anfang des Gejchäfts. Iſt der Gläubiger vor Erfüllung der 
Bedingung geftorben, jo gehen feine Rechte auf feine Erben über. 

Vgl. L.R.S, 1181, 1183, 

1180. Schon ehe die Bedingung erfüllt ift, Tann der Gläu— 
biger die zur Erhaltung feines Rechts etwa nöthig werdende Hand: 


lungen vornehmen. 
Vgl. L.R.S. 820, 882, 2132; R.C.P.O. $ 231; R.-Konk.-Ordn. $$ 60 u. 142. 


81. 
Bon der aufjhiebenden Bedingung. 
1181. Eine Verbindlichkeit unter aufjchiebender Bedingung 
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befteht nicht nur, wenn die ungewiſſe Begebenheit, wovon fie ab- 
hängt, wirklich noch zukünftig ift, jondern auch, wenn fie ſich ſchon 
ereignet hat, diejes aber den Parthieen unbekannt ift. 

Im eriten Fall kann das Berjpreden nicht zum Vollzug 
fommen, ehe die Begebenheit zur Wirklichkeit gefommen  ift. 

Im andern Fall wirft die Verbindlichkeit von dem Tag an, 
da fie eingegangen wird. 

Vgl. L.R.S. 1041, 1179, 1258 Z. 5, 1588, 2257; R.-Konk.-Ordn. $$ 60 
u. 142, 

1182. Eine Sade, die Jemand unter auffchiebender Be- 
dingung fchuldet, bleibt auf Gefahr des Schuldners, der zu ihrer 
Ueberlieferung nur auf den Fall der erfüllten Bedingung ver- 
bunden ward. 

Geht die Sache ohne Verſchulden des Schuldners gänzlich zu 
Grund, fo ift die Verbindlichkeit erlojchen. 

Wird der Werth der Sache ohne deffen Verſchulden verringert, 
jo hat der Gläubiger die Wahl, entweder von dem Vertrag abzu: 
Reben, oder ohne Abzug an der Gegenleiftung die Sache in dem 
Stand, worin fie fi wirklich befindet, anzunehmen, 

Liegt der Grund der Werthöverringerung an dem Schuldner, 
jo hat der Gläubiger die Wahl, entweder von dem Bertrag abzu- 
jtehen, oder die Sache in dem Stand, worin fie ich befindet, 
nebit der Entſchädigung zu fordern. 

Vgl. L.R.S. 1136, 1138, 1148, 1302, 1614, 16%, 


S IH. 
Bon der auflöfenden Bebingung. 


1183. Eine auflöfende Bedingung, jobald fie erfüllt wird, 
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hebt die Verbindlichkeit auf, und ſetzt die Sachen in den Stand 
zurück, als wäre dieſe nicht vorhanden geweſen. 

Der Vollzug der Verbindlichkeit wird durch ſie nicht aufge— 
hoben; fie verbindet den Gläubiger nur, das Empfangene zurüd- 


zugeben, fobald die vorbehaltene Begebenheit ſich ereignet. 
Vgl. L.R.S. 929, 952, 954, 963, 1179, 1184, 1188 b., 1659 u. flg.; R.-Konk.- 
Ordn. $ 59. 


1184. In doppelfeitigen Berträgen ift e8 für den Fall, da 
Einer von beiden Theilen feinem Verſprechen Fein Genüge leitet, 
allemal ftillfehweigende Bedingung, daß der Vertrag aufgelöft 
fein joll. 

Der Bertrag wird jedoch nicht kraft Gefeßes aufgelöft, 
fondern der Theil, welchem das nichterfüllte Verjprechen geſchah, 
hat die Wahl, entweder den Andern zum Vollzug des Vertrags, 
wenn diefer noch möglich ift, zu zwingen, oder dejjen Aufhebung 
nebft der Entſchädigung zu fordern. 

Diefe Forderung muß gerichtlich geichehen und dem Be- 
klagten kann nach Umjtänden ein Auffhub zum Vollzug geftattet 


werden. 
Vgl. L.R.S. 6h., 956, 1102, 1146 u. flg., 1610, 1611, 1654—1657, 1741 
1871, 1912; Handelsgeselzbuch Art. 354—359; R.-Konk.-Ordn. $$ 15—21. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon betagten Berbindlichkeiten. 


1185. Das Ziel oder der Tag unterfcheivet ſich von der 
Bedingung dadurch, daß e3 die BVerbindlichkeiten nicht auffchiebt, 


jondern nur ihren Vollzug hinausfegt. 


Vgl. L.R.S. 1168, 1888, 1899—1901, 2557; Handelsgesetzbuch Art. 
326-333 
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1185 a. Bon dem vorgenannten Verfallziel ift das Währziel 
verjchieden, welches weder das Entjtehen noch den Vollzug der Ber: 


bindlichfeit aufjchiebt, jondern nur ihrer Währung oder Dauer ein 
Ende mad. 
Vgl L.R.S. 1188 b., 1737, 1902, 2032. 


1186. Was erft an einem Verfallziel zahlbar ift, kann vor 
dem Berfalltag nicht gefordert aber auch, wenn es voraus bezahlt, 
nicht zurückgefordert werden. 

Vgl. L.R.8. 1188, 1291, 1376, 1899, 1944; R.C.P.O. $ 231. 


1187. DVerfallzieler gelten immer für bedungen zum Vortheil 
des Schuldners, ſoweit ſich nicht aus der Uebereinfunft oder von 
Umftänden ergibt, daß fie zugleich zum Vortheil des Gläubigers 
verabredet wurden. 

Vgl. L.R,S. 1258 Z. 4, 1892, 1944; Handelsgesetzbuch Art. 334, 


1188. Der Schuldner kann feine Begünftigung durch folche 
Bieler nicht mehr geltend machen, wenn er gantmäßig wird, oder 
durch jeine Handlungen die Sicherheit vermindert hat, die er feinem 
Gläubiger in dem Vertrag gegeben hat. 

vel. L.R.S. 1613, 2032; R,Konk.-Ordn. $ 58; Bad. Einf.-Gesetz zu den 
Reichs-Justizgesetzen $ 277. 


+ 1188 a. Doch fann ber Schuldner, deſſen Zahlungäzieler unverzinslich 
waren, joviel an der Vorauszahlung abziehen, ald die Schuldigfeit bis zur 
Berfallzeit, nad dem gefeglihen Fuß, Zins getragen haben würde. 

Aufgehoben durch $ 727 der Bad. C,P.O. von 1864. 

1188 b. Währzieler können niemald vom Richter verlängert 
werden; übrigens ift ihre Wirkung jenen einer auflöfenden Bedin— 
gung gleich, jedoch ohne Rückwirkung. 

Vgl. L.R.8. 1183, 1185 a., 1661. 








334 L.R. 1.8. II. T. Verträge ıc. 


Dritter Abſchnitt. — 
Bon Wahlverbindlichkeiten. 


1189. Der Schuldner einer Wahlverbindlichkeit wird i 
dadurch ledig, daß er Eine der mehreren verſprochenen Sach 
überliefert. 

1190. Die Wahl gebührt dem Schuldner, inſofern fie n 
ausdrüdlich dem Gläubiger eingeräumt ift. 

Vgl. L.R.S. 1221 Z. 3, 

1191. Der Schuldner kann dem Gläubiger nicht einen Theil 
der Einen, und einen Theil der Andern verſprochenen Sade geben. 


1192. Wenn von beiden verfprochenen Sachen die Eine fein 
Gegenſtand einer Verbindlichkeit werden fonnte, jo gilt die Berbind- 
lichkeit für einfach, obſchon fie wahlweis —— iſt. 

Vgl. LR.S. 6 n., 1128, 

1193. Eine Wahlverbindlichkeit wird zur einfachen, wenn 
Eine der verfprocdhenen Sachen zu Grund gegangen iſt, und nicht 
mehr geliefert werden kann, jei es auch durch Fehler des Schuld- 
ners. Er kann den Werth der untergegangenen Sade ftatt der 
übriggebliebenen nicht geben. 

Sind beide Sachen zu Grund gegangen, und Eine davon aus 
Berichulden des Schuldners, jo muß diejer den Werth derjenigen 
zahlen, die zulegt zu Grund ging. 

Vgl. L.R.S. 1136, 1302. 

1194. War in den Fällen des vorhergehenden Sates durch 
die Uebereinfunft die Wahl dem Gläubiger überlafien, und es ift 
Eine der Sachen, jedoch ohne Berjehen des Schuldners, zu Grund 
gegangen, jo gebührt dem Gläubiger die übrig gebliebene. Haftet 
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der Schuldner im Fehler, jo kann der Gläubiger die Sache die 
übrig geblieben‘ ift, oder den Werth der zu Grund gegangenen 
mwäblen. 

Sind beide Sachen zu Grund gegangen, und wenigftens Eine 
aus Berjehen de3 Schuldners, jo kann der Gläubiger den Werth 


der Einen oder der Andern nad feiner Wahl fordern. 
Vgl. L.R.S. 1136, 1302. 


1195. Sind beide Sachen ohne Verjchulden oder Verzug des 
Schuldners zu Grund gegangen, fo ift in Gemäßheit des 1302ten 
Sates die Verbindlichkeit erlojchen. 


1196. Nach gleichen Grundfägen wird die MWahlverbindlich- 
feit, die fich auf mehr als zwei Saden erſtreckt, beurtheilt. 


Vierter Abſchnitt. 
Von Sammtredten und Berbindlichkeiten. 
81. 


Bon Sammtredten der Gläubiger. 


1197. Diejenige Forderung ift ein Sammtrecht mehrerer 
Gläubiger, deren Titel einen Jeden aus ihnen auödrüdlich er- 
mächtigt, den ganzen Betrag der einnehmenden Schuld einzufor- 
dern, deren an Einen von ihnen gejchehene Zahlung alfo ven 
Shuldner auch da befreit, wo der Betrag der Schuld unter die 
verjchiedenen Gläubiger theilbar ift. 

Vgl. L.R.S. 1217, 1220, 1224; Handelsgesetzbuch Art. 269. 


1198. Der Schuldner hat jo lange die Wahl, an Einen oder 
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den Andern der Sammtgläubiger zu zahlen, als nicht Einer der: 
felben durch Einforderung ihm zuvorgefommen tt. 
Der Nachlaß Eines der Sammtgläubiger hebt nur den Schul 
antheil dieſes Gläubigers. 
vgl. L.R.S. 1224, 1365. 
1199. Jeder Vorgang, der zu Gunften Eines der Sammt- 
gläubiger die Verjährung unterbricht, fommt Allen zu gut. 
Vgl. L.R.S. 709, 1206, 2242 u, fig. 


s U. 


Bon Sammtverbindlichleiten der Schuldner. 


1200. Mehrere Schuldner find fammtverbindlich, wenn jeder 
für fih angehalten werden kann, das Ganze zu leiten, folglich die 
Zahlung des Einen die Uebrigen gegen den Gläubiger entledigt. 

Vgl. L.R.S. 1219, 1222, 1284, 1285. 

1201. Eine Sammtverbindlichkeit kann ftattfinden auch da, 
wo Einer der Schuldner nicht auf gleiche Weife, wie der Andere, 
zur Zahlung der nämlichen Sache verbunden ift; zum Beifpiel, 
wenn Einer nur bedingungsweife verbunden ift, während das 
Verſprechen des Andern unbedingt war, oder wenn Einer eine 
Frift erhalten hat, die dem Andern nicht zugeftanden wurde. 


1202. Eine Sammtverbindlichkeit wird nicht vermuthet; 
fie muß ausdrüdlich bedungen fein. 

Nur in Fällen, für welche kraft Gejeßed die Sammtverbind- 
lichfeit eintritt, leidet diefe Negel eine Ausnahme. 


Vgl. L.R.S. 395, 896, 1033, 1382d, 1442, 1487, 1734, 1862, 1887, 2002 
%021a, 27a; Handelsgesetzbuch Art, 112, 173, 178, 204, 41, 45 
247, 257, 269, 280. 
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1203. Bei einer Sammtſchuld kann der Gläubiger fih an 
jeden Schuldner halten, ohne daß Einer ihm die Einrede der Thei- 


lung entgegenſetzen kann. 

Vgl. L.R.S. 1222, 2021, 2026; Handelsgesetzbuch Art. 281. 

1204. Die Einklagung gegen Einen der Schuldner hindert 
die gleihe Einklagung wider die Uebrigen nicht. 

Vgl. L.R.S. 1200. 

1205. Ging die jchuldige Sache durch Verfchulden oder 
während des Verzug eines oder mehrerer Sammtſchuldner zu 
Grund, fo befreit dieſes die übrigen Mitjchuldner von der Ver— 
bindlichkeit, ven Werth der Sache zu zahlen, nicht ; aber zur Ent: 
Ihädigung find folche nicht verbunden, 

Diefe fann der Gläubiger nur an jene Schuldner fordern, 
durch deren Verſehen die Sache zu Grund ging, oder die im Ver— 
zug waren. 

Vgl. L.R.S. 1136, 1139, 1302. 

1206. Das wider Einen der Sammtfchuldner angeftellte 
Verfahren unterbricht die Verjährung zu Gunjten * Aller. 

* Uebersetzungsfehler statt: „zum Nachtheil‘‘ (à l’egard de tous). 

Vgl. L.R.S. 1199, 2249. 

1207. Wenn an einem der Sammtjchuldner Zahlung der 
Zinfen gefordert ift, jo laufen fie wider Alle, die gleich verbind- 
lich find. 

Vgl. L.R.S. 1153, 

1208. Wird Einer der Sammtjhuldner von dem Gläubiger 
gerichtlich belangt, jo kann er alle Einreden vorbringen, die aus 
der Natur der Schuld fließen, alle, die ihm perſönlich zuftehen, 
ſowie alle, die ſämmtlichen Mitjchuldnern gemein find; nur jolche 
nicht, die einigen der übrigen Mitſchuldner allein für ihre Perſon 
zufommen, ohne deren Willen. 

Vgl. LR.S. 1284, 1285, 1294, 1365, 2025—2027. 22 


MR 
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1209. Wird einer der Schuldner alleiniger Erbe des Gläu— 
bigers, oder der Gläubiger alleiniger Erbe Eines der Schuldner, 
ſo erlöſcht die Sammtſchuld nur für den Antheil dieſes Schuldners 
oder Gläubigers. 

Vgl. :LR.S. 1301. 

1210. Der Gläubiger, der Einem der Sammtſchuldner eine 
Theilung der Schuld nachgibt, behält feine Sammtklage wider 
die übrigen, jedoch mit Abrechnung des Antheils der auf jenen 
Schuldner fällt, den er von der Sammtverbindlichkeit [oszählte. 

Vgl. L.R.S. 1215, 1285, 2026, 

1211. Der Gläubiger, der von Einem der Schuldner feinen 
gefonderten Antheil annimmt, ohne in der Quittung feine 
Sammtrechte namentlich, oder feine Rechte überhaupt vorzubehalten, 
begibt fi) dadurch der Sammtrechte nur in Beziehung auf diefen 
Schuldner. 

Es gilt für Feine BVBerzichtleiftung auf die Sammtrechte gegen 
einen Schuldner, wenn der Gläubiger von ihm eine Summe 
empfängt, die feinem Antheil zwar gleih fommt, wovon aber in 
der Quittung nicht ausgedrüdt wird, daß fie für feinen 
Theil ei. 

Gleiche Bewandtniß hat es mit dem Fall, wo Einer der Mit: 
Ihuldner nur auf feinen Theil vor Gericht belangt wird, fo 
lang diefer fi zur Klaglozftellung nicht erboten hat, oder nicht 
eine Berurtheilung darauf erfolgt ift. 

Vgl. L.R.S. 1212, 1285, 2027. 

1212. Der Gläubiger, der den abgefonderten Antheil Eines 
der Mitjhuloner an Rüdftänden *) oder Zinfen der Schuld, 
ohne Vorbehalt empfängt, verliert die Sammtrechte nur auf die 
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verfallenen Renten oder Zinſen, nicht auf die künftig verfallende, 
und eben jo wenig auf den Hauptftuhl, jo lang nicht durch zehn 
nah einander folgende Jahre die Zahlung immer theilweiſe ge- 
ſchehen ift. 

* Vebersetzungsfehler statt: „„Kentenzielen" (arrerages). 

1213. Eine Verbindlichkeit, die von Mehreren ſammt und 
jonders übernommen wird, ift unter den Schuldnern ſelbſt Eraft 
Geſetzes getheilt, und fie find unter fi nur Jeder für feinen An: 
theil gehalten. 

Vgl. L.R.S. 1214—1216. 

1214. Ein Mitjhuldner, der eine Sammtfchuld ganz ge: 
zahlt Hat, kann von einem Jeden der. Uebrigen nicht mehr als 
deſſen Antheil zurüdfordern. 

Iſt Einer der Sammtjchuldner zahlungsunfähig, fo wird der 
daher entjtehende Verluſt unter die zahlungsfähigen Mitjchuldner 
und den Zahlen verhältnigmäßig getheilt. 

Vgl. L.RA. 1213, 1216, 1261 Z. 3, 2033. 


1215. Hat der Gläubiger auf die Sammtflage zu Gunften 
Eines der Schuldner Verzicht gethan, und Einer oder Mehrere 
der Mitſchuldner gerathen in Vermögenszerfall, jo ift der Antheil 
der Zahlungsunfähigen verhältnigmäßig von allen Schuldnern zu 
tragen, felbjt von denjenigen, die der. Gläubiger zuvor der Sammt— 


verbindlichkeit entlaffen hatte. 
Vgl. L.R.S. 1210, 2027. 


1216. Ging: das Gefchäft, mo mehrere ſammt und fonders 
eine Schuld aufnahmen, nur Einen. der Sammtfchuldner an, 
jo muß diefer feinen Mitſchuldnern für die ganze Schuld haften, 
| 994 
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und fie find in Beziehung auf ihn nur als feine Bürgen zu 
betrachten. 
Vgl. L.R.S. 1431, 2028, 2030. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon theilbaren und untheilbaren Berbindlichkeiten. 


1217. Eine Verbindlichkeit ift theilbar oder untheilbar, je 
nachdem ihr Gegenftand nach feinem Stoff jowohl als nad feiner 
Beichaffenheit einer theilweifen Uebergabe oder Vollziehung empfäng— 
lich oder unempfänglich ift. 

Vel. L.R,S. 827a,. und b., 1220, 1222, 1939, Handelsgesetzbuch 
Art. 359, 

12185. Die Verbindlichkeit ift untheilbar aud) da, wo zwar 
die verfprochene Sache oder die Handlung ihrer Natur nad theil- 
bar wäre, aber die Abficht der Verbindlichkeit den theilmeijen 
Dollzug nicht zuläßt. 

Vel. L.R.S. 1134, 1156, 1233, 1670; Handelsgesetzbuch Art. 359. 

1219. Sammtverbindlichkeit wirft noch feine Untheilbarkeit. 

Vgl. L.R.S. 1200, 1220. 


sl. 
Bon ber Wirkung theilbarer Verbindlichfeiten. 

1220. Theilbare Verbindlichkeiten gelten zwifchen dem Gläu— 
biger und Schuldner ſelbſt für untheilbar. Nur ihren Erben 
kömmt die Theilbarfeit zu gut; diefe haben das Forderungsrecht, 
oder die Zahlungspflicht nur nach dem Antheil, der ihnen gebührt, 
oder wofür fie als Erben oder Rechtsfolger des Gläubigers oder 


des Schuldners zu haften haben. 
Vgl. L.R,S. 870, 1233, 1244, 1669, 1939, 
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_ Air 1 

* Re ” FE * J 
— 


L.R. 111. B. II. T. Verträge ꝛe. 341 


1221. Dieſe Theilungsbefugniß der Erben findet nicht Statt. 

1) bei unterpfändlichen Schulden; 

2) bei Lieferungen eines beſtimmten Stücks; 

3) bei Wahlverbindlichkeiten, wo der Gläubiger derjenige 
iſt, der die Wahl hat, und Eine der Sachen untheil— 
bar iſt; 

4) wenn Einem der Erben die Erfüllung der Verbindlich— 
feit vermöge ihres Rechtstitels allein aufliegt; 

5) wenn die Natur des Berjprechens oder der verjprochenen 
Sade oder der Vertragsabficht zeigt, es fei Wille der 
Vertragsperjonen gemwejen, daß die Schuld nicht theil- 
weije berichtigt werden dürfe. 

In den erften drei Fällen kann der Erbe, der die abzuliefernde 
Sade oder das Unterpfandsgrundftüd beſitzt, ſoweit diefe reichen, 
deßfalls auf das Ganze gerichtlich belangt werden, mit Vorbehalt 
des Rüdagriff3 auf feine Miterben. In dem vierten Fall kann 
jener Erbe, dem allein die Zahlung der Schuld aufliegt, und im 
fünften Fall Jeder der Erben auf das Ganze belangt werden, vor— 
behaltlich des Rüdgriffs auf feine Miterben. 

Vgl. L.R.S. 873, 1017, 1218, 1223, 2083, 2114. 


sl. 
Von der Wirkung untheilbarer VBerbindlichkeiten, 
1222. Jeder Mitfchuldner einer untheiibaren Schuld ift für 
das Ganze verbindlich, wenn jchon der Betrag feine Sammtfchuldig- 


feit ausſpricht. 
Vgl. L.R.S. 1200, 1203, 1219. 
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1223. Das Gleiche gilt von den Erben des Schuldners einer 


untheilbaren Berbindlichkeit. 
Vgl. L.R.S. 1232, 1233, 2219. 


1224. Jeder Erbe eines Gläubigers kann den Vollzug einer 
untheilbaren Verbindlichkeit im Ganzen verlangen. 

Für fih allein kann er jedoch nicht die ganze Schuld er: 
laffen, noch den Werth anftatt der Sache annehmen; hat Einer 
der Erben für ſich allein die Schuld nachgelaffen, oder den Werth 
der Sache angenommen, jo kann fein Miterbe die untheilbare 
Sache zurüdfordern, jedoch muß er dabei den Antheil des Miterben, 
der den Nachlaß bemwilligte, oder den Werth empfing, dem Schuldner 


vergüten. 
Vgl. L.R.S. 1197, 1198, 1939. 


1225. Wird ein Erbe eines Schuldner wegen Untbeil- 
barkeit der Verbindlichkeit auf das Ganze verklagt und verurtheilt, 
jo bleibt ihm der Nüdgriff auf feine Miterben zur Entſchädigung 
vorbehalten. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges, zu den R.J.G. 
Vgl. L.R.S. 872, 1221. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von Verbindlichkeiten unter Strafgedingen. 


1226. Ein Strafgeding ift dasjenige, wodurch Jemand zur 
Sicherheit der Vertragsvollziehung für den Fall der Nichterfüllung 
zugleich eine weitere Verbindlichkeit übernimmt. 


Vgl, L.R,S, 2047; Handelsgesetzbuch Art. 284, BReichsgesetz vom 14. 
Sept. 1867 über die Zinsenhöhe $ 1 (s. L.R.S. 1907 e.) 
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1227. Die Nichtigkeit der Hauptverbindfichkeit hat die Un: 
— des Strafgedings zur Folge. 

Aus der Nichtigkeit der SAN folgt die Ungültigfeit der 
Eritern nicht. 

Vgl. L.R.S. 6n, 

1228. Der Gläubiger, deſſen Schuldner im Verzug ift, hat 
die Wahl, die ausbedungene Strafe oder die Vollziehung der 
Hauptverbindlichkeit einzuflagen. 

Vgl. L.R.S. 1139, 1142; Handelsgesetzbuch Art. 284 Abs. 2. 

1229. Die zugefagte Strafe dient für Entfchädigung wegen 
Nichterfüllung der Hauptverbindlichkeit. 

Die verfprochene Sache und die Strafe zugleich kann nicht 
gefordert werden, wenn nicht leßtere namentlich für den bloßen 
Berzug bedungen ift. 

Vgl. L.R.S. 1152; Handelsgesetzbuch Art. 284 Abs. 3. 

1230. In feinem Fall, der Hauptverbindlichkeit mag eine 
Erfüllungszeit vorgefchrieben fein oder nicht, ift die Strafe ver- 
wirkt, ehe der jchuldige Theil im Verzug ift. 

Vgl. L.R.$. 1139, 1146. 

1231 Der Richter kann die Strafe mäßigen, wenn die 
Hauptverbindlichkeit zum Theil vollzogen ift. 


123l a. Eine ſchuldlos eingetretene Unmöglichkeit, die Ber: 
bindlichkeit zu erfüllen, wirft den Verfall der Strafe nicht, wo nicht 
eine Uebernahme aller Zufälle gefchehen ift. 

Vgl, L.R.S. 1147, 1148, 

1232. Betrifft die unter Strafe gefchehene Hauptzufage eine 
untheilbare Sache, jo ift die Strafe jchon dadurch verwirkt, daß 
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Einer der Erben des Schuldners dem Verſprechen zumider Handelt, 
und die Klage kann angeftellt werden wider denjenigen, der den 
Bertrag verlegt hat, auf das Ganze oder wider einen Jeden der 
Miterben nad) Verhältniß feines Antheils, und unterpfändlich für’s 
Ganze, vorbehaltlih ihres Rüdgriffs auf denjenigen, der Schuld 
trägt, daß die Strafe verwirft wurde. 

Vgl. L.R.S. 873, 875, 1217, 1218, 1223. 

1233. Iſt die unter Strafe übernommene Hauptverbindlich- 
feit theilbar, jo wird die Strafe nur von jenem Erben des 
Schuldners verwirkt, der dieſe Verbindlichkeit übertritt, und nur 
für den Antheil, den er an der Hauptverbindlichkeit hatte, wider 
diejenigen, die fie erfüllt haben, findet Feine Klage ftatt. 

Sit jedoch ein Strafgeding angehängt, damit die Zahlung 
nicht theilweije erfolge, und es hat einer der Miterben die Er: 
füllung der Verbindlichkeit im Ganzen verhindert, jo hat "wider 
diefen die Klage auf die ganze Strafe, wider die übrigen Mit: 
erben aber nur für ihren Antheil, vorbehaltlih ihres Rück— 
griffs, Statt. 

Vgl. L.R.$. 1218, 1220, 1232. 


Fünffes Kapitel. 
Bon Erlöjhung der Verbindlidhfeiten. 


1234. Verbindlichkeiten erlöfchen: 
durh Zahlung; 
Vgl. L.R.S. 1235—1264, 
durh Rechtswandlung; 
vgl. L.R.S. 1271—1281. 
durh Erlafjung; 
Vgl. L.R.S. 1282—1288. 
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duch Wettichlagung; 
Vgl. L.R.S. 1289—1299. 
durh Rechtsvermiſchung; 
Vgl. L.R.S. 1300 u, 1301. 
dur Untergang der Sade; 
Vgl. L.R.S. 1302 u, 1303. 
durh Ungültigkeit oder Umſtoßung; 
Vgl. L.R.S. 1304—1314. 
durh den Erfolg einer auflöjenden Bedingung (laut des 
vorhergehenden Kapitels); und 
Vgl. L.R.S. 1183 u. 1184. 
durd Verjährung (laut eines nachfolgenden bejonderen Titels). 
Vgl. L.R.S. 2219—2281. 

1234 a. Durch eine Veränderung der Umftände, wie groß 
jie auch ſei, und wie ftarf der Einfluß auch fein möge, den fie 
auf eine andere Beſtimmung der Uebereinkunft gehabt haben würde, 
wenn fie vor dem Abſchluß eines Vertrags eingetreten wäre, 
erlöſcht deſſen Verbindlichkeit nie, wenn nicht die fernere Erfüllung 
natürlich oder firtlicd unmöglich wird, oder jener Veränderung in 
Bezug auf ein bejtimmtes Rechtsgeſchäft die auflöfende Kraft 
namentlich verliehen ift. 

Vgl. L.R.S. 1148, 1302, 1722, 1865, 2003. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Zahlung. 
sl 


Von der Zahlung überhaupt. 
1235. Jede Zahlung jet eine Schuld voraus; wer etwas 
zahlt, ohne es fchuldig zu fein, kann es zurücfordern. 


* e FE 
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Freiwillig erfüllte natürliche Verbindlichkeiten begründen feine 
Zurückforderung. 

Vgl. LR.S. 69, 1186, 1376, 1906, 1967. 

1236. Einer Verbindlichkeit kann der Schuldner durch Jeden, 
der dabei betheiligt it, zum Beifpiel durch einen Mitjchuldner oder 
einen Bürgen, entladen werden. 

Selbſt ein Dritter, Nichtbetheiligter, befreit ihn, wenn er im 
Namen des Schuldners und für deſſen Rechnung zahlt, oder für 
das in eigenem Namen Gezahlte nicht im die Rechte des Gläubigers 
eintritt. 

Vgl. L.RS. 1%49, 1250 Z. 1, 1251 Z. 1, 1372, 1377, 1377 a, 2028, 20%. 

1237. Eine Verbindlichkeit, etwas zu verrichten, kann nicht 
wider Willen des Gläubigerd durch einen Dritten erfüllt werden, 
jo oft dem Gläubiger daran gelegen ift, daß fie der Schuldner 
ſelbſt erfülle. 

Vgl. L.R.S. 1142, 1717, 1763, 2010c.; R C.P.O. $ 774. 





1235. Um gültig zu zahlen, muß man Eigenthümer der 
zur Zahlung Hingegebenen Sache, und fähig fein, fie zu veräußern. 

Die Zahlung einer Summe in Geld oder andern verbraud)- 
baren Sachen kann jedoch von dem Gläubiger, der fie redlicher 
Weiſe verbraucht Hat, nicht zurüdgefordert werden, obwohl jie 
durch Jemand geihah, der nicht Eigenthümer der gezahlten Suche 
war, oder fie nicht veräußern konnte. ' 

Vgl. L.R.S. 1124, 1141, 1599, 2279. 

1239. Die Zahlung muß an den Gläubiger gefchehen, oder 
an einen Gemwalthaber defjelben, oder an den, der von dem Geſetz 
oder Gericht zum Gmpfang ermächtigt ift. 

Gültig ift auch jene Zahlung, welche an einen unberechtigten 
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Empfänger geſchah, jobald fie von dem Gläubiger genehmigt ward, 
oder jein Beſtes beförderte. 


Vgl. L.R.S. 1275, 1689, 1937, 1984, 2010a. u. fg. Handelsgesetzbuch 
Art. 49, 50, 51, 67, 296. RC.P.O. 85 730, 736, 737. R.-Konk,-Ordn, $$ 


5, 73. 

1240. Eine Zahlung an den redlichen Beſitzer einer Forde— 
rung * iſt gültig, auch wenn die Forderung nachher dieſem abge- 
ſprochen wird. 

* Uebersetzungsfehler statt: „Eine redliche Zahlung an den Besitzer 


einer Forderung.‘ (Le paiement fait de bonne foi ä celui qui est en pos- 
session de la cr&ance). 


1241. Eine Zahlung an einen unfähigen Empfänger ift un: 
gültig, jo lang nicht der Schuldner beweist, daß die gezahlte Sache 
zum Nutzen des Gläubigers verwendet worden. 

vgl. L.R.S. 217 u. flg., 450, 482, 499, 509, 513, 513 a., 1194, 1312. 


1242. Eine Zahlung des Schuldners an den Gläubiger, 
welche mit Hintanjfegung eines obrigkeitlicden Beſchlags oder einer 
Einſprache gejchieht, gilt nicht wider die Gläubiger, von welchen 
der Beichlag oder die Einjprache herrührt; dieſe können jo weit 
Rechtens ihn anhalten, noh einmal zu zahlen, vorbehaltlich des 
Rüdgriffs auf den Gläubiger. 

Vgl. L.R.S. 1298, 1944; R.C.P.O, 88 730, 744 u. 810; R.-Konk.Ordn. 
$ 108; R.St.P.O. $ 325, 326, 333, 480; Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. $ 110. 

1243. Der Gläubiger ift nicht ſchuldig, eine andere Sadıe, 
als er zu fordern Hat, anzunehmen, wäre auch der Werth der 
angebotenen Sache gleich oder größer. 


Vel. L.R.S. 1932; Handelsgesetzbuch Art. 336. 
Reichs-Münzgesetz vom 9, Juli 1873, bes. Art. 1, 9, 13 u. 14; Reichs- 


vr Terre ——— 
“ 
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gesetz über Reichskassenscheine vom 30. April 1874, $5; Reichs-Bankgesetz 
vom 14. März 1875, 88 14, 16—19, 43, 44. 


1244. Der Schuldner kann dem Gläubiger Leine Stüd: 
zahlung aufdringen, ſelbſt dann nicht, wenn die Schuld theilbar ijt. 

Vgl. L.R.8, 12%; Wechselordnung Art, 38; Bad, Einf.-Ges. zu den 
R.J.G. $ 9. 

+ Der Richter kann gleihwohl, je nach der Lage des Schuldners mäßige 
Bahlungdfriften geftatten, und unter Borforge für Erhaltung bes bisherigen 
Stands der Sache das gerihtlide Verfahren eine Beitlang einjtellen, jedoch 
bat er diefe Macht mit vieler Behutſamkeit zu gebrauden. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

1244 a. Wo nur ein Theil einer Forderung Kar, ein anderer 
beitritten, und die Verbindlichkeit theilbar ift, da ift der Gläubiger 
befugt und jehuldig, feiner übrigen Rechte unbejchadet, Stückzah— 
lung anzunehmen. 

vgl. R.C.P.O. $ 273. 

1244 b. Der Gejchenfgeber und jeder, welchen der Gläubiger 
zu ernähren verbunden ift, kann die theilweife Zahlungsannahme 
verlangen ; jofern der Schuldner das Ganze nicht zahlen kann, ohne 
an dem Nothdürftigen Mangel zu leiden. 

Vgl. L.R.S. 205—%07, 955 Z. 3. 

1245. Wer ein vollbeftimmtes Stüd zu liefern hat, thut 
genug, wenn er die Sache in dem Zuftand übergibt, worin fie zur 
Zeit der Lieferung ich befindet, vorausgejegt, daß eine nach ent- 
ſtandener Verbindlichkeit eingetretene Berjchlimmerung des Zuftands 
weder ihm, noch denjenigen PBerjonen, für welche er zu haften hat, 
zuzurechnen ift, noch ein Verzug von feiner Seite vorausging. 

Vgl. L.R.S. 1018, 1138, 1139, 1148, 1264, 1302, 1379, 1881—1884, 1933, 
2010 d. 
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1246. Der Verbindlichfeit zur UWebergabe einer Sache, die 
nur ihrer Gattung nach bejtimmt ift, entledigt ſich der Schuldner, 
wenn er weder eine von der beiten, noch von der geringiten Gat- 
tung gibt. 

Vgl. L.R.S. 1022; Handelsgesetzbuch Art. 335. 

1247. Die Zahlung muß an dem beftimmten Orte gefchehen ; 
fehlt im Vertrag eine Ortsbeftimmung, es ift aber von einem 
vollbeftimmten Stüd die Rede, jo muß die Zahlung da gefchehen, 
wo zur Zeit der entftandenen Verbindlichkeit fich das Stüd befand. 

Außer diejen beiden Fällen gejchieht die Zahlung in dem 
Wohnfi des Schuldners. 


Vel. L.R.S. 111, 1258; 1264, 1609, 1651, 1942; Handelsgesetzbuch Art. 
324, 325, 342. 


1247 a. Bon leßterer Regel find ausgenommen die Zahl: 
ungen, welche zur Entjhädigung wegen Bergehen oder Berjehen 
geihehen, als die in dem MWohnfig des Gläubigers gejchehen follen. 

Vgl. L.R.S. 1382 u. fig. 

1248. Die mit der Zahlung verbundenen Koften fallen auf 


den Schuldner. 
Vgl. L.R.S. 1608, Handelsgesetzbuch 325, 342. 


1248 a. Die Zahlung dreier auf einander folgender Forde— 
tung3zieler, oder zielmeifer Rechnungen, an ebendenfelben Gläubiger 
von ebendemfelben Schuldner gejchehen, wirkt die geſetzliche Ver— 
muthung der Zahlung der früheren, wenn die Empfangsscheine ohne 
Vorbehalt älterer Forderungen oder Zieler auögeftellt find. 

Vgl. L.R.S. 1352; R.C,P.O, E.G. $ 16 Z, 1. 
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8 II. 
Bon der Zahlung mit Eintritt in die NRechte des Gläubiger. 


1249. Der Eintritt in die Rechte des Gläubiger kommt 
einem dritten Zähler nur zu gut, wenn eim Vertrag oder. Gejek 
ihn begründet. 

Vgl. L.R.S. 1236, 1250, 1251. 

1250. Der Eintritt gefchieht kraft Vertrags: 

1) wenn der Gläubiger, der feine Zahlung von einem Dritten 
empfängt, diefe in feine Nechte, Forderungen, Vorzugsrechte 
oder Unterpfänder wider den Schuldner einmweift; Diele 
Einweifung. muß, ausdrücklich nnd zugleich mit der Zahlung 
geichehen ; j 
‚ wenn der Schuldner. zur Zahlung ein Anlehen macht, und 
den Darleiher in die Rechte des Gläubigers einfegt; ſoll 
diefe Einfeung. gültig fein, jo muß die Urkunde fiber das 
Darlehen und die Duittung von Staatsjchreibern auäge- 
fertigt, in Erfterer, daß die Summe zur Zahlung, aufae- 
nommen worden fei, erklärt, und in Letzterer ausgedrückt 
fein, daß die Zahlung, mit dem. Geld bewirkt worden, 
welches der neue Gläubiger dazu hergegeben bat; diejer 
Eintritt bedarf: der Zuftimmung des Gläubigers nidt. 
Vgl. L.R.S. 1252, 1271, 2103 Z. 2, 2108. 

1251. Kraft Gefeßes tritt in die Nechte des Gläubigers: 

H der Gläubiger, der einen andern vorzüglicdderen Gläubiger 
befriedigt; 

Vgl. L.R.S. 209. 


2) der Erwerber eine Orundftüds, der den Kaufpreis zur 


— — 


2 
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Befriedigung jener Gläubiger verwendete, welche darauf 
ein Pfandrecht Hatten ; 

Vgl. L.R.S. 2178. 

3) derjenige, dem, weil er mit Andern oder für Andere die 
Schuld zu zahlen Hatte, daran gelegen war, daß fie 
getilgt würde; 

Vgl. L.R.S. 874—876, 1214, 1216, 1489, 2029; Wechselordnung $ 63, 

4) der Vorfichtserbe, der die Erbſchulden mit feinem Geld 
bezahlt. 

Vgl. L.R.S. 802. 

1252. Der in den vorhergehenden Säßen zugelaffene Rechts: 
eintritt wirft wider die Bürgenjowohl als wider die Schuldner; er 
bringt dem Gläubiger, der nur zum Theil befriedigt worden ift, 
feinen Nachtheilz ja diefer geht mit dem Neft feiner Forderung 
demjenigen, der ihn zum Theil gezahlt Hatte, wenn diefer auf den 
Schuldner zurüdgreift, in der Zahlung vor. 


$ IM. 
Bon der Aufrehnung der Zahlungen. 


1253. Wer mehrere Poſten jchuldet, darf bei der Zahlung 
erklären, welche Schuld er damit zu tilgen gedenke. 


1254. Der Schuldner kann nicht ohne Bewilligung des Gläubigers 
feine Zahlung dem Hauptjtuhl aufvechnen, jo lang noch Renten 
oder Zinſen rückſtändig find. Eine Zahlung, die auf Hauptjtuhl 
und Zinſen geſchieht, und nicht für beide zureicht, wird erſt auf 
die Zinjen abgerechnet. 

Vgl. L.R.S. 1908, 2081 ; Konk,-Ordn, $ 40; Biud.+-Einf.-Ges. zu deu 
R.J.G. $ 28. 
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1255. Hat ein Schuldner mehrerer Poſten eine Quittung 
angenommen, worin der Gläubiger das, was er empfing, bejtimmt 
auf einen diefer Poſten aufrechnet, jo kann der Schuldner fie nidt 
mehr auf eine andere Schuld abrechnen, es wäre denn eine Gefährde 
des Gläubigers oder eine durch ihn veranlaßte Uebereilung daran 
Schuld. 

1256. Sagt die Quittung über die Aufrechnung nichts, es 
ſind aber mehrere verfallene Schulden da, ſo muß die Zahlung 
auf diejenige gerechnet werden, deren Tilgung damals für den 
Schuldner die wichtigſte war. Waren nicht mehrere Poſten fällig, 
jo gejchieht die Aufrechnung auf die wirklich verfallenen, obgleich 
fie für den Schuldner die weniger läftigen waren. 

Sind die Schulden gleicher Art, jo gejchieht die Aufrechnung 
auf die ältern, und wo alle Umftände gleich find, verhältnigmäßig 
auf ſämmtliche Schulden. 

Vgl. L.R.S. 1187, 1297, 1848. 

x 1256a. Wo nicht miteinlaufende Nebenverhältniffe zwiſchen 
dem Gläubiger und Schuldner ein Anderes nothwendig machen, 
find für die wichtigften zu Halten zuerjt jene, welche perſönliche Haft 
nach ſich ziehen,* ſodann jene, welche die ſchwerſten Zinſen tragen, 
fofort jene, welche mit Bürgen gedeckt find, endlich jene, melde 
Pfandrecht haben. 

* Die L.R.S. %059—%070 sind aufgehoben. 


8 IV, 
Bon Darlegung und Hinterlegnng der Zahlung. 


1257. Weigert ſich der Gläubiger, feine Zahlung anzunehmen, 
jo kann der Schuldner fie baar darlegen, und auf verweigerte 
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Innahme des Gläubigers die dargelegte Summe oder Sache hinter— 
egen. 


Die Darlegung mit nachgefolgter Hinterlegung befreit den 


Schuldner. Sie gilt, wenn fie gültig geſchehen iſt, für Zahlung 
und der Gläubiger trägt die Gefahr der Hinterlegten Sadıe. 


Bad. 


Vgl L.B.S. 1258, 1259, 1264, 1961, 2186; Wechselordnung $$ 40, 73; 

Einf.-Ges. $ 3; Konk.-Ordn. $ 156. 

1258. Zur Gültigkeit der Darlegung wird erfordert: 

l) daß fie einem Gläubiger gejchehe, der annahmsfähig iſt, 
oder demjenigen, der an feiner Statt annehmen kann; 

Vgl. L.R,S. 1239—1242 nebst Noten. 

2) daß fie durch eine Berjon gejchehe, welche fähig ift, Zah: 
lungen zu leiften; 

Vgl, L.R.S. 1236 u. 1238 nebst Noten. 

3) daß die ganze verfallene Summe jammt Renten oder 
Zinſen, welche dem Gläubiger davon gebühren, der Be- 
trag der berichtigten Koften, und für die unberichtigten 
eine gewiſſe Summe, mit den Erbieten der etwa nöthigen 
Ergänzung, dargelegt werde; 

Vel. L.R.S. 1244 u. 1244. 

4) daß das Zahlungsziel erfchienen fei, infofern eS zum Vor— 
theil des Gläubigers bedungen ift; 

Vgl. L.R.S. 1187. 

5) daß die Bedingung der Verbindlichkeit erfüllt jet; 

Vgl. L.R.8. 1168, 1181. 

6) daß die Darlegung an den beftimmten Zahlungsort, und 
wo feiner beftimmt war, dem Gläubiger in Perſon, oder 
in feiner Wohnung, oder in dem Wohnfig, den er zum 
Vollzug des Vertrags gewählt hat, geſchehe; 

Vgl. L.R.8. 111, 1247, 1264 nebst Noten. 
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7) 
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daß die Darlegung durch einen Staats beamten gejchebe, 
welchem dieſe Gattung von Geſchäften anvertraut iſt. 


Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 1; Notariatsordnung $ 51 Z. 12. 


1259. Zur Gültigkeit einer Hinterlegung bedarf es feiner 
richterlihen Ermächtigung; es ift genug, 


1) 


2) 


3) 


4) 


daß eine dem Gläubiger behändigte Aufforderung vorHer- 
gehe, worin Tag, Stunde und Drt der bevorftehenden 
Hinterlegung befannt gemacht wird; 

daß der Schuldner den Befit der angebotenen Sade auf: 
gebe, und fie fammt den bis zum Tag der Hinterlegung 
verfallenen Zinjen an die verfafjungsmäßig zur Hinter— 
legung bejtimmte Staatsftelle abliefere; 

daß von dem Staatäbeamten über die Gattung der ange= 
botenen Stücke, über die Weigerung des Gläubigers, fie 
in Empfang zu nehmen, oder über fein Nichterjcheinen, 
und endlich über die erfolgte Hinterlegung ein Protokoll 
gefertigt fei; 

daß dem Gläubiger, der nicht erfchien, das Protokoll über 
die gefchehene Hinterlegung behändigt werde, mit der Auf: 
forderung, die hinterlegte Sache in Empfang zn nehmen. 


Reehtspolizeigesetz $ 2 Z, 10; Hinterlegungsgesetz vom 3. August 1837 
(R.B. Nr. 26) bes. Art. 1—3 u. 12 nebst Vollzugs-Verordnungen. 

Vgl. L.R.S. 2186. Enteignungsgesetz vom 28. August 1835 (R.B. Nr. 42) 
88 69, 79, 81. 


1260. Die mit der Darlegung und Hinterlegung verbundenen 
Koften fallen dem Gläubiger zur Laft, wenn jene auf gültige Weiſe 


geichehen find. 
Vgl. L.R.S. 1248. 
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1261. Der Schuldner kann die Hinterlegung, fo lang fie von 
dem Gläubiger nicht angenommen ift, zurüdnehmen; alsdann find 


feine Witjchuldner oder Bürgen ihrer Verbindlichkeit nicht entledigt. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 10; Hinterlegungsgese'z vom 3. August 1837 
C(R.B. Nr. 26) Art, 19 u, fig. 


1262. Sobald ein rechtskräftiges Urtheil die Darlegung und 
Hinterlegung für gefeglich und gültig erklärt, fo kann der Schuldner 
zum Nachtheil feiner Mitjchuldner oder Bürgen, felbft mit Ein- 
willigung des Gläubigers, die Hinterlegungnicht mehr zurüdnehmen. 

Vgl. L.R.S. 1200 u. 2034 


1263. Der Gläubiger, der eimwilligt, daß der Schuldner die 
Ihon durch ein rechtäfräftiges Urtheil für gültig erklärte Hinter- 
legung zurüdnehme, kann für feine Forderung die vorigen Vor— 
zug3- oder Pfandrechte nicht mehr geltend machen. Er hat nur 
Pfandreht von dem Tag an, da die Urkunde, wodurd er die 
Zurüdnahme der Hinterlegung bewilligt, in die Form gebracht 
worden ift, in welcher Pfandrecht bejtellt werden Tann. 

Vgl. L.R.S. 1278 u. 2127 nebst Noten. 


1264. Iſt die jchuldige Sache ein beftimmtes Stüd, das da 
abzuliefern ift, wo es ſich findet, jo muß der Schuldner dur 
Urkunde, die dem Gläubiger in Berjon, oder in deſſen Wohnung, 
oder in dem zur Vollziehung des Vertrags gewählten Wohnſitz 
behändigt wird, ihn auffordern, die Sache abzuholen. Nach ge- 
geihehener Aufforderung kann der Schuldner, welcher des Platzes 
bedarf, von dem Gericht die Erlaubniß erwirken, fie irgendwo zur 
Verwahrung niederzulegen, wenn fie der Gläubiger nicht abholt. 


Vgl. L.B.S. 111, 1247, 1258, 1657, 1961—63 nebst Zusätzen. 
22* 
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SV. 
+ Von der Vermögensabtretung. 


Die L.R.“. 1265—1270 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,-Ges. 
zu den R.J.G. Vgl. R.E.G. zur R.K.O. $ 4. 


Zweiter Äübſchnitt. 
Bon der Rehtswandlung. 


1271. Die Rechtswandlung gefchieht auf dreierlei Weile: 

1) wenn die alte Verbindlichkeit aufgehoben wird, und an 
deren Statt der Schuldner gegen feinen Gläubiger eine 
neue übernimmt; 

2) wenn der Gläubiger den alten Schuldner freifpricht, und 
an deſſen Stelle einen neuen annimmt; 

5) wenn durch Webereinfunft ein neuer Gläubiger an die 
Stelle des alten eintritt, und gegen leßtern der Schuldner 
frei wird. 

vgl. L.R.S. 879, 1250, 1263, 1273, 1275, 1277. 


1272. Eine Rehtswandlung findet nur Statt unter Ber: 
jonen, die fähig find, Verträge zu jchließen. 

Vgl. L.R.S. 1124 nebst Noten. 

1273. Eine NRechtswandlung wird nicht vermuthet; die Ab: 
fiht, fie zu bewirfen, muß klar aus einem Gejchäft hervorgehen. 

Vgl. L.R.$. 1275 u. 1277. 

1274. Jene NRechtswandlung, wodurch ein neuer Schuloner 
an die Stelle des alten angenommen wird, gilt ohne Zuftimmung 


des eriten Schuldners, 
Vgl. L.R.S. 1236. 











— — 
— —— 
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1275. Die Ueberweiſung, wodurch «in Schuldner ſeinem 
Gläubiger einen andern eimmwilligenden Schuldner anmweist, bewirkt 
feine Rechtöwandlung, wenn der Gläubiger nicht ausdrücklich er: 


Härt, daß er den überweiſenden Schuldner befreie. 
Vgl. L.R.S. 1277, 2010 h. 


1275 a. Sn feinem Fall kann der iberwiefene Schuldner, 
der die Ueberweiſung anerkannt hat, Einwendungen gegen die Schuld, 
welche er hatte, und nich" bei dem Anerkenntniß vorbehielt, dem 


überwiejenen Gläubiger entgegenjeßen. 
Vgl. L.R.S. 1295. 


1276. Ein Gläubiger, der den überweifenden Schuldner frei 
läßt, Hat ohne ausdrüdlichen Vorbehalt feinen Rüdgriff auf ihn, 
wenn der übermwiejene Schuldner zahlungsunfähig wird, wenn nicht 
zur Zeit der gefchehenen Weberweijung der Webermwiejene fchon in 


Gant oder Vermögensverfall gerathen war. =" 
Vgl. L.R.S. 1109, 1110, 1116. 


1277. Die Anmweifung einer Perſon, um an des Schuldners 
Stelle zu zahlen, bewirkt feine Rechtswandlung. 

Eben jo wenig des Gläubigers Anweifung einer : Perjon, die 
für ihn empfangen ſoll. 

Vgl. L.R,S. %10 a, g, h, l. 

1278. Die Vorzugs- und Pfandrechte der alten Forderung 
gehen auf eine neue an deren Stelle getretene nicht über, wenn 


der Gläubiger fie nicht ausdrücklich vorbehalten hat. 
Vgl. L.R.S. 1263, 1299, 2180. 


1279. Bei jener Nechtswandlung, wo ein neuer Schuldner 
an die Stelle des alten tritt, fünnen die Vorzug: und Pfand- 
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rechte der urſprünglichen Forderung auf das Vermögen des neuen 
Schuldners nicht übergehen. 


1280. Bei einer Rechtswandlung unter dem Gläubiger und 
Einem der Sammtjchuldner können die Vorzugs- und Pfandrechte 
der alten Forderung auf das Vermögen desjenigen, der die neue 


Schuld übernimmt, übertragen werden. 
Vgl. L.R.S. 1200. 


1251. Durch die zwiichen dem Gläubiger und einem der 
Sammtjchuldner zu Stand gefommene Rechtswandlung find die 
Mitjchuldner befreit. 

Die Rehtswandlung in der Perſon des Hauptjchuldners be- 
freit die Bürgen. 

Hatte der Gläubiger im erften Fall den Beitritt der Mit: 
ſchuldner, im zweiten Fall den Beitritt der Bürgen fich vorbehalten, 
und die Mitjchuldner oder Bürgen weigern ſich, der neuen Ueber- 


einfunft beizutreten, jo bleibt die alte Forderung aufredt. 
Vgl. L.R.S. 1200, 1287, 2034—2037. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon der Erlaffung der Schuld. 


1282. Der Gläubiger, welcher freiwillig die Unterfchrift einer 
Rechtsurkunde, die bloß Privatunterjchrift führt, dem Schuldner 
zurücgibt, erläßt damit die Schuld. 

Vgl. L.R.S. 1352; R.C.P.O. E. G. $ 16 2. 1. 


1253. Die freiwillige Zurüdgabe der Ausfertigung einer 
Öffentlichen Recdtsurfunde begründet uur die Vermuthung, daß 
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die Schuld erlaſſen oder bezahlt worden; der Beweis des — 
theils bleibt vorbehalten. 

Rechtspolizeigesetz $ 62 Abs. 4. 

Vgl. LR. S. 1352; R.C,P.O. E.G. $ 16 Z. 1. 

1254. Wird einem der Sammtjchuldner die Urfchrift der 
Rechtsurfunde unter Brivatunterfchrift, oder die Ausfertigung einer 
öffentlichen Rechtsurkunde zurüdgegeben, fo tritt obige Wirkung 
auch zum Bortheil aller Mitjchuldner ein. 

Vgl. L.R.S. 1200, 1208, 1282, 1283, 

1235. Wird Einem der Sammtfchuldner durch einen Ver— 
trag die Schuld erlaffen, oder gegen ihn als gezahlt anerkannt, jo 
find alle übrigen frei, gegen welche der Gläubiger ſich feine Rechte 


nicht ausdrüdlich vorbehalten hat. 
In dem Borbehaltsfall kann er die Schuld an diefe nur nad 


Abzug des Antheils, welchen der entlajjene Schuldner zu zahlen 


hatte, fordern. 
Vgl. L.R.S. 1200, 1208, 1210, 


1256. Die Zurüdgabe des Unterpfands begründet feine Ver: 
muthung, daß die Schuld erlafjen jei. 
Vgl. L.R.S. 3072, 2076, 

1237. Die Erlaffung der Schuld oder die bemwilligte Befreiung 
des Hauptſchuldners entledigt zugleich die Bürgen. 

Die bewilligte Befreiung des Bürgen entlajtet den Haupt: 
Schuldner nicht. 

Die Einem der Bürgen zugeftandene Befreiung entledigt die 


Uebrigen nicht, 
Vgl. L.R.S. 1365, 2034, W36. 
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1288. Was der Gläubiger von einem Bürgen zur Entledigung 
von ſeiner Bürgſchaft empfängt, muß auf die Schuld abgerechnet 


werden, und kommt dem Hauptſchuldner ſo wie den übrigen Bürgen 
zu gut. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Wettſchlagung. 


1289. Unter zwei Perſonen, die gegenſeitig einander ſchuldig 
ſind, tritt auf die Weiſe und in den Fällen, welche hier unten be— 
ſtimmt ſind, eine Wettſchlagung ein, wodurch ihre Forderungen 
und Schulden, als gegen einander aufgehoben gelten. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 121, 169. 


1290. Die Wettjchlagung gefchieht ohne Weiteres kraft Ge 
jeßes, jelbft ohne Willen der Schuldner; in dem Augenblid, wo 
die beiderjeitigen Schulden einander gegemüberftehen, find fie wett: 
geichlagen, das heißt, es erlöſcht gegenjeitig der Betrag, worin jie 
einander gleichkommen. 


Vgl. L.R.S. 6 h., 1295, 1299; R.C.P.O. $$ 136 u. 274; R.-Konk.-Ordn. 
gg 46—49, 


1291. Die Wettfchlagung tritt nur ein zwifchen Schulden, 
deren Eine wie die Andere eine Summe Gelds oder eine bejtimmte 
Menge vertretbarer Sachen von gleicher Gattung zum Gegenftand 
hat, und deren jede gleich richtig und zahlbar ift. 

Unbeftrittene Leiftungen an Getreide und Lebensmitteln, die 
nad) einem bejtimmten Marktpreis zahlbar find, können mit 
Haren und fälligen Geldſummen wettgejchlagen werden. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 857; R.C.P.O. 88 136, 274, 
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1292. Eine aus Nachſicht gegönnte Zahlungsfrift hindert die 
Wettichlagung nicht. 
Vgl. L.R.S. 1186. 


1293. Die Wettichlagung hat Statt bei PBrivatjchulden aller 
Art, ausgenommen : 

1) bei der Erftattung einer Sache. welche dem Eigenthümer 

auf ungerechte Weife entzogen worden; 

Vgl. L.R.S. 2279. 

2) bei der Zurüdgabe einer hinterlegten oder geliehenen 
Sadıe; 

Vgl. L.R.S. 1885, 1944. 

3) bei der Abreihung eines Unterhaltgelds, das für unbe: 
ſchlagbar erklärt ift. 

Vgl. R.C.P.O. $ 749. 


1293 a. Ausgenommen tft ferner davon in feiner Art die 
Schuld eines Schuldners*). der mehrere Öffentlich getrennt beftehende 
Vermögensverwaltungen oder Gemwerbsanlagen hat; es fann näm- 
ich die Schuld an eine Kaffe wicht mit der Forderung einer 
andern*) wettgejchlagen werden. 

* Relaktionsfehler statt: „an einen Gläubiger“ und „an eine andere“ 

Vgl. Handelsgesetzbuch 121. 

1294. Die Schuld des Hauptjchuldners an den Gläubiger*) 
fan der Bürge wettſchlagen. Aber der Hauptichuldner kann nicht 
wettichlagen, was der Gläubiger dem Rürgen fchuldet. 

Ein Sammtjchuldner kann das, was der Gläubiger an feinen 
Nitihuldner zu zahlen hat, nicht wettichlagen. 

*) Uebersetzungsfehler statt: „Die Schuld des Gläubigers an den Haupt- 


schuldner (ce que le cr&ancier doit au debiteur principal). 
Vgl. L.R.S. 1208, 1294 a, 2036, 
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1294 a. Hätte jedoh der Mitſchuldner die MWettjchlagung 
an ihn gejonnen, jo kann er defjen ganze Forderung und muß 
wenigftens jo viel davon wettichlagen, als deſſen Antheil an der 


Sammtjchuld beträgt. 
Vgl. L.R.S. 1208, 1213. 


1294 b. Der Mann fann mwettjchlagen die Forderungen jeiner 
Frau, die Ehe mag in oder außer Bermögensgemeinichaft geführt 
werden, doch nur jo lang nicht eine Bermögensabjonderung erlangt 
oder gebeten worden ift. 

Vgl. L.R.S. 1428, 1449, 1531, 1536. 

1295. Ein Schuldner, der unbedingt und ohne Borbehalt 
die Rechtsübertragung angenommen hat, wodurch ein Gläubiger 
jeine Rechte einer dritten Perfon übergab, kann gegen den Rechts: 
nehmer auch die früheren Schulden des Nechtögebers nicht mehr 
wettjchlagen. 

Eine Recdtsübertragung, die von dem Schuldner nicht ange: 
nommen, wohl aber ihm Fund getan worden ift, hindert nur die 
MWettichlagung der Forderung, die erſt nad) diefer Bekanntmachung 
entjtanden find. 

vgl. L.R.S. 1275 a, 1690. 

1296. Umxgegenfeitige Schulden, die an verfchiedenen Orten 
zahlbar find, wettzufchlagen, muß man die Koſten der Uebermachung 
jih zur Laſt jchreiben. 

Vgl. L.R.S. 1247, 1248. 

1297. Bei mehreren Schuldpoften eines Schuldners, die alle 
wettichlagsfähig find, find die Negeln für die A :frechnung der 
Zahlungen im 1256jten Sat auch wegen der Wettichlagung zu 
beobachten. 

Vgl. LR.S. 1256 u. 1256, 


WEIT ..-r — 
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1298. Eine Wettſchlagung darf nicht zum Abbruch der Rechte 
dritter Perſonen gereichen. Daher kann ein Schuldner, der erſt 
Gläubiger wurde, nachdem ein dritter ſeine Schuld mit Beſchlag 
belegt hatte, nicht zum Nachtheil des letzteren wettſchlagen. 

Vgl. L.R.S. 1242 nebst Note. 

1299. Wer eine durch Wettſchlagung kraft Geſetzes erlofchene 
Schuld dennoch zahlt, und nachher die Forderung geltend macht, 
wegen welcher ihm die Wettichlagung zuftand, kann ſich der Bor- 
zugs und Pfandrechte der legtern zum Nachtheil dritter Perjonen 
nicht mehr bedienen, außer wenn er in gerechter Unmwifjenheit wegen 


der mwettzujchlagenden Forderung mar. 
Vgl, L.R.S, 1110 a, 1378, 1290, 1376, 2180. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von der Rechtsvermiſchung. 
1500. Wenn die Eigenfchaften eines Gläubigerd und Schuld: 
ners in derjelben Perſon gültig und bleibend zujammentreffen, jo 
entjteht fraft Gefeßes eine Rechtsvermifchung ; Forderung und Schuld 


erlöfchen durch fie. 
Vgl. L.K.S. 617, 705, 802. 


1301. Die Rechtsvermifhung in der Perfon des Haupt— 
ſchuldners nüßt feinen Bürgen. 

Jene in der Perfon des Bürgen wirkt Fein Erlöfchen der 
Hauptſchuld. 

Jene in der Perſon des Gläubigers befreit den Sammtſchuldner 
nur von dem Antheil, wofür der Gläubiger zugleich Mitſchuldner 
war. | 

Vgl. L.R.S. 1209, 2034, 2035. 


BE 222, J 
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Sechſter Abſchnitt. 


Von dem Untergang der verſprochenen Sache. 


1302. Wenn der Gegenſtand einer Verbindlichkeit ein be— 
ſtimmtes Stück iſt, und ohne Schuld oder Verzug des Schuldners 
zu Grund geht, außer Rechtsverkehr kommt, oder fich. jo verliert, 
daß man nicht weiß, wo es ift, fo ift die Verbindlichkeit erlojchen. 

Selbft bei dem Schuldner, der im Verzug ift, jedoch den Zu: 
fall nicht übernommen hat, erlöjcht die Verbindlichkeit alsdann, 





| 


warn die Sache in Handen des Gläubiger gleichfalls zu Grum 


gegangen fein würde. 

Der Schuldner muß den Zufall beweifen, worauf es fich be: 
zieht. 

Der Verluſt einer geftohlenen Sache, er möge herrühren, wo: 
von er wolle, befreit niemals denjenigen, der fie entwendet hat, 
von der Schuldigkeit, den Werth zu erjegen, 

Vgl. L.R.R. 855, 1042, 1136, 1139, 1147, 1148, 1182, 1193, 1195, 1234 a, 
1601, 1741, 1789, 1807, 1882, 1883. 

1303. Iſt die Sache außer Rechtsverkehr gekommen, zu 
Grund oder verloren gegangen, ohne des Schuldners Fehler, jo 
joll diejer feine Rechte und Klagen auf Entſchädigung, die er deß— 


falls haben mag, feinem Gläubiger abtreten, 
Vgl. L.R.S. 1934. 


Siebenter Abjchnitt. 
Von der Klage auf Vernichtung oder Umftoßung der Verträge. 
1304. Die Klage auf Vernichtung oder Umftoßgung eines 
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Vertrags dauert in allen Fällen, wo fie nicht im Geje auf fürzere 
Zeit beſchränkt ift, zehn Jahre. 

Dieje Zeit läuft im Fall eines Zwangs erſt von dem Tag, 
da er aufgehört hat, im Fall eines Jrrthums oder Betrugs von 
dem Tag der Entdedung, und für Handlungen, welche von nicht 
ermäcdhtigten Ehefrauen gejchlofjen worden find, von dem Tag, 
da die Ehe aufgelöst wurde. 


Bei Handlungen der Mundlofen läuft die Zeit nur vondem Tag 
an, da das Verbot der Selbjtverwaltung ihrer Rechte aufhörte, 
und gegen Minderjährige nur von dem Tage der erlangten Boll- 
jährigfeit an. 

Vgl. L.R.S. 181, 183, 185, 887, 1117, 1125, 1305, 1313, 1676, 2252, 

+ 1304a. Bei lebigen, ohne Beiftand handelnden Perſon des weiblichen 
Geihlehts fängt fie von dem erſten Schritt zur Erfüllung eines ohne Beiftand 
geihlofjenen Bertrag3 an, 

Weggefallen durch das Gesetz vom 28. August 1835 (R.B. Nr, 38) über 
Aufhebnng der Geschlechtsbeistandschaft. 

1305. Für einen gewaltsuntergebenen Minderjährigen ift die 
bloße Berfürzung ein Hinreichender Grund zur Umftoßung aller 
Arten der Berträge; für einen gewaltsentlajjenen Minderjährigen 
ift fie es wegen aller Verträge, die außer den Gränzen feiner Be- 
fugniß liegen, jo wie diejfe unter dem Titel! von der Minder: 
jährigfeit, der Bormundihaft und Gemwaltsentlafjung 
beſtimmt iſt. 

vgl. L.R.S. 388, 45) u. flg.; 480—484, 1118, 1124 u. 1125, 1306—1312, 
1314, 1983 f; II. Konst.-Edikt $ 11. 

1306. Der Minderjährige kann wegen Verfürzungen, welche 
nur aus zufälligen und unvorgejehenen Begebenheiten entjpringen, 
ein Geſchäft nicht umjtoßen. 
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1307. Der Umftand allein, daß der Minderjährige ſich 
volljährig ausgab, hindert eine Umſtoßung nicht. 


1308. Ein Minderjähriger, der Handelsmann, Wechjelbert 
oder Gewerbsmann iſt, kann Verbindlichke iten aus Handlung 


oder Gewerbsgeſchäften nicht wegen ſeiner Jugend umſtoßen. 
Vel, L.R.S. 487 nebst Zusätzen. 


1309. Ein Minderjähriger Tann feine Zufagen feines Heiralhs⸗ 
vertrags umftoßen, welche mit Bewilligung und Beiftand derjenigen 
gemacht find, deren Einwilligung zur Gültigfeit feiner Che erforderli 
iſt. 

Vgl. 1095 u. 1398; R. Standesbeurkundungsgesetz 88 29 —31 und 
L.R.S. 160. 2 

1310. Er kann feine Verbindilichteiten aus Vergehen oder 
Verſehen nicht umftoßen. 

vgl. L.R.S. 1382 u. fig, 


1311. Er kann fein Berjprechen anfechten, daS er zwar 
während der Minderjährigkeit unterzeichnet, aber nach erlangten? 
Volljährigkeit genehmigt hat, das Verſprechen mag feiner Form’ 
nad ungültig oder nur zur Umftoßung geeignet geweſen fein. 

Vgl. L.R.S. 1124, 1124 b, 1305, 1338. 


1312. Werden Minderjährige, Mundlofe oder Frauensperjomen 
al3 folche, zur Aufhebung ihrer VBerbindlichkeiten zugelaffen, jo kann 
man von ihnen dasjenige, was zufolge diefer Verbindlichkeiten 
während der Minderjährigfeit, Mundlofigkeit oder Bogtbarfeit an 
fie gezahlt worden ift, nicht zurüdfordern, ohne den Beweis, daß 


die gefchehenen Zahlungen in ihren Nuten verwendet wurden. 
Vgl. L.R.S. 1125, 1241, 1926. 
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1313. Volljährige Können ihre Handlungen wegen Verkürzung 
nicht umftoßen, wo nich, ein in dem Gefet bejonders bejchriebener 
Fall ihnen diefe Macht gibt. 

Vgl. L.R.S. 1118, 1706, 2052; (783), 887, 1674; Handelsgesetzbuch, 
Art. 286. 


1314. Die Veräußerungen liegender Güter oder die Erb- 
- Schaftätheilungen der Minderjähr igen oder Mundlofen, wobei die 
vorgejchriebenen Formen beobachtet worden find, gelten wie Hand- 
lungen, die fie nach erlangter Volljährigkeit oder vor der Mund— 
Lofigfeit vorgenommen hätten. 

Vgl. L.R.S. 457 u. fig., 466, 484, 509, 838, 840. 


Sechſtes Kapitel. 
Bon dem Beweis der Berbindlihfeit und Zahlungen. 


1315. Wer auf Erfüllung einer Verbindlichkeit Hagt, muß 
ihr Daſein bemweifen. 


Umgefehrt muß derjenige, der von der Verbindlichkeit wieder 
frei geworden zu jein behauptet, die Zahlung oder den Thatumftand, 
worauf die Erlöfhung feiner Verbindlichkeit ruht, beweifen. 

Vgl. L.R.S. 1116, 1116a, 1117 b, 1147, 1302 Abs. 3, 1352, 1384 Abs. 5 
1733; R.C.P.O. $$ 255, 259. 


+1316. Die Regeln für den Beweis burd — durch Zeugen, 
durch Vermuthungen, durch Geſtändniß des andern Theils und durch Eid 
werden in den folgenden Abſchnitten erklärt. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl 
R.E.G. zur c.P.O. 8 14 Z. 2; R.C.P.O. $ 259. 
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Erſter Abſchnitt 


Von dem Urkundenbeweis. 


8I. 
+ Bon öffentlichen Urkunden 


Die L.R.S. 1317—1320 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. 


+1317. Eine öffentlide Urkunde ijt diejenige, die von ſolchen öffentlichen 
Beamten, welde an dem Drt des Gejhäfts zu beurfunden berechtigt find, mit 
den erforderlichen Feierlichkeiten verfaßt worden. 

Vgl, R.C.,P.O. $ 380; Rechtspolizeigesetz $ 26 2. 1. 


+1318. Eine Urkunde, die wegen Mangel3 der Befugniß oder Fähigkeit 
des Beamten oder Abgang der Form nit als öffentlihe wirkt, gilt als 
Privatjchrift, wenn fie von den Betheiligten unterzeichnet iſt. 

Vgl. R.C.P.O. 8 381. 


+1319. Eine öffentliche Urkunde beweist die darin beſchriebene Ueber: 
einkunft unter den Vertragsperfonen, ihren Erben und Rechtsfolgern voll- 
ftänbig. 

Vgl. R.C P.O. & 380. 

Wo eine Klage geradezu auf die Falſchheit einer Urkunde gerichtet ift, 
da hat deren Zulaffung den Aufſchub des Vollzugs der für falſch angegrifienen 
Urkunde zur Folge; wo in einem Rechtöftreit einer der ftreitenden Theile, 
obwohl nur beiläufig, den Beweis der Falſchheit der Urkunde angetreten bat, 
da können die Gerichte nad) Umftänden den Vollzug der Urkunde fürjorglid 
einjtellen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 688. 


+13%0. Deffentlide und Privaturkunden beweifen unter ben Betheiligten 
auch das, was erzählender Weife darin angeführt ift, wenn die Erzählung 
einen unmittelbaren Bezug auf die Verfügungen der Urkunde hat. Erzählungen, 
die mit diejer nicht in Verbindung jtehen, können nur als Anfang eines Ber 
weijes dienen. 

Vgl. R.C,P.O. $$ 380 u. 381. 


— 
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1321. Geheime Neben- oder Gegenverträge gelten nur unter 
den Vertragsperſonen; wider Dritte ſind ſie unwirkſam. 
Vgl L.R.S. 1165, 1397. 


8 1. 
+ Bon Privaturfunden. 


Die L.R,8. 1322—1332 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad, Einf. 
Ges. zu den R.J.G, 


+ 1322. Eine Ort, Tag, Jahr und Unterjhrift habende Privaturkunde, 
welde von demjenigen, wider ben fie gebraudt wird, anerkannt, oder auf 
geiegliche Weife für anerkannt erklärt ift, hat zwiſchen denen, welche fie unter- 
zeichnet haben, ihren Erben und Rechtsfolgern gleiche Beweiskraft, wie eine 
öffentliche. 

Vgl. R.C. P.O. $ 381. 


s +1323. Derjenige, wider den mar folde Privaturfunde vorlegt, ift 
ihuldig, feine Hand» oder Unterjhrift förmlich anzuerfennen oder ab— 
suleugnen. 

Seine Erben oder Rechtsfolger fünnen es bei der Erklärung bewenden 
lafien, daß fie die Hand» oder Unterjhrift ihres Rechtsvorfahren nicht 
tennen. 

Vgl. R.O.P.O. $ 404. 


+ 13%... Auf Ableugnung der Hand- und Unterjehrift, oder auf die Er- 
Härung, fie niht zu fennen, muß Unterfuhung ihrer Richtigkeit oder Uns 
richtigkeit richterlich erfannt werben, 

Vgl. R.C.l’.O. $ 405—407, 


+ 1325. Privaturfunden oder boppelfeiiige Zufagen find nur gültig, 
wenn jo viele Urfchriften davon ausgefertigt worden find, als es Parthieen 
gibt, die einen entgegengejegten Vortheil haben. 

Eine Urſchrift ift hinreichend für alle Berfonen, die bei der Sade nur 
einen gemeinſchaftlichen Vortheil haben. 

Jede Urſchrift muß ausprüden, wie viel Urſchriften davon ausgejertigt 
worden find. 

24 
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Den Mangel einer ausdrücklichen Erwähnung, daß Doppelſchriften aus- 
gefertigt worden jeien, fann derjenige nicht für ſich anführen, der feinerjeits 
den in der Urkunde befchriebenen Vertrag volljogen hat. 


+ 1326. Ein Brief oder bad Verfprehen unter Privatunterfchrift, wo— 
durch eine Varthie allein fih gegen die Andere verbindet, ihr etwas Be: 
ftimmtes an Gelb oder Geldeswerth zu geben, muß ganz von der Hand bes 
Unterzeichners gejchrieben fein, oder wenigftens außer feiner Unterfchrift den 
Deifag: gut, oder gut geheißen, mit Beifügung der Summe oder Menge 
der zugelagten Sade in Worten, night in Zahlen, mit eigener Hand des Aus- 
jtellers enthalten 

Ausgenommen find die Urkunden der Sandelsleute, Gewerbäleute, Ader: 
leute, Weinbauern, Taglöhner und Dienftboten. 


+ 1377. Iſt die von dem Inhalt der Urkunde ausgejprodene Summe 
von derjenigen verichieden, die in dem Gutheißen ausgedrüdt ijt, jo wird die 
geringere Summe für bie richtige angenommen, felbjt wenn die Urkunde und 
das Gutheißen durchaus von der Hand des Schuloners gefchrieben wäre; jo 
lang nicht bewiejen tft, auf welcher Seite der Irrthum fei. 


+ 13238. Tag und Jahr der Privaturfunden wird gegen dritte Perjonen 
gewiß von dem Tag, da fie zu gerichtlichen Alten nebradt worden, oder ba 
der Unterzeichner, oder Einer derfelben ftirbt, oder da ihr Dafein und mejent- 
liher Inhalt dur Urkunden öffentlicher Beamten bewährt ift, zum Beijpiel 
durch Protokolle über VBerfiegelungen, oder durch Vermögensverzeichniſſe. 

Vgl. L.R.S. 1410, 1690, 1743 und 1750, 


+ 1329. Die Handelsbüdher der Kaufleute liefern, aud wenn fig orb: 
nungsfähig geführt find, bei Streitigkeiten gegen Nichtlauflente in Handels— 
ſachen für fi) allein niemals vollen Beweis; fie können ihn nur in Berbin: 
dung mit anderen Beweismitteln liefern ; vorbehaltlid des in L.RS. 1330 
erwähnten Falles. Hinfichtlich des Notbeides bleibt es bei ben allgemeinen 
gefeglichen Beftimmungen. 

Fas-ung nach Art. 29 des Bad. Einf.-Ges. zum Handelsgnsetzhuch. 


+ 1330. Bücher eines Handelsmanns beweifen allgemein wider ibn; wer 
aber Vortheil daraus ziehen will, darf es nicht theilweis thun, aljo dasjenige, 
was fie ihm Widriges enthalten, nicht verwerfen. 
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+ 1331. Hausbücher und Hausaufzeichnungen find feine gültigen Rechts— 
urfunden für denjenigen, der fie gejhrieben bat. Sie bemweilen aber 
wider ihn: 

1) In allen Fällen, wo fie eine empfangene Zahlung bejtimmt 
angeben ; 

2) wenn ausbrüdlih darin erwähnt ift: es fei die Aufzeichnung in 
der Abficht gefchehen, um den Abgang der Rechtsurkunde für 
denjenigen zu erjegen, bem zu gut eine Verbindlichkeit darin aus— 
Iproden ift. 

+ 1532. Beifäge des Gläubigers am Schluß, auf dem Nand oder auf 
der Rüdjeite einer Rechtsurkunde, die immer in feiner Gewahrjam geblieben 
ift, bemeifen, auch ohne Unterjchrift, Tag und Jahr, für die Befreiung des 
Schuldners. 

Gleihe Bewandtni hat es mit den Rande, Rück- und Schlußbeilägen 
bes Gläubigers auf der Doppelſchrift einer Rechtsurkunde oder einer Quittung, 
die in ben Händen des Schuldners fich befindet. 


s II. 
f Bon Sterbzetteln oder Kerbhölzern. 


+ 1333. Kerbzettel oder Kterbhölzer, wenn fie mit dem vorzulegenden 
Gegenzettel oder Gegenholz zufammenftimmen, haben Bemweistraft unter jenen 
Perſonen, die auf ſolche Weife die im Kleinen gethane oder empfangene Lies 
ferungen zu bewähren gewohnt find. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf-Ges. zu den R.J.G. 


$ IV. 
+ Von Abſchrift der Urkunden. 


Die L.R.S. 1334—1336 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Gesetzes zu den R.J.G, 


Y 


Von Urkunden über Anerfenntnifje und Beftätigungen. 


1397. Urkunden über ein Anerkenntniß befreien nicht von 
24* 
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der Vorlegung der urſprünglichen Rechtsurkunde, wenn deren In— 
halt darin nicht eigens angeführt iſt. 

Was ſie mehr als die urſprüngliche Rechtsurkunde ent— 
halten, oder was darin von dieſer abweicht, bleibt für ſich ohne 
Wirkung. 

Wären jedoch mehrere gleichlautende Anerkennungen vorhan— 
den, mit welchen auch der Beſitzſtand übereinträfe, und wäre deren 
Eine dreißig Jahre alt, ſo kann dem Gläubiger die Vorlegung 
dev urſprünglichen Rechtsurkunde erlaſſen werdon. 

Vgl. LR.S. 695, 710 fe, 2248, 2263. 

1338. Eine Urkunde über die Beftätigung oder Genchmigung 
einer Verbindlichkeit, wider welche das Geſetz eine Klage auf Ber: 
nichtung oder Umftoßung zuläßt, ift nur dann gültig wenn das 
Mejentliche diefer Verbindlichkeit, ter Grund der Klage auf Um: 
ftoßung. und die Abficht, diefen Grund zu befeitigen, darin fid 
ausgedrückt findet. 

In Ermangelung einer Urkunde über die Beitätigung oder 
Genehmigung genüget die freiwillige Erfüllung der Verbindlichkeit, 
welche in einer Zeit geihah, wo jene gültig ftattfanden. 

Eine in Zeit und Form gefegmäßige Betätigung. Genehmig— 
ung oder freiwillige Erfüllung, wirft einen Verzicht auf die Klagen 
und Einreden, welche wider das Gejchäft Statt hatten, jedoch des 


Rechts dritter Perſonen unbejchadet. 
Vgl. L,R.S 887, 1109, 1117, 1125, 1304, 13 5, 1311, 1318, 1674: Han- 
delsgesetzbuch Art. 294, 


1338 a. Die freiwillige Erfüllung eines Theil3 der Verbind 
lichkeit gilt für Anerkennung des ganzen Betrag, wenn der 
Schuldner voraus nicht erflärt hat, daß er fich. nur für einen 


— * 
23 8 — 
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veitimmten Theil jchuldig achte. Die Annahme einer folchen 
Theilzahlung. auch wenn leßtere mit jener Angabe einer nicht 
wößeren Verbindlichkeit vergejellichaftet geweſen iſt, gilt nicht für 
Anerkennung der vom Schuldner angejprochenen Minderung der 
Schuldigfeit. 

Vgl. L.R.8. 1103 b. 

1339. Der Gefchentgeber kann durch Feine bejtätigende Ur— 
unde die Fehler einer Schenfung unter Lebenden verbeffern; war 
te einmal unförmlih, jo muß ſie in gejeglicher Form neu ges 
nacht werden. 

Vgl. L.R.S. 931 und fig. 

1340. Die freiwillige Beftätigung. Genehmigung oder Er- 
füllung einer Schenkung, welche nad) dem Tod des Gebers von 
einen Erben oder Nechtsfolgern gejchieht, gilt als Verzicht auf 
jeden Einwand der Unförmlichkeit oder jonjtiger Mängel. 


8 VI. 
Bon Bertragsentmwiürfen. 


340a. Ein vorbereitender Vertragsauffag, der alle zum 
verhandelten Rechtögejchäft wejentliche Beltimmungen enthält, der 
feinen Haupt oder Nebengegenjtand auf weitere Uebereinkunft 
ausjegt, und von beiden Theilen unterzeichnet ift, wirkt ver- 
bindlich. 

Vgl. L.R.“. 1108, 1134, 1539; K.C,”.0 $ 381. 

1340 b. Die Berbindlichkeit geht auf fürmliche Ausfertigung 
und Vollzug zugleich, wo das Geſetz ihren Bollzug nicht auf Erſtere 
ausgejegt hat; fie geht auf Erſtece allein, wo diejer Fall eintritt; 
und fie geht auf bloße Entjhädigung, wo zur Entftehung der 
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Verbindlichkeit jelbft die förmliche Urkunde nothivendig war. 
Vgl. L.RS 1583 a, 


1340 e. Sobald irgend ein Gegenftand auf weitere Ueber— 
einfunjt ausgejegt wir, jo wirft, ehe diefe zu Stand fommt, der 
Bertragsentivurf nichts ; jobald fie nachfolgte, gleich jedem Audern. 


T Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Beugenbeweis. 


Die L.R.S. 1341— 1348 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf. 
Ges, zu den R.J.G, 


+1341. Ueber jedes Nehtsgeichäft, weldhes die Summe oder den Werth 
von Fünf und Siebenzig Gulden überjteigt, muß, jelbft wenn von anvertrautem 
Gut die Rede ift, ver Beweislichkeit durch Fertigung einer öffentliden oder 
Privaturfunde vorgeforgt werden, und fein Zeugenbemweis ift zuzulaſſen, weder 
gegen den inhalt der Urkunde, noch zur Ergänzung des Inhalts, noch über 
Reden, die vor, während oder nah der Verfaſſung vorgefallen jein follen, 
ſelbſt wenn bei ſolchem Betreff nur eine Summe oder ein Werth unter fünf 
und fiebenzig Gulden in Frage wäre. | 

Alled unbejhadet desjenigen, was die Handlungsgefege mit ſich bringen. 

Vel. LR.S. 1715, 1834, 1866, 1923, 1950, 1985, %044; Bad. Einf.-Ges. 
zum Handelsgesetzbuch Art, 40. 

+ 1342, Dbige Regel gilt auch dem Fall, wo die Klage eine Forderung 
auf Kapital und Zinien enthält, die beide zufammen die Summe von fünf 
und fiebenzig Gulden überjteigen. 

+1343. Wer einmal mehr als fünf und fiebenzig Gulden gefordert bat, 
kann aud alödann zum Zeugenbemweis nicht zugelafjen werden, wenn er feine 
erjte Forderung herabjegen wollte. 

+ 1344. Auch bei Forderungen minderer Summen ift der Zeugenbemeis 
unzuläffig, jobald die Summe als Reſt oder Theil einer größeren Forderung 
eriheint, die unbeurkundet ift. 

71345. Auch mehrere in der nämlichen Verhandlung eingellagte unbe: 
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urkundete Forderungen, die zuſammengenommen die Summe von fünf und 
ſiebenzig Gulden überſteigen, laſſen keinen Zeugenbeweis zu, ſelbſt wenn ſie 
verſchiedene Urſachen und verſchiedene Entſtehungszeiten haben; es wäre denn, 


daß ſie durch Erbfolge, Schenkung oder auf andere Art von ee Ber: 
fonen herfämen. 


71346. Alle verfallenen Forderungen aller Art wider ben nämlichen 
Schuldner, welche nit ganz durch Urkunden erweislih find, follen in einer 
und derjelben Klagſchrift vorgetragen werben. Alle darin nit eingeführten 
unbeurfundeten Forderungen find nachher unzuläjfig. 


+1347, Dbige Regeln leiden eine Ausnahme, wenn der Anfang eines 
Schriftlichen Beweijes vorhanden ift. 

Dafür gilt jede Schrift, die von demjenigen herrührt, wider welden bie 
Forderung gerichtet ift, oder deſſen Nechtövertreter er ift, und die angeführte 
Thatjahe wahrſcheinlich madt. 


71348. Ferner find davon ausgenommen jene Fälle, worin es dem 
Gläubiger unmöglich war, fiih über eine Verbindlichkeit, Die Jemand gegen 
ihn übernommen hat, jhriftlihen Beweis zu verjchaifen. 

Dieje zweite Ausnahme ift anwendbar: 

1) auf Berbindlichleiten, die aus Halbverträgen, aus Vergehen oder 
Verſehen entipringen ; 

2) auf Saden, die ın Nothfällen, als 3. B. bei Feuersbrünſten, Ge— 
bäudezerjtörungen, Schiſfbrüchen, oder auf der Reife in Gajthäufern 
in Berwahr gegeben worden find, Alles nah Beſchaffenheit ber 
Berjonen und Umſtände; 

3) auf Verbindlichkeiten, die bei unvorgelehenen Zufällen mit Unter- 
laffung jhriftliher Ausfertigung eingegangen wurden; 

4) auf Fälle, wo der Gläubiger durch unvorgefehene und unvermeid- 
liche Zufälle die Beweisurkunden verloren hat. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon Vermuthungen. 


1349. Bermuthungen find Schlüffe, welche das Geje oder 
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die Obrigfeit aus einer bekannten Thatfache auf eine une 


zieht. 
Vgl. L.R.S 1350—1353; R.E.G. zur R.CP.O. $ 14 Z. 3.8 162.1. 


8 I. 
Bon gejeglihen Vermuthungen. 

1350. Gefeglich ift jene VBermuthung, die durch das Geje 
auf gewiffe Handlungen oder gewiſſe Thatumftände gegründet wird, 
(jei e8, daß es bejtimmte Folgen damit verbindet ober nidt); 
jener Art find: 

1) Handlungen, welche da3 Gejeg für ungültig erklärt, in- 
dem es aus ihrer bloßen Beichaffenheit die Unterftellung 
entlehnt, daß fie zu Umgehung feiner Verfügungen ge- 
ſchloſſen worden jeien; 
vel. LRS. 911, 1100, 1596. 

2) die Fälle, worin das Geſetz erklärt, daß aus gemillen 
beftimmten Umftänden das Eigentum oder eine Be 
freiung folge; : 

Vgl. L.R.S. 525, 553, 653, 666, 670, 1248a., 1232, 1283, 1569, 
1908, 2230, 2275, 2275, 2279, 

3) die Wirkung. welche das Gefeg einer rvechtäkräftigen 

Entfcheidung einräumt; 
Vgl. LR.S. 1351; R.CP.O. $ 293. 
+ 4) die Kraft, welche das Gejeg dem Geftändniß der Partei ober 


ihrem Eide beilegt. 
Z 4 ist aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf -Ges, zu den 


RAG. 
1351. Die Wirkung einer rechtskräftigen Entſcheidung er— 
ſtreckt ſich nur auf das, was Gegenſtand des Streits war. Um 
ſich auf ſolche beziehen zu können, muß der Gegenſtand der Klage 
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überall derjelbe fein, die Klage auf demfelben Grunde beruhen, 
der Prozeß unter denjelben Parthieen geführt werden, auch für 
und wider fie in gleicher Eigenfchaft Statt haben. 

Vgl. L.R.S. 1365; R.C.P.O. $ 29. 

1352. Eine gefegliche Bermuthung befreit denjenigen, zu deſſen 
Bortheil fie eintritt, von allem Beweis. 

Vgl. LR.S. 312, 3%, 5%5, 553, 653, 666, 670, 693, 7%0—722, 911, 1100, 
1248 a., 1282, 1283, 1'02, 1463, 1499, 1502, 1569, 1731, 1908, 2230, 2231, 2234 
2268, 2275. 

Wider eine gejegliche Vermuthung ift Fein Beweis zuläffig, 
wenn das Geſetz ihretwegen gewiſſe Vorgänge vernichtet, oder 
einem Rechtsgeſchäft die Klagbarkeit entzieht, es fei denn, daß es 
den Gegenbeweis vorbehalten habe. 

vgl. 1.R.S. 911, 1400. 

Der frühere Schluss ist aufgehoben durch $ 146 des Bad Einf.-Ges. 
zu den R.J.G. 


1352 a. Wider eine gefegliche Vermuthung, mit welcher das 
Geſetz Feine beftimmten Folgen verbindet, ift allemal der Gegenbemweis 
zuläffig, und gilt für ſtillſchweigend vorbehalten. 

Vgl. L.R.S 721-722, 1248 a., 1283, 1402, 1731, 2230, 2231 2234, 258 
2275; RE.G. zur C.PO 8162 1. 


su. 
+ Bon richterlihen Vermuthungen. 


+ 1353. Jene VBermuthungen, welche durch kein Geſetz begründet ſind, 
bleiben der Einſicht und Klugheit der Obrigkeit überlaſſen, die nur auf wich— 
tige, treffende und übereinſtimmende Vermuthungen ahten ſoll, und auch 
dieſes nur in jenen Fällen, wo das Geſetz einen Zeugenbeweis zuläßt, oder 
wo eine Urkunde wegen Betru j8 oder Gefährde angegriffen wird. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf-Ges. zu den R.JG. 

Vgl. L.RS. 1341 u. fig. 
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Vierter Abſchnitt. 


T Von dem Geftändniß des Gegners. 


Die LR S. 1354—1356 sind aufgehoben durch % 146 des Bad. Einf.- 
Gesetzes zu den RJ.G. 

r 1354. Das Geftändnif, das man einer PBarthei entgegen hält, kann 
gerichtlich oder außergerichtlich fein. 

+ 1355. Man beruft fih umjonft auf ein außergerichtliches mündliches 
Seftändniß wider eine Forderung, zu deren Begründung fein Zeugenbemweis 
zulälfig wäre. 

Vgl. L.R.S. 1341 u, fle. 

+ 1356. Ein gerichtliches Geſtändniß ijt die Erklärung, welde der Ge- 
gentheil oder ein eigens dazu Bevollmächtigter deijelben vor der Obrigkeit tbut. 

Es beweist vollftändig wider den, der es ablegte. 

ES kann nicht widerrufen werden ohne Beweis, daß es “Folge eines 
Irrthums über eine Thatjadhe war. Unter dem Borwand eines Rechtsirrthums 
fann es nicht zuriidgenommen werden. 

Fassung nach $ 385 der Bad. C.P.O. von 1864. Vgl, R.C.P.O. $$ %1 
bis 263. 


Fünfter Abſchnitt. 


T Bon dem Ei. 


Die LR.S. 1357—1364 und 1366—1369 sind aufgehoben durch $ 146 
das Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

1365. Der geleiftete Eid beweist nur zum Bortheil oder 
Nachtheil desjenigen, der ihn zuichob, feiner Erben oder Rechts: 
folger. . 

Ein Eid, den Einer der Sammtgläubiger dem Schuldner 
zugejchoben hat, „befreit Ießteren nur für den Antheil dieſes 
Gläubigers. 

Der dem Hauptſchuldner zugeſchobene Eid befreit zugleich die 
Bürgen. 
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Der Eid, der Einem der Sammtſchuldner zugeſchoben wird, 
kommt den Mitſchuldnern zu gut. 

Und der dem Bürgen zugeſchobene, dem Hauptſchuldner. 

In beiden letzteren Fällen” nützt nur alsdann der Eid des 
Sammtmitjchuldners oder des Bürgen den übrigen Mitfchuldnern 
oder dem Hauptfchuldner, wenn er über die Schuld felbjt, Feines- 
wegs aber, wenn er über die Sammteigenjchaft, oder über die 
Wahrheit der Verbürgung zugejchoben wird, 

Vgl. L.R.S. 1198, 1208, 1285, 1351, 2012, 2034; R.C P.O. $ 434. 


m 


Vierter Titel. 
Bon Berbindlichkeiten, die ohne Vertrag entftehen. 


1370. Manche Verbindlichkeiten entjtehen, ohne daß eine 
Uebereinkunft zwifchen Gläubiger und Schuldner vorausgeht. 

Einige derjelben entjtehen bloß durch die Beitimmung der 
Gejege, andere gehen aus eigenen Handlungen des Schuldners 
hervor. 

Zu den erjten gehören die Verbindlichkeiten ummwillfürlichen 
Urfprungs, 3. B. jene unter Eigenthümern, die an einander grenzen 
oder jene der VBormünder oder anderer Bermwalter, das ihnen auf- 
getragene Amt anzunehmen. 

Die Berbindlichkeiten aus eigenen Handlungen des Schuldners 
ruhen entweder auf Halbverträgen, oder auf Vergehen, oder auf 


Berjehen, fie machen den Gegenjtand des gegenwärtigen Titelö aus. 
Vgl. L.R.S. 203, %05—2%07, 395, 419, 427 u. lg., 450, 640, 643, 646, 
649652, 661, 663, 682, 1371, 1382 u. flg. | 
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Erfies Kapitel. 
Don Halbverträgen, 


1371. Hafbverträge find freiwillige Handlungen, die in er: 
laubter Beziehung auf Rechte anderer Menfchen unternommen 
werden, und irgend eine Verbindlichkeit gegen Andere und zumeilen 
eine doppeljeitige hervorbringen. 

Vgl. L.R.S. 1100 de, 1372, 1376, 1381a, 1381 aa, 


Erſter Abſchnitt. 
Von Geſchäftsführungen. 


1372. Wer die Geſchäfte eines Andern führt, der Geſchäfts— 
herr mag von der Geſchäftsführung Wiſſenſchaft haben oder nicht, 
übernimmt ſtillſchweigend die Verbindlichkeit, daS angefangene Ge: 
ſchäft fortzuführen bis dahin, wo es vollendet ift, oder jener jelbit 
dafür Sorge tragen kann. Er muß Alles was zu joldhem Geſchäft 
gehört und davon abhingt, übernehmen. 

Er hat darin gleiche Berbindlichfeiten, al3 ob er aus cinem 
ausdrüdlichen Auftrag des Gejchäftsheren handelte. 

Vgl. L. R.S. 419, 577 be, 1891 a, 1991 u. fig. 

1572a. Er muß fie auch gegen ſich jelbft, wenn er etwa 
Schuldner des Gejchäftsherrn ift, wie gegen Dritte beforgen. 

1373. Auch wenn der Gejchäftsherr vor Beendigung des Ge: 
Ihäfts ſterben follte, ift er verbunden, die Gejhäftsführung fo 
lange fortzujegen, bis der Erbe fie zu übernehmen im Stand ift. 

Vgl. L.R.S. 1991. 

1374. Er ift jchuldig, alle Sorgfalt eines guten Hausvaters 
auf die Führung des Geſchäfts zu verwenden. 
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Die Umftände, unter denen er fi dem Gejchäft unterzog, 
ermächtigen gleichwohl den Kichter zur Mäßigung der Entſchädi— 
gungsfumme wegen Nachläffigkeit oder Fehlern. 

Vgl. LR.S. 1137, 1142, 1149 u. fg. 

1374a. Er muß jelbjt den Zufall tragen, wenn er ein ge- 
wagtes Geſchäft für den Gejchäftsheren anfing. 

Er darf jedoch gegen den Schadenserfag, den er ſchuldig wird, 
denjenigen Bortheil wettichlagen, den ohne jeine Gejchäftsführung 
der Geſchäftsherr nicht gehabt haben würde. 

1375. Der Gefchäftsherr, deffen Geſchäft gut geführt wurde, 
muß die Verbindlichkeiten erfüllen, welche der Geſchäftsführer in 
feinem Namen übernommen bat, ihn für alle deßfalls übernommene 
eigene Verbindlichfeiten entjchädigen, und ihm alle aus Nothwen— 
digkeit oder zum Nuben gemachten Auslagen erjegen. 

Vgl. L.R.8. 1377, 1377 a, 1998—2001, 

1375a. Wer ein Gefhäft des Andern wider deſſen Willen 
oder ſonſt auf widerrechtliche Art führt, kann von feinem Aufwand 
nicht3 wieder fordern, al was dem Andern als Bermögenszu: 
wachs oder Berbejjerung wirklich zu Gute gefommen: ift. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von Zahlungen zur Ungebühr. 

1376. Wer wiffentlih oder aus Irrthum etwas annimmt, 
das ihm als Zahlung auf eine vermeinte, aber nicht vorhandene 
Forderung gegeben wurde, wird verbindlich, das ungebührlich Em— 
pfangene dem Zahler zu erjegen. 

Vgl. L.R,S. 1235, 1299, 1906, 1907 1, 1967. 
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1377. Hat Jemand die Schuld eines Andern getilgt, ind 
er aus Irrthum ſich für den Schuldner hielt, jo ift er Deregugn 
das Bezahlte von dem Gläubiger zurüdzufordern. 


Hat indejfen der Gläubiger wegen diefer erhaltenen Heim: 
zahlung feine Rechtsurkunde vernichtet, jo hat die Rückforderung 
nicht mehr Statt, und denjenigen. der die Zahlung leitete, bleibt 
nur der NRüdgriff auf den wahren Schuldner. 

Vgl L.R.S. 1109, 1236, 1375. 

1377a. Hielt er fi aus Serthum -zwar nicht für den 
Hauptjchuldner, aber für den Bürgen eines andern, wirklichen 
Echuldners, jo kann er das Geld nit vom Gläubiger zurüdover: 
langen, jondern nur von dem Sculdner, deſſen Geſchäft er führte, 
Erſatz fordern, 

Vgl. L.R.S. 1236, 1375. 

1378. Derjenige, der eine ungebührliche Zahlung wiſſentlich 
annahm, iſt verbunden, mit dem Kapital die Zinfen oder Früchte 
von dem Tag der empfangenen Zahlung an zu erjeßent. 

Vgl. LR.S. 549, 1:07 a, 2277. 

1379. Iſt das ungebührlich Empfangene eine beftimmte be 
wegliche oder unbewegliche Sache, fo ift der Empfänger jchuldig. 
fie im Stück zurücdzugeben oder ihren Werth zu erſetzen, wenn fie 
durch jein Verfchulden zu Grund ging oder verjchlimmert ward. 
Er hat auch für den zufälligen Verluſt der Sache zu haften, wenn 
er unredlicher Empfänger war. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1148, 1302. 

1350. Der redlihe Empfänger, der die Sache verkauft hat, 


it nur verbunden, den Erlö3 herauszugeben. 
Vgl. L.R.S, 1935, 
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1351. Derjenige, der die Sache zurüderhäft, muß alle nöthigen 
und müßlichen Koften, die auf Grhaltung der Sache verwendet 
wurden, auch ſelbſt dem unvedlichen Befiger vergüten. 


Dritter Abſchnitt. 


Dom Rettungsaufwand. 


=“ 


Vgl. Handelsgesetzbuch 702—735 (Haverei). 

138la. Wo in einer gemeinschaftlichen Gefahr durch Auf: 
opferung einiger Sachen, welche in diefer Gefahr mit jich befinden, 
die übrigen gerettet werden, da müſſen die Befiger der geretteten 
Sachen den Befigern der hingegebenen nad dem Verhältniß der 
Legteren zu Erfteren einen Antheil am Werth der Geretteten er: 
jeßen. 

1381b. Der Umſtand allein, daß einige Sachen einer ge— 
meinjchaftlichen Gefahr entgehen, indeß andere darin zu Grund 
gehen, begründet für die Eigenthümer der Leteren feine Anfprüche 
an Erjtere, jo lang nicht eine vernünftig berechnete und wirkſam 
geweſene Hingabe der zu Grund gegangenen Sachen für Rettung 
der übrigen erwieſen wird. 

158t ec. Berborgene und verheimlichte Sachen, die dabei ver- 
loren gehen, werden nicht erſetzt; jene aber, die fich gerettet finden, 
müflen am Erja der Aufgeopferten mit tragen helfen. 

1381 d. Der Erfag der hingegebenen Sachen richtet fich nad) 
dem Werth derjelben zur Zeit des Verluſts bei Waaren, Die auf 
Ihrem Lager verloren gehen, oder nad) dem Einfaufspreis bei 
Vaaren, die während einer Berjendung unterwegs verloren gehen. 

Der Werth der Geretteten wird im erjten Fall auch nad) 
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ihrem dortigen laufenden Werth, im zweiten aber nach jenem, den 
fie an Zeit und Drt ihrer beftimmungsmäßigen Ankunft haben, 
berechnet. | 


1381 e. Ein nacgefolgter Untergang der Waare, der er: 
folgte, ehe ihr Eigenthümer in gefahrlofe Gewahrfam eingetreten” 
war, befreit von der Theilnahme am Erjat. 

1381 f. Er begründet jedoch feine Erfagforderung an andere 
völlig gerettete Sachen, wenn nicht der zweite Untergang von‘) 
neuem als Rettungsaufwand vereigenjchaftet war, 


1381 g. Bei der Wahl der aufzuopfernden Sachen müſſen 
jene, deren Gefahr die größte, deren Verluſt der leichtefte, und 
deren Hingabe die wirkſamſte ift, vor anderen aufgeopfert werden. 

1381 h. Unmittelbar nach vorübergegangener Gefahr, wenn 
es während derſelben nicht gejchehen Fonnte, muß durd aufge 
rufene richterlihde Dazwilchenkunft der Stand der Gefahr, die Be- 
Ichaffenheit der aufgeopferten und geretteten Sachen, und die 
Mirkfamkeit der Rettung auf Betrieb derer, die Erſatz erwarten 
oder derer, denen die verlorenen Sachen anvertraut waren, richtig 


geitellt werden. 
Vgl, R.C.P,0. $ 447—454. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon Empfehlungen und Rathſchlägen. 


1381 aa. Wer eine Perſon an einen Dritten empfiehlt, ſteht 
nicht gut für diefelbe, wenn es nicht namentlich für ein beftimmtes 
Rechtsgefhäft und unter Verficherungen der Unnachtheiligfeit des: 
jelben gejchieht. 
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3181 ab. Wer bei einer Empfehlung gewiſſe Eigenſchaften 
des Vermögens und der Perſon namentlich verfichert, haftet für 
den Schaden, der aus deren Abweſenheit entſteht. 

Vgl. L.R.8. 1513. 

1381 ac. Wer dem Andern auf VBefragen einen Rath ohne 
Gefährde gibt, der wird für den Erfolg nicht verantwortlich, wenn 
nicht der Rathfragende defjen Rath für fein Benehmen einzuholen 
verbunden war, oder an ihn als Sachverſtändigen fich gewendet 
hatte, und in einem oder anderm Fall fein Rath ungefchidt war. 


1381 ad. Die Ungejchidlichkeit eines Rath muß ba, mo 
der Rath aus Amtspflicht gegeben werden muß, aus Bildung 
und Lage des NRathgebers, oder aber, wo Jemand ihn als Sad 
verftändiger gab, aus den gemeinen Regeln des Kunſtgebrauchs be- 
urtheilt werden. 


1381 ac. Wer unaufgefordert Rath gibt und deſſen Be- 
folgung durch Zuſpruch betreibt, haftet als Bürge oder als Ur- 
beber der Handlung. 


Zweites Anpitel. 


Don Bergeben und Berfeben. 


1382. Jede unrechte That eines Menfchen, welche einen An= 
dern beichädigt, verbindet den Thäter zur Entſchädigung. zul 

Vgl. L.R.S8. 554, 1247 a., 1310, 2046. | — 

Gesetz vom 6. März 1845 (R. B. Nr. 15) über die privatfefhjichen Fo Ä 
gen der Verbrechen. fe , — J an 

1382 a. Unrecht ift die That, womit entmedex; An an ſich 
verbotenes Unternehmen vollführt, oder eine in /ſich erluubte Unter⸗ 
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nehmung von einer unberechtigten Perſon, oder auf eine wider⸗ 
rechtliche Weiſe, wiſſentlich verrichtet wird. 

1382 b. Alle durch eine unrechte That auch unvorjäglid 
befhädigten Perſonen haben ein Recht auf Entſchädigung. 

> Zusätze in den $$ 2—6 des Gesetzes vom 6. März 1845 (R.B. Nr. 15) 
über die, privatrochtlichen Folgen der Verbrechen. 

1382 6. Aller, durch die unrechte That auch unabſichtlich 
verurſachte Schaden muß erſetzt werden. 

4382 d. Bon mehreren Thätern, die zu einem Erfolg zu: 
ſammenwirkten, ſind alle jene, die vorſätzlich handelten, ſammt⸗ 
verbindlich. | | 

Zusätze in den gg 7-9: des Gesetzes vom 6. März 1845 über die pri- 
vatrechtlichen Fulgen der Verbrechen. 

“ Vgl. L.R.8. 1200 u. flg. 

1382 e. Die Entfhädigung richtet fih nad) dem Maasitab, 
der int vierten Abſchnitt des dritten Kapitel3 über den durd Ge— 
fährde veranlaßten Schaden aufgeitellt ift. 

Vgl. L.R.S, 1149, 1151, 1151a; Gesetz vom 6. März -1845 (R.B. Nr. 15) 
über die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen $$ 15—17. 

+1382f. Bei perjönlichen, Bejhäbigungen beſteht die Entſchädigung in 
den Herftellungstoiten und in dem entbehrten Berdienft des Beichädigten; 
Schmerzengeld kann nicht gefordert werben. 

Aufgehoben und ersetzt durch die $$ 10—14 des Gesetzes vom 6. Marı 
1845 über die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen. 

1383. Jedermaun ift, außer dem Schaden, den er dur 
feine That zugefügt, auch jenen zu erfegen ſchuldig, der durch feine 
Nachläffigkeit oder Unverftändigfeit für einen Andern entjteht. 

Reichsgesetz vom 7, Juni 1871 über die Verbindlichkeit zum Schadeı- 


ersatz für die bei dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken etc. herbei- 
geführten Tödtungen und Körperverletzungen. 
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1383 a. Die Entihädigung richtet fi Hier nach den oben 
im vierten Abjchnitt des dritten Kapitels gegebenen Regeln über 


den durch Berjchulden verurjachten Schaden. 
Vgl. L.R.S. 1150—1150c. und 1151a, 


1354. Ein Jeder muß auch für jenen Schaden haften, welcher 
von Berjonen verübt wird, für welche er gutjtehen joll, oder von 
Sachen, die er in Verwahr hat. 

Der Bater, und nad) defjen Tod die Mutter, jollen für ihre 
minderjährigen, bei jich habenden Kinder qutjtehen. 

Hausherren und Gejchäftsgeber für das Benehmen ihres Haus: 
gefindes und ihrer Gejchäftsträger in den en anvertrauten Ver- 
richtungen. 

Zehrer und Gemwerbsmeijter für das — ihrer Zöglinge 
und Lehrlinge in der Zeit, wo ſie unter ihrer Aufſicht ſind. 

Die oben bemerkte Verantwortlichkeit tritt ein, ſo lang nicht 
die deßfalls in Anſpruch zu nehmenden Perſonen beweiſen, daß 
fie die Handlung, wofür fie verantwortlich gemacht werden wollen, 
nicht haben hindern können. 

Vgl, L.R.S. 372, 1735, 1783 4. 1797, 1953, 1994; Forststrafgesetz $$ 14 
und 23. 

Gesetz vom 13. Februar 1851 (R.B. Nr. 14) über die Entschädigungs- 


pflicht der Gemeindeangehörigen wegen des bei Zusammenrottungen ver- 
übten Schadens; Reichsgesetz vom 7. Juni 1871 s. oben bei L.R.S. 1383. 


1384 a. Ebenſo ift der Haugeigenthümer, oder derjenige 
Miethmann, dem das Ganze überlajjen iſt, verantwortlich für den 
Schaden, der durch unvorfichtige Handlungen feiner Mieth- oder 
Atermiethleute, oder derer, die bei ihnen find, aus dem Haufe 
oder Stockwerk andern Borübergehenden zugefügt wird, vorbehaltlich 
eines Rückgriffs auf die Schuldigen. 

Vgl. L.B.S, 1736. 
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1385. In gleicher Weiſe iſt der Eigenthümer eines Thiers, 
ſo wie derjenige, der ſich deſſen bedient, Letzterer jedoch nur für 
die Zeit, da es zu ſeinem Gebrauch war, verbindlich. den Schaden 
zu erjegen, den das Thier verurfacht, es mag in ihrer Gewalt fid 
befunden haben, entlaufen oder verirrt gemwejen fein. 

1385 a, Wer jedoch das Thier hHingibt, oder den höchſten 
Werth defjelben bezahlt, Fann zum Erſatz einer höhern Schadens: 
rechnung nicht angehalten werden. 

Jagdgesetz vom 3. Dezember 1850 (R.B. Nr, 58) $ 21; (Wildschaden). 

1386. Der Eigenthümer eines Baues ift für den Schaden 
verantwortlich, den er duch Einfturz verurjacht,. ſobald folder 
in Fehlern der Bauart oder im Mangel der Unterhaltung feinen 
Grund hatte. 

1386 a. Bei beforglicher Gefahr. eines Schadens Tann der 
Nachbar auf Wegichaffung des Baufälligen oder Sicherheitäleiftung 
für deſſen Unfchädlichkeit dringen. 

vgl. R.C.P.C. $ 819; R.St.G.B, $ 367 Z. 13; Bad. Polizei-Strafgesetz- 
buch $ 30. 


| Fünfter Titel. 


Bon Heirathsverträgen und gegenfeitigen Rechten der 
Ehegatten. 
Erfies Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 


1387. Das Gefeg ordnet die Wirkungen der ehelichen Ge 
ſellſchaft auf das Bermögen nur für jene Fälle, über melde br 
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ſondere Verträge nicht Vorſehung thun. Jedes Geding, welches 
den guten Sitten nicht zuwider iſt, bleibt dem Gutfinden der Ehe— 
gatten unter folgenden Einſchränkungen überlaſſen. 

vgl. L.R.S. 3, 6, 1133, 1172, 1393, 1497, 1527, 1091, 


1388. Kein Vertrag darf die Rechte fchmälern, die zu der 
Gewalt des’ Mannes über die Perfon der Frau und der Kinder 
gehören, oder die dem Mann als Haupt der Familie zuftehen; 
feiner darf die Rechte, welche dem überlebenden Theil der Ehe— 
gatten unter dem Titel: von der elterlihden Gewalt, und 
unter dem Titel: von der Minderjährigfeit, der Vormund— 
haft und Gemwaltsentlafjung beigelegt find, verändern; 
feiner darf etwas feitjegen, was gegen verbietende Verfügungen 
diefes Geſetzbuchs anftößt. 

Vgl. L.R.S. 6, 203 a, 212 u. fg., 371 u. fig., 889 u. flg., 477, 791, 1130, 
1453, 1521. 

1389. Ehegatten können in feiner Weife Veränderungen in 
der geſetzlichen Ordnung des Erbrechts ihrer Kinder oder Kindes- 
finder am elterlichen Vermögen oder des Erbrechts ihrer Kinder 
unter einander einführen; Schenkungen oder Bermächtnifje in einer 
diefem Geſetzbuche gemäßen Art und Form find damit jedoch nicht 
ausgeichloffen. 

Vel. L.R.$. 745, 913, 1048; Rechtsbelehrung vom 27. Januar 1810 
ÜR.B Nr. 6) über die Unstatthaftigkeit der Einkindschaft. 

1390. Die Ehegatten dürfen nicht mehr allgemein bedingen, 
daß ihre eheliche Gefellihaft nach Landesgewohnheit, Provinzgefet 
oder Ortsrecht beurtheilt werden fol, al3 welche durch daS gegen 
mwärtige Geſetzbuch abgefchafft find. 

Vgl. I. Einf.-Edikt $ XII. nebst Zusätzen u. XVII.; II. Einf.-Edikt $ 3; 


390 ER. 111. B. V. T. SHeirathöverträge 1. 


L.R.S. 6d und 6e; Rechtsbelehrung . vom %. Dezember 1818° (B.B, 1319 
Nr. 3). 


1391. Ahnen bleibt jedoch erlaubt, im Allgemeinen zu er: 
Hären, daß fie ihre Heirath entweder nach dieſer und jener in 
diefem Geſetzbuch ausgedrüdten Regel der ehelichen Gütergemein: 
Ichaft, oder Nichtgemeinfchaft, oder nach Geſetzen der Bewidmung 
wollen gerichtet wiſſen. 

Im Fall der erwählten ehelichen Gütergemeinfchaft oder 
Nichtgemeinschaft find die Rechte der Ehegatten und ihrer Erben 
nach den Verordnungen des zweiten Kapitel$ des gegemmärtigen 
Titels zu richten. 

Im Fall der Bewidmung find ihre Rechte nach den Lerarb- 


nungen des dritten Kapitelö zu beurtheilen. 
Vgl. L.R.S. 1399 u. flg., 1497, 1529, 1540 und fle. 


1392. Das bloße Geding, daß die Frau einige Güter als 
von ihr oder Andern ausgefeßtes Heirathsgut einbringt, ift nicht 
hinreichend, um Bewidmungsrecht darauf zu behaupten, wenn fonit 
in dem Ehevertrag nicht ausdrüdlich dieſes feſtgeſetzt ift. 

Die bloße Erklärung der Ehegatten, daß fie ſich ohne Güter: 
gemeinschaft verehelichen, oder daß cine völlige Abjonderung der 
Güter unter ihnen ſtatt habe, reicht auch nicht zu, um eine bewid— 
mete Che anzunehmen. 

Vgl. L.R.S. 1529, 1530, 1536, 1540. 

1393. Wo ein Ehevertrag die Gütergemeinfchaft nicht auf- 
hebt, oder ihr nicht bejondere erlaubte Beltimmungen gibt, du 
gelten die Grundfäße, die im erjten Theil des zweiten Kapitels 
fejtgeftellt find, als gemeines Recht im Staat. 

vgl. L.R.S. 1399 u, flg., 1528, 1839. 
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+ 1393 a. Hiervon ift der Adel auögenommen, bei welchem bie im erften 
Abjag des neunten AbichnittS der zweiten Abtheilung gevadten Kapitels 
Sat 1530—1535 beſchriebene Nihtgemeinjchaft die Negel madt. 


Aufgehoben durch das Gesetz über die ehelichen Vermögensverhält- 
nisse des Adels vom 25. November 1831 (R.B. Nr. 30). 


1394. Alle Eheverträge follen vor der Heirath durd einen 


Staatsfchreiber jchriftlich abgefaßt werden. 


Rechtspolizeigesetz $$ 26, 27, 46, 80d, 82. Bad. Einf.-Gesetz zum 
Handelsgesetzbuch Art. 10—17; Vollz.-Verordn. hiezu vom 3, Oktober 1862 
(R.B. Nr. 50) 85 19, 21, 30—32, 


1395. Nach gefchloffener Ehe leiden fie feine Veränderung. 

Vel. L.R,S. 1451, 1543; I. Einf.-Edikt $ XII; Bekanntmachung des 
Justizministeriums über die Ebeverträge von Einwanderern von 16. Juni 
1818 (R.B. Nr. 14): „Seine Königliche Hoheit haben mittelst Höchster Ent- 
schliessung vom 25. Mai d. J. St.M. Nr. 381 gnädigst zu genehmigen geruht, 
dass sämmtlichen verheiratheten Ausländern, die sich seit Einführung des 
neuen Landrechts mit ihren Familien im Grossherzogthum niedergelässen 
haben oder künftig niederlassen werden, und die in auf Gesetze oder Ge- 
wohnheiten ihres vormaligen Wohnsitzes gegründeten, von den Bestim- 
mungen des neuen Landrechis abweichenden ehelichen Verhältnissen gelebt 
haben, die nämliche gesetzliche Begünstigung geniessen sollen, wıe solche 
den übrigen Grossh. Unterthanen durch das erste Einführungs-Edikt des 
neuen Landrechts bewilligt worden ist, und dass ihnen daher gestattet sein 
soll, in einem Zeitraum von zwei Jahren, und zwar für jene, die seit der 
Einführung des neuen Landrechts bereits eingewandert sind, vom Tage der 
Verkündung dieser Verordnung, für jene aber, die künftig noch einwan_ 
dern, vom Tage ihrer Reception an, noch nachträgliche Eheverträge zu er- 
- richten. Nach Umlauf dieser zwei Jahre aber tritt die gesetzliche Unver- 
änderlichkeit der Vermögensverhältnisse dieser Ehen, deren Stand nicht 


durch Eheverträge bedingt ist, ein.“ 


1396. Veränderungen vor Schließung. der Che müffen in 
gleicher Form, wie der Heirathövertrag, beurfundet jein. 


2 een 
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Keine Veränderung, kein Neben oder Gegenvertrag gilt, zu 
dem nicht alle Perſonen, die den Ehevertrag mit bewilligten, gleich— 
zeitig mitgewirkt und eingewilligt haben. 

Vgl. L.R.8. 1394, 1398. 

1397. Alle Beränderungen, Neben: und Gegenverträge, auch 
‚wenn fie die Form des vorhergehenden Satzes haben, bleiben für 
Dritte ohne Wirkung, fobald fie nicht der Urſchrift des Heiraths— 
vertrag als Anhang beigefügt worden find; der Staatsfchreiber 
darf bei Strafe der Entſchädigung der Betheiligten und nach Um— 
ftänden noch ſchwererer Strafe Feine urfchriftliche oder abjchriftliche 
Ausfertigung des Heirathsvertrags ausliefern, ohne die Ber: 
änderung, Neben: oder Gegenverträge ihnen unmittelbar anzu: 
hängen. 

Vgl. L.R.8. 1321. 

1398. Ein Minderjähriger, der heirathsfähig ift, kann alle 
Bedingungen bemwilligen, die bei dem Ehevertrag Statt haben; die 
demfelben einverleibten Bewilligungen und Schenkungen find gültig, 
fobald zu dem Bertrag diejenigen Perſonen mitgewirkt haben, deren 
Einwilligung zur Gültigkeit der Ehe erforderlich ift. 

Vgl.R.-Standesbeurk.-Ges. $$ 28 u. 29 nebst L.R.S. 160; 1095, 1309. 


Zweites Kapitel. 
Bon der ebeliden Gütergemeinfhaft. 
1399. Die eheliche Gütergemeinfchaft, fie entfpringe aus Ge: 
fegen oder Verträgen, fängt von dem Tag an, da die Ehe vor 
dem Beamten des bürgerlihen Standes gejchloffen ward. Wan 


Yann kein andered Anfangsziel bedingen. 
Vgl. L.R.8. 1404, 1481. 


SE a re 


L.R. III. B. V. T. Heirathöverträge ꝛc. 393 


Erſte Abtheilung. 
Bon ber geſetzlichen Gütergemeinſchaft. 

1400. Die Gemeinſchaft, welche aus der bloßen Erklärung 
entſpringt, daß man ſich nach den Grundſätzen einer ehelichen 
Gütergemeinſchaft verheirathe (Satz 1391), oder daraus, daß kein 
Ehevertrag geſchloſſen ward (Satz 1393), richtet ſich nach den 
Sätzen der folgenden ſechs Abſchnitte. 


Erſter Abſchnitt. 
Vermögen und Schulden der Gemeinſchaft. 


81. 
Bon dem Vermögen ber Gemeinjhaft. 
1401. Das Vermögen der Gemeinfchaft befteht: 

1) aus der fahrenden Habe, welche die Ehegatten zu 
Anfang der Ehe befigen, und welde ihnen während 
der Che zufällt, fei e8 durch Erbrecht, oder durch 
Schenkungen, bei melden das Gegentheil nicht be— 
dungen ift:) 

2) aus den Früchten, Einkünften, Zinfen und Gefällen 
aller Art, die während der Ehe verfallen oder erhoben 
werden, von dem anfänglichen oder während der Che 
erworbenen Vermögen aller Art; 

3) allen errungenen LZiegenjchaften. 

Vgl. L.R.8. 527 und fig., 583—586, 1404 —1408, 1496, 1838° Rechtsbe- 


lebrung vom 24. Dezember 1819 (R.B. Nr. 2) über Einbringuug von Erb- 
gleichstellungsgeldern. 


1402. Jede Liegenſchaft wird als errungen betrachtet, von 
welcher nicht bewieſen wird, daß einer der Ehegatten fchon vor 
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der Ehe Eigenthümer oder rechtmäßiger Beſitzer war, oder daß 
ſie während der Ehe durch Erbrecht oder Schenkung ihm zuge— 
fallen ſei. 


1403. Die Holzſchläge, ingleichem die Ausgebeute der Stein- 
brüche und Bergwerfe fallen im die Gemeinjchaft, jo weit fie unter 
die Nutzungen eines Nutznießers gerechnet werden können; nad 
den unter dem Titel: vonder Nugnießung, der Nutz— 
ung und der Wohnung erklärten Regeln. 

Blieben die Holzichläge unbenußt, die nach dieſen Regeln 
während der Gemeinschaft gemacht werden durften, jo hat derjenige 
Theil der Ehegatten, welcher nicht Eigenthiimer de3 Bodens ift, 
oder dejjen Erbe hiefür Erſatz zu fordern. 

Bon Steinbrühen und Bergwerfen, die erjt während der Ehe 
eröffnet werden, fällt die Ausbeute nur mit der Laſt der Vergü— 
tung oder Entjhädigung des nicht gemeinjaftlichen Bodens in 
die Gemeinjchaft. 

Vgl. L.R.S. 500-594, 598, 1437, 1468, 

1404. Von Liegenfchaften, welche die Ehegatten an dem Hoch— 
zeitstag bejigen, oder während der Ehe ererben, gehört das Eigen: 
thum nicht in die Gemeinjchaft. 

Hätte aber einer der Ehegatten nah gejchlojjenem Heiraths: 
vertrag, der eine Gütergemeinjchaft feitjegte, wiewohl vor Boll: 
ziehung der Ehe, ein Grundſtück erworben, jo fällt ſolches in die 
Gemeinschaft, wenn es nicht Eraft einer Verfügung des Heiraths— 
vertrags angejchafft wurde, in welchem alle e8 wach vieler be— 
urtheilt wird. 

1405. Das Eigenthum folcher Liegenfchaften, welche während 
der Ehe einem von beiden Ehegatten gefchenft wurden, fällt nicht 
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in die Gütergemeinſchaft, ſondern gehört dem Geſchenknehmer 
allein, jofern nicht die Schenkung fie außdrüdlich der Gemeinjchaft 
zumeift. | 

1406. Liegenschaften, welche Eltern oder Ahnen einem der 
Ehegatten überlafjen oder abtreten, um ihn für eine Schuld zu 
befriedigen, oder um daraus Schulden des Gebers bei Fremden 
zu berichtigen, fallen nicht in die Gemeinschaft, vorbehaltlich des 
Erſatzes deſſen, was aus gemeinjchaftlihem Vermögen darauf ver: 
wendet wird. 

Vgl. L.R.S. 1437, 1468. 


1407. Ein unbewegliches Gut, das während der Ehe gegen 
ein Anderes, einem der beiden Ehegatten allein gehöriges, einge: 
taufcht wird, fällt nicht in die Gemeinschaft und tritt an die 
Stelle des Bertauichten, vorbehaltlich de3 Erjages wegen etmaigem 
Aufgeld aus dem gemeinjchaftlichen Vermögen. 

Vgl. L.R.S. 1437, 1468. 


1408. Stand ein Ehegatte wegen eines Grundftüds in un: 
getheilter Gemeinschaft mit Andern, und erwarb während ver 
Ehe den Theil jeines Mitgemeinerd auf irgend eine Art, jo gehört 
diejer nicht unter die Errungenschaft, jedoch muß der Gemeinjchaft 
die Summe zu gut gejchrieben werden, die fie zu diefer Erwerbung 
hergegeben hat. | 

Hat der Mann allein und in eigenem Namen ein unbemweg: 
fiches Gut ganz oder zum Theil an ſich gebracht, worauf die Che: 
frau ein ungetheiltes Gemeinſchaftsrecht hatte, jo hat die Frau 
bei Auflöfung der Gütergemeinjchaft die Wahl, entweder das But 
der Gemeinjchaft zu überlajfen, die alsdann der Ehegattin ihren 
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Antheil am Preis erſetzen muß, oder das Gut an ſich zu ziehen 
und der Gemeinſchaft den Erwerbspreis zu vergüten. 
Vgl. L.R.S. 883, 1437, 1468, 1470. 


Su. 


Von ben zu bezahlenden Schulden ber Gütergemeinfchaft, und von ben Klagen, 
bie daraus wider fie entftehen. 


1409. Zu den zu bezahlenden Schulden der Gütergemein- 
Ihaft gehören: 

1) alle fahrenden Schulden der Ehegatten am Tag der ge: 
ſchloſſenen Ehe, deßgleichen die fahrenden Schulden der 
Erbfchaften, die ihnen während der Ehe anfallen mit | 
Borbehalt der Vergütung des Schuldbetrags, der Liegen: 
Ichaften angeht, welche einem oder dem andern Chegatten 
eigen find; 

Vgl. L.R.S. 529, 1437, 1468, 1496, 2166 u. fig. 

2) ale Schulden, welche während der Gemeinfchaft der 
Mann oder die Frau mit Bewilligung des Mannes ge- 
macht bat, fie beftehen in Kapitalien, Rüdjtänden,*) oder 
Zinfen, vorbehaltlih der Vergütung in den Fällen, mo 
fie Statt hat; 


* Uebersetzungsfehler statt: „Rentenzielen‘ (arrerages). 
Vgl. L.R.S. 217 u, flg.,.1413, 1416, 1419, 1420, 1420 a,; 1426, 1437. 


3) alle Rüdftände*) und Zinfen von Renten oder be- 
zahlten**) Schulden, die Einem der beiden Ehegatten allein 
eigen find; 

* Uebersetzungsfehler statt: „Rentenzielen“ (arrerages). 
** Uebersetzungsfehler statt: „zu bezahlenden‘* (dettes passives). 
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4) die Unterhaltungskoſten der beigebrachten Liegenſchaften, 
ſoweit ſie der Nutznießer zu tragen hat; 
Vgl. LR.S. 605, 608. 

5) die Ernährung der Chegatten, Erziehungs: und Un: 
terhaltungskoſten der Kinder und ale übrigen Laſten 
der Ehe. 

Vgl. L.R.S. 203, 214, 1422, 1438, 1439. 


1410. Für vorehelihe Fahrnißſchulden der Frau Hat die 
Gemeinschaft zu haften, wenn die Entftehung derfelben vor der 
Ehe nachgewieſen ift. 

Mer mit einer Forderung, deren Entjtehung vor der Che 
nicht bewieſen ift, al3 Gläubiger der Frau auftritt, kann nur aus 
dem bloßen Grundeigenthbum der ihr eigenen Liegenfchaften feine 
Befriedigung fordern. 

“ Der Mann, der eine ſolche Schuld für feine Frau zahlt, Tann 
weder von ihr ſelbſt noch von ihren Erben die Einmwerfung eines 
Erjates in die Gemeinfchaft fordern, unbejchadet der Aufrechnung 
auf ihren Frauen-Gemeinſchaftsantheil. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J,G, 

Vgl. L.R,8. 217, 225, 1413, 1417, 1424, 1426, 


1411. Fällt dem einen oder dem andern Ehegatte während 
der Ehe eine Erbichaft an, die allein aus beweglichen Gütern be— 
fteht, fo fallen die darauf haftenden Schulden ganz auf die Ge- 
meinfchaft. 

Vgl. L.R.S. 776, 802, 1409 Z. 1, 1418. 

1412. Befteht eine in der Ehe angefallene Erbſchaft eines 
Ehegatten nur aus unbeweglichen Gütern, jo fallen die Schulden 


— — en nr : Au — 
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nicht auf die Gemeinſchaft; die Gläubiger haben nur das Recht, 
aus der ererbten Liegenſchaft ihre Zahlung zu fordern. 

Wo der Mann der Erbe iſt, da dürfen die Erbgläubiger aus 
des Mannes eigenem Vermögen, oder aus dem Gemeinſchaftsgut 
ihre Zahlung fordern; letzternfalls bleibt die Vergütung der Ehe— 
gattin oder ihren Erben vorbehalten. 

Vgl. L.R.S. 802, 870, 873, 1100de., 1409 2. 2, 1413, 1418, 1421, 1437, 
1468. 

1413. Hat eine Ehefrau eine nur aus Liegenjchaften be 
jtehende Erbſchaft mit Einwilligung ihres Mannes angenommen, 
jo fünnen die Erbgläubiger aus der Ehegattin eigenem Vermögen 
ihre Zahlung fordern; würde fie aber von ihr nur zu Folge einer 
auf die Weigerung des Mannes von dem Gericht erhaltenen Er: 
mächtigung angenommen, jo fünnen die Gläubiger, für welche die 
ererbten LZiegenjchaften nicht hinveichen, nur auf dad Grundeigen- 
tum des übrigen eigenen Vermögens der Frau rüdgreifen. 

Vgl. L.R.x. 776, 802, 870, 1100 de., 1409 Z. 2, 1416, 1419, 1421, 1426. 

1414. Beſteht die angefallene Erbichaft eines Ehegatten theils 
aus liegender, theil3 aus fahrender Habe, jo fallen die darauf 
haftenden Schulden auf die Gemeinſchaft nach dem Verhältniß der 
fahrenden Habe zu den Liegenjchaften, die Gemeinjchaft trägt den 
Schuldentheil der fahrenden Habe. 

Der Betrag wird berechnet nad) dem Erbverzeihniß, das der 
Mann fertigen lafjen muß, fei e8 in eigenem Namen, wenn das 
Erbe ihn jelbjt angeht, oder als Chevogt, wenn eine der Frau 
angefallene Erbſchaſt in Frage ift. 


Vgl. L.R.S. 795, 821, 1409 Z. 1, 1416, 1418; Rechtspolizeigesetz $ 26, 
Z. 3; Notariatsordnung $ 122 und fig. 
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1415. Der Mangel eines Erbverzeichniſſes kann der Che 
gattin oder ihren Erben feinen Nachtheil bringen; nach aufgelöster 
Gitergemeinichaft darf fie die ihr von Rechtswegen gebührenden 
Vergütungen fordern, und jomohl durch Rechtsurfunden und Haus— 
bücher, als durch Zeugen, und im Nothfall durch den gemeinen 
Ruf, bemeifen, worin die nicht verzeichnete fahrende Habe beitanden, 
und welchen Werth fie gehabt habe. 

Der Mann ift niemals zu diefem Beweis zuzulafien. 

vgl. L.R.8. 1414, 1418, 1442, 1504; R.E.G, zur C.P.O. $ 16 Z. 1. 

1416. Die Verfügungen des 1414ten Sabes hindern die 
Gläubiger einer theild aus Fahrniß, theils aus Liegenjchaften be- 
ftehenden Erbſchaft nicht, ‚ihre Befriedigung aus den Gemeinfchafts- 
gütern zu fordern, diefe mag dem Mann oder der Frau angefallen 
fein, wenn nur im legtern Fall fie mit Bewilligung des Mannes 
von ihr angenommen wurde, alles vorbehaltlich der gegemjeitigcu 
Bergütungen. 

Gleiche Bewandtniß hat es, wenn die Erbjchaft von der Ehe— 
gattin aus gerichtliher Ermädtigung angenommen murde, die 
daherrührende fahrende Habe aber mit dem Gemeinjhaftsvermögen 
vermifcht worden ift, ohne vorher ein Erbverzeihnii zu errichten. 

Vgl. L.R.8. 776, 802, 870, 873, 1100de., 1409 Z. 2, 1418, 1419, 1421 
1426, 1437, 1468. 

1417. Iſt die Erbihaft wegen Weigerung des Mannes aus 
gerichtlicher Ermächtigung von der Frau angenommen und ein 
Erbverzeichniß errichtet worden, jo können die Gläubiger zu ihrer 
Befriedigung nur auf die Erbichaftsfahrnig und Liegenjchaft, ſoweit 
aber dieje nicht hinreichen, nur auf das bloße Grundeigenthum des 
übrigen eigenen Vermögens der Ehegattin greifen. 

Vgl. L.R.S, 776, 802, 1413, 1418, 1426. 


— —— 
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1418. Die Regeln, welche im 1411ten Satz und den folgen: 
den fetgejeßt find, werden auf die einer Schenkung obliegenden 
Schulden eben jo wie auf erbichaftliche angewandt. 

Vgl. L.R.S. 934, 945. 

1419. Hat die Frau mit Bewilligung de3 Mannes Schulden 
gemacht, fo können die Gläubiger zu ihrer Befriedigung ſowohl 
das Gemeinjchaftsvermögen als das Eigene des Mannes oder ber 
Frau angreifen, vorbehaltlich der Vergütung, welche der Gemein- 
Ihaft, oder der Entfhädigung, die dem Mann gebührt. 

Vgl. L.R.S. 220 nebst Zusätzen, 1409 Z. 2; 1426, 1437, 1468, 2208. 

1420. Jede Schuld, welche die Frau fraft einer von dem 
Mann erhaltenen allgemeinen oder befonderen Vollmacht gemacht 
bat, fällt auf die Gemeinfchaft, und der Gläubiger kann dafür 
feine Zahlung weder von der Frau noch aus ihren eigenen Gütern 
fordern. 

Vgl. L.R.S. 1409 2. 2; 1990, 1998. 


14202. Eine Frau, weldhe die gemeinjchaftlihe Haus: 
haltung führt, bat dadurch allein ſchon Macht für alle in einer 
ordentlichen Wirtbichaftsführung einbegriffene verbindlide Hand» 
lungen. | 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Verwaltung der Gemeinfchaft und dem Einfluß der 
Handlungen der Ehegatten auf foldhe. 


1421. Der Mann verfügt allein über das Gemeinfchafts- 
vermögen. 

Er kann es ohne Einwilligung der Frau verfaufen, verändern 
und verpfänden. 

Vgl. L.R.8. 818, 1401, 2124, 2208. 


PER 
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1422. Er kann durch Handlungen unter Lebenden über 
Gemeinfchaftsliegenfchaften, über die Geſammtheit der Fahrniß 
oder über einen Antheil derjelben unter einem unentgeltlichen Titel 
nicht verorbnen, es jei denn zur Ausftattung gemeinschaftlicher 
Kinder. 

Er darf wunentgeltlih einzelne Fahrnißſtücke am andere 
Berjonen begeben, wenn er ſich die Nutznießung davon nicht vor— 
behält. 

Vgl. L.R.S. 894, 949, 1438, 1439, 1469. 

1423. Schenkungen des Ehemanns dur letzte Willenäver- 
ordnungen dürfen feinen Antheil an der Gütergemeinichaft nicht 
überjteigen. 

Hat er eine Gemeinjchaftsfache vermadt, jo kann der Ge— 
fchenfnehmer fie nicht im Stüd fordern, jobald die geſchenkte Sache 
bei der Theilung nicht in das Loos der Erben des Mannes fällt, 
fordern der Vermächtnißnehmer hat, aus deſſen Antheil an der 
Gütergemeinſchaft und aus defjen eigenem Vermögen, die Vergütung 
des Werths der gefchenkten Sache zu fuchen. 

Vgl. L.R.S. 883, 1014, 1021, 1401, 1474. 

1424. Geloftrafen wegen Verbrechens de3 Mannes, vie ben 
bürgerlihen Tod nicht nach ſich ziehen, +) können aus den Gütern der 
Gemeinjchaft beigetrieben werden; der Frau bleibt die ihr gebüh- 
rende Vergütung vorbehalten. Strafen, welche die Frau vermwirft 
hat, können, jo lange die Gütergemeinjchaft dauert, nur auf dem 
bloßen Grundeigenthum ihres eigenen Vermögens haften, jo weit 
der Mann nicht mit in Schuld ift. 


* Aufgehoben s. L.R.S. 22. 
Vgl. L.R.S. 1409 Z. 2, 1426, 1437, 1468, 
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t 1425. Verurtheilungen des einen ber beiden Ehegatten wegen eines 
Berbredens, das ben bürgerliden Tob nad ſich zieht, treffen nur feinen Ar- 
theil an der Gülergemeinſchaft und fein eigened Bermögen. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 22. 

1426. Handlungen, welche die Frau ohne Bewilligung des 
Mannes jelbft unter gerichtliher Ermädtigung geſchloſſen hat, be 
gründen feine Verbindlichkeit für das Gemeinſchaftsvermögen, außer 
wo fie als Gemwerbsfrau in Gejchäften ihrer Handlung Verträge 
ſchließt, oder als Vogtsfrau nah Zufag 515 h*) ingleihem al3 Hausfrau 
nad Zuſatz 1420. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 5153, 

Vgl. L.R.S. 219, 220 nebst Zusätzen. 1413, 1417, 1419, 1420, 14208. 

1427. Eine Frau fann fich weder felbft verbinden, noch die 
Gemeinſchaftsgüter verpfänden, wäre es aud, um ihren Mann aus 
dem Gefängniß zu befreien, oder um in Abmwejenheit des Mannes 
ihren Kindern eine Verforgung zu verjchaffen, fie ſei denn vorher 
von dem Gericht Hiezu ermächtigt. | 

Vgl. L.R.S. 221, 222, 1438, 1555. 

1428. Der Mann hat die Verwaltung alles eigenen Ber: 
mögens der Frau. 

Er kann alle Rechte der Frau auf Beſitz oder auf fahrende 

Habe allein gerichtlich austragen. 
Er kann ohne Bewilligung feiner Frau die ihr eigenen Lie— 
genfchaften nicht veräußern. 

Er haftet für jeden Abgang an den eigenen Gütern jeiner 
Frau, der durch Unterlaffung der Erhaltungsvorforge verurſacht 


ward 
Vgl. L.R.S. 818, 1137, 1429, 1430, 1599. 


+ 1428 a. Die Frau kann fih vom Richter ermächtigen laffen, un 
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Rechtsſtreitigkeiten, welche ihr Mann ihrethalben führt, beizutreten, wenn ſie 
es für ihre Angelegenheit zu bedürfen glaubt. 

Aufgehoben durch & 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 51 u. 63. 

1429. Verpachtungen des Mannes über Güter der Frau 
auf mehr als neun Jahre find, wenn die Gütergemeinjchaft auf: 
gelöft wird, für die Frau und ihre Erben weiter nicht verbindlich, 
al3 für diejenige Zeit, die an den erjten neun Jahren noc übrig 
it, wenn fie noch laufen, oder am den zweiten und fo weiter; 
der Pächter kann alfo nur für denjenigen Zeitraum von neun 
Jahren, worin er fich wirklich befindet, im Pacht bleiben. 

Vel. L.R.S, 595, 1441, 1718. 

1450. Wird da3 Gut der Frau von dem Mann mehr als 
drei Jahre vor Ende der laufenden Pachtung, bei Feldgütern, 
oder mehr als zwei Jahre vor Ablauf der vorigen Miethe, bei 
Häufern, neu im Beitand gegeben, jo iſt diejes kraftlos, wenn nicht 
der neue Beltand vor Auflöfung der Gütergemeinihaft ſchon zu 
laufen angefangen hat. 

Vgl. L.R.S. 595, 1441, 1718, 

143U a. Auch wo der Beftand zu Recht befteht, wird er 
duch den Tod des Mannes aufkündlich, falls die Frau ihn 
nicht mitgegeben hat. Die Auffündigungsfrift ift in dieſem 
Fall ein Jahr vom 2dften Oktober an für Feldgüter, und ein 
halb Jahr vom gewöhnlichen Miethveränderungsziel an, für Haus- 
mietben. 

Vgl. L.R.S. 1748. 

1431. Eine Frau, welche für die Gütergemeinfchaft oder für 
ihren Mann ſich mit diefem als Sammtjchulonerin darſtellt, gilt 

26* 
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in Beziehung auf ihn nur als Bürge. Für die übernommene Ver— 
bindlichkeit gebührt ihr Entſchädigung. 

Vgl. L.R.8. 1200, 1216, 1470, 1478, 2028, 2029. 

1432. Der Mann, der für einen von feiner Frau ge 
ſchehenen Berfauf eines ihr eigenen Grundftüds unter Sammt- 
verbindlichfeit oder auf andere Art die Gewähr übernommen hat. 
darf, wenn er deßhalb in Anjpruch genommen wird, den Rüdgrift 
auf fie nehmen, um aus ihrem Antheil der Gütergemeinjchaft, oder 
aus ihrem eigenen Bermögen entjchädigt zu werben. 

vgl. L.R.S. 1216, 1470, 1478, 2028, 2029. 

1433. ft ein Grundſtück des einen Ehegatten verkauft, 
oder find Dienftbarfeiten mit Geld abgefauft worden, wozu der 
eine Ehegatte berechtigt war, und die Gemeinfchaft hat den Preis 
bezogen, . ohne daß er anderswo wieder angelegt worden, ſo hat 
der betreffende Ehegatte diefen Preis aus der Gemeinjchaft voraus 
zu ziehen. 

Vgl. L.R.S. 1434—1436, 1470. 

1433 a. Und fo überhaupt den Werth jeder Sache, die als 
Liegenjchaft in die Ehe gebracht, und aus irgend einem Grund in 
Geld oder Geldswerth umgewandelt worden ift. 

Rechtsbelehrung vom !24. Dezember 1818 (R.B. 1819 Nr. 2) über Erb- 
gleichstellungsgelder. 

1434. Der Mann muß den Erlös für wieder angelegt gegen 
ſich gelten Laffen, wenn er bei einer neuen Ermerbung erklärte, fie 
jei mit dem Erlös aus einem ihm eigen gemwejenen Grundſtüc und 
zum Erſatz des Veräußerten geſchehen. 

1435. Die Erklärung des Mannes, daß eine Erwerbung 
mit dem Erlös eines von der Frau verkauften Grundſtücks und 
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zu deſſen Erjat gefchehen ſei, genügt nicht. jo lang diefe Erwerbung 
zum Erſatz nicht von der Ehefrau fürmlic) angenommen worden 
ift. Unterbleibt diefe Annahme, jo beſchränkt ſich ihr Necht durd) 
die Auflöfung der Gütergemeinfchaft auf Bergütung des Erlöjes 
aus ihrem verfauften Grundftüd. 

Vgl. L.R.S. 1433, 1470, 1595. 


1436. Der Erlös eines Grundftüds des Mannes wird einzig 
aus den gemeinfchaftlichen Vermögen vergütet; der Erlös einer 
Liegenjchaft der Frau muß aus dem eigenen Bermögen des Mannes 
erfegt werden, wenn das Gemeinjchaftliche nicht hinreicht. In 
allen Fällen wird nur jener Preis vergütet, wofür die Sache ver- 
fauft worden ift, der Werth des  veräußerten Grundftods ſei, 
welcher er wolle. 

Vgl. L.R.S. 1470, 1472. 

1457. Für jede aus dem gemeinjchaftlichen Vermögen ge: 
hobene Summe, womit eigene Schulden oder Lajten Eines der 
beiden Ehegatten beftritten werden, zum Beifpiel Zahlung des 
Kaufpreijes eines ihm eigenthümlichen Grundftüds, Ablöſung eigener 
Grundlafjten, Aufwand für Erhaltung eigenen Vermögens, für Ver— 
befjerung oder Wiedererlangung defjelben, und überhaupt für jeden 
von Einem der Ehegatten einjeitig bezogenen VBortheil aus dem 
gemeinjchaftlichen Bermögen, ijt Vergütung zu leijten. 

Vgl. L.K.®, 1403, 1406, 1407, 1408, 1412, 1416, 1419, 1424, 1468, 1473. 

1438. Die Ausftattung * eines gemeinfchaftlihen Kindes 
beider Eltern, wobei der Antheil eines Jeden nicht ausgedrückt 
worden, wird als gleichtheilig mit dem Gemeinjchaftsantheil ge— 
geben angefehen; fie mag in Stüden, welche zur Gemeinjchaft 
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gehörten, oder in eigenen Gütern des einen oder andern Ehegatten 
gegeben oder verjprochen worden fein. | 

In dem letztern Fall gebührt dem Ehegatten, aus deſſen 
eigenem Bermögen die Ausftattung geichehen ift, aus dem Vermögen 
des Andern, der Antheil der Ausfteuer in dem Werth, den die 
hergegebene Sache zur Zeit. der Schenkung hatte. 

* Uebersetzungsfehler statt: „Die gemeinsame Ausstattung“ (Si le pere 


et la mere ont dote conjointement un enfant commun,) 
Vgl. LRS. 1422, 1439, 1469, 1544. 


1439. Die Ausftattung, welche der Mann allein einem ge: 
meinfamen Kind aus gemeinjchaftlichem Vermögen gibt, fällt der 
Gemeinfchaft zur Laft, und die Frau, welche der Gemeinſchaft ſich 
theilhaftig macht, muß den Antheil an der Ausftattung tragen, 
wenn der Mann nicht ausprüdlich erklärt, daß er fie ganz, oder 
zu mehr als dem Antheil auf fich nehme. 

Vgl. LR.S. 1422, 1438, 1469. 

1440. Wer Heirathsgut gibt, muß dafür Gewähr leiten. 

Die Zinfen defjelben laufen von dem Tag der gejchlofjenen 
Che, ſelbſt wenn ein anderes Zahlungsziel beftimmt ift, es wäre 
denn ausdrüdlich ein Anderes bedungen. 

Vgl. L.k.S. 95% a, 1153, 1547, 1548, 1636 u. flg., 1907 a. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Auflöfung der Gütergemeinjchaft und einigen ihrer 
Folgen. 
1441. Die Gütergemeinfchaft wird aufgelöft: 
I) durch den natürlichen Tod; 


2) durch den bürgerlichen Tod; 
Aufgehoben s. L.R.S. 22. 
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3) durch Eheſcheidung; 


4) dur Trennung zu Tiſch und Bett; 
Aufgehoben s. L.R,S. 306, 


5) dur VBermögensabjonderung. 
Vgl. L.R.S. 124, 129, 227, 1443. 


1442. Die Unterlaffung des Erbverzeichniffes nad) dem na- 
türlichen oder bürgerligen* Tod eines Chegatten wirft die Fort— 
jegung der Gütergemeinſchaft nicht; den Betheiligten bleibt frei, 
ihre Anfprüche auf den Beftand des gerheinfchaftlichen Vermögens 
geltend zu machen, und deren Beweis nicht nur durch Urkunden, 
jondern auch durch den gemeinen Ruf zn führen. 

Sind minderjährige Kinder vorhanden, fo wirkt die Unter: 
laffung der Erbverzeihnuhg für den überlebenden Ehegatten den 
Verluft der Nusnießung, und der Gegenvormund, der nicht die 
Erbverzeichnung betrieb, wird mit dem überlebenden Ehegatten 
jammtverbindlich für alles das, was dem Minderjährigen zu gut 
erfannt werden mag, 

* Aufgehoben s. L.B.S. 22. 

Vgl. L.R.S. 384, 451, 819, 1%2, 1415, 1504; Rechtspolizeigesetz $ % 
7.3; Notariatsordnung $$ 123, 195 ; Dienstweisung für Gegenvormünder $ 6. 

1443. Auf die Vermögensabjonderung kann eine Frau nur 
gerichtlich antragen, deren Heirathägut in Gefahr ift, und wenn 
die zerrüttete Vermögenslage des Mannes befürchten läßt, daß fein 
Vermögen nicht Hinreiche, um die Forderungen der Frau zu be- 
friedigen und ihr Beibringen zu ergänzen. 

Jede außerordentliche * Bermögensabjonderung ift ungültig. 


* Uebersetzungsfohler statt: „Aussergerichtliche‘‘ (s&paration volon- 
taire). 


Vgl. Bad, Einf.-Ges etz zu den R.J.G. 85 37—40. 
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1444. Aud die gerichtlich erkannte Vermögensabjonderung 
iſt ungültig, wenn fie nicht in Vollzug gefegt worden ift, fei es 
durch die nach Kräften des männlichen Vermögens wirklich erfolgte 
und öffentlich beurkundete Befriedigung für ihre Forderungen und 
Rüdforderungen, oder wenigftens durch ein in den erften vierzehn 
Tagen nach dem Urtheil angefangenes und ununterbrochen fortge: 
ſetztes Bollzugsverfahren. 

Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $ 39 Abs. 2. 

„Der Vollzug eines solchen Urtheils ist erst zulässig, wenn seit der 
letzten Einrückung ein Monat verstrichen ist. Die Frist des L.R.S 1444 
beginnt erst nach Ablauf dieses Monats.‘ 

Vgl. L.R.S. 1595 Z. 1; Notariatsordnung $ 206, 

rt 1445. Jede VBermögendabfonderung muß vor dem Vollzug, durch An- 
Ihlagung auf einer biezu beftimmten Tafel, an dem Drt des orbentlichen 
Gerichts der Eheleute, und überdieß, wenn der Ehegatte Kaufmann, Wedjel: 
herr oder Großhändler ift, in vem Saal des Handelsgerichts jeined Wohnfiges 
Öffentlich bekannt gemacht werben, jonft ift ver Bollzug ungültig. 

Absatz 1 ist aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den 
R.J.G. 

Vgl. Bad, Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $ 39 Abs. 1; Handelsgesetzbuch 
Art. 13; Bad. Einf.-Ges. zum Handelsgesetzbuch Art. 12—15 und 27: Voll- 
zugs-Verordnung vom 3. Oktober 1862 (R.B. ‚Nr. 50) $ 33. 

Ein Urtheil, das auf Bermögensabfonderung erkennt, geht in 


feinen Wirkungen zurüd bis zum Tag der eingereichten Abjon- 
derungsbitte.; 

1446. Gläubiger, welche an die Frau allein zu fordern ha— 
ben, können ohne ihre Einwilligung nicht auf Vermögensabſon— 
derung dringen. | 

Sie fünnen jedodh, wenn der Mann in Gant oder jein Ber: 
mögen in Verfall geräth, nach Belauf ihrer Forderungen die Rechte 
ihrer Schuldnerin ausüben. 

Vgl. L.R.8. 1166, 1464. 
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1447. Die Gläubiger de3 Mannes, können eine zum Nach— 
theil ihrer Rechte erkannte Vermögensabjonderung, felbft nach 
dem Vollzug, noch gerichtlich anfechten; fie fünnen in dem Ver— 
fahren auf nn als Beilläger auftreten, um zu wider: 
ſprechen. 

Vgl. L.R,8. 1167, 1167 a; R.C.P.O. $ 68. 

1448, Cine abgefonderte Frau muß nad Verhältnig ihres 
und de3 männlichen Vermögens zu den Koften der Haushaltung, 
auch der Erziehung gemeinjchaftlicher Kinder beitragen. 

Sie muß diefe Kojten allein gen wenn dem Mann nichts 
übrig blieb. 

Vgl. L.R.S. %03, 212, 1537, 1575. 

1449. Eine Frau, die von Tiſch und Bett geſchieden iſt,* ober 
aud nur eine VBermögensabjonderung erwirkt hat, tritt in die freie 
Berwaltung ihres Vermögens zurüd. 

Sie kann über ihre fahrende Dabe verfügen und ſie ver— 
äußern. 

Ihre Liegenſchaft kann ſie nicht veräußern, wenn nicht der 
Mann einwilligt, oder im Widerſpruchsfall das Gericht ſie er— 
mächtigt. 

* Aufgehoban s, L.R.3. 306. 

Vel. L.R.S. 217, 219, 1536, 1538 1576. 

1450. Für die Nichtverwendung des Erlöfes einer unbe: 
weglichen Sache, welche die Frau nach erfolgter Güterabfonderung 
unter Ermädtigung des Gerichts veräußerte, oder für deren Nicht: 
Miederanlage haftet der Mann nicht, er habe denn zu dem Vertrag 
mitgewirkt oder das Geld erweislich in Empfang genommen, oder 
Nuten aus der Verwendung gezogen. 
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Er muß für Nichtverwendung oder Nichtwiederanlage haften, 
wenn der Verkauf unter feiner Mitwirkung und mit feiner Eim- 
willigung gefchehen it; aber nicht für die Nüßlichkeit der Ber-' 
wendung. 


1451. Cine Gütergemeinjchaft, melde durch Scheidung ven 
Tiſch und Bett* oder durch Bermögensabjonderung aufgelöst wor- 
den tft, kann mit Bewilligung beider Theile wieder hergeſtellt 
werden, 

Diefes geyhieht nur durch eine vor Staatsjchreibern errichtete 
Urkunde, wovon der Aufiag unter deren Berwahrung bleiben und: 
eine Ausfertigung in der im 1445ften Sag beftimmten Form 
angefchlagen werden muß. 

In diefem Fall tritt die wiederaufgelebte Gütergemeinjchaft 
in ihre vorigen Wirkungen von den Tag der gejchloffenen Ehe 
an, gleich al3 wäre niemals eine Bermögensabjonderung erfolgt; 
vorbehaltlich jedoch, das Handlungen, welche in der Zwijchenzeit 
von der rau in Gemäßheit „des 1449 ften Sabes vorgenommen 
wurden, in Kraft bleiben. s 

Ungültig ift jeder Vertrag, wodurd die Ehegatten ihre Güter: f 
gemeinschaft unter andern als den anfänglich abgeredeten Bedin— 


gungen aufleben laſſen wollen. 
* Aufgehoben s. L.R.S. 306. 
Vgl. L.R.S. 6, 1394, 1399. 


1452. Duirch die Auflöfung der Gütergemeinfchaft durch 
Ehefheidung, Scheidung von Tifh und Bett*, oder bloße Vermögens | 
abfonderung, fallen der Frau feineswegs jene Nechte an, die ihr 
für den Fall zugedadht wurden, da fie die Längjtlebende jein würde; 
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ihr bleibt aber die Befugniß dazu beim natürlichen oder bürger- 


lihen** Tod des Mannes unbenommen. 
* Aufgehoben s. I..R,S. 306. 
** Aufgehoben s. L.R.S. 22. 
Vgl. L.R.S. 299, 1441, 1443, 1518. 


Vierter Abſchnitt. 


Bon der Theilnahme an der Gütergemeinjchaft, der Entjchlagung 
derjelben, und ihren Bedingungen. 


1453. Wenn die Gütergemeinichaft aufgelöst wird, fo fteht 
der Frau, ihren Erben und Rechtsfolgern frei, ſich deren theil- 
haftig zu machen oder zu entichlagen; jede Webereinfunft, welche 
diejer Freiheit zumider läuft, ift ungültig. 

Vgl. L.R.S. 775, 1388, 1444, 1457, 1463, 1466, 1467, 1492. 

1454. Eine Frau, die fi) eingemifcht, das ift, als Theil- 
haberin an der aufgelösten Gemeinfchaft fi) benommen Hat, Fan 
ihrer ſich nicht mehr entjchlagen. 

Handlungen der bloßen Verwaltung oder Unterhaltung gelten 
nicht für Einmijchung. 

Vgl. L.R.S. 778—780, 

1455. Einer großjährigen Frau, welche in einer Urkunde 
al3 Gemeinfchaftsgenojfin aufgetreten ift, fteht die Eutſchlagung 
nicht mehr zu, noch kann fie eine Umftoßung der Annahme diejer 
Eigenſchaft begehren, jelbjt dann nicht, wenn fie vor Errichtung des 
Bermögensdverzeichnifjes erfolgte, eö fei denn von Seiten der Erben 
des Manns ein Betrug untergelaufen. 

vgl. LR.S. 778, 783, 1109. 1116, 


1456. Die längftlebende Ehefrau, melde das Recht, der 
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Gütergemeinſchaft ſich zu entſchlagen, behalten will, muß in drei 
Monaten von dem Sterbtag ihres Mannes an, ein getreues umd 
genaues Verzeihniß alles Gemeinfchaftsvermögens im Beijein der 
Erben diefes Mannes, oder nach deren gehöriger Vorladung, et: 
richten lafjen. 

Bei dem Schluß der VBermögensverzeihnung muß fie vor dem 
öffentlichen Beamten, der es aufgenommen hat, verfichern, daß es 
aufrichtig und der Wahrheit gemäß jei. 

Vgl. L.R.S. 794, 795, 1461, 1465, 1482; Rechtspolizeigesetz $%6 Z. 3; 
Notariatsordnung $$ 123, 195 u. 199. 

1457. In drei Monaten und vierzig Tagen nad) dem Tod 
des Mannes muß jie bei der Gerichtsfchreiberei Des ordentlichen 
Gerichts des Mannes ihre Entjagung erklären. Dieſe Erklärung 
muß dem Buch der Entjagungen auf Erbſchaften eingetragen 
werden. - j 

Vgl. L.R.S. 784, 795, 1761, Rechtspolizeigesetz $ 3 Z. 1; Notariats 
ordnung $ 202. 

1458. Nach Umftänden fann die Wittwe bei der Gerichts 
behörde eine Verlängerung der Frift zur Entfagung auf die Güter: 
gemeinschaft nachſuchen. Dieje wird, nad Anhörung oder gehöriger 
Borladung der Erben des Mannes gejtattet, wenn erhebliche Ur: 


jahen dazu vorhanden find, 
Vgl. L.R.S. 798, 1461, Rechtspolizeigesetz $ 1. 


1459. Das Recht, auf die Gütergemeinfchaft Verzicht zu 
thun, bat eine Wittwe dadurch, daß fie ihr nicht in der obigen 
Frift entjagte, nicht verloren, wenn fie nur übrigens ſich im die 
Güter nicht eingemifcht und ein Vermögensverzeichniß beforgt hat; 
jie kann nur fo lang, bis fie Verzicht gethan Hat, als Genojiin 
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vor Gericht belangt werden, und iſt alsdann zum Erſatz der Pro— 
zeßkoſten, die bis zu ihrer Entſagung auflaufen, verbunden. 

Wurde das Vermögensverzeichniß vor Ablauf der drei Monate 
geſchloſſen, ſo kann ſie vierzig Tage nach deſſen Abſchluß belangt 
werden. 

vgl. L.R.S. 799, 800, 1461. 

1460. Einer Wittme, welche etwas aus der Gütergemein- 
Ichaft unterjchlagen oder verheimlicht hat, nüßt feine Entichlagung 
der Gütergemeinſchaft; eine gleiche Bewandtniß hat es mit ihren 
Erben. 

Vgl. L.R.S. 792, 801, 1477; Notariatsordnung $ 137 Z. 7. 

1461. Stirbt die Wittwe vor Ablauf der drei Monate, ohne 
ein Vermögensverzeichniß errichtet oder gefchloffen zu haben, fo 
wird ihren Erben dazu eine neue Frijt- von drei Monaten, von 
dem Sterbtag der Wittme an, und jodann eine von vierzig Tagen 
nah dem Abjchluß des Vermögensverzeichniſſes als Bedenkzeit 
verftattet. 

Stirbt die Wittwe nach gefertigtem Vermögensverzeichnig, jo 
haben ihre Erben nur eine neue Bedenkzeit von vierzig Tagen, 
von dem Tod der Wittwe an. 

Sie fünnen übrigens auf die Gütergemeinfchaft in den oben 
beftimmten Formen Verzicht thun, und die Süße 1458 und 1459 
find auf fie anwendbar. 

Vgl. L.R.S. 781, 1456, 1457, 1475. 


+ 1468. Die Beftimmungen des 1456ften Sages und der folgenden gelten 
den Ehefrauen, deren Männer fich den bürgerliden Tod zugezogen baben, von 
bem Augenblid an, da ber bürgerlide Tod eingetreten ift. 


Aufgehoben s. L.R.S. 22. 
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1463. Eine Frau, welche von ihrem Mann völlig geſchieden 
oder von Tiſch und Bett getrennt* iſt, und nicht in drei Monaten und 
vierzig Tagen, nachdem auf Chejcheidung over Trennung* endlich 
erfannt worden ift, der Gütergemeinichaft ſich theilhaftig macht, 
wird angefehen, als hätte fie darauf Verzicht gethan, wenn fie 
nicht in Zeiten bei Gericht nad) Anhörung oder ordnungsmäßiger 
Borladung ded Mannes eine Friftverlängerung erhält. 


* Aufgehoben s. 1.R.S. 306. 
Vgl. L.R.S. 1441, 1453— 1455. 


1464. Die Gläubiger einer Frau können eine Entjagung. 
welche zur Gefährde ihrer Forderungen von der Frau oder deren 
Erben gefchieht, anfechten, und der Gemeinſchaft aus eigener Macht 
ſich theilhaftig machen. 

Vgl. L.R.S. 788, 1166, 1167. | 


1465. Die Wittwe, fie mag demmächft der Gütergemeinſchaft 
jih theilhaftig machen oder darauf Verzicht thun, iſt berechtigt, 
während der drei Monate und vierzig Tage, die ihr zur Errichtung 
eines Vermögensverzeichniffes und zur Bedenkzeit geftattet find, 
den Unterhalt für fih und ihr Hausgefinde aus dem vorhandenen 
Borrath, und wenn es hieran gebricht, aus Anlehen für Rechnung 
der gemeinjchaftlichen Mafje zu fchöpfen, jedoch, daß fie fich deſſen 
mit Mäßigung bediene. 

Hat ſie während dieſer Friſten in einem Haus gewohnt, das 
unter der Gemeinſchaft begriffen iſt, oder den Erben des Mannes 
zugehört, ſo iſt ſie deßhalb zu keiner Miethe verbunden, und war 
das Haus, welches die Eheleute zur Zeit der Auflöſung der Güter— 
gemeinichaft bewohnten, ein Miethhaus, fo Hat die Ehegattin 
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während obiger Friſten zur Zahlung der Miethe nichts beizutragen, 
ſondern dieſe wird aus der Maſſe beſtritten. 

Vgl. L.R.S. 1495. 

1466.° Wird die Gütergemeinfhaft durch den Tod der Frau 
aufgelöft, jo können ihre Erben in eben den Friften und Formen, 
welche das Geſetz der längftlebenden Ehegattin vorjchreibt, der Ge— 
meinjchaft entjagen. 

Vgl. L.R.S. 1453, 1456—1459, 1476, 


Fünfter Abſchnitt. 


Bon der Theilung des gemeinfchaftlichen Vermögens nad erfolgter 
Theilnahme. 


1467. Sobald die Frau oder ihre Erben der Gütergemein- 
Ihaft ſich theilhaftig machen, jo theilt man das Vermögen und 
die Schulden auf die hier unten beftimmte Weife. 


Vgl. L.R.S. 1441, 1444, 1453, 1463, 1468—1491 ; Notariatsordnung $$ 195 
— 201; R.-Konk.-Ordn 88 4 u. 44 


& I. 
Von ber Theilung des Bermögend. 

1468. Die Ehegatten oder ihre Erben werfen in die Maffe 
des vorhandenen Vermögens Alles ein, was fie der Gemeinjchaft 
al3 Vergütung ‘oder Entſchädigung ſchuldig find, nad) den oben 
im zweiten Abjchnitt der erſten Abtheilung des gegeumärtigen 
Kapitelö vorgejchriebenen Regeln. 

Vgl. LR.S. 829, 1437, 1473; Notariatsordnung $ 200. 

1469. Jeder Ehegatte oder fein Erbe wirft ebenfalls die 
Summen ein, welde aus der Gemeinjchaft herausgezogen worden 
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find, oder den Werth der Güter, welche derfelbe Ehegatte daraus 
genommen hat, um ein Kind aus einer andern Ehe auszuftatten, 
oder um für ſich allein ein gemeinjchaftliches Kind auszufteuern. 

Vgl. L.R.8. 1422, 1437—1439. 

1470. Aus der Vermögensmaſſe nimmt jeder Ehegatte over 
fein Erbe voraus das Beibringen; nämlich: 

1) fein eigenes Vermögen, das nicht unter die Gütergemein- 
ſchaft gefallen ift, in jo fern es im Stüd fich vorfi.idet, 
oder das, was zum Erjak des veräußerten erworben wor— 
den ift; 

2) den Werth feiner Liegenfchaften, welche während der Güter- 
gemeinjchaft veräußert, und durch feine neue Erwerbung 
erjegt worden find; 

3) die aus der Gemeinichaft ihm gebührenden Vergütungen. 

Vgl. L.R.S. 1404—1408, 1419, 1431, 1436, 1473, 1493 ; Notariatsordnung 
$ 200. 

1471. Bei den gegenfeitigen Zurüdnahmen geht die Frau 
dem Manne vor. 

Bon den Gütern, die nicht mehr im Stüd vorhanden find, 
gejhieht der Erjak zuerft aus der Baarjchaft, danıı aus der Fahr— 
niß, und hilfsweife aus den Gemeinjchaftsliegenjchaften, wobei der 
Frau und ihren Erben unter den Liegenjchaften die Wahl zufteht. 


1472. Des Mannes Beibringen wird nur aus dem Gemein: 
Ihaftsvermögen ergänzt. 

Die Frau und ihre Erben aber find, wo das gemeinfchaftliche 
Vermögen nicht zureicht, befugt, ihre Rüdforderung des Beibringens 
auf das eigene Vermögen des Mannes zu richten. 

Vgl. L.R.S. 1436, 1478, 1495, 2121, 2185. 
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1473. Die Erſatz- und Vergütungsſummen (1470 Ziff. 2 
und 3), die ein Ehegatte der Gemeinjchaft oder diefe hinwiederum 
ihm zu zahlen bat, find kraft Gefehes von dem Tag an, da die 


Gemeinschaft aufgelöft wurde, zinsbar. 
Vgl. L.R.S. 1153, 1468, 1470 ; 1479. 


1474. Nach Ergänzung des Beibringens beider Eheleute aus 
der Maffe wird der Ueberreſt unter ihnen oder ihren Rechtsver- 
tretern in zwei gleiche Theile getheilt. 

1474a. Jedem Theil jteht frei, alle für feinen perfönlichen 
Gebrauch gedient habenden Gegenftände an Gefhmud, Kleinodien, 
Zeibgeräth, Weißgeräth, Büchern und Werkzeugen um billigen ge- 
richtlichen Anjchlag voraus in fein 2003 zu ziehen, wenn er fie 
für ſich benügen kann und will. 

1475. Sind die Erben der Frau in ihren Entjchliefungen 
uneinig, jo daß Einer der Gütergemeinjchaft ſich theilhaftig machen, 
der Andere verzichten will, jo kann derjenige, der fich theilhaftig 
gemacht hat, aus den Gütern, welche auf das 2008 der Frau 
fallen, nur feinen Erbantheil nehmen. 

Der Ueberreft bleibt dem Mann, und diefer hat eben die 
Verbindlichkeiten, welche im Fall einer Entjagung der Ehefrau 
eingetreten fein würden, gegen den Verzichtleiftenden, jedoch nur 


nach dem Betrag feines Erbantheils. 
vgl. L.R.8, 782, 1461, 1466, 1495, 


1476. Bei der Theilung de3 Gemeinfchaftsvermögens gelten 
übrigens wegen Allem, was ihre Form, die etwaige Verfteigerung 
der Liegenichaften, die Wirkung der Theilung, die Verbindlichkeit 
zur Gewährleiſtung, und die Aufgabe zur Gfleichitellung der Looſe 
betrifft, alle Regeln, die unter dem Titel: von den Erbſchaften 
für die Erbtheilung feitgejett find. 


Vgl. L.R.S. 815—842, 883—8836, 2103, Z. 3, 2109; Rechtspolizeigesetr 
$ 26 Z, 4; Notariatsordnung $$ 195—201. 27 
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1477. Ein Ehegatte, der einige zur Gemeinſchaft gehörige 
Stüde unterfchlägt oder verheimlicht, verliert dadurch feinen Antheil 
an diefen Stüden. 

Vgl. L.R.S. 792, 801, 1460. 

1478. Hat einer von beiden Ehegatten eigene Forderungen 
an den andern, weil z. B. der Erlös feine Guts zur Zahlung 
einer eigenen Schuld de3 andern verwendet wurde, oder aus jeder 
andern Urfache, jo greift er deßhalb auf deſſen Loos aus der 
Gütergemeinjchaft, oder auf deffen eigene Güter. 

Vgl. L.R.S. 1428, 1431, 1432, 1472. 

1479. Eigene Forderungen. melde ein Chegatte an den 
andern zu machen hat, tragen erft Zinfen von dem Tag an, da 
gerichtlich geklagt wird. 

Vgl. L.R.S. 1153, 1473; R.C.P.O. $$ 235, 239. 

1480. Schenkungen eines Ehegatten an den Andern werden 
nur aus dem Antheil des Geſchenkgebers an der Gemeinſchaft oder 


aus feinen eigenen Gütern erhoben. 
Vgl. L.R.S. 1091, 1478, 2121, 2135. 


1481. Die Trauerkleivung der überlebenden Frau jehafft der 
Erbe des Mannes an. 

Deren Betrag richtet fi nad) deſſen Bermögensumftänden. 

Auch der Frau, welde auf die Gütergemeinjhaft verzichtet, 
bleibt diefe Forderung. 

Vgl. L.R.8. 1492, 1570, 


$S I. 
Bon den Laſten und Schulden der Gütergemeinihaft. 


1482. Die Schulden der Gütergemeinfhaft fallen auf jeden 
Ehegatten oder deffen Erben zur Hälfte, die Koften der Verſie— 


AM 
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gelung, der Vermögensverzeichnung, des Verkaufs der Fahrniß, 
der Richtigſtellung der Ausſtände und Schulden, der Verſteigerung 
und Theilung ſind gemeinſchaftliche Schulden. 

Vgl. LR. S. 870, 1409, 1411, 1414, 1418, 1420, 1474, 1490; Notariats- 
ordnung $8$ 128, 188. | 

1453. Die Frau ift weder gegen den Mann noch gegen die 
Gläubiger zur Tilgung der Gemeinfchaftsfhulden weiter verbunden, 
al3 ihr Theil an der Gemeinfchaft reicht, wenn ein richtiges und 
getreues DBermögensverzeihniß gefertigt ift, nnd fie von Allem, 
was darin eingetragen fteht jowohl, al von dem aus der Theilung 
Erhaltenen, Rechnung ablegt. 

Vgl. L.R.S. 802, 1456, 1474, 1494, 

1484, Der Mann haftet bei allen Gemeinſchaftsſchulden für 
da3 Ganze, vorbehaltlich feines Rüdgriffs auf die Frau oder deren 
Erben auf die Hälfte. 

vgl. L.R.S, 873, 1482, 1490. 

1485. Er haftet nur für die Hälfte der eigenen Schulden 


der Frau, die der Gemeinjchaft zur Laft gefallen waren. 
Vgl. L.R.S. 1409 Z. 1 u. 3, 1411, 1414, 1426, 


1486. Die Frau kann auf das Ganze einer Schuld belangt 
werden, die urjprüngli von ihr herrührte und in die Güter- 
gemeinſchaft gefallen ift, vorbehaltlich ihres Rückgriffs für die 
Hälfte folder Schuld auf den Mann oder feine Erben. 

Vgl. L.R.S. 1409 Z. 1 u. 3, 1411, 1414, 1419, 1426, 


1487. Eine Frau kann für eine Gemeinfhaftsfchuld, auch 
wenn fie ſich perſönlich verbunden hat, nur auf die Hälfte belangt 
werden, jo lang fie nicht Sammtſchuldnerin geworden ift. 

Vgl. L.R.S, 1431. 
27* 
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1488. Eine Frau, welche an einer Gemeinſchaftsſchuld über 
ihre Hälfte gezahlt hat, Fann den Ueberſchuß von dem Gläubiger 
nicht zurüdfordern, e8 fei denn in der Quittung ausgedrüdt, daß 
dasjenige, was fte zahlte, ihre Hälfte jet. 

Vgl. L.R.S. 1235, 1376, 1377. 

1489. Derjenige Ehegatte, der wegen zugetheiltem Unter: 
pfand auf das Ganze einer Gemeinjchaftsichuld belangt wird, hat 
für deren Hälfte von Rechtswegen feinen Rüdgriff auf den andern 
Ehegatten oder deſſen Erben. 

Vgl. L.R.S. 875, 1251 Z. 3, 1489, 1489, 2178. j 

1490. Obige Beitimmungen Hindern jedoch nicht, daß vie 
Theilung dem Einen oder Andern der Theilenden ſtatt der Hälfte 
einen andern bejtimmten Theil der Schulden, oder gar alle zu 
zahlen überweijen Fürne. 

So oft Eins der Theilenden an den Gemeinjchaftäfchulden 
über feinen Antheil gezahlt hat, ohne dafür belegt zu jrin, tritt der 
Rückgriff des Weberzahlenden wider den Andern ein. ' 

Vgl. L.R.S. 1236, 1375, 1377, 1482. 

1491. Alles, was oben wegen ded3 Mannes oder der Frau 
beftimmt ift, gilt auch auf die Erben des Einen oder des Andern; 
diefe haben eben die Nechte und Berbindlichkeiten, wie der Ehe: 
gatte, deſſen Rechtsfolger fie find, 

Vgl. L.R.S. 1482—1490. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von Entſchlagung der Gütergemeinſchaft und ihren Wirkungen. 


1492. Eine Frau, welche ſich der Gütergemeinſchaft ent— 
ſchlägt, verliert alle und jede Rechte auf die Gemeinſchaftsgüter, 
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mithin aud auf die Fahrniß, welche von ihr in die Gemeinschaft 
beigebracht ward. 

Sie zieht nur das zu ihrem Gebrauch nöthige Weißgeräth und 
Leibgeräth an fich. | 

Vgl. L,R.S. 1453, 1457, 1463, 1465, 1474 a, 1481, 1495. 


1493. Eine Frau, welche der Gütergemeinfchaft entfagt, hat 
das Recht, ihr oben Sat 1470 bejchriebenes Beibringen zurüdzus 
nehmen, 


1494. Die verzichtende Frau wird von weiterm Beitrag zu 
den Schulden der Gemeinfchaft gegen den Mann ſowohl als gegen 
die Gläubiger frei; dieſen lettern bleibt fie gleichwohl alsdann ver- 
haftet, wann fie die Berbindlichfeit gemeinfchaftlih mit ihrem 
Mann übernommen hat, oder wann die Schuld urfprünglich von 
ihr Herrührte, und nachher erjt Gemeinſchaftsſchuld ward ; Alles 
vorbehaltlich ihres Rüdgriffs auf den Mann oder deſſen Erben. 

Vgl. L.K.S. 1483, 1486, 1487, 1490. 


1495. Sie Tann für alle Beibringeng- und Errungenſchafts— 
forderungen das Gemeinjchaftsvermögen und die eigenen Güter des 
Mannes angreifen. 

Ihre Erben haben gleiche Rechte, ausfchließli deſſen, das 
fih auf die Borausnahme des Weißgeräth3 und Leibgeräths 
(1492), jo wie auf die Wohnung und den Unterhalt während der 
Bermögensverzeihnungsfrift und Bedenkzeit (1465) bezieht, als 
welche Rechte der längjtlebenden Ehegattin nur für ihre Perfon 
zuftehen. 

Vgl. L.R.S. 1472, 1492 --1494, 2121, 2135. 
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Siebenter Abſchnitt. 


Beſtimmung der geſetzlichen Gütergemeinſchaft für den Fall, da 
Eines der Ehegatten oder Beide zugleich Kinder aus vorhergehenden 
Ehen haben. 


1496. Alles was oben geſagt iſt, gilt auch alsddann, wann 
Eines der Ehegatten oder Beide zugleich Kinder aus vorhergehenden 
Ehen haben. 

Sollte gleichwohl die Rechtsvermiſchung der fahrenden Habe 
und der Schulden Einen von beiden Ehegatten einen größern Vor— 
theil verſchaffen, als zufolge des 1098ſten Satzes unter dem 
Titel: von Schenkungen unter Lebenden und auf den 
Todesfall erlaubt iſt, ſo haben die dadurch benachtheiligten Kin— 
der einer erſten Ehe eine Klage auf Minderung. 

Vgl. L.R.S. 920 u. flg., 1098, 1409, 1527, 1840. 


Zweite Abtheilung. 


Bon der bedbungenen Gütergemeinfhaft und ben Ber: 
trägen, welde die gejeglide Gemeinfhaft ändern oder 
ausſchließen fünnen. 

1447. Den Ehegatten ift erlaubt, der Gütergemeinfchaft durd 
jede Art der Verträge, welche den Sätzen 1387, 1388, 1389 und 
1390 nicht zumider ift, eine andere als die oben gedachte gejeßliche 
Beltimmung zu geben. 

Vgl. L.R.S. 1527 u. 1528. 

Die vorzüglichiten Abweichungen, die hierbei bevungen werden 
können, find folgende: 


oo 5 
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1) daß unter der Gemeinschaft nichts, als die Errungenſchaft 
begriffen fein fol; 

Vgl. L.R.S. 1498, 1499, 1504 a., 1521 a. 

2) dab die gegenwärtige und fünftige Fahrniß entweder 
durchaus nicht, oder nur zum Theil in die Gemeinschaft 
fallen ſoll; 

Vgl. L.R.S. 1500 u. 1504. 

3) daß man in die Oemeinjchaft die jegigen und Fünftigen 
Liegenihaften ganz oder zum Theil einwerfe oder fie ent— 
liegenjchafte; 

Vgl. L.R.s.11505—1509. 

4) daß jeder Ehegatte feine vor der Ehe gehabten Schulden 
bejonders zahlen joll; 
Vgl. L.R.S. 1510—1513. 

5) daß die Ehefrau, welche der Gütergemeinjchaft ſich ent= 
Ihlägt, ihr zugebradhtes Vermögen ſchuldenfrei zurück- 
nehmen darf; 

Vgl. L.R.S. 1514 u, 1514a. 

6) daß der Längjtlebende einen Voraus befommen joll; 
Vgl. L.R.S. 1515—1519 a. 

7) daß die Ehegatten nach ungleichen Theilen theilen; 
Vgl. LR.s. 1520—1525, 

8) daß unter ihnen eine allgemeine Gütergemeinichaft Statt 
haben joll. | 
vgl. L.R.S. 1526. 


Erjter Abſchnitt. 
Bon der Gütergemeinfchaft in Errungenſchaftsweiſe. 
1495. Wo unter den Ehegatten die Gütergemeinfchaft auf 
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die, Errumgenjchaft beichränft ift, da find die beigebrachten und 
fünftigen eigenen Schulden eines Jeden, und alle ihre beiderfeitige 
beigebrachte und Fünftige Habe von der Gemeinschaft auöge- 
ſchloſſen. 

In der Theilung nimmt hier jeder Ehegatte ſein zugebrachtes 
Vermögen in dem gehörig erwieſenen Betrag zum Voraus zurück: 
ſie theilen nachmals dasjenige, was während der Ehe von beiden 
Ehegatten zuſammen oder von einem allein erworben worden, und 
allen Gewinn ihres gemeinſchaftlichen Gewerbfleißes, oder der 
Erſparniſſe aus den Früchten und Einkünften ihrer beiderſeitigen 
Güter. | 

Vgl. L.R.S. 1401, 1409, 1470, 1474, 1504 a., 1521a., 1581. 

1499. Jede beigebrachte oder nachher angefallene fahrende 
Habe, deren Einbringen nicht durch ein Vermögensverzeichnif 
in gehöriger Form bewährt iſt, wird als Errungenſchaft ange: 
jehen. 

Vgl, L.R.S. 1504, 1510; Rechtspolizeigesetz $ 26 Z,3; Notariatsordnung 
$$ 123 und 208; R,E.G. zur C,P.O. $ 16 Z. 1. 


Zweiter Abſchniti. 
Von Ausſchluß der fahrenden Habe aus der Gütergemeinſchaft. 


1500. Ehegatten können ihre gegenwärtige und künftige 
Fahrniß von der Gütergemeinſchaft ausſchließen. 

Durch das Geding, daß ſie einige fahrende Habe bis zu einer 
beſtimmten Summe oder einem beſtimmten Werth gegenſeitig in 
die Gütergemeinſchaft einbringen wollen, wird alles Uebrige für 


vorbehalten ſtillſchweigend erklärt. 
Vgl. LR.S. 1401, 1511. 















— 
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1501. Der Ehegatte wird durch dieſe Zuſage Schuldner der 
Gemeinſchaft für die zugeſagte Einbringensſumme, und muß das 
wirkliche Einbringen beweiſen. 

Vgl. LR.S. 1468, 1502. 

1502. Der Manır hat fein Einbringen hinlänglich erwiefen, 
wenn der Heirathövertrag die Erklärung enthält, daß feine fahrende 
Habe jenen Werth hat. 

Die Frau beweist es dur die Quittung, welde der Mann 
ihr oder denjenigen gibt, die fie ausftatten. 

Vgl. L.R,S. 1352; R.E.G. zur C.P.O. $ 14 2,2 und $ 16 2.1. R.P.O. 
8 259. 

1503. Jeder Ehegatte darf nach aufgelöster Gütergemein- 
fchaft jo viel voraus zurüdnehmen, als die zu Anfang der Che 
von ihm eingebrachte, oder nachher ihm angefallene Fahrniß fein 
zugejagtes Einbringen in die Gemeinjchaft an Werth überfteigt. 

Vgl. L.R.S. 1470, 1500. 

1504. Die fahrende Habe, welche einem Ehegatten während 
der Ehe anfällt, muß durch ein Bermögensverzeichniß bewieſen 
werden. 

Fehlt es am einem folchen über die männliche Fahrniß, oder 
an einer Rechtsurkunde, woraus der Beltand und Werth), nad 
Abzug der Schulden erweislich ift, Jo iſt der Mann nicht berechtigt, 
fie heraus zu ziehen. 

Fehlt über die Fahrniß der Frau das Bermögensverzeichniß, 
fo fteht ihr oder ihren Erben zum Beweis des Werths dieſer 
Fahrniß die Berufung auf Urkunden, Zeugen, oder den gemeinen 


Ruf zu. 
Vgl. L.R,S. 1415, 1499, 1510; Rechtspolizeigesetz $26 Z. 3; Notariats- 
ordnung $5 123 und 208. 
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1504a. Die Ausſchließung aller Fahrniß macht die Ehe zu 
einer bloßen Errungenſchaftsgemeinſchaft, deren Geſetzen fie alſo 
auch unterliegt. 

Vgl. L.R.S. 1498, 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Entliegenichaftung der Grundftüde, 


1505. Wenn zwei Chegatten, oder Eine3 von ihnen die 
Gemeinfchaft auf ihre gegenwärtigen und künftigen Liegenfchaften 
ganz oder zum Theil mit beziehen, jo nennt man dieſes Geding 
Entliegenſchaftung. 

vgl. L.R.S. 1404—1408. 

1506. Die Entliegenfchaftung kann beftimmt oder unbe 
ſtimmt jein. 

Sie ift beftimmt, wenn der Ehegatte erklärt, daß er diefes 
oder jenes Grundftüd ganz oder bis zum Betrag einer gemiflen 
Summe der Fahrniß gleichitelle, und es in die Gütergemeinfchaft 
einwerfe. 

Sie iſt unbeſtimmt, wenn der Ehegatte ſchlechthin erklärt hat, 
daß er ſeine Liegenſchaften bis zum Betrag einer gewiſſen Summe 
in die Gütergemeinſchaft einwerfe. 

vgl. L.R.S. 1507 und 1508, 1511. 


1507. Die Wirkung der beftimnten Entliegenfhaftung 
befteht darin, daß fie die genannten Grundftüde zu Gemein- 
Ichaftsgütern macht, wie es jonft nur die Fahrniß nad dem 
Geſetz ift. 

Sind Grundftüde der Frau der Fahrniß gleichgeftellt, jo kann 


a * 
— 
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ver Mann hierüber, wie über andere Stücke der Gütergemeinſchaft 
verfügen, und fie veräußern. 

Sit ein Grundſtück nur für eine gewiffe Summe entliegen- 
haftet, jo kann der Mann es zwar nur mit Bewilligung der 
Frau veräußern; aber er darf es auch ohne ihre Bewilligung zum 
Unterpfand einjegen, jedoch nur bis zum Betrag des der Fahrniß 
gleichgeftellten Theil3. 

vgl. L.R.S. 1401, 1421, 1422, 1428, 1506, 1509, 2124. 

1508. Die unbeftimmte Gntliegenfchaftung verfchafft der 
Semeinjchaft Fein Eigenthum an den Grundftüden; fie verbindet 
nur den zujfagenden Ehegatten, bei Auflöfung der Gütergemein- 
Ihaft, jo viel wegen jeiner Liegenjchaften, ald zum Betrag der 
verjprochenen Summe nöthig ift, in die gemeinjchaftliche Mafje mit 
einzumerfen. 

Der Mann kann bier jo wenig, als bei der vorigen Form 
das Grundſtück, welches entliegenjchaftet ift, ganz oder zum Theil 
ohne Bewilligung der Frau veräußern: aber er kann es bis zum 


Belauf der fahrend gewordenen Summe zu Unterpfand geben. 
Vgl LR.s. 1428, 1468, 1501, 1506, 2124. 


1909. Der Ehegatte, der ein liegendes Grundftüd entliegen- 
haftet hat, darf bei der Theilung es für ſich behalten, und für 
den Werth, den es alödann Hat, auf feinen Antheil nehmen. 
Gleiches Recht haben auch feine Erben. 

Vgl. L.R.S. 1474, 1474a, 1507. 


Vierter Abſchnitt. 


Vom Ausſchluß der Schulden aus der Gemeinſchaft. 


1510. Das Geding der Ehegatten, daß jedes feine eigenen 
Schulden beſonders zahlen joll, verpflichtet fie, bei Auflöfung der 


Te 
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Gütergemeinjchaft, ſich gegenjeitig über die Schulden zu berechnen, 
welche ermweisli für Rechnung des jchuldenden Ehegatten aus 
der Gemeinfchaft gezahlt worden, und ſich dafür Vergütung zu 
leijten. 

Vgl. L.R.S. 1409, 1437, 1468, 1511—1513. 


Diefe Verbindlichkeit ift zwar unverändert diefelbe, es ſei ein 
Bermögensverzeichniß errichtet worden oder nicht, wäre aber das 
Fahrnißbeibringen der Ehegatten nicht vor der Ehe in ein be- 
glaubtes Verzeichniß gebracht worden, jo fünnen die Gläubiger des 
einen und des andern Ehegatten ohne allen Unterſchied ihre Zab- 
lung aus der nicht verzeichneten Fahınig, wie aus dem übrigen 
Semeinjchaftsvermögen erheben. 

Gleiches Recht haben die Gläubiger auf die unverzeichnete 
Fahrniß, welche den Ehegatten während der Gütergemeinjchaft 


anfällt. 
Vgl. L.R.S. 1416, 1499, 1504, 1513; Rechtspolizeigesetz $ 36 Z. 3; No- 
tariatsordnung $$ 123 u. 208, 


1511. Wo Chegatten eine gemwiffe Summe oder ein be- 
ftimmtes Stück in die Gütergemeinjchaft einbringen, da gilt es 
für ftillfehweigende Webereinfunft, daß dem Eingebrachten Feine vor 
der Ehe gemachten Schulden folgen, und der Ehegatte, der gleich- 
wohl Schulden Hätte, muß dem Andern, für alle daraus er- 
folgende Minderung des verjprochenen Einbringens Bergütung 
leiſten. 

Vgl. L.R.S. 1500, 1506. 

1512. Das Geding, wodurh man die Schulden von der 
Gemeinſchaft ausſchließt, hebt die Schuldigfeit der Gemeinjchaft 
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nicht auf, die Zinſen und Rüdftände* zu zahlen, welche nad) ge— 
fchloffener Ehe erwachſen. 


* Uebersetzungsfehler statt: „Renten“ (arrérages). 

Vgl. L.R.S. 1409 Z, 3, 

1513. Wird die Gemeinfhaft für die Schulden eines Che- 
gatten angegriffen, der nach dem Heirathävertrag als von allen 
früheren Schulden ledig und frei in die Ehe trat, jo hat der 
andere Ehegatte ein Recht auf Entichädigung. Diefe wird ent- 
weder aus dem Antheil beftritten, der dem jchuldenden Ehegatten 
aus der Gemeinschaft zufällt, oder aus deſſen eigenen Gütern, 
und wenn beide unzulänglich find, jo kann eine Klage auf Ge- 
mwährleiftung wider den Vater, die Mutter, den Ahnherrn oder den 
Vormund, die ihn etwa von Schulden ledig und frei erklärt hatten, 
angeftellt werden. 

Wegen Schulden der Frau kann der Manır, felbft während 
der Gütergemeinihaft, diefe Klage auf Gemwährleiftung anftellen, 
vorbehaltlich des Erjaßes, den in diefem Fall die Frau oder deren 
Erben nad aufgelöfter Gütergemeinjchaft ven Gewährsmännern zu 


( eiiten haben. 
Vgl. L.R.S. 1437, 1468, 1472, 1478, 1381 ab. 


Fünfter Abſchnitt. 


Bon der jchuldenfreien Zurüdnahme des weiblichen Beibringens, 


1514. Die Frau kann bedingen, daß fie, wenn fie der 
Gütergemeinfchaft fih entjchlägt, dasjenige, was fie zu Anfang 
der Ehe oder ſpäter eingebradht hat, ganz oder zum Theil zurück— 
nehmen dürfe; diejes Geding darf aber weder auf unausgedrückte 
Saden, noch auf unangegebene Perſonen ausgedehnt werden. 
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So erjtrecit fi daher das Recht der Zurüdnahme der an- 
fänglih zugebrachten Fahrniß nicht auf Vermögen, das während 
der Ehe anfällt. 

Ebenſo dehnt fi) die der Chegattin zugeitandene Befugniß 
auf ihre Kinder nicht aus, wenn fie nicht mit benannt find, und 
eben jo wenig ein Recht, welches der rau und den Kindern ein: 
geräumt wird, auf deren Erben in auffteigender Linie oder auf 
Seitenverwandte. 

In feinem Fall kann das eingebrachte Vermögen zurüdge- 
nommen werden, ohne Vergütung der eigenen Schulden der Frau, 


die etwa aus der Gemeinſchaft gezahlt werben. 
Vgl. L.R.S. 1437, 1468, 1492, 1493, 1495. 


1514a. Dieſes Geding kann auch niemals gegen die Ge- 


meinjchaftögläubiger und zu deren Nachtheil wirken. 
vgl. L.R.S. 1494, 1519, 1521 a, 


Sechſter Abſchnitt. 
Von dem bedungenen Vorempfang. 


1515. Das Geding, daß der Längſtlebende von beiden Ehe— 
gatten vor aller Theilung eine Summe oder einen beſtimmten 
Betrag an Fahrniß im Stück vorausempfangen ſolle, gibt der 
Ehefrau, wenn ſie die Längſtlebende iſt, nur dann ein Recht auf 
dieſen Voraus, wenn fie ſich der Gütergemeinſchaft theilhaftig 
macht; es wäre denn ihr diefed Recht ſelbſt für den Fall, da fie 
die Gemeinſchaft ausjchlägt, im Heirathövertrag vorbehalten. 

Außer dem Fall diefes Vorbehalt3 darf der Voraus nur aus 
der theilbaren Maffe, nicht aus den eigenen Gütern des erftver- 


jtorbenen Ehegatten gehoben werden. 
Vgl. L.R.S. 1470, 1474, 1480, 1492, 1519. 
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1516. Der Voraus iſt kein Vortheil, welcher der Formen 
der Schenkungen bedürfte, ſondern als ein zum Heirathsvertrag 
gehöriges Geding gilt er durch dieſen. 

Vgl. L.R.S. 1091, 1387. 

+ 1517. Der bürgerlide Tod wie ber natürlidde, begründet den Anfall 
ber Boraudgabe. 

Aufgehoben s. L.R.S. 2%, 

1518. Wird die Gütergemeinfhaft durch Chefcheidung over 
durch Trennung von Tiſch und Bett* aufgelöft, jo tritt der Fall noch 
nicht ein, den Voraus zu begehren; es behält jedoch der Ehegatte, 
welcher die Cheicheidung oder die Trennung von Tifh und Bett * 
erwirkte, für den Fall des Weberlebens feine Rechte auf den 
Voraus. 

Iſt dieſes die Ehefrau, ſo bleibt die Summe oder die Sache, 
worin der Voraus beſteht, einſtweilen dem Mann, der jedoch dafür 
Sicherheit ſtellen muß. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 306, 

Vgl. L.R.8. 1441, 1452. 

1519. Die Gemeinfchaftsgläubiger dürfen die unter den 
Boraus gehörigen Sachen verkaufen lafjen, vorbehaltlich des Rück— 
griffs des vorausberechtigten Ehegatten, laut Inhalt des 1515ten 
Satzes. 

Vgl. LR.S. 1494, 15l4a,, 1521a. 

1519a. Wo ein Boraus durd Ehevertrag bedungen ift, da 
fann die oben im Zujag 745 a. feitgejegte eheliche Nutznießung 
nur alddann daneben bezogen werden, wenn fie dabei ausdrücklich 
bedungen ift, und den Umftänden nad ohne Rechtöverfürzung An- 
derer eintreten kann. 

Vgl. L.R.S. 745 8., 1094, 1098, 1527. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Von dem Geding ungleicher Theile in der Gütergemeinſchaft. 


1520. Den Ehegatten ſteht es frei, die geſetzliche Halbtheilig- 
feit des Gemeinfchaftsvermögens aufzuheben und dem längjtleben- 
den Ehegatten oder deſſen Erben an der Gütergemeinjchaft einen 
andern beftimmten Antheil anzumeifen, oder ihm für feinen Antheil 
an der Gütergemeinichaft eine bejtimmte Summe auszumerfen, 
oder für gewiſſe Fälle alles Gemeinfchaftsgut Einem der Ehegatten 
oder dent Längjtlebenden zugehörig zu erflären. 

Vgl. L.R.S. 1474, 1522, 1524, 1525, 1527. 

1520 a. Wäre die Anweifung eines andern Theilungsmaß— 
jtab3 für den Fall beftimmt ausgefprochen, wo der Eine benannte 
Theil, 3. B. die Frau der längftlebende wäre, ohne für den ent- 
gegengejegten etwas zu beftimmen, fo ift das Eintreten des Falls 
als Bedingung des geänderten Maßſtabs anzufehen, und die Halb- 
theiligfeit bleibt für den andern Fall. 

1521. Wenn dem einen Ehegatten oder feinen Erben nur 
ein bejtimmter Theil an der Gemeinfchaft zugemwiefen ift, 3. B. ein 
Drittel oder ein Viertel, jo hat diefer Ehegatte oder deffen Erbe 
an den Gemeinſchaftsſchulden nur nach Verhältniß feines Antheils 
am Vermögen beizutragen. 

Das Geding ift ungültig, welches einen Ehegatten oder deſſen 
Erben verbinden: wollte, ein größern oder Heinern Theil ver 
Schulden zu übernehmen, als er feinem Antheil am Vermögen 
entipricht. 

Vgl. L.R,S, 6, 870, 873, 1388, 1482. 

1521a. Sa, wo bloße Errungenfchaftsgemeinfchaft ift, kann 


LER. III. B. V. T. Heirathöverträge ꝛc. 453 


auch Fein Ehegatte fich frei machen, den Antheil an den Schulden, 
den es betrifft, jomweit er aus dem errungenen Vermögen nicht 
bezahlt werden kann, aus dem rüdnehmenden Einbringen ven 
Gläubigern zu zahlen. 

Vgl. L. R.S. 1494, 1498, 1504 a., 1514, 

1522. Wenn einem der Ehegatten ober feinen Erben für 
ihr ganzes Recht an der Gütergemeinihaft nur eine beftimmte 
Summe zugewiefen ijt, jo iſt diejes Geding ein Vertrag auf Bauch 
und Bogen, welcher den andern Ehegatten oder defjen Erben zur 
Zahlung der verjprochenen Summe verbindet, e8 mag mit der 
Gütergemeinjchaft wohl oder übel jtehen, und fie zur Zahlung der 
Summe binreihen oder nicht. 


1523. Wäre das Geding auf Baufh und Bogen nur auf 
die Erben des Ehegatten bezogen, jo bleibt leßterer für fi, wenn 
er der Längſtlebende ift, zur gefeglichen Theilung, alfo zur Hälfte 
berechtigt. 

Vgl. L.R.S, 1474, 1520 a, 

1524. Der Mann oder defjen Erbe, welcher kraft des Ge- 
dings des 1522jten Satzes die ganze gemeinjchaftliche Maſſe be- 
hält, muß die darauf haftenden Schulden ganz zahlen. 

Die Gläubiger haben ſolchen Falls Feine Klage wider die 
Ehegattin oder deren Erben. 

Iſt es die überlebende Frau, welche das Recht hat, gegen eine 
vereinbarte Summe das ganze Gemeinjchaftsvermögen an fich zu 
ziehen, und die Erben des Mannes davon auszuschließen, jo bat 
fie die Wahl, diefen entweder jene Summe zu zahlen und darnad) 


für alle Schulden zu haften, oder auf die Gemeinfhaft Verzicht 
28 
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zu thun, und deren Vermögen und Laften den Erben de3 Mannes 
zu überlafien. 

Vgl. L.R.S. 1453, 1483, 1485, 1494. 

1525. Ehegatten fünnen bedingen, daß die ganze Gemein 
ihaftsmafje Einem von ihnen allein oder dem Längftlebenden zu: 
gehören ſoll, vorbehaltli den Erben des Andern, die von ihrem 
Erblaſſer eingebrachten Güter und Kapitalien aus der Gemeinſchaft 
zurückzunehmen. 

Dieſer Vertrag wird nicht als eine Begünſtigung angeſehen, 
welche ihrem Inhalt oder ihrer Form nach den Regeln der Scheuk— 
ungen unterworfen iſt, ſondern nur als eine Uebereinkunft unter 
Geſellſchaſtsgenoſſen und als ein Geding des Heirathsvertrags, 
das durch dieſen Kraft hat. 

Vgl. L.R.S. 1091, 1094, 1098, 1527. 


Achter Abſchnitt. 


Bon der allgemeinen Gütergemeinſchaft. 


1526. Ehegatten können in ihrem Heirathivertrag eine all- 
gemeine Gütergemeinfchaft verabreden, die ſich auf alle, mithin auf 
ihre bewegliche und unbewegliche, gegemwärtige und zukünftige 
Güter, oder nur auf alle ihre gegenwärtigen Güter allein, oder 


auf alle ihre zukünftigen Güter allein erjtrede. 
Vgl. 1.R.S. 1837. 


Anhang. 
Verfügungen, welche den vorftchenden acht Abſchnitten gemein find. 


1527. Was in den obigen acht Abichnitten gejagt tft. Hat 
die Abficht nicht, die Verträge, welche bei der bedungenen Güter: 
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gemeinjchaft ftatt haben können, gerade auf dieſe Verfügungen ein: 
zujchränfen, 

Die Ehegatten dürfen vielmehr jedes andere Geding eingehen, 
laut des 1387ften Sates, vorbehaltlich der Einſchränkungen, welche 
in den Süßen 1388, 1389 und 1390 bejchrieben find. 

Sind Kinder aus einer vorhergegangenen Ehe vorhanden, fo 
ift jeder Vertrag. welcher einem der Ehegatten über den im 1098jten 
Sat unter dem Titel: von Schenkungen unter Lebenden 
auf den Todesfall, bejtimmten Theil etwas zumwendet, in allem, 
was diejen Theil überfteigt, unmirkjam. Die Meberlafjung der 
Errungenjchaft, das ift die Zuſage des bloßen Gewinns aus dem 
gemeinfchaftlichen Fleiß oder aus der Erjparnif an den gegenfeitigen, 
wenn jchon ungleichen Einkünften der beiden Ehegatten, wird 
nicht als eine Begünftigung zum Nachtheil der Kinder erjter Che 
angejehen. 

Vgl. L.R.S. 1496, 1497. 

1528. Die bedungene Gütergemeinfchaft folgt den Regeln 
der gejeglichen in allen Fällen, worin fie weder ausdrüdlich noch 
jtillfchweigend aufgehoben find. 

Vgl. L.R.S. 1497 und Ile. 


Neunter Abſchnitt. 


Don Verträgen, welche die Gütergemeinichaft ausjchließen. 


1529. Wenn die Ehegatten, ohne fi) den Regeln über be- 
widmete Ehen zu unterwerfen, bei ihrer Heirath die Gütergemein- 
Ihaft ausjchließen, oder eine völlige VBermögensabjonderung be— 
dingen, jo hat dieſes Geding folgende Wirkungen. 


28* 
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Abſatz 1. 
Von dem Geding, welches blos die Gütergemeinſchaft ausſchließt. 


1530. Das Geding, durch welches die Ehegatten bei ihrer 
Heirath die Gütergemeinfchaft ausfchliegen, gibt der Frau fein 
Recht. ihre Güter zu verwalten, oder deren Einfünfte zu beziehen; 
diefe Einkünfte werden, als den Mann zur Bejtreitung der Che: 
laften gehörig behandelt. 

Vgl. L.R.S. 579, 582 und fig. 

1551. Der Mann behält die Verwaltung ver beweglichen 
und unbeweglichen Güter der Frau, und folglih das Recht, die 
ganze vor oder während der Ehe beibringende Fahrniß verzeichnet 
in Empfang zu nehmen, vorbehaltlih der Wiedererftattung der 
jelben nach aufgelöster Ehe oder nach erfolgter gerichtlich erkannter 
Abſonderung der Güter. 

Vgl. L.R.S. 600, 1428, 1443, 1499, 1504, 1510. 

1532. Gibt e8 unter jener beigebradhten Fahrniß Stüde, 
Die durch den Gebrauch) verzehrt werden, jo muß dem zum 
Heirathsvertrag gehörigen Verzeihniß derjelben die Schäßung des 
Werthes angefügt, oder bei dem Anfall diefer Sachen ein joldes 
Verzeichniß errichtet werden, wo nachmals der Mann verbunden 
it, den Werth nach der Schäßung zu erftatten. 

Vgl. L.R.S. 587, 600, 1531. 

1533. Alle der Nutznießung anklebenden Laften trägt der 
Mann. 

vgl. L.R.S. 605-608. 

1534. Diefes in dem gegenwärtigen Abſatz ausgedrüdte 
Geding ſchließt das weitere nicht aus, daß die Ehegattin jährlid 
gegen ihre alleinige Quittung für ihren Unterhalt und ihre per: 


a a 
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Jönlichen Bedürfniffe einen gewiſſen Theil ihrer Einkünfte beziehen 
dürfe, | 

Vgl. L.R.S. 1530, 1549. 

1535. Grundftüde, die im Fall de3 gegenwärtigen Abjak: > 
zu Heirathsgut gegeben find, werden nicht unveräußerlich. 

Sie können gleichwohl nicht ohne Bewilligung des Mannes. 
oder wenn diefer ſich weigert, nicht ohne Ermächtigung des Gr: 
richts veräußert werden. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 222, 224, 1554. 

1535 a. Bei diejer Nichtgemeinjchaft findet ebenfall3 die oben 
für Gemeinſchaftsehen feitgejegte eheliche Nußnießung, Zujaß 745a., 
ftatt, jedoch bejchränft auf die Ehefteuer, wenn der Mann der 
überlebende Theil tft, und auf eine ihrem Ertrag gleihfommende 
MWittumsrente, wenn die Frau der überlebende Theil, und ihre Fein 
Wittum ausgemadt ijt. 

Vgl. L.R.S. 738a, 745 a; Art, 2 des Gesetzes vom 25. November 1831 
(R.B. Nr. 30) über. die ehelicl,en Vermögensverhältnrisse des Adels, 

1535 b. In allem, was nicht auf die Unveräußerlichkeit der 
Eheſteuer Bezug hat, oder durch obiges nicht Aenderung erleidet, 
wird Ehejteuer und zugebrachtes Gut nach den Süßen des nad): 
folgenden dritten Kapitels behandelt. 

Vgl. L.R.S. 1540 u. flg,, (ausgen, 1554—1561). 

Abſatz II. 
Bon dem Geding, welches eine völlige Bermögensabjonderung feitfegt. 

1536. Wenn Ehegatten in ihrem Heirathävertrag bedingen, 
daß ihr beiderjeitiges Vermögen durchaus getrennt bleiben ſoll, 
jo behält die Ehefrau die völlige Verwaltung ihrer beweglichen 
nnd unbemweglichen Güter und den freien Genuß ihrer Einkünfte. 

Vgl. L.R.S. 1449, 1576, 
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1537. Ein jeder Chegatte trägt nad) der in ihrem Vertrag 
enthaltenen Uebereinkunſt zu den Laſten der Ehe bei, und ijt deß— 
halb nichts abgeredet, jo muß die Ehegattin zu dieſen Laften ein 
Drittel ihrer Einkünfte beifchiegen, 

Vgl. L.R.S, 1448, 1575. 

1557 a. Wo diejes aber zum Unterhalt des Mannes und 
der gemeinfchaftlichen Kinder nicht zureicht, befreit fie dieſes Geſetz 
von dem höheren Zuſchuß nicht. 

15358. Kein Fal und fein Vertrag kann die Ehefrau be- 
vechtigen, ihre Lirgenjchaften ohne bejondere Einwilligung des 
Mannes, oder, wenn er jid) weigert, ohne gerichtlihe Ermädti- 
gung zu veräußern. 

Jede allgemeine Ermächtigung, welche der Chegattin in dem 
Heirathsvertrag oder nachher ertheilt wird, um ihre Liegenjchaften 
für ſich zu veräußern, ift ungültig. 

Vgi. L.R.S. 217, 219, 223, 1535, 1576. 

1539. Hat eine Frau, welche gejondertes Vermögen bedungen 
hat, ihrem Manı nachher den Genuß ihrer Güter überlafjen, jo 
ijt diejfer, wenn die Frau fie wieder an fich ziehen will, oder vie 
Ehe aufgelöst wird, zu mehr nicht verbunden, als daß er die noch 
vorhandenen Früchte ausliefere; über die bis dahin verzehrten hat 
er feine Rechnung abzulegen. 

Vgl. L.R.S. 1580, 1578. 

1539 a. In gejonderten Bermögensehen hat nach deren Auf: 
löjung, wenn nichts bedungen ift, der Weberlebende nichts an das 
Vermögen des VBorabgeftorbenen zu juchen, außer die Frau im 
geeigneten Fall, jo lang der Wittwenftand nicht verlafjen wird, 


nothdürftigen Unterhalt. 
Vgl. L.R.S. 205 u. flg., 214, 1535 a. 
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Drittes Kapitel. 
Bon der bewidmeten Ehe. 


1540. Chefteuer (Brautſchatz) ift bei der bemidmeten Che, 
fowie in Fällen des vorigen Kapitels, dasjenige Bermögen, welches 
die Frau dem Mann zubringt, um die Laften der Ehe zu be: 
ſtreiten. 

Vgl. L.R.R. 1392. 1530, 1574, 

1541. Alles was die Frau bei Eingehung der Ehe zum 
Beibringen ausfegt, oder andere ihr dazu geben, gilt für Chefteuer, 
ſoweit nicht das Gegentheil bedungen iſt. 

vgl. L.R.S. 1542 u. flg., 1569. 

1541a. Wo fein fchriftlicder Ehevertrag die Ausfegung be— 
ftimmt, gilt alles da3 für ausgejegt, wad dem Mann längft in- 
nerhalb ſechs Monaten nad) Schliegung der Ehe im Stüd oder 
durch Anmeifung oder durdy Einhändigung der Urkunden darüber 
von der Frau oder ihren Berforgern zu Handen geftellt und ord— 
nungsmäßig bejcheinigt ift. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Setzung der Eheſteuer. 


1542. Zu Eheſteuer können alle jetzige und künftige Güter 
der Frau, oder alle ihre wirkliche Güter allein, oder Theile ihrer 
gegenwärtigen und künftigen Güter, oder einzelne Stücke ausgeſetzt 
werden. 

Jene, welche in allgemeinen Ausdrücken auf alle Güter der 


Frau lautet, erſtreckt ſich nicht auf die künftigen Güter. 
Vgl. L.R.S. 1162, 1541, 1541. 
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1543. Während der Ehe kann die Eheſteuer nicht erſt aus— 
geſetzt, noch erhöht werden. 

Vgl. L.R.S. 1395. 

1544. Wenn Bater und Mutter zufammen die Ehefteuer 
ausfegen, ohne den Antheil eines jeden zu bejtimmen, fo wird fie 
al3 von Beiden zu gleichen Theilen gegeben angejeher. 

Wird fie von dem Vater allein für das väterliche und müt- 
terlihe Bermögen ausgejegt, jo ijt die Mutter, ſelbſt wenn fie bei 
dem Vertrag zugegen wäre, zu nicht3 verbunden, jondern folche 
liegt dem Bater ganz zur Laft. 

Vgl. L.R.S. 1422, 1438, 

1545. Wenn der überlebende Theil der Eltern aus väter: 
lihem und mütterlichem Bermögen die Ehefteuer ausſetzt, ohne die 
Antheile zu beftimmen, jo wird fie zuerjt aus dem Erbtheil des 
Verlobten an dem Vermögen des zuerft verftorbenen Elterntheils 
erhoben, der etwaige Mehrbetrag fällt auf das Vermögen des— 
jenigen, der fie zugejagt hat. 

Vgl. L.R.S. 1162, 

1546. Auch da, wo eine Tochter, welche von ihren Eltern 
ausgeftattet wird, eigenes, in elterlicher Nutznießung ftehendes Gut 
hat, joll die Chejteuer aus dem Vermögen derjenigen, die fie aus- 
jegen, genommen werden, wenn nicht das Gegentheil bevungen: ift. 

Vgl, L.R,S, 384. 

1547. Diejenigen, welche eine Chefteuer ausfegen, müſſen 
für das Ausgefegte Gewähr leiften. 

Vgl. L,R.S. 1440. 

1548. Diejenigen, welche Chefteuer zufagen, und nicht das 
Gegentheil bedingen, find von dem Tag der gejchloffenen Ehe an 
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fraft Geſetzes zur Zahlung der Zinfen verbunden, auch dann, wenn 
die Zahlung der Eheſteuer auf Zieler geftellt ift. 
Vgl. L.R.S. 1153, 1440, 1907a. 


Zweiter Abſchnitt. 


Don den Rechten des Mannes an der Ehejteuer und deren 
Unveräußerlichkeit. 


1549. Der Mann allein verfügt über die ehefteuerlichen 
Güter während der Che. 

Er allein hat das Recht, die Schuldner und Befiser dejjelben 
zu belangen, die Früchte und Zinjen davon zu erheben, und die 
zurückbezahlten Kapitalien in Empfang zu nehmen. . 

An dem Heirathövertrag kann jedoch ausgemacht werden, daß 
die Frau jährlich gegen ihre alleinige Quittung einen Theil ihrer 
Einkünfte für ihren Unterhalt und ihre perjönlichen Bedürfniffe 
beziehe. 

Vgl. L.R,8. 582% und flg., 1530—1534, 

1550. Der Mann ift nicht ſchuldig, für die Ehefteuer Sicher: 
heit zu jtellen, wenn er es nicht in dem Heirathsvertrag ver— 
ſprochen hat. 

Vgl. L.R 8. 601, 1562, 

1551. Beſteht fie ganz oder zum Theil in Fahınif, die in 
dem Bertrag einen Anjchlag Hat, ohne beigefügte Rechtsverwah— 
rung, daß die Schägung für feinen Verkauf gelten jolle, jo wird 
der Mann Eigenthümer, und hat nur für den Anjchlag der Fahr: 


niß zu haften. 
Vgl. L.R.S. 597, 1532, 1565. 
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1552. Der Anſchlag eines Grundſtücks, das zur Eheſteuer 
ausgeſetzt wird, verſchafft dem Mann daran kein Eigenthum, wenn 
es nicht ausdrücklich verſprochen worden iſt. 

1553. Ein aus Eheſteuergeldern erworbenes Grundſtück 
wird nicht Heirathsgut, es ſei denn in dem Heirathsvertrag zur 
Bedingung gemacht, daß die Eheſteuer alſo angelegt werden ſolle. 

Eben ſo wenig dasjenige Grundſtück, das für eine in baarem 
Geld verſprochene Eheſteuer an Zahlungsſtatt gegeben wird. 

Vgl. L.R.S. 1595 Z. 3, 

1554. Grundſtücke, welche zur Cheftener gegeben find, kön— 
nen während der Ehe weder von dem Mann noch von der Frau, 
noch von beiden zujanımen veräußert oder verpfändet werden, außer 
in nachbejchriebenen Fällen. 

Vgl. L.R.S. 1535,- 1541, 1555—1561. Art. 5 des Bad. Einf.-Ges, zum 
Handelsgesetzbuch. 


1955. Die Frau kann unter der Ermächtigung ihres Man: 
nes, oder, wenn dieſer fich weigert, mit Erlaubniß des Gerichts 
ihre ehefteuerlichen Güter mweggeben, um ihren etwaigen Kindern 
aus einer frühern Che eine Beforgung zu verichaffen; gejchieht 
dieß ohne des Mannes Bewilligung, jo muß ſie diefem den Ge: 
nuß vorbehalten. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 1427, 

1556. Sie kann folche gleichfall8 mit der Ermächtigung 
ihres Mannes zur Beſorgung ihrer gemeinjchaftlichen Kinder 
weggebeit. 

Vgl. L.R.s. 217, 219, 221, 222, 1427. 

1557. Ein ehefteuerlih Grundſtück kann veräußert werben, 


wenn folhes in dem Heirathsvertrag erlaubt worden it. 
Vgl. L.R.S. 217, 219 und flg. 


- 
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1558. Ein foldes Grundftüd kann ferner mit Gerichtser- 
ubniß amd im Öffentlicher Verſteigerung verkauft werden: 


1) 


2) 


3) 


um den Mann oder die Frau aus dem Gefängnig zu 
befreien; 
um in Fällen der unter dem Titel! von der Ehe be- 


- merften Sätze 205, 205 und 206 der Familie den 


Unterhalt zu verschaffen ; 
um die Schulden der Frau oder derjenigen zu zahlen, 
welche die Ehefteuer ausgeſetzt haben, in jo fern bei 


diefen Schulden Tag und Jahr ven Hetrathövertrag 


vorausgeht ; 


4) wenn unumgängliche Hauptauäbefjerungen an ehejteuer- 


5) 


lihen Grundftüden anders nicht zu beftreiten jind. 


endlich wenn ein ſolches Grundſtück mit dritten Per— 
jonen in ungetheilter Gemeinjchaft bejejjen, und als 
untheilbbar erfannt wird. 


In allen diefen Fällen bleibt der Ueberſchuß des Erlöſes 
über die anerkannten Bedürfniffe Chefteuer, und muß als jolche 


für die Frau wieder angelegt werden. 
Vgl. L.R.S. 1686—1688; Rechtspolizeigesetz $ 1. 


1559. Ein ehefteuerlich Grundftüd kann, jedoch nicht ohne 
Bewilligung der Frau, gegen’ ein anderes Grundſtück, das wenig: 
ſtens vier Fünftel feines Werths Hat, vertaufcht werden, ſofern 
die Nüglichkeit des Tauſchhandels erwiejen, und nad) vorher: 
gegangener Schätzung durch Sachverftändige, melde das Gericht 
Amtshalder ernennt, die Ermächtigung des Gericht3 erwirkt wird. 

Das eingetaufhte Grundftük wird in diefem Fall Ehefteuer 
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ſo wie die etwaige Geldaufgabe, welche für die Frau wieder an— 
zulegen iſt. 

Vgl. L.R.S. 1702, 1702a.; Rechtspolizeigesetz $$ 1 u. 8. 

1560. Wenn außer obigen Ausnahmefällen der Mann over 
die Frau oder beide zufammen ein ehejteuerlih Grundftüc ver: 
äußern, jo darf die Frau oder ihr Erbe nach aufgelöjter Ehe die 
Veräußerung als ungültig beftreiten, ohne daß dagegen während 
der Ehe eine Verjährung läuft. Gleiches Recht hat die Frau nad 
erfolgter Güterabjonderung. 

Selbſt der Mann darf in noch wmabgefonderter Ehe die Ber- 
äußerung als ungültig aufheben laffen; dem Käufer bleibt er 
indeß zur Entjichädigung verbunden, wenn er nicht in dem Vertrag 
erklärt hat, daß das verfaufende Gut Eheſteuer jet. 

vgl. L.R.S. 6 1 u. o., 1304, 1443, 1626 u. fig., 1640a., 2255. 

1561. Wider ehefteuerlih Gut, das in dem HeirathSvertrag 
nicht für veräußerlich erklärt ift, läuft während der Ehe Feine 
Berjährung, als die Verjährung, welche zuvor angefangen hat. 

Sie läuft nad erfolgter Güterabjonderung, zu welcher Zeit 
auch immer diefelbe angefangen habe. 

Vgl. L.R.S. 1443, 2255, 2256, 

1562. Der Mann hat in ehefteuerlichen Gütern alle Pflichten 
eines Nubnießers zu erfüllen. 

Er ift für jede durch feine Nachläffigkeit vollendete Verjährung 
oder entitandene Verſchlimmerung verantwortlich. 

Vgl. L.R.S. 605—608, 1137, 1550, 1566, 1567, 2121, 2135 

1563, Sobald die Eheſteuer in Gefahr ift, kann die Frau 
auf Abjonderung des Vermögens antragen, laut des 1443jten 
Saßes und der folgenden. 
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Dritter Abſchnitt. 
Von Rückgabe der Eheſteuer. 

1564. Die eheſteuerlichen Liegenſchaften, ingleichen die Fahr— 
niß, welche in dem Heirathsvertrag gar nicht oder nur mit aus— 
drücklichem Vorbehalt des Eigenthums der Frau angeſchlagen iſt, 
muß der Mann oder deſſen Erbe ohne Aufſchub nach aufgelöſter 


Ehe zurückgeben. 
Vgl. L.R.S. 1551. 


1565. Bon ehefteuerlihem Geld oder folder Fahrniß, die 
in dem Vertrag ohne EigentHumsvorbehalt angejchlagen iſt, 
fann der Erja nur ein Jahr nach aufgelöfter Che gefordert 


werden. 
Vgl. LR.S. 1551. 


1566. Iſt die zum Eigentum der Frau vorbehaltene 
Fahrniß durch ven Gebrauh und ohne Verſchulden des Mannes 
abgenugt, jo gibt er nur das noch Vorhandene in dem Stand, 
worin er fich befindet. zurüd. 

In allen Fällen kann die Frau für ihre Perfon das wirklich 
gebrauchende Weißgeräth und Leibgeräth zurüdnehmen, muß jedoch 
deffen Werth in Aufrechnung bringen, wenn folches Geräth ur- 
jprüngli in einem Anjchlag zur Ehefteuer gegeben worden. 

Vgl. L.R.S. 589, 1474 4. 1492, 1495, 1551. 

1567. Begreift die Chefteuer Schuldbriefe oder Rententitel 
in fih, die ganz oder zum Theil in Berluft gerathen find, und 
dem Mann liegt dabei Feine Nachläſſigkeit zur Laft, fo Hat er 
dafür nicht zu haften, und iſt aller Verbindlichkeit los, indem er 
die Rechtsurkunden zurüdgibt. 

Vgl. L.R.S. 1562, 
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1568. Iſt die Nutznießung einer Sache zur Eheſteuer ge— 
geben worden, ſo gibt der Mann oder ſein Erbe bei Auflöſung der 
Ehe das Recht der Nutznießung, nicht aber auch die während der 
Ehe verfallenen Früchte, zurück. 

Vgl. L.R.S. 1549. | 

1569. Nach abgelaufenen zehn Jahren, von dem Berfalltag 
der Eheſteuer an, ift die Frau oder ihr Erbe im Fall der Rüd: 
forderung der Chefteuer nicht mehr verbunden, den Beweis zu 
führen, daß der Mann fie wirklich empfangen habe, außer wenn 
von ihm gezeigt würde, er habe fi) vergebens Mühe gegeben, die 
Zahlung zu erhalten. 

Vgl. L.R.S. 1350, 1352, 1352. 


1570. Iſt die Ehe durch den Tod der Ehefrau aufgelöft, 
jo gebühren ihren Erben die Zinfen und Früchte der zurückzu— 
gebenden Ehejteuer Fraft Gefeges von dem Tag der Auflöjfung ar. 

War 05 der Tod des Mannes, der fie auflöste, jo hat die 
Chegattin für ihre Perfon die Wahl, ‚entweder die Zinfen ihrer 
Ehejteuer während des Trauerjahrs zu fordern, oder auf Kojten 
der Erbichaft des Mannes während diefer Zeit unterhalten zu 





werden; aber in beiden Fällen muß ihr diefes Jahr Hindurd die 


Wohnung nebjt den Trauerfleidern aus der Berlaffenjchaft gereicht 
werden, ohne das deren Betrag an den ihr gebührenden Zinjen 
abgeht. 

Vgl. L.RS. 1153, 1465, 1481, 1907 a. 


1570a. Stirbt die Frau zuerit, ohne daß Kinder aus der 
Ehe vorhanden find, jo hat der Wittwer, wo ein Anderes im Ehe 
vertrag nicht bedungen ift, den Genuß der Chefteuer, jo Jaug er 


w — 
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moerehelicht bleibt, und iſt mithin obiges Zins: und Zurück— 
orderungsrecht der weiblichen Erben indefjen aufgejchoben. 

Vgl. L.R.S. 738 a. 

1570b. Iſt der Mann zuerft mit oder ohne Kinder aus 
older Ehe gejtorben, jo hat die Wittib, wo der Ehevertrag nichts 
uf diefen Fall beſtimmt hat, für jo lang, als fie den Wittibftuhl 
tcht verrüdt, ein dem jährlichen Ertrag des fruchtbringenden 
Theils der zurüdfallenden Ehefteuer oder des eigentlichen Heiraths- 
zut3 gleiche jährliche Rente aus des Manns Vermögen als Wittum 
om Ende des Trauerjahres an zu fordern. welche ſie, Jo lang fie 
Ne elterlihe Nutznießung an dem väterlichen Vermögen ihrer 
Kinder Hat, daraus felbjt erhebt. 

Vgl. L.R.S. 745 a, 1535 a. 

1571. Bei erfolgter Auflöfung der Ehe werden die Früchte 
ver eheſtenerlichen Grundſtücke nach Verhältniß der ‚Zeit, welche 
die Ehe im letzten Jahr beftanden Hat, unter dem Mann und der 
Stau oder ihren Erben getheilt. 

Das Jahr nimmt mit dem Tag der gefchloffenen Ehe feinen 
Anfang. 

Vgl. L.R.S. 585, 586. 

1571 a. Die Leichenfoften der Frau darf er bei der Rück— 
gabe der Ehefteuer in Abrechnung bringen. 

1572. Die Frau und ihre Erben haben bei Rüdforderung 
ver Ehefteuer Fein Vorzugsrecht vor den Gläubigern, welche älteres 
Unterpfandsrecht haben. 

Vgl. I.R.S, 2121, 2135. 

1513. War der Mann fchon außer Stand, feine Schulden 
zu zahlen, auch ohne Kunft und Gewerb, als der Vater feine 
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Tochter ausſtattete, jo hat dieſe in die väterliche Erbſchaft 
ihre Eheſteuer-Rückforderung an den Nachlaß ihres Mannes ei: 
zumwerfen. 

Wurde aber der Mann erjt nach gejchlofjenener Ehe zahlungs— 


unfähig, oder bejaß er, obwohl ohne Vermögen, eine Kunſt oder. 


ein Gemwerb, das bei ihm die Stelle des Bermögens erjegte, fo 


geht die Ehefteuer allein der Frau verloren. 
Vgl. L.R.S. 843 u. fig. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem zZugebrachten Gut. 


1574. Alle Güter der Frau, die nicht zur Chefteuer beſtimmt 
worden, find zugebracdhtes Gut. 

Vgl. LR.S. 1541, 1541a. 

1575. Wenn alles Vermögen der Frau zugebrachtes Gut ift, 
und der Heirathävertrag nicht beftimmt, welchen Antheil an den 





Lajten der Ehe jietragen jolle, jo trägt die rau dazu das Nöthige 


bi3 zu einem Drittel ihrer Einfünfte bet. 

Vgl. L.R.8. 1445, 1537. 

1576. Die Frau hat die Verwaltung und den Genuß ihres 
zugebrachten Gut3. 

Aber fie kann ohne Ermächtigung des Mannes, oder, wenn 


u — Se a 


diefer fich weigert, ohne Erlaubniß des Gerichts es micht ver: | 


äußern. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. LR. S. 217, 219 und g., 1536, 1538, 

1577. Gibt die Frau dem Mann Macht, ihr zugebrachtes 
Gut zu verwalten, und ihr die Früchte zu berechnen, jo Hat fie 


@ 
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gegen ihn eben die Rechte, wie gegen jeden andern Gewalt: 
haber. 


Vgl. L.R.S. 1991 und fig. 


1578. Hat der Mann das zugebrachte Bermögen feiner 
Frau zwar ohne Auftrag, aber doch ohne ihre Einfpracdhe ge- 
noffen, jo Hat er bei Auflöfung der Ehe, oder fo bald fie es an 
fih zu ziehen ihm öffentlich bedeutet, nur die noch vorräthigen 
Früchte auszuliefern, aber über die verzehrten nicht Rechnung ab- 
zulegen. 

Vgl. LR.S. 1539. 


1579. Hat der Mann das zugebradte Gut mit erweislicher 
Einſprache feiner Frau genofjen, jo ift er verbunden, ihr alle vor- 
räthigen und verzehrten Früchte zu berechnen. 

Vgl. L.R.S. 550. 

1580. Ein Mann, der den Genuß des zugebrachten Ber- 


mögens bat, muß alle Pflichten eines Nutznießers erfüllen. 
Vgl. L.R.S. 605—608, 1533, 1562, 


Bejfondere Verordnung. 


1581. Ehegatten, melde fih nah Wittumsrecht ehelichen, 
können gleichwohl daneben eine Gemeinjchaft der Errungenjchaft 
eingehen, und die Wirkungen dieſes Gedings richten ſich nach den 
Beftimmungen des 1498ften und 1499jten Satzes. 
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Sechſter Titel. 
Don dem Berfauf. 


Erſtes Kapitel. 
Don der Natur und der Form des Verkaufs. 


1582. Der Verkauf ift ein Vertrag. wodurch ein Theil fi 
verbindet, eine Sache zu eigen zu übergeben, und der andere, i 
Werth zu bezahlen. 

Er kann durch öffentliche Urkunde oder Privatunterſchrift q 
ſchloſſen werden. 

Vgl. L.B.S, 1101, 1102, 1104, 1106; Handelsgesetzbuch Art. 317—323, 
338; R.C.P.O. $ 259; E.G. $ 14 Z. 2. 

1583. Gr ift abgefchlojfen, und das Eigenthum des Ver— 
käufers geht fraft des Geſetzes auf den Käufer über, fobald man 
über die Sache und den Breis einig ift, ohne daß dazu die Ueber— 
gabe der Sache oder Zahlung des Kauffhillings vorausgehen muß. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1140, 1141, 1583a., 1585 und flg., 1589. 


1583 a. Defjen ungeachtet muß der Käufer einer Liegen: 
ſchaft jolhen Kauf nachmals in das Grundbuch eintragen lafien, 
auch bei markjäßigen Gütern Gewährung darüber nehmen; ehe 
diefes geſchehen iſt, kann er in Gerichten folch fein Eigenthum 
nicht geltend machen, auch Feine PBfandverfchreibung darauf geben, 
muß vielmehr alle vom vorigen Eigenthümer darauf noch fom- 
menden Pfandeintragungen gegen fich gelten Laffen. 


Vyl. L.R.S. 939a,, 1002 a., 2181, 2181a.; II. Einf.-Edikt $ 25, Rechts- 
polizeigesetz $ 2 Z. 8; Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher 
(vom 23. April 1868) 88 50—77, 
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1584. Ein Verkauf kann ſowohl unbedingt, als unter auf— 
ſchiebenden oder auflöſenden Bedingungen geſchloſſen werden. 

Er kann die Wahl zwiſchen zwei oder mehreren Sachen 
geben. 

In allen dieſen Fällen kommen die für ſolche Verträge über— 


haupt geltenden Grundſätze in Anwendung. 
Vgl. L.R.S. 1168, 1181, 1183, 1189 u. fig., 1587 1588, 


1585. Waaren, die nicht in Paufh und Bogen, fondern 
nad Maß, Zahl oder Gewicht verfauft werden, bleiben auf des 
Berfäufers Gefahr, bis fie abgewogen, gezählt oder zugemefjen 
find; der Käufer kann jedoch jo gut auf ihre Meberlieferung, als 
auf Entjhädigung Hagen, wenn das Verſprechen unerfüllt bleibt. 

Vgl. L.R.S. 1142, 1146, 1184, 1586, 1610. 

1586. Ein Verkauf in Baufh und Bogen überträgt das 
Eigenthum, ohne daß deßfalls die Waaren abgewogen, zugezählt, 
oder zugemeffen werden. | 

Vgl. L.R.S. 1583, 1585. 

1586a. Wenn eine im Stüd beftimmte Maffe, 3. €. alle 
Frucht eines gewiſſen Speichers, oder ein Antheil davon, 3. E. 
der dritte Theil, verfauft wird, fo gilt es für einen Verkauf in 
Bausch und Bogen, wenn gleich der Preis nah Maß und Gewicht 
beſtimmt ift, und deßfalls eine Zumefjung nachfolgen muß. 


1587. Bei Wein, Del und andern Sadıen, die man vor 
dem Kauf zu koſten oder zu prüfen pflegt, ift der Kauf nicht ab- 
geſchloſſen, ehe der Käufer fie geprüft und gebilligt Hat. 

Vgl. L.R.S. 1168, 1181, 1587 b, 1588; Handelsgesetzbuch Art. 339. 


1587 a. Sobald ein Kauf gerichtlich geſchloſſen oder darüber 
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eine öffentliche Urkunde gefertigt worden, die keinen Vorbehalt der 
Prüfung enthält, ſo gilt eine etwaige Abſchließung auf Treu und 
Glauben für Prüfung. 


1587 b. Wo keine Prüfungszeit durch Vertrag oder Ortsge— 
brauch beſtimmt iſt, ſo muß ſie in drei Tagen nach erfolgter ur— 
kundlicher Aufforderung von Seiten des Verkäufers geſchehen ſonſt 
iſt der Handel abgebrochen. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art, 339, 347. 


1588. Die Schließung eines Kaufs auf Probe gilt für eine 
aufjchiebende Bedingung. 


Vgl. L.R.S. 1168, 1181, 1587, 1587b.; Handelsgesetzbuch Art. 339— 
341 u. 347. 


1589. Die Verkaufszufage gilt für Verkauf, fobald gegen: 
feitiges Einverftändniß über Waare und Preis vorhanden ift. 
Vgl. L.R.S. 1582, 1583, 1340 a—.c. 


1590. War die Verfaufszufage durch ein Haftgeld bekräftigt, 
jo kann jeder Theil zwar davon abgehen, jedoch derjenige, der das 
Haftgeld gab, nur mit deffen Verluft, und derjenige, der e8 empfing, 
nur mit deſſen doppeltem Erſatz. 

Vgl, Handelsgesetzbuch Art. 285. 


1591. Der Kaufpreis muß von den Parteien beftimmt an- 
gegeben werden. 
Vgl. L.R.8. 1129. 


1592. Man fann die Beltimmung dem Ermeſſen eines 
Dritten überlaffen; will oder Tann aber diejer den Preis nicht 


bejtimmen, jo bleibt der Verkauf ungefchloffen. 
Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 552 u. 353, 


—* 
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1593. Die Koften des Kaufbriefs und anderer Verkaufszuge— 
hörden fallen auf den Käufer. 

vgl. L,R.S. 1608, 1630 Z.4, 1646; Handelsgesetzbuch Art. 351; Rechts- 
polizei-Gebührentarif (G.B. 1874 Nr. 24) 5 7; Gemeinde-Gebührenordnung 
(G.B. 1874 Nr. 58) $ 15. 


Bweites Kapitel. 
Wer faufen oder verfaufen könne. 


1594. Jeder, dem es in dem Geſetz nicht verboten ift, kann 

faufen oder verfaufen. 

Vgl. L.R.S. 537, 1124, 1595—1597. 

1595. Unter Ehegatten kann ein Kaufs- und Verkaufsver— 

trag nur in folgenden drei Fällen ftatt haben: 

1) wenn Einer von beiden Ehegatten den Andern nach ge- 
richtlicher Abjonderung für feine Anfprüde an Zahlungs: 
jtatt Güter abtritt; 

Vgl. L.R.S. 1444. 


2) wenn die Abtretung des Mannes an feine, wenn fchon 
nicht abgejonderte Frau eine rechtmäßige Urfache hat, 3 
B. den Erjak ihrer veräußesten Liegenjchaften, oder ihrer 
Baarſchaft, wo fie nicht zur Gemeinſchaft gehören; 

Vgl. L.R.S. 1433—1435. 

3) wenn die Frau ihrem Mann Güter, woran er fein Ge— 
meinjchaftsrecht hat, zu Zahlung einer zugefagten Ehefteuer 
abtritt, vorbehaltlich den Erben der Ehegatten ihre Rechte 
wider gejegmwidrige Begünftigungen. 

Ygl. L.R.S. 1094, 1098, 1553. 

1596. Bei Strafe der Nichtigkeit dürfen weder felbft noch 

durch Mittelsperſonen in Steigerung ſich zuſchlagen laſſen: 
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Vormünder die Güter ihrer Mündlinge; 

Gewalthaber die Güter, deren Verkauf ihnen aufgetragen iſt;— 

Verwalter die Güter der Gemeinden oder öffentlichen Anftal- 
ten, die ihrer Obſorge anvertraut find; 

Deffentlihe Beamte die Staatsgüter, deren Verkauf ihnen 
Amtshalber obliegt. 

Vgl. L.R.S. 61, 450, 537, 911, 1991 u. fig. 

1597. Tie Richter und ihre Stellvertreter, die Kronanmälte 
und ihre Stellvertreter, die Gerichtsfchreiber, Polizeibeamten, An- 
wälte, Rechtspraktifanten und Staatsjchreiber können feine Proceſſe, 
feine jtreitigen Rechte und Anfprüche übernehmen, die zur Erfennt- 
niß jenes Gerichts gehören, in deſſen Bezirk fie amtsberechtigt 
find, bei Strafe der Nichtigkeit, auch des Erſatzes aller Koften 
und Schäden. 

Vgl. L.R.S. 6], 1700. 


Driffes Kapitel. 
Bon den verfäufliden Saden. 


1598. Alles, was nicht dem Rechtsverkehr allgemein ent- 
zogen ift, kann verkauft werden, joweit nicht befondere Geſetze die 
Veräußerung verbieten. 

Vgl. L.R.S. 538, 577 c f., 714, 1128, 1554, 2226 


Reichsgesetz über Lohnbeschlag vom 21. Juni 1869; Reichsbeamten- 
gesetz vom 31. März 1873 $ 6; Reichs-Militärgesetz vom 2. Mai 1874, $ 45 
Abs. 2; Rad, Verordnung über Abtretung von Bes>aldungen vom 4, Novbr, 
1816 ((I%,B. Nr. 35), Gebäude-Feuerversicherungsgesetz vom 29, März 1352 
(R.B. Nr. 15) $$ 52 u. 53, 


1599. Der Verkauf einer fremden Sade ift ungültig, er 
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kann jedoch einer Entſchädigungsklage Platz machen, wenn dem 
Käufer unbekannt war, daß der Verkäufer Fein VBerfaufsrecht habe. 


Vgl. L.R.S. 1021, 1582, 1583, 1583 a, 1599 a u. b., 1626 u. flg., 1635, 
1704, 1935, 2077 a. 


1599 a. Nur bejtimmte Stüde, über welche der Verkäufer 


fein Berfaufsrecht hat, find fremde Sachen. 
Vgl. L.R.S. 1585, 


1599b. Die Nichtigkeit des Vertrags vernichtet feineswegs 
die gejeßlichen Folgen einer etwa dennoch gejchehenen Lieferung. 

Vgl. L.R.$. 1626 u. flg,, 2265, 2279; Handelsgesetzbuch Art. 306, 307. 

1600. Die Fünftige Berlaffenfchaft einer noch lebenden 


Perſon kann, ſelbſt mit ihrer Bewilligung, nicht verfauft werden. 
Vgl. L.R.S. 791, 1130, 1983 b. 


1601. War zur Zeit des Verkaufs der ganze Verfaufsgegen- 
ſtand zu Grunde gegangen, jo ift der Verkauf ungültig. 

Mar es nur ein Theil defjelben, jo hat der Käufer die Wahl, 
entweder auf den Kauf Verzicht zu thun, oder den übrig gebliebenen 


Theil um einen geſchätzten Werth zu fordern. 
Vgl. L.R.S. 6n, 1108, 1193—1196, 1302, 1696, 1637. 


Bierfes Kapitel. 
Bon den Obliegenheiten des Verkäufers. 
Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Verfügungen. 


1602. Der Verkäufer ift fchuldig, für den deutlichen Ausdruck 
der verabredeten Verbindlichfeiten zu ſorgen. 
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Jedes dunkle oder zweideutige Geding wird wider den Ber- 
fäufer ausgelegt. 
Vgl. L.R.8. 1162. 


1602 a. Borbehaltlih der wider den Käufer zu richtenden 
Auslegung bei Gedingen, die zu feinem befondern Vortheil ange: 
hängt werden. 


1603. Ihm liegen zwei Hauptverbindlichkeiten ob: 
1) die verfaufte Sache zu übergeben, und 
2) fie zu gewähren. 


Vgl. L.R.8. 1136 und filg., 1604 und fig., 1625 und fig.; Handelsgesetz- 
buch Art, 342 und fig., 347 und fig. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Uebergabe. 


1604. Die Uebergabe ift die Ablieferung der verkauften Sache 
in Befi und Gewähr des Käufers. 


1605. Der Verkäufer hat die Webergaböverbindlichkeit Bei 
Liegenschaften erfüllt, wenn er in diefer Abficht zu Gebäuden die 
Schlüfjel, oder zu andern Grundftücden die Rechtsurkunden darüber 
einhändigt. 

Vgl. L.R.S. 1140, 1583, 

1606. Fahrnißſtücke werden übergeben : 

1) dur wirkliche Einhändigung ; 

2) durch Ueberlieferung der Schlüffel ihres Aufbewahrung: 
orts; 

3) durch das bloße Einverſtändniß der Parteien, wenn 
bei dem Verkauf die Ueberbringung nicht gleich möglich 
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iſt, oder der Käufer ſchon aus einem andern Rechts— 
grund die Sache in ſeiner Gewalt hat. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1141, 1588. 

1607. Die Uebergabe der Gerechtfame gefchieht durch Ein- 
bändigung der Rechtäurfunden oder durch Gebrauch des Er— 
werbers mit Bewilligung des Berfäufers. 

Vgl. L.R,S. 1689 und fig. 

1608. Die Koften der Uebergabe trägt der Verkäufer und 
jene des Wegbringens der Käufer, wenn nicht das Gegentheil be- 
dungen tft. 

Vgl. L.R.S. 1248; Handelsgesetzbuch Art. 351. 

1609. Die Uebergabe geihieht an dem Drt, wo bei 
dem Berfauf die Waare fich befindet, wenn nichts Anderes be- 
dungen ift. 

Vgl L.R.S. 1247, 1264, 1651; Handelsgesetzbuch Art. 324, 342, 
344—346. 

1610.. Der Käufer kann nad Belieben die Aufhebung des 
Kaufs oder die Einjegung in den Belig fordern, wenn die Ueber— 
gabe durch die That des Verkäufers verjpätet wird. 

Vgl. L.R,S, 1184, 1654—1657; Handelsgesetzbuch Art. 355—8359; R.K.O 
$$ 15 und 16. 

1611. In allen Fällen muß der Berfäufer den Käufer, 
dem aus der veripäteten Weberlieferung Nachtheil zugeht, ent- 
ſchädigen. 

Vgl. LR.S. 1146 und fig. 

1612. Der Verkäufer ift nicht ſchuldig, die Waare zu über- 
geben, ehe ihm der Preis gezahlt oder von ihm BZahlungsfrift be= 
willigt ift. 

Vgl.L.R.S, 1650 und fig. 
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1613. Auch wenn er Zahlungsfriſt gegeben hat, darf er die 
Uebergabe bis zur Sicherſtellung zurückhalten, wenn nach dem Ver— 
kauf bei dem Käufer eine Gant oder Vermögensverfall ausbricht, 
mithin der Verkäufer Gefahr läuft, den Preis zu verlieren. 

Vgl. L.R.8. 1188; R.-Konk.-Ordn. 8. 15. 

1614. Die Sache muß bis zur Webergabe in dem Stand er: 
halten werden, worin fie fih zur Zeit des Verkaufs befindet. 

Bon dem Berfaufstag an gehören alle Früchte dem Käufer. 

Vgl. L.R.S. 547, 583, 584, 1137, 1583; Handelsgesetzbuch Art. 343. 

1614a. Der Verkäufer trägt bis zum Ablieferungsziel den 
gewöhnlichen Erhaltungsaufwand; den außerordentlichen, der etwa 
nöthig wird, und allen, der ſich auf die Früchte bezieht, erſetzt der 
Käufer, ändernder Abreden unbejchadet. 

Vgl. L.R.S. 518. 

1615. Die Verbindlichkeit der Webergabe einer Sache er- 
ftredt fi auf ihre Zugehörden und auf Alles, was zu ihrem 
inmerwährenden Gebrauch beſtimmt ift. 

Vgl. L.R.S. 522- 526, 534—536, 546, 551, 1018, 1692. 

1616. Der Verkäufer ift verbunden, das vertragsmäßige Maf 
zu liefern, jedoch unter folgenden Einſchränkungen. 

Vgl. L.R.S. 1585, 1586; Handelsgesetzbuch 336. 

1617. Iſt ein Grundſtück unter Angabe feines Flächeninhalts 
nach einem auf das Maß bedungenen Breis verkauft worden, jo 
muß der Verkäufer das angegebene Maß dem Erwerber, der es 
verlangt, verjchaffen. 

Wenn diefes ihm unmöglich ift, oder der Erwerber darauf 
nicht befteht, muß er fich einen verhältnigmäßigen Abzug am 
Breis gefallen lafjen. 

Vgl. L.R.8. 1601, 1619, 1622, 1623, 1636, 1637, 1765. 
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1618. Findet. ſich dagegen im vorigen Fall ein Uebermaß 
gegen die Angabe, jo hat der Erwerber die Wahl, entweder den 
Preis verhältnigmäßig zu erhöhen, oder von dem Vertrag abzu- 
gehen, jedoch Letteres nur, wenn das Uebermaß einen zwanzigjten 
Theil des Angegebenen überfteigt. 

Vgl. L.R.S. 1619, 1622, 1681, 1765. 

1619. In allen übrigen Fällen, es mag nun der Verkauf 
ein ganzes eigens begrenztes Gut oder verjchiedene und abgejonderte 
Grundjtüde betreffen, e8 mag der Bertragsgegenjtand in den Aus- 
drud des Maßes oder in den Ausdrud der Sache mit Angabe 
des Maßes eingefleidvet fein, berechtigt die Angabe des Maßes 
weder den Berkäufer, eine Preiserhöhung für das Ueber— 
maß zu fordern, noch den Käufer zur Minderung des Breijes 
wegen dem mindern Maß, es fei denn, daß der Unterjchied unter 
dem erfundenen und angegebenen Maß den Werth aller verkauften 
SGegenftände im Ganzen um einen zwanzigiten Theil mehre oder 
mindere; jedoch darf ein Anderes bedungen werden. 

Vgl. L.R.S. 1617, 1618, 16W—1622, 1765. 

1620. In dem Fall, wo hiernach Erhöhung des Preiſes für 
daS Uebermaß Statt hat, bleibt dem Käufer die Wahl, entweder 
von dem Vertrag abzugehen, oder die Preiserhöhung zu zahlen, 
und zwar mit den Binjen, wenn er das Grundftüd im Genuß 
hat. 

Vgl. LR.S. 1618, 1681, 1682. 

1621. So oft der Käufer dad Recht hat, von dem Vertrag 
abzugeben, muß der Verfäufer ihm außer dem empfangenen Kauf: 
ſchilling auch die Kaufskoſten erſetzen. 

Vgl. LR.S 1593, 1610, 1618, 1620, 1630. 

1622. Des Verkäufer Klage auf Ergänzung des Preifes, 
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und jene des Käufers auf Verminderung oder auf Umſtoßung 

des Vertrags erlöſcht in Jahresfriſt, vom Tage des geſchloſſenen 

Kaufs an. | 
Vgl. L.R.S. 1617—1619. 


1623. Werden mehrere Grundftüde in einem Kauffontraft 
für einen gemeinfchaftlihen Preis verkauft, und dabei das Maß, 
das ein jedes der Grundftüde enthalten jolle, beftimmt, und es 
findet ſich nachmals bei einigen derjelben ein geringeres, bei an: 
dern ein größeres Maß, jo werden Uebermaß und Mindermaß, in 
jo meit fie fich ausgleichen, wettgejchlagen; die Klage auf Ergän: 
zung oder auf Verminderung des Preijes richtet fih im Mebrigen 
nad) den obigen Regeln. 

vgl. L.R.S. 1617—16%. | 

1624. Die Frage, ob vor der Mebergabe auf den Verkäufer 
oder den Käufer der Berluft oder die Berfchlimmerung der ver: 
kauften Sache falle, wird nad den Negeln des Titels: Bon 
Nehten und Berbindlichfeiten, die aus PBerträgen 
entjtehen, entjchieden. 


Vgl. L.R.S. 1136—1138, 1182, 1302, 1583, 1585, 1647; Handelsgesetzbuch 
Art. 343—345. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon der Gewähr. 


1625. Die Gewährleiftung, wozu der Verfäufer dem Käufer 
verbunden ijt, muß ihm 

einmal den anſpruchsloſen Beſitz der verfauften Sade 

ſichern; 
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zum andern für die verborgenen Fehler ſchadlos Halten. 


Vgl. L.R.S. 1626 u. fig., 1641 u. flg.; Bad, Einf.-Gesetz zu den R,J.G. 
$ 82. 


8 I. 
Bon ber Gewähr im Fall einer Entwährung. 


1626. Auch wenn bei dem Verkauf über Gemährleiftung 
nicht3 bedungen ift, muß der Verfäufer dem Käufer für die ge- 
ſchehene Entwährung der verfauften Sache oder eines Theil der— 
felben und für verjchwiegene Laften Vergütung thun. 

Vgl. L.R.8. 1599, 1630, 1686, 1638, 1640, 1681, 1693, 1705, 2178, 2257. 

1626a. Auch wenn eine Entwährung weder gefchehen noch 
inftehend iſt, kann eine Gewährleiſtung bei Liegenfchaften alsdann 
gefordert werden, wenn das Drtögericht die Gewährung aus jolchen 
Gründen verfagt, welche nicht eine Nichtigkeit des ganzen Kaufs 
nach fich ziehen. 

Vgl. L.R.8. 1583 a. nebst Zusätzen, 

1627. Die Parteien können durch beſonderes Geding diefe 
gejegliche Verbindlichkeit mehren, mindern, oder aufheben. 

Vgl. L.R.S. 884, 1628, 1629. 1643. 

1628. Auch wenn alle Gewähr erlaſſen iſt, muß der Ver— 
käufer doch die Folgen eigener Handlungen büßen; jedes hiergegen 
anſtoßende Geding iſt ungültig. | 

Vgl. L.R.8. 6, 1133. 

1629. Auch da, wo dem Verkäufer die Gewähr erlaſſen war, 
muß er bei eintretender Entwährung den Kaufpreis erſetzen, wenn 
nicht der Käufer gleich Anfangs die Beſorgniß einer Entwährungs-— 
anſprache kannte, oder auf feine Gefahr Faufte. 

Vgl, L.B.8. 1134. 
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1630. Wo Gewährleiſtung Statt hat, da kann im Fall einer 
Entwährung der Käufer fordern: 
1) den Erjat des Kaufpreifes ; 
2) den Erjaß der Früchte, jomweit er fie dem obfiegenden 
Cigenthümer herausgeben muß; 
3) die auf den Streit über die Gewährleiftung* von dem 


Käufer und dem entwährenden Gegner verwendeten Koften; 
* Redaktionsfehler statt: „Entwährung“. 


4) endlich die Entihädigung mit Inbegriff der gejegmäßigen 
Koften und Auslagen für den Kauf. 
Vgl. L.R;S. 549, 865, 1149 u. flg., 1593, 1614, 1705, 

1631. War die verfaufte Sache zur Zeit der Entwährung 
im Werth verringert, oder in ihrem Zuſtand verjchlimmert, ſei & 
durch Nachläſſigkeit des Käufers oder durch unvermeidliche Zufälle, 
jo ift der Verkäufer gleichwohl verbunden, den ganzen Kauffchilling 
zu erjeßen. 

Vgl. L.R.S. 1637. 

1632. Hat aber der Käufer aus felbftveranlaßten Verſchlim— 
merungen Bortheil gezogen, jo hat der Verkäufer das Recht, einen 
diefem Bortheil gleihfommenden Betrag von dem Kaufpreis zurüd 
zu behalten. 


1633. Würde die verkaufte Sache zur Zeit der Entwährum 


einen höhern Werth haben, jo ijt der Berfäufer fchuldig, ihm 


auch den Mehrwert zu vergüten, wenn folder — nur zus 


fällig ift. 

Vgl. L.R.8. 1151 a, 1637. 

1634. Der Verkäufer ift fehuldig, dem Käufer alle Aus- 
befjerungen und Berbejferungen, die er zum Nußen des Grund: 


— — F 
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ſtücks vorgenommen hat, zu erſetzen, oder zu bewirken, daß ſie 
ihm von demjenigen erſetzt werden, der die verkaufte Sache ent— 
währte. 

Vgl. L.R.S. 555. 

1635. Der miffentlide Berfäufer fremden Guts ift ver- 
bunden, dem unjchuldigen Käufer allen Aufwand zu erfegen, auch 
den bloß zum Zierrath oder zum Bergnügen dienenden. 

Vgl. L.R.S. 1151, 1645. 

1636. Iſt dem Käufer nur ein Theil der Sache entwährt 
worden, diejer aber im Verhältniß zum Ganzen von folcher Wich— 
tigfeit, daß er ohne den verlornen Theil fie nicht gefauft haben 
würde, fo kann er den Berfauf aufheben Lafjen. 

Vgl. L.R.S. 1601, 1618, 1620, 1626. 

1637. Wird wegen der Entwährung eines Theild des ver- 
fauften Stüds der Verkauf nicht aufgehoben, fo hat der Käufer 
nur den Werth des entwährten Tbeild, wie er alsdann geſchätzt 
wird, zu fordern, nicht den Antheil des Kaufpreife3, der darauf zu 
rechnen wäre; der Werth der verfauften Sache mag indefjen ge- 
ftiegen oder gefallen fein. 

Vgl. L.R.S. 1601, 1617, 1619, 1626, 1631, 1633, 

1638. War da3 verkaufte Grundftüd mit verborgenen und 
unangezeigten Dienftbarkeiten von folcher Wichtigkeit belaftet, daß 
fih vermuthen läßt, der Erwerber würde nicht gefauft haben, 
wenn er davon unterrichtet geweſen wäre, jo kann er Aufhebung 
des Vertrags begehren, wenn er fih nicht lieber mit einer Ent— 
Ihädigung begnügen will. | 

Vgl. L.R.8. 689, 1636, 1636, 1641 u. fig. 


1639. Die übrigen etwaigen Fragen über die Entſchädigung 
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des Käufers, wegen Nichtverkaufsvollziehung, find nad den ale 
gemeinen Regeln zu entfcheiden, welche der Titel: von Verträgen 
und von Vertragsverbindlichfeiten im Allgemeinen aufftellt. 

Vgl. LR.S. 1146—1155, 1182, 1392, 162. 

1640. Die Gemährleiftung fält weg, wenn der Käufer, 
der jeinen Verkäufer zum Prozeß beizuladen unterließ, durd 
Urtheil und Recht verlor, und der VBerfäufer bemeift, daß Bin- 
längliche Mittel, die Klage als verwerflich darzuftellen, vorhanden 
waren. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 69—71, vgl. mit $ 65. 

1640 a. Die Entwährungsbefugniß deffen, der Erbe oder 
Rechtöfolger des rechten Eigenthümers ift, fällt weg, jo oft ihn 
die Gemährleiftung treffen würde. 

Vgl, L.R.8. 1300 u. 1603. 


SII. 
Von der Gewährleiſtung für Fehler der verkauften Sache. 


1641. Der Verkäufer iſt ſchuldig, jene verborgenen Fehler 
der verkauften Sache zu gewähren, welche dieſelbe zu ihrem be— 
ſtimmten Gebrauch entweder untauglich oder mindertauglich 
machen, wenn letztern Falls der Käufer ſie gar nicht, oder doch 
nur in minderem Preis gekauft haben würde, ſobald er die Fehler 
gekannt hätte. 

Vgl. L.R.S. 1644, 1648, 1891. 

Gesetz vom 23, April 1859 (R.B. 20) die Gewährleistung bei einigen 
Arten von Hausthieren betr, 

1642. Der Verkäufer ift für feine offene Fehler, welche der 


Käufer jelbft bemerken konnte, verantwortlich. 
Vgl. L.R.S. 1638, 
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1643. Für die verborgenen Fehler muß er ſelbſt alsdann 
haften, wenn fie ihm ſelbſt unbefannt waren, wofern in diefem Fall 
er nicht Freiheit von der Gemwährleiftung ſich bedungen hat. 

vgl. L.R.S 1627. 

1644. In den Fällen des 1641ſten und 1643ſten Sabes 
hat der Käufer die Wahl, entweder die Sache gegen Erjaß des 
Kaufſchillings zurüczugeben, oder fie zu behalten, und fich einen 
durh Sachverftändige beitimmten Theil des Kauffchillings zurüd 
geben laſſen. 

Vgl. L.R.S. 1638, 1647; Viehmängelgesetz (s. oben) Art. 4, 

1644a. Doch ift der Käufer, die Sache zurüdzugeben, nur 
jo lange befugt, als er nicht Veränderungen damit vorgenommen 
hat, welche fie entwerthen, gder zu ihrem gewöhnlichen Gebrauch 
untaugli machen, 

1645. Ein Berkäufer, welcher die Fehler der Sache Fannte, 
muß nebjt dem Erſatz des empfangenen Kaufpreifes den Käufer 
auch entjchädigen. 

Vgl. L.B.S, 1151, 1635; Viehmängelgesetz (s, oben) Art. 5. 

1646. Waren dem BVerfäufer die Fehler der Sache unbekannt, 
jo erjtattet er nur den Kaufpreis und die Kaufsunfoften. 

Vgl. L.RS. 1593, 1629, 1630; Viehmängelgesetz (s, oben) Art. 5. 

1647. Iſt die fehlerhafte Sade durch ihre jchlechte Be- 
Ichaffenheit zu Grund gegangen, fo ift der Berluft für den Ver— 
fäufer, der dagegen dem Käufer zur Erftattung des Kaufpreifes 
und der Koften auch zur Entſchädigung nach den beiden vorher- 
gehenden Süßen verbunden ift; der zufällige Verluft der Sache 
läuft hingegen auf Rechnung des Käufers. 


Vgl. L.R.S. 1198, 1302, 1583, 1630, 1645, 1646, 
30 
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1648. Die Klage auf Zurücknahme einer Waare weg 
Fehlern muß nad Beſchaffenheit dieſer Mängel und nad Gebraug 
des Orts, wo der Kauf gejchah, in einer Furzen Friſt angeftellt 
werden. 

Vgl. L.R.S. 6d—f., 1622, Handelsgesetzbuch Art. 347—350 ; Viehmängel- 
gesetz (s. oben) Art. 1—6 und 14. 

1649. Sie hat gegen gerichtlih verordnete Verkäufe nich 
Statt. 

Vgl. L.R.S. 1684; Viehmängelgesetz (s. oben) Art. 3. 


SFünftes Kapitel. 
Bon den Pflihten des Käufers. 


1650. Die Hauptverbindlichfeit des Käufers ift, den Kauf: 
preis an dem vertragsmäßigen Tag und Drt zu zahlen. 

Vgl. L.R.S. 1243, 1247, 1612, 1651—1653, 2103 Z 1; Handelgesetzbuch 
Art. 342, 


1651. Beſtimmt der Kauf deßhalb nichts, jo muß der Käufe 
an jenem Ort und in jener Zeit zahlen, wo die Webergabe ge 
ſchehen joll. 

vgl. L.k.S. 1247, 1609; Handelsgesetzbuch Art, 324, 325, 326 und 
llg„ 342. 

1652. In drei Fällen hat der Käufer bis zur Zahlung des 
Hauptftuhls den Kauffchilling zu verzinfen, nämlich: 

wenn diefes bei dem Kauf bedungen ift; 

wenn die verfaufte und überlieferte Sache Früchte oder ander 
Einkünfte abwirft; 

wenn dem Käufer die Zahlung urkundlich gefordert wurde. 
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In dem legten diefer Fälle laufen die Zinfen nur von der 


Zeit der urfundlihen Anforderung. 
Vgl. L.R.S. 583, 584, 1139, 1146, 1153, 1014, 1682, 1907a.; Handels- 
gesetzbuch Art. 289. 


1653. Iſt der Käufer mit einer Pfand» oder Zueignungs- 
Hage angegriffen oder gedroht, jo mag er mit der Zahlung 
des Kaufpreifes zurücdhalten, bis der Verkäufer die Störung be— 
jeitigt oder dagegen Sicherheit geleiftet hat, wenn nicht etwa be— 
dungen worden, daß eines Angriffs ohnerachtet der Käufer zahlen 
jolle. 

Vgl. J.R.S. 1612, 1630, 1961, 2178. 

1654. Wenn der Käufer den Kauffchilling nicht zahlt, jo Hat 
der Verkäufer das Recht zur Aufhebung des Verkaufs. 

Vgl. L.R.S 1334, 1610, 1978; Handelsgesetzbuch Art. 354, 356—359; 
R.K.O. $$ 15, 16, 21. 

1655. Die Auflöfung eines Liegenfchaftsfaufs wird erkannt, 
jobald der Berkäufer in Gefahr ift, Waare und Preis zn ver- 
lieren. 

Iſt diefe Gefahr nicht da, fo kann der Richter dem Käufer 
nach Umjtänden eine fürzere oder längere Zahlungsfrift gejtatten. 

Sit ſolches fruchtlos abgelaufen, jo wird die Auflöfung des 
Verkaufs erfannt. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1654, 1203 Z. 1. 

1696. Bei einem Liegenfchaftsverfauf mit Geding, daß die 
Michtzahlung des Kaufpreifes zur PVerfallzeit den Verkauf kraft 
Geſetzes auflöjen joll, Fan der Käufer dennoch nach Ablauf ver 
Friſt noch zahlen, jo lang er nicht urkundlich durch Aufforderung 
in Verzug gejeßt ift; nach erfolgtem urkundlichem Aufruf kann 
der Richter ihm Feine Friit geitatten. 

Vgl. L.R.S. 6h,, 1139, 1184, 1654. 30* 





468 L.R. 11. B. VI T. Verkauf. 


1657. Ein Kauf über Lebensmittel und Fahrniß aller Art, 
welche in der bedungenen Zeit vom Käufer nicht in Empfang ge— 
nommen worden, gilt zum Vortheil des Verkäufers kraft Geſetzes 


auch ohne Aufruf zum Empfang für aufgelöst. 
Vgl. L.R.S. 6h., 535, 1184, 1264, 1610, 1612, 1654; Handelsgesetzbuch 
‘Art. 357—359, 


Sechſtes Kapitel. 
Bon Ungültigfeit und Auflöfung des Berfaufs. 


1658. Außer denen in diefem Titel ſchon erklärten Urjachen 
der Nichtigkeit oder Auflöjung, und denjenigen, die allen Verträgen 
gemein find, kann der Kauf noch aufgelöst werden dur) Wieder: 


fauf und wegen Verkauf und wegen Verkürzung im Preis. 

Vgl. L.R.S. 1108 u. fig., 1118, 1124, 1131, 1184, 1590, 1592, 1595—1597,, 
1599—1601, 1610, 1618, 1620, 1636, 1638, 1644, 1654 u. flg., 1659 u. fig. 
1674 u. flg. 


Erjter Abſchnitt. 
Don dem Wiederfaufsrecht. 


1659. Das Geding des Wiederkaufs ift eine Uebereinkunft, 
wodurch der Verkäufer ich vorbehält, gegen Rüdgabe des Kauf: 
Ihillings und gegen die im 1673jten Sag erwähnte Vergütung 
ein verfauftes Gut wieder an fich zu ziehen. 

1660. Das Wiederfaufsreht fann nur auf fünf Jahre vor: 
behalten werden. Pas auf länger bedungene wird auf diefe Zeit 
herabgeſetzt. 

1661. Dieſe Friſt kann von Niemand, ſelbſt von dem Richter 
ni ht erſtreckt werden. 


———— — ——— 
— * 
u ‚_ 
— — » 
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1662. Wurde die Wiederkaufsklage in der beſtimmten Friſt 
nicht angeſtellt, ſo bleibt der Käufer unwiderrufl icher Eigenthümer. 

1663. Die Friſt läuft gegen Jedermann, ſelbſt gegen Min— 
derjährige, vorbehaltlich ihres Rückgriffs auf jeden, den er den 
Umſtänden nach treffen kann. 

Vgl. L. R.S. 389, 450, 509, 2252. 

1664. Die Wieverfaufsflage kann gegen den dritten Be: 
figer angeftellt werden, wenn jchon in feiner Erwerbsurfunde die 
Miederfaufslaft verjchwiegen wurde. 

Vgl. L.R.S. 1183, 1583, 1599, 2125, 2279. 

1665. Wer eine Sache auf Wiederfauf erworben hat, tritt 
indefien in alle Rechte feines Verkäufers; er kann wider den 
wahren Eigenthümer ſowohl, al3 wider diejenigen verjähren, die 
Nechte oder Unterpfandsbefugniffe an der verkauften Sade an— 


Sprechen. 
Vgl. L.R.S. 1183, 1583, 1751, 2180, 2265. 


1666. Er kann den Gläubigern feines Verkäufers, die auf 
ihn greifen, die Einrede der Ausflage des Hauptjchuldners ent- 


gegenſetzen. 
Vgl. L.R.S. 1166, 2021 u. flg., 2170. 


1667. Wer erft einen noch unabgefonderten Theil eines in 
ungetheilter Gemeinfchaft ftehenden Erbguts unter Bedingung des 
Miederfaufs, und bei einer gegen ihn aufgerufenen Verfteigerung 
das Ganze erwarb, ijt dem Wiederfäufer zur Rückgabe des mwieder- 
fäuflichen Theils nicht mehr verbunden, wenn diejfer das Ganze 
nicht nehmen will. 

Vgl. L.R.S. 883, 1686, 1872. 


1668. Bon Mehreren, die in einem und demfelben Ber- 
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trag zufammen ein ihnen gemeinschaftlich. Gut verkaufen. fan 
jeder die Wiederfaufsflage nur für feinen Theil ausüben. 

Vgl. 1.R.S. 1670, 1685. 

1669. Von mehreren Miterben eine) zum Wiederfauf bes 
rehtigten Erblaſſess kann jeder den Wiederfauf nur für jeinen‘ 
Erbantheil ausüben. 

Vgl. LRS. 1230, 1670, 1685. 

1670. In beiden vorhergehenden Fällen wird der Käufer ) 
auf fein Verlangen von der Klage losgeſprochen, wenn nicht alle‘ 
Mitverfäufer oder alle Miterben fi) über die Zurüdnahme des 
ganzen Guts vereinigen. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad Ein'.-Ges. zu den RJ.G. 

Vel. L.R.S. 1218, 1939; R.C.P.O. $ 59. 

1671. Wurde ein Gut, das Mehreren zugehörte, von jeden 
einzeln zu feinem Theil verfauft, fo kann jeder für fich allein den 
Wiederverkauf feines Theils bewirken, und vom Käufer nidt ge 
nöthigt werden, das Ganze an fich zu ziehen. 

1672. Hinterläßt ein folcher Käufer mehrere Erben , je 
fan, wenn die verkaufte Sache noch ungetheilt oder unter alle 
vertheilt ift, der Wiederverfauf wider einen jeden aus ihnen nur 
für feinen Theil ausgeklagt werden. 

Sit aber die Erbſchaft jo getheilt, daß die verfaufte Sache 
dem Loos Eines der Erben zufiel, jo hat wider dieſe die Wieder: 
faufsflage auf das Ganze jtatt. 

Vgl. L.R.S. 833, 122), 1667, 1685. 


1673. Der Wiederfäufer muß nicht allein den Kaufpreis 
zurüdgeben, jondern auch die redlichen und gejegmäßigen Koften 
des Kaufs, weiter die Koften der notwendigen Ausbefjerungen, 
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auch diejenigen, welche den Werth des Guts erhöht haben, bis 
zum Betrag dieſes erhöhten Werths. Ihm darf der Beſitz verſagt 
werden, bis er allen dieſen Obliegenheiten Genüge leiſtet. 

Der Wiederkäufer nimmt ſein Grundſtück frei von allen Laſten 
und Pfandrechten zurüd, womit der Käufer es etwa befchwert hat; 
nur die von dem Käufer ohne Argliit und Gefährde gejchloffenen 


Pachtverträge muß er vollziehen. 
Vgl. L.R.S. 861, 1183, 1593, 1659, 1748. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon Aufhebung des Verfaufs wegen Berfürzung. 


1674. Ein Berfäufer, der um mehr als ſieben Zwölftel des 
Preijes einer Liegenjchaft verfürzt worden ift, hat das Recht, den 
Berfauf anzufechten, jelbjft dann, wenn er bei dem Berfauf auf 
diefe Befugniß verzichtet, ja gar erklärt Hätte, daß er den Mehr: 
werth der Sache ſchenke. 


Vgl. L.R,S. 6, 887, 1118, 1313, 1338, 1683, 1684, 1706, 1983 f.; Han- 
delsgesetzbuch Art. 286. 


1675. Zur Beurtheilung einer Berfürzung über fieben Zwölf: 
tel muß die Liegenfchaft nach den Zuftand zur Zeit des Kaufs 
und nach ihrem damaligen Werth gejchätt werden. 

Vgl. L.R.S. 890. 

1676. Nach zwei Jahren, von dem Tag des PVerfaufs an, 
bat dieſe Klage nicht mehr ftatt. 

Diefe Frift läuft wider Ehefrauen, wider Abweſende, wider 
Mundlofe und wider Minderjährige, welche Rechtsfolger eines voll: 
jährigen Berfäufers find. 

Diefe Friſt läuft neben der Wiederfaufsfrift und bleibt in- 
zwiſchen nicht aufgehoben. 

= vgl. L.R.S. 1304, 1663, 2252. 


— wen 
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+ 1677. Dem Beweis ber Verkürzung muß ein zulaffendes Urtheil vor: 
ausgehen, das nur ſtatt hat, wo die angegebenen Thatumftände wahrjheinlid 
und erheblich genug find, um eine Verkürzung vermuthen zu lafjen. 


+ 1678, Diejer Beweis darf durch Ermefjen von Sadverftändigen nit 
anders geführt werden, als daß deren drei feien, welche in einem gemein- 
Ihaftlihen Bericht nah Mehrheit der Stimmen nur eine Meinung äußern, 

+ 1679. Sind die Meinungen verſchieden, jo ſoll der Bericht die Gründe 
enthalten, worauf jede beruht, ohne 'zu jagen, welcher Meinung jeder Sad- 
verftändige gemweien jei. 

+ 1680. Die drei Sadverftändigen werben von Amtswegen ernannt, 
wenn bie Parteien fih nicht vereinigen, fie alle drei gemeinihaftlih zu 


ernennen. 
Vgl. L.R.S. 1677—1680 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad, Einf.- 


Ges. zu den K.J.G. 


1681. Wird die Verfürzungsflage ftatthaft erfannt, jo hat 
der Käufer die Wahl, entweder die Sache zurüdzugeben und ven 
Kaufihilling wieder an ich zu ziehen, oder gegen Nachzahlung 
deifen, was an dem wahren Preis fehlt (diefen zu einem Zehntel 
unter dem gejchägten Preis angenommen), das Grundſtück zu 
halten. 

Der dritte Befiger hat gleiches Recht, vorbehaltlich der Ge- 
währleiftungsforderung an feinen Berfäufer. 

Vgl. L.R.S. 891, 1618, 1620, 1626, 1630. 

1682. Der Käufer, welcher die Sache behält und die Preis- 
aufbejjerung nachzahlt, muß die Zinjen derjelben von dem Tag der 
angeftellten Umſtoßungsklage an, entrichten. 

Gibt er die Sache gegen Erftattung des Kaufſchillings zurüd, 
jo hat er die Früchte, von dem Tag der angejtellten Klage an, 
mit zu erjegen, ‚dagegen die Zinfen des Kauffhillingg von dem 
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Tag des Früchtenerſatzes, oder wenn er keine Früchte gezogen hat, 
von dem ‘Tag der Zahlung an, zu empfangen. 

Vgl. L.R.8. 549, 1155 a., 1952. 

1633. Der Käufer hat Feine Verkürzungsklage. 


1684. Sie findet auch gegen Feine Käufe ftatt, die aus ge— 


jeglicher Anordnung gerichtlich gefchloffen werden. 
Vgl. L.R.S. 1649. 


16855. Die Regeln des vorhergehenden Abſchnitts für Fälle, 
wo Mehrere zufammen verkaufen, oder jeder von ihnen bejonders, 
ingleihem wo Käufer oder Verkäufer mehrere Erben hinterlafien, 


find gleichfall3 bei der Berfürzungsflage zu beobadten. 
vgl. L.R.S. 1668—1672. 


R Siebentes Kapitel. 
Bon Berfteigerungen. 


1656. Wenn eine gemeinfchaftlihe Sade fih nicht füglich 
theilen läßt; 

oder wenn bei einer gütlichen Theilung gemeinjchaftlicher 
Güter Einige überbleiben, die Feiner der Theilenden annehmen 
kann oder will, jo wird ein folches Gut verfteigert und der Erlös 
unter den Miteigenthümern getheilt. 

vgl, L.R.S. 575, 577 bg., 815, 827 und flg., 1872, 2109. 

1687. Jeder Miteigenthümer kann fordern, daß Fremde zur 
Verfteigerung berufen werden; dieje Berufung muß gejchehen, jo 
ojt der Miteigenthümer noch minderjährig iſt. 

Vgl. L.R,S. 460. r 

1688. Die Arten und Formen der Verfteigerungen find unter 


en 
*— 
rw 
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dem Titel: von den Erbſchaften und ‚in der allgemeinen Ge: 
richtsordnung zu juchen. 

Vel. L.RS, 796, 805, 806, 826, 827 ; Notariatsordnung 55 91—100, 160, 
161; Dienstweisung für Waisenrichter $$ 239—31; R.C.P.O. $$ 716—726, 
Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. $$ 51 und Ile. 


Adtes Kapitel. 


Bon Uebertragung der Forderungen und anderer 
unkörperlicher Rechte. 


1689. Bei der Uebertragung einer Forderung, eines Rechts 
oder einer Klage wider dritte Perſonen, geſchieht die Uebergabe 
von dem Rechtögeber an den Rechtsuchmer durch Uebergabe der 
Rechtsurkunde. 


Vgl. LR.S. 1249 u. flg.; 1271, 1598 nebst Zusätzen, 1607; Handelsgesetz- 
buch Art. 182, 223, 301—304; Wechselordnung Art. 9—17. 


1690. Den Befig gegen dritte Perſonen erlangt der Rechts: 
nehmer nur durch feierliche Bekanntmachung der gejchehenen Weber: 
tragung an den Schuldner, oder durch urkundliche Erklärung de3 
Schuldners, welche jagt, daß er die Uebertragung annehme. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges,. zu den R.J.G. 

Vel. L.R.S. 1275a., 1295, 1598 nebst Zusätzen, 2075; R.C.P.O. $$ 730, 


737; Notariatsoränung $$ 77— 97; Anleitung zur Führung der Grund- und 
Pfandbücher $ 118, 


1691. Hat der Schuldner an den Nechtögeber gezahlt, che 
diefer oder der Rechtsnehmer ihm die gejchehene Uebertragung bes 
kannt machte, jo iſt er rechtmäßig befreit. 

Vgl. L.R.S. 1240. 

1692. Dev Verkauf oder der Nechtsübertrag einer Forderung 
erftreckt fih auf deren Zugehörden, wie 3. B. auf die Bürgjchaft, 
die Vorzugs- und Pfandrechte. 

Vgl. L.R.S. 1615, 2112. 


Ro 
x 
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1693. Wer eine Forderung oder ein anderes unkörperliches 
Recht verkauft, muß dafür haften, daß er zur Zeit des Uebertrags 
die Forderung oder das Recht wirklich hatte, wenn ſchon der 
Rechtsübertrag ohne Gewährzuſage geſchah. 

Vgl. LR.S. 1626, 1629, 1640; R. C. P. O. $ 740. 

1694. Er haftet nicht dafür, daß der Schuldner zahlungs- 
fähig jet, außer wenn er fich hiezu verbunden hat, und alsdann 
nur für fo viel, als er wegen des Uebertrags empfing. 

Vgl. L.R.S. 1641 und fle. | 

1695. Hat er für des Schuldners Zahlungsfähigkeit qut ge— 
jagt, jo wird diefe Zufage nur auf den gegenwärtigen Stand des 
Schulmers, nicht auf die Fünftige Zeit bezogen, der Nechtögeber 
habe ſie denn ausdrücklich einbegriffen. 

Vgl, LR.S. 1162. 

1696. Wer eine Erbjchaft ohne Bezug auf ein Erbverzeichniß 
verfauft, haftet nur dafür, daß er rechtmäßiger Erbe ſei. 

Vgl. L.R S. 780, 1693. 

1697. Hatte er ſchon Früchte eines oder andern Erbtids 
genofjen, Erbjchaftsforderungen eingezogen, oder Erbjchaftsfahrnig 
veräußert, jo muß er fie dem Erwerber erjegen, wenn ev fie bei 
dem Verkauf nicht ausdrücklich ausgenommen hat. 

Vgl. L.R.S. 1614, 1615. 


1698. Der Käufer feiner Seits muß dem Berfäufer das, 
was dieſer aus dem Seinigen an Erbichaftsjchulden und Laften 
gezahlt Hat, wieder erjtatten, und ihn um alles befriedigen, was 
derjelbe an das Erbe als Gläubiger zu fordern hatte, wenn nicht 


ein Anderes bedungen tft. 
vgl. L.R.S. 802, 1300. 
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1699. Der Schuldner eines ſtrittigen Rechts, das einem 
Andern verkauft worden iſt, kann ſich gegen den Rechtsnehmer 
dadurch frei machen, daß er ihm den bezahlten Preis des Weber: 
trags mit den übrigen redlichen und gejfegmäßigen Koften um 
mit den Zinſen von dem Tag an vergütet, da der Vebernehmer 
den Preis des ihm gejchehenen Uebertrags gezahlt hat. 

Vgl, L.R.S. 841, 1597, 1700—1701 ; Handelsgesetzbuch Art. 299, 

1700. Die Sache gilt für ftrittig, jobald ein Widerſpruch 
über den Grund der Schuld vor dem Richter liegt. 

vgl. R.C.P.O. $$ 235, 239. 

1700a. Wobei nur jener Widerfpruh in Betracht kommt, 
gegen welchen der Nechtsabtreter nicht zugleich die Währſchaft auf 
jih nimmt. | 

Vgl. L.R.S. 1693, 

1701. Die im Sat 1699 enthaltene Verfügung füllt weg: 

1) da, wo der Uebertrag an einen Miterben oder an einen 
Miteigenthümer des übertragenen Rechts geſchah; 

2) da, wo er einem Gläubiger an Zahlungsjtatt zu Theil 
ward; 

3) da, wo er an einen Befiger jenes Grundftüds gejchah, 
auf welches ftrittige Recht auszuüben wäre. 


T Neuntes Kapitel. 


Vom Loojungsredt. 


Die L.R.S. 1701aa—an sind aufgehoben durch das Gesetz über Auf- 
hebung der Losungs- und Einstandsrechte vom 21, Juli 1839 (R.B. Nr. 3). 


7 Behntes Kapitel. 
Vom Einftandsredt. 
Die L.R.S. 1701b a—b c sind aufgehoben durch das eben angeführte 


Gesetz. 
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Siebenter Titel. 


Vom Tauſch. 


1702. Der Tauſch iſt ein Vertrag, wodurch die Parteien 
ander Waare um Waare geben. 

Vgl. L.R.$. 1102, 1104, 1106. 

1702a. Wo ein Aufgeld gegeben wird, es ſei groß oder 
Hein, wird das Geld mit als Waare angejehen, jo lange nicht 
in Anſchlag der beiderjeitigen Taufchgegenftände in dem Bertrag 
ausgedrückt ift, und das Geld dadurch als Zugabe des ac 
g eichenden Preiſes vereigenſchaftet wird. 

Vgl. L.R.S. 1582. 

1703. Der Taufch gejchieht, fowie der Verkauf, durch bloße 
Einwilligung. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1583, 1583 a, 1589. 

1703 a. Die Taujchkoften werden gemeinfchaftlich getragen. 

Vel. L.R.S. 1593. 

1704. Hat eine der Taufchperfonen die eingetauſchte Sache 
empfangen, und beweist nachher, daß deren Bertaufcher nicht 
Eigenthümer war, jo kann der Eintaufcher nicht gezwungen wer- 
den, die dagegen vertaufchte Sache zu übergeben, jondern nur, die 
eingetaufchte zurückzugeben. 

Vgl. L.R.S. 1599, 1653. 

1705. Derjenige, der an der eingetaufchten Sache Entwäh- 
rung leidet, hat die Wahl, entweder allein Entichädigung zu be- 
gehren, oder feine vertaufchte Sache zurüdzufordern. 

Vgl. LR.s. 1626, 1630 u. flg. 


1705 a. Hatte jedoch im erjteren Fall derjenige, der Gewähr 


— 
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leijten joll, bei dem Tauſch in redlicher Meinung gehandelt, jo 
kann er vewlangen, daß die Entichädigung auf Nüdnahme ver 
vertaufchten Sade und Erſatz der Koften beſchränkt werde. 

Vgl. L.R.S. 1646. 

1706. Gegen Taufchverträge hat feine Verfürzungsklage jtatt. 

Vgl. L.R.S. 1674. 

1706 a. Feder Theil ift in Bezug auf feine Erwartungen 
von der eingetaufchten Sache derjenige, der ſich Kar ausdrüden 
muß, und gegen welchen widrigenfallg die ang gejchieht. 

vgl. L.R.S. 1162, 1602. 

1707. Alle übrigen Negeln des Kaufs gelten auch dem 
Tauſch. 

Vgl. L.R.S. 1562—1673. 

1707 a. Man fann auch die bloße Nutzung zweier Sachen 
umtauschen. Die Kraft ſolcher Taufchoerträge richtet ſich nad) 
obigen Süßen; die Nutungsrechte und VBerbindlichkeiten aber nad 
den Sätzen vom Leihvertrag. 

Vgl. L.R.S. 19875—1891. 


— — — 


Achter Titel. 
Von Beſtand-, Pacht oder Miethverträgen. | 


Erftes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 
1708. Es gib zwei Gattungen des Beftandvertrags: 
den über Saden, und 


den über Dienfte und Arbeiten. 
Vgl. LR.S, 1102, 1104, 1106, 1709-1711, 
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1709. Der Beftandvertrag über Sachen ift jener, wodurd) 
eine Partei der andern, auf eine gewiſſe Zeit und gegen einen be: 
willigten bejtimmten Zins, Inhabung und Genuß einer Sache 
einzuräumen verſpricht. 

Vgl. L.K.S. 1127, 1713—1778, 1831 aa—b1. 

1710. Jener über Dienfte und Arbeiten ift der Vertrag, 
wodurd Eine der Parteien für die Andere gegen einen unter ihnen 
abgeredeten Lohn etwas zu verrichten übernimmt. 

Vgl. L.R.S. 1779—1799. 

1711. Die beiden Gattungen des Beftandvertrags zerfallen in 
verjchiedene Abtheilungen. Pan nennt: 

1) Miethe, den Beitand über Häufer oder Fahrniß; 

Vgl. LR.S. 1752—1762. 
2) Baht, den Beſtand über Feldgüter; 
Vgl. L.R.S. 1763—1778. 

5) Dienftverding, den Beſtand über Arbeit oder Dienfte; 
Vgl. L,R.S. 1779—1786. 

4) Bichverftellung, den Beltand über Vieh, deſſen 
Nugen zwilchen dem Eigenthümer und Pächter getheilt 
wird; | 
Vgl. L.R.S. 1800—1831 d. 

5) Werfverding, das Unternehmen der Ausführung eines 
Werts für einen bejtimmten Preis; diefes ift nur ein 
reiner Bejtandvertrag, joweit der Werkjtoff von demjenigen 
geliefert wird, der das Werk beftellt. 

Vgl. L.R.S. 1787—1799, 

Die legten drei Oattungen (3, 4 und 5) haben ihre beſon— 

dere Regeln. 

1112. Für die Verpacdhtungen der Staatögüter, der Ge: 
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meindsgüter und der Körperſchaftsgüter finden beſondere Verord— 
nungen ſtatt. 


Vgl. LR.Ss. 537 u. 542 nebst Zusätzen, 
Verordnung der Domänendirektion vom 30. April 1851 (Dom. V.B 
Nr, 4 über Verpachtungen ärarischer Güter. 


Bweites Sapitel. 
Von dem Mieth: und Badhtvertrag über Saden. 


1713. Man kann Sachen jeder Art, bewegliche oder unbemeg- 
lihe Güter, in Beitand geben und nehmen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Regeln, die der Miethe und dem Pacht zugleich gelten. 


1714. Man kann ſchriftlich oder mündlich in Beſtand geben 


und nehmen. 
Vgl L.R.8. 1736—1738, 1774. 


+ 1715. Ein münblider Beftand, deſſen Vollzug no nicht begonnen hat 
und ber von einem Theil geläugnet wird, kann nit durch Zeugen bemiejen 
werben, fo gering er auch ſei, und obſchon man fih auf gegebenes Haft: 
gelb beziehe. 

Nur kann man dem, ber den Beſtand leugnet, den Eid zujdieben. 


+ 1716. Entfteht Streit über den Beftandzind bei einem mündlichen 
Beitandvertrag, deſſen Vollziehung ſchon begonnen bat, und es ift feine 
Duittung beizubringen, die einen Ausihlag gäbe, jo tft dem Eigentbümer 
auf feinen Eid zu glauben; der Beftänder kann zu deffen Anwendung Schägung 
durch Sadverftändige verlangen, in mweldem Fall bie Kojten der Schägung 
ihm zur Laſt bleiben, wenn der Anſchlag den von ihm angegebenen Zins 
überfteigt. 

Die L.R.S. 1715 u. 1716 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf. 
Ges. zu den R.J.G. 
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1717. Der Beftänder hat das Recht zur Afterbeftandgabe 
und jelbjt zur gänzlichen Webertragung feines Beltands auf einen 
Andern, wenn ihm Eines und das Andere nicht unterfagt worden; 
die Unterfagung kann auf das Ganze oder auf einen Theil be- 
zogen werden. 

Dieſes Geding muß ftreng genommen werden. 

Vel. L.R.8. 1717 a., 1735, 1753, 1763. 
1717a. Jedoch kann die gänzliche Webertragung nicht an 
Jemand gejchehen, von welchem der Berpächter irgend einigen 
Nachtheil glaublich zu bejorgen hat, daher joll ihm zuvor davon 
Anzeige gejchehen. 

1718. Die unter dem Titel: von dem Heirathävertrag 
und den gegenjeitigen Rechten der Ehegatten vorlommen- 
den Süße über die Verpachtung der Güter einer Ehefrau, find 
auf die Verpachtung der Güter der Minderjährigen ebenfalls an- 


wendbar. 

Vgl, L.R.S. 450, 595, 1429 - 1430 a.; Dienstweisung für Vormünder 
8 6 lit. c. nebst Verordnung vom 6, März 1835 (R.B. Nr, 14). 

Landesherrl. Verordnung vom 20. November 1861 (R,B, Nr, 52) über 
Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens $ 18, 


1719. Der Beftandgeber ift Fraft der Natur des Vertrags, 
ohne daß es deßhalb einer bejonderen Webereinfunft bedarf, ver: 
bunden: 

1) dem Beftänder das Beltandgut zu überliefern; 

2) e8 in dem Stand zu unterhalten, der für den Beitandge- 

brauch nöthig ift; 

3) während der Dauer des Beltands dem Beltänder den 

ruhigen Genuß der Sache zu gewähren. 

Vgl. L.R.S. 1720—1727, 1741. 

31 
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1720. Derſelbe iſt ferner ſchuldig, die Sache in gutem Stand 
zu überliefern. 

Während der Beſtandzeit muß er die nöthigen Ausbeſſerungen 
machen, die Heinen ausgenommen, welche dem Beftänder obliegen. 

Vgl. L.R.S. 605, 606, 1724, 1731, 1754—1756, 

1721. Dem Beitänder gebührt Gewährleiftung für alle Fehler 
und Mängel der in Beltand gegebenen Sache, welche deren Ge: 
brauch verhindern, wenn auch der Beftandgeber fie zur Zeit ber 
Vertragsſchließung nicht gekannt hätte. 

Entfteht aus ſolchen Fehlern oder Mängeln ein Verluſt 
für den Beſtänder, jo ift der Beitandgeber verbunden, ihn zu ent- 
ſchädigen. M 

Vgl. L.R.S, 1641, 1648, 1645, 1891. 

1722. Geht die Beſtandſache duch einen Zufall während 
der Beitandzeit ganz zu Grund, jo ift der Beitand kraft Geſetzes 
erlofchen; trifft er nur einen Theil, jo kann der Beitänder nad 
Umftänden Minderung des Beſtandzinſes, oder jelbft Umftoßung 
des Vertrags begehrten. Im einem mie im amdert Fall Hat Feine 
Entſchädigung ftatt. 

Vgl. L.R.S. 1302, 1601, 1724, 1741. 

1723. Der Beltänder*) darf die Geftalt der Beſtandſache 
nicht verändern. 

* Uebersetzungsfehler statt: „Bestandgeber‘‘ (bailleur). 

vgl. L.R.8. 599 und 1719 Z. 3. 

1724. Fordert während der Beftandzeit die Beſtandſache un: 
verfchieblihe Ausbefjerungen, jo muß der Beſtänder fie zugeben, 
wie viele Unbequemlichkeit fie ihm auch machen, und unangejehen, 
ob er unterdeffen der Sache zum Theil entbehren. muß ; 
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erfordern fie jedoch mehr als vierzig Tage, fo ift nad) Ber- 
hältniß der Zeit und des entbehrenden Gebrauchs der Beſtandzins 
berabzujeßen; 

nehmen fie die dem Beltänder für fih und feine Familie 
unentbehrlihe Wohnung weg, jo kann diefer den Beitand um— 
ftoßen. 

Vgl. L.R.S. 1720 -1722, 1741. 

1725. Der Beftandgeber ift nicht fehuldig, dem Beltänder 
gegen jene Störung im Genuß Währfchaft zu leiften, welche durd) 
Thätigkeiten dritter Perſonen entjtehen, ohne in einer Rechtsan- 
ſprache auf die Sache gegründet zu fein; der Beſtänder kann folche 
Störer in eigenem Namen gerichtlich belangen. 

Vgl. L.R.8. 1382 und fig. 

1726. Iſt aber die Störung Folge einer Eigenthumsan- 
fprade an das Grundftüd, fo kann der Beſtänder eine verhältniß- 
mäßige Minderung des Beftandzinjes fordern, falls die Störung 
und Gebrauhshindernig dem Eigenthümer angezeigt worden ift. 

Vgl. LR.S. 1630, 1640. 

1727. Behaupten diejenigen, welche Thätlichkeiten unternom- 
men haben, ein Recht an die Beitandjache, oder wird der Beſtän— 
der felbft vor Gericht belangt, um das Beltandgut ganz oder zum 
Theil zu räumen, oder darauf die Ausübung irgend einer Dienft- 
barkeit zu geftatten, jo muß er den Beitandgeber zur Gemähr- 
leiftung auffordern, und kann verlangen, nah Nennung feines Be— 
ftandgeberd aus dem Nechtsftreit entlaffen zu werden. 

Vgl. L.R.8. 614, 1768; R,C.P,O, $ 73. 

1727 a. Der Beftandgeber trägt alle Laften der Sadıen, 


welche er nicht dem Beltänder angedungen hat. 
Vgl. L.B.8. 608 nebst Zusatz. 
3 * 
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1728. Der PReftänder hat zwei Hauptverbindlichkeiten 3 
erfüllen: | 
1) daß er die gemiethete Sache ald guter Hauswirth nad) 
der abgeredeten oder aus den Umjtänden muthmaßlichen 
Beſtimmung gebraudhe ; 
2) daß er den Beitandzind in den feitgelegten Zielern 
zahle. 
Vgl. L.R.8. 1729—1735, 1741, 1752, 1766, 2102, 2217. 
1723a. Der Beitandzind kann nur in Geld und in wirk— 
lihen oder möglichen Erzeugniffen der Beſtandſache bedungen 
werden. 
1729. Macht der Beftänder von der Beſtandſache einen nicht 
bewilligten und dem Beſtandgeber nachtheiligen Gebraud, jo mag 


diefer nach Umftänden den Beſtand umftoßen. 
Vgl. L.R.S. 1184, 1741, 1766. 


1730. Iſt von dem Beſtänder und Beftandgeber eine Gutö- 
beijchreibung aufgenommen worden, jo muß jener die Sache in 
dem befchriebenen Stand zurücdkiefern, jo weit nicht Alter oder 


höhere Gewalt ihn verjchlimmert haben. 
Vgl. L.R.S. 589, 600, 1731, 1732. 1755. 


1731. Bei dem Mangel einer ſolchen Beichreibung tritt die 
Bermuthung wider den Beftänder ein, er habe die Sade in Bau 
und Beſſerung gut erhalten, und er muß fie in einem ſolchen Stamd 
zurücigeben, vorbehaltlich de Beweiſes für das Gegentheil. 

Vgl. 1.R.S. 1352 u. 1352 a. 

1732. Für Alles, was während feines Gebrauchs verfchlimmert 
wird oder zu Grund geht, ijt er verantwortlid, jo lang er nidt 
jeine Schuldlofigfeit beweist. 

Vgl. L.R.S. 1728, 1735. 
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1733. Er haftet für Feuersbrünfte, wo er nicht beweist: 

a) daß die Feuersbrunft durch Zufall oder durch höhere Ge- 

mwalt oder durch Fehler an der Bauart entjtanden, oder 

b) daß da3 Feuer in einem benachbarten Haufe ausgefommen 

jei, und ſich fortgepflanzt habe. 

1734. Sind der Miether Mehrere, fo haften Alle ſammtver— 
bindlich für den Schaden der Feuersbrunft, jo lang nicht bewiejen 
wird, daß das Feuer bei einem derjelben allein ausgegangen, mo 
al3dann diefer auch allein dafür verantwortlich bleibt; 

oder daß bei einem und dem Andern Fein Feuer ausbrechen 
fonnte, in welchem Fall Einer und der Andere nicht verhaftet it. 

vgl. L.R.S. 1200, 1202, 1213—1216. 

1735. Der Beftänder haftet für Verſchlimmerung und Verluft, 


welche von feinen Hausgenoffen oder Afterbejtändern herrühren. 
Vgl. L.R.S. 1384, 1384 a. 


1736. Sit der Mieth- oder Pachtvertrag mündlich abgefaßt 
worden, jo fann er nur unter Beobachtung der durch Ortsgebrauch 
beftimmten Friſt aufgefündigt werden. 

Vgl. L.R.S. 1159, 1714, 1738—1740, 1757—1759, 1774—1776, 


1737. Iſt derfelbe fchriftlich verfaßt, fo erlöfcht er kraft Ge- 
ſetzes mit Umlauf der darin bejtimmten Zeit ohne Auffündigung. 


1738. Wenn nad) abgelaufener Beftandzeit eines fchriftlichen 
Mieth- oder Bachtvertrag3 der Beitänder die Sache fortgenießt und 
dabei gelafjen wird, jo beginnt ein neuer Beltand, deſſen Wirkung 
fih nad) dem Sat über mündliche VBermiethung richtet. 

Vgl. L.R.S. 1736, 1759, 1776. 


1739. Iſt urkundlich aufgefündigt worden, fo kann der Be- 
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ſtänder, ob er ſchon im Genuß geblieben iſt, auf eine ſtillſchwei— 
gende Erneuerung des Vertrags ſich nicht beziehen. 

Vgl. LR.S. 1738, 1759, 1776, 

1740. Zn beiden vorhergedachten Fällen erſtreckt ſich die Bürg- 
Ihaft, weldhe für die Miethe oder den Pacht geftellt worden ift, 
nicht auf Berbindlichkeiten, die aus der Verlängerung des Bertrags 


entſtehen. 
Vgl. L.R.S. 2015. 


1741. Der Beftand erlöfcht durch den Berluft der Beſtandſache 
und durch Nichterfüllung der Zuſage des Beltänderd oder Be: 
jtandgebers. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1302, 1722, 1752, 1760, 1764, 1766. 

1742. Der Beltandvertrag wird dur den Tod des Be 
ſtänders oder Beitandgebers nicht aufgelöst. 

Vgl. L.R.S. 1122. 

1743. Wenn der Beitandgeber die Beftandfache verfauft, fo 
hat der Käufer Fein Recht, den Beftänder, dejfen Vertrag vor dem 
Berfauf beurfundet ift, zu vertreiben, wenn nicht dieſes Recht im 


Beitandbrief aussedungen tft. 
Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G, 


1744. Wurde bei dem Beftand vorbehalten, daß ein etwaiger 
Käufer den Pächter oder Miether vertreiben dürfe, ohne über die 
Entjchädigung etwas auszumachen, jo iſt der Beltandgeber dazu 
auf folgende Weife verbunden. 


Vel. $ 26 des Gesetzes vom 28. August 1835 (R.B. Nr. 42) über 
Zwangsabtretungen und Art. 18 des Gesetzes vom 5. Mai 1856 (R.B. Nr. 19) 
über Zusammenlegung von Grundstücken. 


1745. Bei Häufern, Zimmern oder Gemwerbläden zahlt der 
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Berrmiether jeinem ausgemwiefenen Miether für Entſchädigung To 
viel, als das Miethgeld für die in dem Ortsgebrauch beftimmte 
Auffündigungsfrijt beträgt. 

Vgl. LRS. 1736, 1758, 

1746. Bei Feldgütern befteht die Entjchädigung des Ver— 
pachters an den Pächter in einem Drittel des Pachts von der noch 
übrigen Bachtzeit. 

Vgl. L.R.S. 1774. 

1747. Die Entfhädigung wird von Sachverftändigen ermefjen, 
wenn von Mänufakturen, Hüttenmwerfen oder andern Gewerbanlagen 
die Rede ijt, welche große Einrichtungskoften erfordern. 

vgl. R.C.P.O. $$ 367—379- 

1748. Der Käufer, der fi) des im Beftandvertrag bedungenen 
Rechts der Austreibung bedienen will, muß außerdem den Miether 
voraus fo frühe benachrichtigen, al8 es an dem Drt für Auf- 
kündigungen gebräuchlich) ift. 

Bei Feldgütern muß er dem Pächter wenigftens ein Jahr 
zuvor aufjagen. 

vgl. L.R.S. 1736, 1758, 1774. 

1749. Bächter oder Miether können nicht vertrieben werben, 
ehe fie von dem Verpachter oder Vermiether, oder an deren Statt 
von dem neuen Käufer die oben erklärte Schadloshaltung empfangen 
haben. 

1750. Fehlt dem Beitandvertrag die in L.R.S. 1743 be- 
zeichnete Borausfegung, jo ift der Käufer zur Entihädigung nicht 
verbunden. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges, zu den R,J.G., 


1751. Wer unter Vorbehalt des Wiederverfaufs Faufte, kann 
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fi des Rechts, den Miether zu vertreiben, nicht bedienen, ehe er 
durch Umlauf der Wiederfaufsfrift unmiderruflih Eigenthümer ge: 
worden ift. 

Vgl. L.R.S. 1662, 1665. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon den befonderen Regeln des Miethvertragg über Häuſer 
und Fahrniß. 


1752. Ein Miether, der in das gemiethete Haus nicht hin- 
reichenden Hausrath bringt, kann vertrieben werden, fofern er nicht 
Sicherheit für den Miethzins gibt. 

Vgl. L.R.S. 1741, 1760, 1766, 2102. 

1753. Der Aftermiether haftet dem Hauptvermiether nur 
nad) Betrag des Aftermiethzinjes, den er zur Zeit des gerichtlichen 
Zugriffs noch ſchuldig tft, jedoch fann er Feine Vorauszahlungen 
jenem entgegen alten. 

- Zahlungen, weldhe der Aftermiether Fraft Geding des Mieth— 
vertrags oder Fraft Ortsgebrauchs bewirkte, werden "hierbei nicht 


al3 Borauszahlungen betrachtet. 
Vgl. L.R.8. 1166, 1240, 1717. 


1754. Die Heinen Ausbefferungen muß der Miether auf eigene 
Kosten machen, wo nicht das Gegentheil bedungen ift; fie beftimmen 
fi) durch den Ortsgebrauch; auf alle Fälle gehören dahin die Aus- 
befjerungen 

der Feuerherde, Rüdenplatten, Einfaffungen und Geftelle der 
Kamine; 

des Berpußes des untern Theils der Wände in Zimmern 
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rınd Wohnungszugehörden bis zur Höhe von vier Zoll, der einzelnen 
verbrochenen Pflafterfteine und Steinplatten in Zimmern; 

der Fenfterjcheiben, welche nicht durch Schloffen oder andere 
außerordentliche oder gewaltfame Zufälle zerbrechen, wofür der 
Miether nicht haftet; 

der Thüren, Kreuzitöde, bretterner Wandverjchläge, Ladenver- 
Ichläge, Thürbefchläge, Riegel und Schlöffer. 

Vgl. L.R.s. 1720. 

1755. Sene Kleinen Ausbefjerungen fallen jedoch den Miethern 
nicht zur Laſt, wenn nur Alter oder höhere Gewalt fie veranlaft 


hat. 

Vgl. L.R.S. 1730. 

1756. Das Reinigen der Brummen und Abtritte zahlt der 
Bermiether, wenn nicht daS Gegentheil bedungen iſt. 

Vgl. L.R.S. 1719 u, 1720. 

1757. Hausrath, der zur Einrichtung eines Haufes, Haus- 
antheils, Ladens oder Wohnzinmers gemiethet wird, gilt im Zweifel 
für gemiethet auf jo viel Zeit, als nach dem Drtsgebrauch Häufer, 
Duartiere, Läden und Wohnzimmer jelbjt vermiethet werden. 

Vgl. L.R.S. 1159, 1736, 1758, 

1758. Bei eingerichteten (mit Hausrath verjehenen) Wohn: 
zimmern gilt der Miethvertrag auf ein Jahr, auf einen Monat, 
auf einen Tag für gejchloffen, je nachdem ein jährlicher, monat= 
licher oder täglicher Mietbzins bedungen tft. 

Fehlt e8 am Beweis bedungener Zinszieler, jo wird die Mieth- 
zeit nad) Drtsgebrauch gerichtet. 

Vgl. L.R.S. 1159, 1736. 

1159. Bleibt der Miether eines Haufes oder einzelner Wohn— 


= 
* 
7 r 
* 5 
- 


490 8R. ULB VIO. T. Beftanbverträge. 


zimmer nach Ablauf einer jchriftlich bedungenen Beitandzeit in dem 
Genuß, ohne Widerfprud des Vermiethers, jo gilt die Miethe 
unter dem vorigen Bedingungen, für die durch Ortsgebraud be 
ftimmte Zeit, als erneuert, und er kann fie weder verlaffen, nod 
daraus vertrieben werden, ohne vorhergegangene ortSherfömmlid: 
Auffündigung. 

Vgl. L.R.S. 1738—1740. 

1760. Wird der Vertrag aus Schuld des Miethers aufge 
hoben, jo muß diefer von der zur Wiedervermiethung erforderlichen 
Zeit die Miethe zahlen, neben dem Schaden, der etwa aus dem 
Mißbrauch der Sache noch entjtanden fein mag. 

vgl. L.R.S. 1149 u. flg.; 1184, 1741, 1752. 

1761. Der Bermiether darf nicht vor der Zeit von dem Ver— 
trag abgehen, auch wenn er das vermiethete Haus jelbft bevarf, 
wenn er fich diefe Befugniß nicht bedungen a” 

Vgl. L.R.S. 1134, 1743, 

1762. Iſt in dem Miethvertrag die Selbftbeziehung des 
Haufes vorbehalten, jo muß vorher eine ortägewöhnliche Auflün— 


digung urkundlich vorausgehen. 
Vgl. L.R.S. 1736, 1748. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den befondern Regeln der Bachtverträge. 
1765. Wer auf Theilbau (d. i. fo, daß die Früchte mit dem 
Berpachter getheilt werden) pachtet, kann das Gut nicht in After: 
pacht geben, noch feinen Pacht einem Andern übertragen, ohne 


ausdrüclich dazu erhaltene Erlaubniß, 
Vgl. LR.s. 1237, 1717, 
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1764. Im Uebertretungsfall hat der Eigenthümer das Recht? 
den Genuß wieder an ſich zu ziehen, und an den Pächter wegen des 
des Schadens der Nichtvollziehung des Pachtvertrags ſich zu halten. 

Vgl.L.R.S. 1149 u. fig., 1184, 1741. 


1765. Gibt ein Pachtvertrag den Flächeninhalt der Grund- 
ftüde geringer oder größer an, als er wirklich ift, jo begründet 
diefes eine Erhöhung oder Herabjegung des Pachtzinſes nur in 
den unter dem Titel: Bon dem Berfauf ausgedrüdten Fällen 
nach den dort angegebenen Regeln. 

Vgl. L.R.S. 1617—1623, 


1766. Wenn ein Pächter dad Gut nicht mit Vieh und Ge- 
räthichaften verjieht, wie e3 zu deffen Bau nöthig ift; wenn er 
es in Unbau fommen läßt; wenn er es nicht al3 guter Hauswirth 
benußt; wenn er von PBachtzubehörden einen bejtimmungsmidrigen 
Gebrauch macht; überhaupt, wenn er die Gedinge des Pachtver— 
trag3 nicht erfüllt, und daraus für den Berpachter Schaden erwächlt ; 
fo kann diefer nad) Umständen den Pachtvertrag aufheben laſſen. 

Erfolgt die Aufhebung aus Schuld des Pächters, jo ift diefer 
nad dem 1764jten Saße zur Entjhädigung verbunden. 

Vgl. L.R.S. 1149 u. fig., 1184, 1741, 1752, 1760, 2102. 


1767. Jeder Pächter eines Landguts muß an dem im Pacht: 
vertrag beftimmten Drt feine Erzeugnifje auffpeichern. 


1768. Jeder Pächter ift bei Vermeidung der Schadloshaltung 
jchuldig, den Eigenthümer von allen Eingriffen zu benachrichtigen, 
die gegen deſſen Grundftüde etwa unternommen werden. 


Diefe Benachrichtigung muß in der Zeit geſchehen, welche für 
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gerichtliche Vorladungen nah Berjchiedenheit der Ortsentfernung 
vorgejchrieben ift. 

Vgl. L.R.S. 614, 1727; R.C.P.O. $ 194 (vgl. mit Code de procedure 
civile Art. 72, 73, 1033.) 

1769. Iſt der Pacht auf mehrere Jahre gejchloffen, und & 
geht in Ddiefem Zeitraum eine Ernte ganz oder wenigjtens zur 
Hälfte durch Zufall zu Grund, fo ift der Pächter berechtigt, einen 
Nachlaß am Pachtzind zu verlangen, wenn er durch die vorher: 
gehende Ernte nicht ſchon entſchädigt ift. 

Diefer Nachlaß kann jedoch nicht cher, als am Ende der 
Pachtjahre bejtimmt werden, wo der Gewinn aller Jahre damit 
ausgeglichen werden muß. 


Unterdeffen kann der Richter den Pächter ermächtigen, nad 
Verhältniß des erlittenen VBerluft3 bis dahin einen Theil des Pachts 
inne zu halten. 

Vgl. R.C.P.O. $ 815 u. fig.; E.G* $ 16 Z. 4. 


1769a. Wer Nachlaß begehren will, muß gleich nad) erlit: 
tenem Schaden deſſen gerichtliche Aufnahme betreiben. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 447—455. 

1770. Iſt der Pacht nur für ein Jahr gefchloffen, und 
ein Verluſt trifft alle oder doch die Hälfte der Früchte, fo it 
dem Pächter ein verhältnigmäßiger Theil des Pachtzinfes zu er: 
laſſen. 

Er iſt nicht befugt, Nachlaß zu fordern, ſo lang der Verluſt 
unter der Hälfte bleibt. 


1771. Dem Pächter gebührt Fein Nachlaß wegen Verluſts 
der Früchte, die ſchon gefchnitten waren; nur bei dem XTheilbau 
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bat der Eigenthümer feinen Theil am Berluft der Ernte zu tragen, 
vorausgejegt, daß der Pächter nicht in Verzug war, ihm jolchen 
abzuliefern. 

Der Pächter kann eben jo wenig Nachlaß wegen eine Scha— 
dens fordern, deſſen Beranlafjung ſchon bei Schließung des Pachts 
vorhanden und bekannt war 

vgl. L.S. 520, 1138, 1763, 


1772. Durch ausdrüdliche Webereinkunft Können auch die 
Zufälle von dem Pächter übernommen werden. 


1773. Ein foldes Geding geht nur auf gewöhnliche Zu— 
fälle, al3 Hagel, Blig, Froft, Dürre, Abfallen der Traubenbeeren 
u. |. w. 

Es ift auf außerordentliche Zufälle nicht auszudehnen, als 
Kriegöverheerungen oder ungewöhnliche Ueberſchwemmungen, wenn 
der Pächter nicht alle vorgejehenen und unvorgefehenen Zufälle 
übernommen bat. 


1774. Bei der mündlichen Verpachtung gilt die Vermuthung, 
fie jei auf jo lange Zeit gefchlofjen, als erforderlich ift, damit 
der Pächter allen Nuten des gepadhteten Grundftüds genießen 
fünne. 

Die Verpachtung einer Wieje, eines Weinberg und jedes 
andern Grundftüds, deſſen Nugen in Jahreszeit ganz gezogen wird, 
gilt daher auf ein Jahr. 

Die Verpachtung der Aeder, welche nad Fluren (Zelgen) und 
Sahreszeiten gebaut werden, gilt im Zweifel für jo viel Jahre, 
als Feldfluren find. 

Vgl. L.R.S. 1714, 1736, 1758, 1775, 1776. 
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1775. Jeder auch mündliche Pacht hört kraft Geſetzes auf, 
ſobald ſeine nach dem vorhergehenden Satz zu ermeſſende Zeit 
verſtrichen iſt. 

vgl. L.R-S. 1737. 

1776. Bleibt der fchriftliche Pächter nad; Ablauf der be 
dungenen Pachtzeit unangefochten in dem Pacht, fo entjteht Bier- 
dur eine neue ftillfehweigende Pachtung; ihre Wirkung richtet 
fih nach dem 1774ften Saß. 

Vgl, L.R.S. 1738—1740, 1759. 

1777. Der abziehende Pächter muß dem Nachfolger in der 
Bewirthſchaftung die nöthige Wohnung und die Erforderniffe der 
Arbeiten des folgenden Jahrs überlaffen; hinwiederum muß der 
antretende Pächter dem abgehenden noch die nöthige Wohnung 
und Erforderniffe zum Verbraud des PViehfutter8 und zur Ein- 
beimfung der noch übrigen Ernte frei lafjen. 

In einem wie im andern Fall ift fich jedoch nad u Lan⸗ 
desgebrauch zu richten. 

Vgl. L.R,S. 6d—f, 1135, 1159. 

1777 a. Daher Tann diefe Regel da gar nicht anfchlagen, 
wo die Bewirthichaftungsgebäude darauf nicht eingerichtet find, 
und nur ein Aufeinanderfolgen der Pächter üblich ift. 

1778. Der abziehende Pächter muß ebenfalld Stroh und 
Dünger eines Jahrs, wenn er bei feinem Eintritt in den Pacht 
fie vorgefunden Hat, zurüdlafjen; ſelbſt alsdann, wenn er dieje 
Gegenftände nicht empfangen hat, kann der Eigenthümer gleichwohl 
für einen Anſchlag fie an fich ziehen, 

Vgl. L.R.S. 524. 
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Drittes Kapitel, 
Bon dem Dienftverding. 


1779. Es gibt drei Hauptgattungen des Beſtands, welcher 
Irbeit, Dienjte und Gewerbgejchäfte zum Gegenftand hat: 

1) den Bertrag mit Dienftboten und Handarbeitern, die einem 
Andern ihre Dienjte verdingen; 

Vgl. L.R.S. 1780—1781 a, 

2) den Vertrag mit Land- und Waflerfuhrleuten, die gedungen 
werden, Berfonen oder Waaren von einem Drt zum andern 
zu führen; 

Vgl. L.R.S. 1782—1786. 

3) den Bertrag mit den Unternehmern, denen ein Werk 
nah Preis und Ueberſchlag oder in Bauſch und Bogen 
verdungen wird. 

Vgl, L.R.8. 1787—179. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Verdingung der Dienſtboten und Arbeiter. 


1780. Seine Dienſte darf man nur auf beſtimmte Zeit oder 


für beſtimmte Unternehmungen verdingen. 

Vgl. L.R.S. 6, 1131, 1133, 

Deutsches Handelsgesetzbuch Art. 57—65 (Handlungsgehülfen) ; Beichs- 
Gewerbeordnung (neue Fassung vom 17. Juli 1878) 85 105—139 b. (Anhang 
B. 10a); Bad. Gesindeordnung vom 3. Februar 1868 (R.B. Nr. 7). 


71781. Dem Dienftheren oder Meifter wirb auf feine eibliche Verſiche— 
tung geglaubt: 

1) über die Größe des Lohns; 

2) über beffen Zahlung vom verfloffenen Jahr; 

3) Über bie Abichlagszahlungen des laufenden Jahre. 
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+1781a. Diefe Berfiherung kann jeboh nur zugelafjen werben, m 
nicht der Dienftbote aus Abrehnungdbücdlein oder anderen Urkunden, ode 
aus glaubwürdigen, nit von Nebengefinde allein ausgehenden Zeugniflen da: 
Gegentbeil darlegt, oder der Herr wegen feiner Wahrhaftigleit oder Zahlungs: 
reblichkeit einen Üblen Ruf wiber fi hat. 


Die L.R.S. 1781 u. 1781a sind aufgehoben durch $ 146 des Bad, Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon Fuhr: und Sciffleuten. 

1782. Fuhrleute und Sciffleute haben für die Aufbewahrung 
und Erhaltung der ihnen anvertrauten Sachen gleiche Verbindlich: 
feit mit den Gaftwirthen, wovon unter dem Titel: von der 
Hinterlegung zur jihern Hand gehandelt wird. 

Vgl. L.R.S. 1952—1954. 

1783. Sie haften nicht nur für das, was in ihr Schiff oder 
Fuhrwerk Schon aufgenommen, fondern auch für das, was ihnen 
im Hafen oder in der Niederlage auf ihr Schiff oder Fuhrwert 
zur Ladung überliefert worden ift. 

1783 a. Für unterwegs aufgegebene Sachen haften fie mr, 
fo weit fie ſelbſt Empfänger find, oder ihre Unterbedienten als 
Gejchäftsträger für Frachtannahme aufgeftellt haben. 

1784. Sie haften für Verluft und Beſchädigung der ihnen 


anvertrauten Sachen, jo weit fie nicht bemweifen, daß Zufall der 


Gewalt ſolche veranlaßt haben. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1138, 

1785. Die Unternehmer der Land» und Geſchwindkutſchen 
oder der Marktichiffe, jowie die Unternehmer öffentlicher Wagen: 
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anftalten müffen über aufgegebenes Geld, Waaren und Packete ein 
Bud halten. 

1786. Die Unternehmer und Führer der Land» und Ge— 
ſchwindkutſchen und öffentlichen Wagenanftalten, ſowie die Schiffs— 
herren und Sciffsmeifter unterliegen bejonderen Verordnungen 
über ihre Berpflichtungen gegen die übrigen Staatsbürger. Das 
Weitere beftimmen die Handelsgejee. 

Handelsgesetzbuch Art. 379—389 (Speditionsgeschäft), 390—421 (Fracht- 
geschäft), 422—431 (Eisenbahnen), 557—679 (Seefracht). 


Reichs-Postgesetr vom 28. Oktober 1871, bes. $$ 6—15; Reichs-Tele- 
graphen-Ordnung vom 21 Juni 1872 bes. $ 26 ; Eisenbahn-Betriebsreglement 
vom 11. Mai 1874, bes. 8$ 29—31 und 62— 70. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon Werkverdingen auf Preiß und Ueberjchlag oder in Bauſch 
und Bogen. 


1787. Bei Berdingung eines Werks kann man in dem Ber: 
trag entweder nur Leiftung der Arbeit und des Kunitfleißes, oder 
zugleich die Lieferung des Werkſtoffs andingen. 

1788. Geht ein Werk, wozu der Unternehmer Stoff lieferte, 
auf welche Art es fei, vor der Ablieferung zu Grund, fo trifft 
der Berluft den Unternehmer, wenn der Beiteller nicht in Verzug 
der Webernahme ift. 

vel. L.R.S. 1139, 

1789. Liefert der Unternehmer nur Arbeit oder Kunftfleiß, 
und die Sache geht zu Grund, jo haftet jener für weiter nichts 
al3 für jein Verjehen. 


Vgl L.R,S. 1137, 1302, 
33 
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1790. Jedoch hat in diefem Fal der Unternehmer, obgleich 
die Sache ohne fein Verſehen zu Grund geht, feine Forderung 
wegen Arbeitslohns, wenn nicht das Werk fchon für gut ange- 
nommen, oder der Beiteller im Brüfungsverzug tft, oder die Sache 
durch Fehler des Werkitoffs zu Grund ging. 

Vgl. L.R.8. 1647. 

1791. Bei einem Werk, da3 nah dem Stück oder Maaf 
beftellt ift, Tann die Prüfung ftüdweis geſchehen; — zahlt der 
Beftelfev den Uebernehmer nach Maßgabe der gefertigten Arbeit, 
jo gilt die Bermuthung, es ſeien alle gezahlten Stüde für gut 
genommen worden. 

Vgl. LR.s. 1108 b., 1352, 1352 a. 

1792. Für ein im Ganzen in Bau genonmenes Werk, das 
ganz oder zum Theil durch Fehler der Bauart oder des Bodens 
zu Grund geht, müffen der Baumeifter und Bauunternehmer zehn 
Jahr lang gutitehen. 

Vgl. L.R.S. 2270. 

1792 a. Dieje zehn Jahre fangen auch da, wo die Prüfung | 
ſtückweiſe geſchah, von der legten Prüfung nach vollendeter Ar: 
beit an. 


1795. Hat ein Baumeijter oder Bauunternehmer die Auf: 
führung eines Gebäudes in Baufh und Bogen nad einem mit 
dem Gigenthümer des Bodens verabredeten Blan übernommen, 
jo kann er weder wegen geftiegenen Preifen des Arbeitslohns oder 
des Bauftoffs, noch wegen Veränderungen oder Zujäßen am eriten 
lan eine Preiserhöhung verlangen, wenn er zu den Beränder: | 
ungen oder Zujägen von dem Eigenthümer nicht ſchriftlich ermäch— 
tigt, und deren Preis verglichen worden ift. 
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1794. Der Beſteller kann einſeitig von einem in Bauſch 
und Bogen geſchloſſenen Vertrag wieder abgehen, auch nachdem 
das Werk ſchon angefangen iſt; nur muß er alsdann den Unter— 
nehmer für gehabte Koſten und Arbeit, auch für den Gewinn, 
den er bei dieſer Unternehmung hätte machen können, ent— 
ſchädigen. 

1795. Ein Werkverding erlöſcht durch den Tod des Werk— 
meiſters, Baumeiſters oder Unternehmers. 

vgl. L.R.S, 1237. 

1796. Der Befteller muß jedoch nach Verhältniß des be- 
dungenen Preiſes den Werth der fertigen Arbeit und des zube- 
reiteten Werkſtoffs, jomeit beide ihm müßlich fein können, den 
Erben bezahlen. 


1797. Der Unternehmer haftet für die Handlungen feiner 
Arbeitsleute, 

Vgl. L.R.S. 1384. 

1795. Maurer, Zimmerleute und andere Arbeitäleute, die 
bei der Errichtung unternommener Gebäude oder anderer Werfe 
gebraucht werden, haben: feine Klage wider den Bauherrn, jondern 
nur einen Zugriff auf dad, was dieſer zur Zeit ihrer Klage dem 
Unternehmer noch jchuldig ift. 

Vgl. L.R.S. 1166, 2103 Z. 4. 

1799. Die Maurer, Zimmerleute, Schloffer und andere Ar- 
beitöleute, welche ihre Arbeit und Lieferungen zu einem beftimmten 
Preis unmittelbar verdingen, find an die unter diefem Abjchnitt 
vorgejchriebenen Regeln gebunden. Sie find al3 Unternehmer für 


den Theil, den fie verfertigen, zu behandeln, 
Vgl. LBS. 2103 Z, 4; 2110, 
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»Biertes Kapitel. 
Bon ver VieHverftellung. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 

1500. Die Viehverſtellung iſt ein Vertrag, wodurch ein 
Theil dem Andern eine gewiſſe Anzahl Viehs, um es einzuſtellen, 
zu füttern und zu pflegen, unter gegenſeitig beliebten Bedingungen 
überläßt. 

1501. Es gibt mehrere Arten der Viehverſtellung: 

die einfache Art, das Vieh einzuftellen, 

Vgl. L.R.S. 1804—1817, 

die Einstellung des Viehs zur Hälfte, endlich 

Vgl. I.R.S. 1818— 1820, 

die Einftellung bei feinem Pächter oder Theilbauer. 
Vgl. L.R.S. 1821—1830. 

Es gibt noch eine vierte Vertragsart, die nur uneigentlic 
Tiehverftellung heißt. 

Vgl. L.R.S. 1831—1831 d. 

1802. Jede Gattung Vieh, das ſich vermehrt, oder dem 
Aderbau und Handel nüßt, kann verftellt werden. 

1503. In Ermangelung befonderer Uebereinkunft richten ſich 
diefe Verträge nad) folgenden Grundfäßen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der einfachen Viehverftellung. 


1504. Die einfache Viehverftellung ift der Vertrag, wodurd 
eine Heerde Vieh einzuftellen, zu nähren und zu pflegen unter der 
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ingung übergeben wird, daß der Einſteller die Hälfte des Zu— 
achſes an jungem Vieh für ſich haben, zugleich aber auch den 
Ferluſt zur Hälfte tragen ſoll. 

1805. Der Einfteller wird dur den bloßen Anjchlag nicht 
Eigenthümer des Viehs, jondern im Zweifel hat die Abſchätzung 
nur den Zwed, Verluft oder Gewinn am Ende der Vertragszeit 
zu bejtimmen. 

Vgl. L.R.S. 1810, 1817, 1822. 


1506. Der Einfteller ift jchuldig, al3 guter Hauswirth für 
die Erhaltung des Viehs zu jorgen. 

vg). L.R.S, 1137. 

1507. Für einen Zufall hat er nur dann zu haften, wenn 
von feiner Seite ein Berfehen vorherging, ohne welches der Ber- 
luft nicht erfolgt fein würde. 

Vgl. L.R.S. 1302. 


1808. Entfteht hierüber Streit, fo muß der Einfteller den 
Zufall beweifen, und der Berfteller beweiſet das Verſehen, deſſen er 


den Einſteller bejchuldigt. 
Vgl. L.R.S. 1315. 


1509. Wird der Einfteller freigefprochen, weil der Verluft 
nur zufällig war, jo muß er gleichwohl über die Häute der Thiere 


Rehnung thun, joweit fie für den Eigenthümer benugt werden 
durften. 


vgl. L.R.S. 616. 

1810. Geht alles Vieh ohne Verfchulden des Einftellers zu 
‚Grund, fo trägt der BVerfteller den Verluſt. 

Geht nur ein Theil zu Grund, jo wird der Verluft nach dem 
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urfprünglichen Anfchlag und nah ver Schägung des Werths zu 
Ende der PVerftellungszeit gemeinfchaftlih getragen. 
Vgl. L.RS. 1302, 1804, 1805, 1817, 1825, 1827. 


1511. Man kann nicht bedingen: 

daß der Einfteller den Verluſt des Viehs allein tragen ſoll, 
der fich durch bloßen Zufall ohne fein Verfehen ereignet: 

noch daß jein Antheil am Berluft größer fein ſoll, als am 
Gewinn; 

noch daß der Verſteller am Ende der Vertragszeit mehr als 
das von ihm hergegebene Vieh voraus hinnehmen joll. 

Jedes Ähnliche Geding ift ungiltig. 

Der Einfteller allein bezieht den Nuten der Milch, des Dün— 
gers, und der Arbeit des an ihn verftellten Viehs. 

Wolle und Zuwachs am jungen Vieh werden getheilt. 

Vgl. L.R.S. 6, 1131, 1133, 1819, 1828, 1855, 1831b. 

1812. Der Einfteller darf über fein Stück Vieh aus der 
Heerde, es mag zum Hauptſtamm oder zum Zumad)s gehören, 
ohne Bewilligung des Verfteller3 fchalten; aber auch dieſer kann 
ohne Bewilligung des Einſtellers hierüber nicht verfügen. 


1813. Iſt derjenige, an den das verftellte Vieh überlafien 
wird, ein fremder Pächter, jo muß die Verftellung dem Out 
eigenthümer angezeigt werden; font kann diefer das Vieh für jene 
Forderung an den Pächter in Beichlag nehmen und verkaufen 


lafjen. 
Vgl. L.R,S. 2102; R.K.O. $ 41 2. 2. 


18514. Der Einfteller darf die Schaffhur ohne . 
tigung des Verſtellers nicht vornehmen. 


- 
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1815. Iſt in dem Vertrag die Zeit der Verſtellung nicht 
beſtimmt, ſo werden dafür drei Jahre angenommen. 


1816. Der Verſteller kann früher die Auflöſung begehren, 
wenn der Einſteller ſeine Verbindlichkeiten nicht erfüllt. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1741, 1871. 

1517. Bei Endigung der Viehverftellung ift eine neue 
Schätzung des Viehs vorzunehmen. 

Der Verfteller nimmt fo viel Vieh von jeder Gattung, als 
die Anfangsihägung beträgt, voraus; das Uebrige wird getheilt. 

Iſt jo viel Vieh nicht mehr übrig, als der Ertrag der An- 
fangsihäßung fordert, fo nimmt der Verfteller was übrig geblieben 


it, und die Parteien berechnen ſich über den Verluſt. 
Vgl. L.R.S. 1805, 1810. 


Dritter Abſchnitt. 


Von der halbtheiligen Viehverftellung. 

1518. Die halbtheilige Viehverftellung ift eine Gefellfchaft, 
worin jeder Theil die Hälfte des bei dem Einen von ihnen ein- 
zuftellenden Viehs anfchafft, das nachmals für Gewinn und Ver: 
luft gemeinjchaftlich bleibt. 

Vgl. L.R.S. 1832, 1841. 

1819. Der Einfteller benutzt, wie bei der einfachen Vichver- 
ftellung allein die Mil), den Dünger und die Arbeit des Viehs. 

Der Berfteller Hat nur ein Necht auf die Hälfte dev Wolle 
und des Zuwachſes an jungem Bieh. 

Jede hievon abweichende Uebereinkunft ift ungültig, wenn der 
Berfteller nicht zugleich Eigenthümer der Meierei ift, die der Ein- 


vr im Pacht oder Theilbau hat. 
Vgl. L.R.8, 6, 1811, 1823, 1828, 1831 b. 
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1820. Alle übrigen Regeln der einfachen Viehverjtellung find 


auf die halbtheilige ebenfalls anwendbar. 
Vgl. L.R.S. 1805 u. fig. E 


Vierter Abſchnitt. 


Bon der Biehverftellung an den Zins- oder Theilpächter. 
I. 
Bon ber ———— an den Zinspächter. 

1821. Dieſe Viehverſtellung, die man auch zu eiſernem 
Vieh nennt, iſt diejenige, wodurch der Eigenthümer einer Meierei 
ſie mit der Bedingung in Pacht gibt, daß der Pächter am Ende 
der Pachtjahre jo viel Vieh zurücklaſſen ſoll, als dem Anjchlag 
desjenigen, das er zum Antritt empfing, an Werth gleichkommt. 

Vgl. L.R.S. 522. 

1822. Der Anfchlag des Viehs, das dem Pächter überlafjen 
wird, macht ihn nicht zum Eigenthümer, überträgt aber auf ihn 
die Gefahr deffelben. 

Vgl. L.R.S. 1805, 1825. 

1823. Dem Pächter gehört aller Nuten während der Pacht— 
zeit, joweit nicht das Gegentheil bedungen ift. 

Vgl. L.R.S. 1811, 1819, 1828, 

1524. Bon dem eiſernem Vieh gehört der Dünger nicht 
unter die Vortheile, welche der Pächter als fein freies Eigenthum 
betrachten kann; er gehört zur Meierri und muß ausjchließlich zu 
deren Nuten verwendet werben. 

Vgl. L.R.S. 524, 1778, 1811, 1819. 

1825. Der zufällige Verluft, wenn er auch alles Vieh träfe, 
it ohme Ausnahme für Nechnung des Pächters, wenn nichts 
Anderes abgeredet ift. 

vgl. L.R.S. 1810, 1822, 1827, 
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1826. Der Pächter ift nicht berechtigt, am Ende der Pach— 
tung das Vieh gegen Zahlung des urfprünglichen Anſchlags an ſich 
zu ziehen; er muß einen Viehftand zurüdlaffen, der demjenigen, 
den er empfangen hat, am Werth gleichfommt. 

Was etwa abgeht, muß er zahlen, und nur der Ueberſchuß 
gehört ihm. 

vgl. L.R.S. 1822, 1825. 

8 I. 
Bon der Viehverſtellung an den Theilbauer. 

1827. Geht der Viehftand ohne Verſchulden des Einftellers 
völlig zu Grund, jo trifft den Verluſt den Berfteller. 

Vgl. L.R.S. 1807, 1810, 1825, 

1828, Man fanır bei diefem Vertrag bedingen: 

daß der Einfteller feinen Antheil an der Scheerwolle dem Ber- 
pachter für einen Preis überlafje, der unter dem gewöhnlichen und 
laufenden ift; 

daß der Verſteller einen größeren Antheil am Nuten habe; 

daß er die Hälfte der Milch erhalte. 

Unerlaubt ift das Geding, daß der Pächter allen Verluft 
allein zu tragen habe. 

Vgl. L.R.S. 6, 1811, 1819, 1831 b, 1855. 

1829. Diefe Viehverftellung endigt fih mit dem Pacht der 
Meierei. 

Vgl, LR.S. 1763, 1774, 1775. 

1830. Sie iſt übrigens allen Regeln der einfachen Viehver— 


ftelung unterworfen. 
Vgl. L.R.S. 1805 u. fig. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Von der gemeinen oder uneigentlichen Viehverſtellung. 


1831. Wer Melkvieh einem Andern gibt, um es einzu— 
ſtellen und zu füttern, der behält Gefahr und Eigenthum, und 
die geworfenen Jungen find der einzige Ertrag, den er inzwiſchen 
davon hat. 

Vgl. L.R,S. 547. 

183la. Das Vieh muß im diefem Fall tüchtig fein, trächtig 
zu werden und Milch zu geben, ſonſt hat der Einfteller anderes 
Vieh und Entſchädigung zu fordern. 

Vgl L.R.S. 1147, 1184. 

1831b. Es kann bedungen werden, dab die Jungen theilbar 
werden, und dagegen ein Milchzins in Milch oder Geld gegeben 
werde, der jedoch den Gewinn des Einftellerd aus den Jungen 
nicht überfteigen darf. 

vgl, L,R.S. 1811, 1819, 1828. 

1831 0. Der Bertrag kann auch jo gefchloffen werden, daß 
der Einjteller die Hälfte des Werths des einftellenden Viches zahle, 
alsdann gehört ihm die Hälfte der Zungen ohne Vergütung, und 
er trägt die Gefahr mit, und hat, jobald das Vieh zu Dritt fteht, 
die Wahl, das alte Thier oder die beiden Jungen für fich zu 
nehmen. 

Vgl. L.R.S. 1818. 

1831 d. Die Beit der Einftellung kann willfürlich bedungen 
werden, mo die Jungen nicht theilbar werden; wo dieſe Theil: 
barkeit eintritt, muß fie wenigjtens dauern, bis das Vieh zu 
Dritt ſteht. 

vgl, 1.R.S. 1815. 
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Hünftes Kapitel. 
Bon Schupflehen oder Todbeftänden. 


(Gesetz vom 21. April 1849 (R.B. Nr. 25) über Ablösung der Erb- und 
Schupflehen.) 

183laa. Der Bertrag. womit Jemand den Befit und Ge- 
nuß einer Liegenichaft einem Andern bis an feinen Tod gegen 
einen bejtimmten mäßigen Zins verleihet, iſt Todbeitand (Schupf- 
(eben). 

1831ab. Er kann auch zugleich auf die Ehefrau, oder auf 


diefe und auf ein Kind, mithin zu zwei oder drei Leibern be— 
geben fein. 


183lac. Er kann mit oder ohne Ehrſchatz oder Preis für 
die Meberlafjung gejchlojjen werden. 


183lad. Das Befisrecht geht durch den bloßen Vertrag 
fraft Gefetes auf den Todbeftänder über. 

Vgl. L.R.S. 1138. 

183lae. Der Tobbeftänder hat die Rechte und Verbind— 
lihfeiten eines Nußnießers, und jo viel den Zins betrifft, jene 
eines Gültgeberö, vorbehaltlich ausdrücklich gemachter oder nad) 
Landesgebrauch jtillfchweigend zu unterjtellender ändernder Ge— 
dinge. 

Vgl. L.R.S. 6d—f., 582—616, 710fe—fk., 1831 be. 

1831 af. Nachlaß am Zins hat er nicht nur in jenem Fall, 
der einen Gültnachlaß begründet, fondern, wenn der Zins in 
Sleichheit3verhältniffen zum Gutsertrag fteht, weiter auch alsdann 
zu fordern, wenn zwei oder mehrere Jahre hintereinander, durch 
nicht übernommene Zufälle, mehr al3 die Hälfte des Ertrags des 
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Beitandguts zu Grund geht, doch nur halb jo viel, al3 im gleichen 
Fall ein Zeitpächter würde fordern können. 

Vgl. L.R.S, 710 ff., 1769— 1773, 

183lag. Der Todbeitand kann nur mit Einwilligung des 
Beitandgebers oder wegen von ihm auf das Gut bemilligter 
Schulden gültig verfauft werden. Im Berfaufsfall tritt der 
Käufer nicht für die übrige Zeit des Verkäufers, jondern für ic 
jelbjt ein. 

153lah. Ein tauglicher Leibeserbe des Todbeftänders hat 


das Vorrecht auf die Erneuerung des Todbeftandes vor Fremden. 
Gesetz vom 15. November 1833 (R.B. Nr. 48) über Wiederverleihung 
der Schupflehen. 


Sechſtes Kapitel. 
Bon Erblehen der Erbbeftänden. 


Gesetz vom 21. April 1849 (R.B. Nr. 25) über Ablösung der Erb- und 
Schupflehen.) 

1831 ba. Wo Jemand einem Andern den Belig und Genuß 
eines Guts gegen einen jährlichen mäßigen Zins für fih und 
Erben übergibt, da ift der Vertrag ein Erbbeitand. 

Vgl. L.R.S. 544 c., 577aa. u. ab. 

1831 bb. Der Erbbeftand kann auf gewiſſe beftimmte Gat— 
tungen und Grade von Erben gegeben fein, oder auf Leibeserben, 
oder auf alle Erben, oder auf Erben und Erbnehmer. 

Der erfte vererbt fih nur auf die beftimmt ausgedrüdte Zahl 
und Gattung der Erben. 

Der zweite geht auf alle vom erjten Erwerber abjtammende 
Nachkommen über. 
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Der dritte erjtrecft ih auch auf Seitenverwandte des erften 
Erwerbers in erbfähigen Graben. 

Der vierte endlich umfaßt auch Geſchenk- und Vermächtniß— 
rıehmer das jeweiligen Bejtänders. 

Vgl. L.R.S. 745, 750—755, 894, 1002. 


1831bc. Wo ein Beitand auf Erben ohne beitimmenden 
Beiſatz gegeben ijt, da find nur Xeibeserben, aber alle, darunter zu 
verftehen, wenn nicht der Landsbrauch einer Gegend einen andern 
Sinn fiher angibt. 

1831bd. Der Erbbeftandvertrag kann nicht bedingen, daß 
eine von der gejeglichen Drdnung abweichende Art der Vererbung 
in dem Erblehen ftattfinde. 


Edikt vom 23. März 1808 (R.B. Nr. 11) über die Vortheilsgerechtigkeit 
$ 2 (Anhang). 


1831 be. Der Erbbeftänder hat die Rechte und Verbindlich— 
feiten eines nutzbaren Eigenthümers, und jo viel den Zins betrifft, 
jene eines Gültgebers, joweit nicht ausdrücklich oder ftillfehweigend 
duch Landsbrauch Ausnahmen bedungen find. 


Vgl. L.R.S. 6 d—f,., 577 ac—an., 608 nebst Zusatz, 719 fe—fk., 
1831 ae. 


1831 bf. DieSäte ac., a d., aud af. und ag. im Kapitel 
von Toodbeftänden finden auch hier ihre Anwendung; außer bei 
Erbbeftänden auf bejtimmte Erben, wo der Käufer nur in das 
Recht des Verkäufers, mithin in deffen Erbgrad eintritt. 


1831 bg. Zu einer Veräußerung an einen nicht erbberec)- 
tigten, ſonſt aber für Leiftung der Erblehnspflichten fichern Befiter, 
fann die Einwilligung nicht verfagt werden, außer bei einem Erb— 
beitand, der auf unbeftimmte Zahl von Erben lautet, und auf 
dem Heimfall fteht. ; 
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18?1bh. Tritt durch Veräußerung ein nicht erbberechtigter 
Befiger in den Beltand, fo muß er für die Aufnahme zum Gut 
an den Grundeigenthümer einen Handlohn zahlen, der, wo er nicht 
niederer bedungen ift. in dem fünfzigften Theil des Kaufwerths 
beiteht; höher darf er nicht geſetzt werden. 

Gesetz vom 10, April 1848 (R.B. Nr, 23) über Aufhebung aller Feudal- 
rechte Art. 1 2. 4. 

1851bi. Der Erbbeitandbrief muß bei jedem Eintritt eines 
andern Beltters in den Genuß erneuert werden. Es kann, jedod 
nur durch ausdrüdliches Geding, feitgejegt fein, daß auch bei jedem 
Eintritt eines neuen Brfigers in das Grundeigentum auf voraus: 
gegangene Aufforderung von Seiten des letztern die Erneuerung 
ge;ucht werden müfle. 


1831bk. Außer dem, was ähnliche VBertragsverbindlichfeiten 
überhaupt auflöfet, kann der Richter auf Anrufen den Erbbeitand 
auch für erlojchen erklären: 

wegen in geeigneten Fällen in Zeiten nicht gejuchter Erneu: 
erung des Beſtandbriefs; 

wegen arobem oder halftarrigem Mißbrauch der beitandenen 
Sad; 

wegen unberechtigtem Berfauf des Erbbeftands; 

wegen zweijähriger Nichtzahlung des Zinjes, wenn nach mehr: 
maligem urkundlichem Mahnen der dritte verfällt, ehe der Rückſtand 
bezahlt iſt. 

Der legte Fall ift ftreng zu richten; in den drei erjten kann 
der Nichter auch gegen Erlegung einer ftatt Schadenerfag dienen: 
den billigen Geldbuße an den Beitandgeber den Verfall des Be- 


| 


er: 
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ſtandes nachſehen, wenn der Erbbeſtänder ſeinen Fehler zwar nicht 
ganz, aber doch ziemlichermaßen entſchuldigen kann. 

Vgl. LR.S. 1184, 1729, 1766. 

1531 bl. Es kann nicht bedungen werden, daß der Erb: 
bejtänder die Erfüllung feiner Obliegenheiten durch befonderes 
Gelübde an den Erblehneigenthümer verfichern folle. 


Neunter Titel. 
Bon dem Gefellichaftsvertrag. 


Erfles Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 


1832. Der Gefellfchaftövertrag ift die Uebeinkunft zweier 
oder mehrerer Berjonen. etwas zuſammen zu werfen, damit daraus 
ein Gewinn entjtehen möge, den fie unter fich theilen. 

Vgl. L.R.S. 1102, 1835, 1873. 

1553. Jeder Gefellfchaftsvertrag erfordert erlaubte Gegen- 
ftände und Rüdficht auf gemeinjchaftlichen Vortheil. 

Jeder Gejellichafter muß Geld oder Geldes Werth, oder die 


Benutzung feiner Kräfte einwerfen. 
Vgl. L.R.S. 1108, 1131, 1133, 1845, 1847, 1853, 1855. 


1834. Ale Gejellihaften müffen jchriftlih geſchloſſen werben, ſobald 
das Einbringen den Werth von fünf und fiebenzig Gulden überfteigt. 

Yeugenbeweis gegen den Inhalt des jchriftlihen Gejellichaftsvertrags 
oder über denfelben hinaus, oder über Reden, die vor, während und nad) dem 
Abſchluß vorgefallen fein follen, iſt unzuläffig, jelbjt bei einem Punkt, wo nur 
ein Werth unter fünf und fiebenzig Gulden in Frage tft. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
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Bweites Kapitel. 
Bon den verjhiedenen Gattungen der Gejellidaften. 


1835. Es gibt allgemeine und beſondere Gejelliaften. 
Vgl. L.R.8. 1836 und flg., 1841 und fig. 


Erfter Abſchnitt. 


Bon allgemeinen Gejellichaften. 


1836. Allgemeine Gefellfchaften gehen entweder auf alles 
gegenwärtige Vermögen oder nur auf allen Gewinn. 


1837. Eine allgemeine Gütergefellfchaft ift diejenige, wo— 
durch die Parteien alle zu ſolcher Zeit beſitzende, bewegliche und 
unbemwegliche Güter, und den daraus hoffenden Gewinn zufammen- 
ſchießen. 

Sie dürfen auch jede andere Gattung des Gewinns mit ein— 
werfen. Von Gülern, die ihnen durch Erbſchaft, Schenkungen 
oder Vermächtniſſe in der Folge etwa anfallen, wächst nur der 
Genuß dieſer Gefelfchaft zu; jede Webereinkfunft, welche auch das 
Eigenthum derjelben dahin ziehen würde, ift verboten, und nur 
unter Ehegatten in Gemäßheit — was ihrentwegen ge— 
ordnet iſt, erlaubt. 

Vgl. L.R.S. 1401, 1505, 1526. 

1838. Eine allgemeine Erwerbsgeſellſchaft umfaßt Alles, 
was die Parteien durch ihren Fleiß, auf welche Art es ſei, während 
der Geſellſchaftsdauer erwerben. Die bejikende Fahrniß jedes 
Geſellſchafters iſt gleichfall3 einbegriffen; die Liegenjchaften des 
Einen oder des Andern find ed nur zum Genuß. 

Vgl. L.R.S. 1401. 
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1839. Eine allgemeine Geſellſchaft, die ohne weitere Er— 
klärung geſchloſſen wird, gilt nur für eine Erwerbsgeſellſchaft. 

Vgl. L.R.S. 1393, 1400, ö 

1840. Keine allgemeine Gefellfchaft kann beftehen unter Ber: 
fonen, welche nicht fähig find, wechſelſeitige Geſchenke fich zu geben, 
oder denen e3 verboten ift, einander zum Nachtheil anderer Per— 
foren zu begünjtigen. 

vgl. L.R.S, 907—909, 911, 913 und flg., 1094, 1098, 1496, 1527. 

Zweiter Abſchnitt. 
Bon befonderen Gejellichaften. 

1841. Eine befondere Geſellſchaft ift diejenige, die fih nur 
auf bejtimmte Sachen, deren Gebrauch und Ertrag, bezieht. 

Vgl. L.R.8. 1127. 

1842. Der Bertrag, wodurd fi mehrere Perſonen für 
eine beftimmte Unternehmung oder für die Treibung eines Hand— 
werks oder Gewerb3 vereinigen, gehört zu den bejondern Gejell- 


ſchaften. 
Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 85 u, flg., 150 u. flg., 207 u, flg, 250 u. 
flg., 266 u. fig. 


Drittes Kapitel. 


Bon den VBerbindlidhfeiten der Geſellſchafter unter 
fih und gegen Dritte. 
Erſter Abſchnitt. 
Von den Verbindlichkeiten der Geſellſchafter unter ſich. 
1843. Die Geſellſchaft fängt an mit dem Abſchluß, wenn 
keine andere Anfangszeit bedungen iſt. 


Vgl. Handelsgesetzbuch 110, 163, 178, 211. 


33 
N 
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18544. Die Dauer der Gefeljchaft, welde der Vertrag nicht- 
bejtimmt, gilt auf Lebenszeit der Gefelljichafter, vorbehaltlich der 
Einjhränfung des 1869ften Satzes; hat fie aber ein Gejchäft von” 
beſchränkter Dauer zum Gegenftand, jo gilt fie für die ganze 367 
der Geſchäftswährung. 

Vgl. L.K.S. 1865, 1869; Handelsgesetzbuch Art. 123, 170, 242, 261. 

1845. Jeder Gefellfchafter ift Schuldner der Gefellichaft Ni | 
das zugejagte Einbringen. ' 

Beiteht folches in einem beſtimmten Stüd, veffen die Gefell- 
ihaft entwährt wird, jo iſt ihr der Geſellſchafter gleich einem 
Berfäufer zur Gemährleiftung verbunden. 

Vel. L,R.S. 1138, 1626 u. flg., 1851, 1867; Handelsgesetzbuch Art, 91 
252. 

1846. Ein Gefellfchafter, der ein zugefagtes Kapital nidt 
einbringt, ift kraft Geſetzes auch ungemahnt ſchuldig, es von dem 
Tag an, wo er e8 einbringen follte, zu verzinfen. 

Ebenſo verzinst er das Geld, das er zu feinem alleinigen 
Vortheil aus der gemeinjchaftlichen Kafje nimmt, von dem Tag 
der Erhebung an. 

Alles vorbehaltlich der weitern Entichädigung, die, etwa nad 
Umftänden ftatthaben mag. 

Vgl. L.R,S. 1146, 1153; Handelsgesetzbuch Art. 95, 220. 

1847. Gefellfchafter, welche die Benutzung ihrer Kräfte der 
Geſellſchaft einbringen, find jchuldig, ihr jeden Gewinn zu bered- 
nen, der mit folchen Bejchäftigungsarten gemacht wird, welche Ge— 
genftand diefer Geſellſchaft find, 


1845. Hat einer aus der Gefellichaft für feine befondere 
Rechnung eine verfallene Schuld an Jemand zu fordern, der ar 
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die: Gefellfchaft .eine ebenmäßig fällige Summe fchuldet, ſo muß 
eine von dieſem Schulöner empfangene Zahlung an der Forderung 
der Gejelichaft und an der Seinigen nad) Verhältnif beider For— 
derungen abgerechnet werden, jelbft wenn er in feiner Quittung 
erklärte, daß er das Ganze auf feine eigene Forderung allein 
nehme. 

Hat er dagegen laut feiner Quittung die ganze Zahlung von 
der Forderung der Gejellihaft abgerechnet, jo muß es dabei 
bleiben. 

Vgl. L.R.S. 1253—1256. 

1849. Hat einer der Gejellfchafter feinen ganzen Antheil 
einer gemeinjchaftlihen Forderung erhoben, und der Schuldner 
ift ſeitdem zahlungsunfähig geworden, jo muß Jener das Empfan— 
gene in die gemeinjchaftliche Maſſe einmwerfen, Hätte er auch gleich 
die Duittung namentlih nur für jeinen Theil ausgeftellt. 

1550. Seder Gejellihafter muß der Geſellſchaft allen Scha- 
den erjegen, den er durch fein Verjchulden ihr zuzieht, und kann 
daran den Gewinn nicht abrechnen, den fein Fleiß ihr anderwärts 
verjchaffte. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art, 9. 

1851. Geſellſchaftseinbringen zum bloßen — wenn es 
aus beſtimmten unverbrauchbaren Stücken beſteht, bleibt auf Gefahr 
des einbringenden Eigenthümers. 

Beſteht es aus verbrauchbaren oder dem Verderben unter— 
worfenen Sachen, und wird verzeichnet und angeſchlagen in die 
Geſellſchaft eingebracht, ſo iſt es auf Gefahr der Geſellſchaft, und 
der Einbringer kann mehr nicht zurückfordern, als den Anſchlag. 

Vgl. L.R.S. 587, 1532, 1551, 1845, 1867. 
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1852. Jeder Geſellſchafter hat ein Klagrecht wider die Ge— 
ſellſchaft auf die Summen, welche er für ſie auslegt; auf die Ver— 
bindlichkeiten, welche er redlicher Weiſe in ihren Angelegenheiten 
übernimmt: und wegen der Gefahren, die von feiner Geſchäfts— 
führung ungertrennlich find. 

Vgl. 1.R.S. 1375, 1999; Handelsgesetzbuch Art, 93, 


1853. Der Antheil eines jeden Gefellfchafter® am Geminn 
und Berluft, der in dem Gejellfehaftövertrag nicht beſtimmt iſt, 
richtet fih nad dem Beibringen eines Jeden in die Gefellfchaft. 

Der Antheil desjenigen, der nur feine Arbeit einbringt, wird 
demjenigen gleich berechnet, der auf die Einlage desjenigen © efell- 
Ichafters fällt, der am wenigſten einlegte. 


Vgl. L.R.S. 1832, 1855; Handelsgesetzbuch Art. 106, 107, 109, 161, 162, 
254, 268. 


1554. Haben die Gefelliehafter Einem aus ihnen oder einem 
Dritten die Beftimmung der Antheile überlaffen, fo kann die von 
jolhem erfolgende Beftimmung nicht angefochten werden, wenn fie 
der Billigfeit nicht augenjcheinlich zumider ift. 

Keine Anfechtung findet ftatt, wenn der angeblich verlegte 
Theil, nahdem er wußte, daß die Beitimmung erfolgt je, mehr 
al3 drei Monate verjtreichen ließ, oder ſchon angefangen Hat, jene 
Beltimmung zu vollziehen. 

Vgl. L.R.S. 1592. 


1854 a. Augenjcheinlich unbillig iſt ein Ermefjen, das gleiche 
Arbeiten gegen einander oder gleiche Einlagen ungleich in Vor- 
theilen und Laſten fegt, wenn die Ungleichheit wenigftens ein Zehn: 
theil ausmacht; ingleihem dasjenige, welches den Werth der Arbeit 
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gegen bloße Einlagen über ein Viertel höher oder niederer anfchlägt, 
als fie gemeiniglich zu gelten pflegt. 

Vgl. L.R.S. 887, 1872. | 

1555. Ein Geding, das Einem der Gefellfchafter allein allen 
Gewinn zumendet, ift ungültig. 

Ungültig ift auch diejenige Webereinfunft, mwodurd das Ein- 
bringen eines oder mehrerer Theilhaber von allem Beitrag zum 
Berluft freigefprochen würde. 

Vgl. L.R.S. 6, 1131, 1133, 1811, 1819, 1828, 1833, 1853. 

18356. Der Gefellfchafter, dem durch ein befonderes Geding 
des Geſellſchaftsvertrags die Gejchäftsbejorgung aufgetragen ift, 
fann auch mit Widerfpruch der übrigen Theilhaber alle dazu ge: 
hörigen Handlungen unternehmen, jedoch ohne Gefährde. 

Während der Dauer der Gejellichaft kann ein folcher Auf: 
wand ohne rechtmäßige Urſache ihm nicht abgenommen werden. 
Ward er ihm aber in einer fpäteren Urkunde ertheilt, fo kann er, 


wie jeder gemeine Auftrag, widerrufen werden. 

Vgl. L.RS. 1859, 1862, 1871, 1998, 2004; Handelsgesetzbuch Art. 99, 
101, 114—118. 

1857. Wird die Gefchäftsbeforgung mehreren Gefellfchaftern 
aufgetragen, ohne ihre Berrichtungen zu beflimmen, aud ohne 
auszudrüden, daß Einer ohne den Andern nicht Handeln foll, jo 
fann Jeder von ihnen für fich allein alle dahin gehörigen Gejchäfte 
bejorgen. 

Vgl, L.R.S. 1995 a; Handelsgesetzbuch Art. 100. 


1858. Iſt aber bedungen, es joll Keiner derjelben ohne den 


Andern etwas unternehmen, jo kann, ohne neuen Bertrag, Giner 
von ihnen in Abmwejenheit des Andern nichts vornehmen, jelbjt 
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wenn es dem Andern alsdann unmöglich ſein ſollte zu der Ge— 
ſchäftsbeſorgung mitzuwirken. 

Vel. L.R.S. 1858 a; Handelsgesetzbuch Art, 100, 

1858 a. Wo jedoch ein drohender Schaden nur durch um: 
verzügliche Einjchreitung abzumenden wäre, da gilt jedesmal jeder 
Sefellfchafter, der zum Handeln der nächjte ift, auch für gemalt- 


habend. 
Vgl. L.R.S. 1375, 1989 a. 


1859. Iſt über die Art der Gejchäftsbeforgung in dem Ber: 
trag nichts bejonders feitgejtellt, jo gelten folgende Regeln: 

1) die Gejellichafter Haben gegenfeitig Gewalt, für einander 
die Gejchäfte zu beforgen. Was Jeder unternimmt, ift 
gültig, felbjt für den Antheil feiner Gefellihafter, auch 
ohne deren Einwilligung eingeholt zu haben; jedoch können 
Lebtere oder auch Einer aus ihnen gegen das Inter: 
nehmen Einſprache thun, ehe es vollbradht ift; 

Jeder Gejellfchafter darf fich der Sachen der Geſellſchaft 
bedienen, jedoch nur zu einem üblichen Gebrauch und 
nicht gegen den Bortheil der Geſellſchaft; er darf fie 
auf Feine Art verwenden, welche die übrigen hindert, 
jih ihrer nah dem Maaß ihrer Rechte ebenfalls zu 
bedienen; 

jeder Gefellfchafter fordert mit Recht an feine Mitge- 
jellfchafter, mit ihm die Koften zu bejtreiten, die 
nöthig find, um die Gefellfchaftsfachen in gutem Stand 
zu erhalten; . 

fein Gejellfchafter darf ohne Einwilligung der Andern 
an den gemeinschaftlichen Liegenjchaften Neuerungen vor: 


> 
— 


os 
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nehmen, wenn er gleich glaubt, daß fie der Gejellichaft 
Bortheil bringen. 

Vgl. L.R.S. 577bb. u bc,, 1862; Handelsgesetzbuch Art. 102—105’ 
158, 167, 196, 227 u. fig, 

1560. Derjenige, den die Geſchäftsbeſorgung nicht aufgetragen 
iſt, kann felbft die beweglichen Sachen der Geſellſchaft nicht ver- 
äufern noch verpfänden. 

Vgl. L.R.S. 1988. 

1861. Jeder Gefellihafter kann auf jeinen Antheil aud 
ohne Bewilligung feiner Mitgefellichafter dritte Perſonen zu ich 
in Öefellfchaft nehmen; er kann ohne ſolche Zuftimmung Niemanden 
in die Hauptgejellichaft aufnehmen, auch wenn er deren Gejchäfts- 
bejorgung hat. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art, 98, 

Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Verbindlichkeit der Gefellfchafter gegen Dritte. 


1862. In andern als Handlungsgefellfchaften haben die 
Theihaber für die gemeinjchaftlihen Schulden feine Sammtver- 
bindlichkeit, und Keiner kann die Webrigen verbindlich machen, 
welche ihm hiezu nicht Gewalt gegeben haben. 

Vgl. L.R.S. 1302, 1856-—1859; Handelsgesetzbuch Art. 112, 113. 

1863. Die Gejellfchafter haften dem Gläubiger, mit dem 
fie handeln, jeder für gleihe Summen und Theile, ſelbſt danıt, 
wenn einer von ihnen an der Gefellfchaft einen geringern Theil 
hätte, ſofern nicht bei Eingehung des Handel3 die Berpflichtung 
diejes Letztern auf das Verhältniß feines Antheil3 an der Gejell: 


ſchaft namentlich bejchränft worden wäre. 
Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 165, 258, 269, 


u 
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1564. Die Erklärung, eine Verbindlichkeit für Rechnung 
der Gejellfehaft zu übernehmen, bindet nur denjenigen Gejellichafter, 
der fie thut, und nicht die übrigen, es ſei denn, daß dieje ihm 
Gewalt gegeben Haben, oder das Empfangene in dem Nuten der 
Geſellſchaft verwendet worden: ift. 

Vgl. L.R.S. 1375, 1856—1859, 1862, 1998; Handelsgesetzbuch Art. 
114—116, 167, 196, 230, 256. 


— 


Bierfes Kapitel. 


Von den verſchiedenen Arten der Geſellſchafts— 
auflöſung. 


1865. Die Geſellſchaft wird aufgelöſt: 


1) durch Ablauf der Zeit, auf die ſie gefchloffen ı war; 
Vgl. L.R.S. 1844. 

2) duch den Untergang ihres Gegenftandes oder die Vol: 
lendung des Gejchäfts ; 
Vgl. L.R.8. 1844, 1867, 1867 a. 

3) durch den natürlichen Tod Eines der Gefellichafter; 
Vgl. L.R.S. 1844, 1868. 

4) durch den bürgerlihen Tod,* durch die Mundloserklärung 
oder den VBermögenszerfall Eines aus ihnen; 
* Aufgehoben s. L.RS. 22. 
Vgl. L.R.S. 489, 513; R.K.O. $ 20. 

5) duch die Auffündigung Eines oder mehrerer Thal: 
haber. 
Vgl. L.R.S. 1869—1371; FEBRAPUIBORDEDERN Art. 123, 170, 30m, 

242, 261, 264; R.K.O. 595 193—201. 


+ 1866, Die Berlängerung einer Gejellihaft auf beftimmte Zeit forber! 
eine fchriftlihe Urkunde in gleiher Form, wie der Gejellihaftävertrag. 
Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
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1867. Wo einer der Gefellfchafter verfprochen hat, das 
Gigenthum einer bejtimmten Sache in die Gemeinjchaft einzu: 
legen, da erlöſcht der Gejellfchaftsvertrag für alle Gejellfchafter, 
wenn die Sache zu Grund geht, ehe fie in die Gemeinjchaft ge- 
fommen ift. 

Ya fie erlöfcht auch durch den jpätern Untergang der Sade, 
wenn nur der Genuß in die Gemeinjchaft eingelegt ward, und das 
EigenthHum davon dem Einlegenden blieb. 

Niemals wird fie durch den Untergang der Sache aufgelöst, 
wenn deren Eigenthum jchon wirklich in die Gefellichaft einge: 
bracht war. 

VAl. LRS. 1138, 1302, 1845, 1851, 1867 a. 

1867 a. Wo die untergegangerne Sache den ganzen oder doch 
den hauptjächlichiten Beitrag eines Gefellfchafters nicht ausmachte; 
oder wo fie nur als Geldwerth, nicht als für den Zweck der Ge: 
jellfchaft unentbehrlich eingelegt ward, und von dem, der fie ein: 
bringen ſollte, mit Geld belegt werden will; oder wo fie durd) 
deffen Schuld unterging, und die andern Sefellfchafter auf Fort: 
jegung der Gefellfchaft neben dem Erſatz der Einlage beftehen : 
da ift der Untergang fein Auflöjungsgrund. 


1868. Das Geding, wornach, wenn Einer aus der Gefell- 
Schaft ftirbt, fie mit deſſen Erben oder unter den noch lebenden 
Theilhabern allein fortwähren fol. gilt. Im letzten Fall hat der 
Erbe des Berftorbenen Fein anderes Recht, als jeine Abtheilung 
von der Gejellihaft nach ihrer Lage zur Zeit des Abfterbens zu 
verlangen, und er nimmt feinen Theil an dem meitern Erfolg, 
außer foweit er eine nothwendige Folge desjenigen ift, was vor 


dem Tod des beerbten Theilhabers gejchehen war. 
Vgl. L.R.S. 1844, 1865 Z. 3; Handelsgesetsbuch Art. 123 Z. 2, 127. 





522 &R. III. B. IX. X. Geſellſchaftsvertrag. 


1869. Nur Gefellfchaften von unbeftimmter Dauer können ' 
einfeitig aufgefündigt werden. Die Auffündigung gefchieht durch 


eine allen Gejellfchaftern bekannt gemachte Berzichtleiftung. dod 


daß folche nicht unredlicher Weiſe, noch zur Unzeit gejchehe. 
Vgl. L.R.S. 1844, 1865 Z. 5, 1870: Handelsgesetzbuch Art. 12 
z. 6, 124. 


1870. Die Entjagung ift unredlich, wenn fie von einem 
Theilhaber gejchieht, um fich einen Gewinn allein zuzueignen, der 
für gemeinfame Rechnung zu machen gemwejen wäre. 

Sie gejchieht zur Unzeit, wenn die Sachen in einer Yage 
find, weswegen der Gejellfchaft Verluft droht, wenn die Auflöſung 
nicht verſchoben wird. 


1871. Um Gefellfchaften von beftimmter Dauer einfeitia 
vor der Zeit aufzufünden, find gerechte Urſachen erforderlich, mie 
3. B wenn ein anderer Theilhaber fein Verfprechen nicht erfüllt, 
wenn eine eingewurzelte Kränklichfeit ZJemanden zu den Gejchäften 
der Gefellfhaft unfähig macht, oder andere Fälle, deren Redt: 
mäßigfeit und Erheblichkeit zu beurteilen dem Ermefjen der Rid: 
ter überlaffen bleibt. 

Vgl. L.R.S, 1184, 1844; Handelsgesetzbuch Art. 125. 


1572. Die Regeln bei Erbjchaftötheilungen, für deren Form, 
und für die daraus unter den Miterben entjpringenden Berbind: 
lichkeiten find auf die Theilungen unter Geſellſchaftsgliedern eben: 
fall3 anwendbar. 


Vgl. L.R.S. 815—842 nebst Zusätzen, 383 —892, 2103 Z. 3, 2109; Han- 
delsgesetzbuch Art. 133—145, 172, 205. 244—246, 265, 270. 


Bear a pe“ ni * — 
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Verfügung über Handlungsgeſellſchaften. 
1873. Die Verfügungen des gegenwärtigen Titels ſind auf 
Handlungsgeſellſchaften nur in jenen Punkten anwendbar, die 
mit den Handelsgeſetzen und Gebräuchen in keinem Widerſpruch 
ſtehen. 


Handelsge:etzbuch Art. 1 und 85-266; Roichs-Genossenschafts- 
gesetz vom 4. Juli 1868 mit Nachträgen vom 19. Mai 1871 und vom 
23. Juni 1873. 


Behuter Titel. 


Bon dem Leih- und Darleihvertrag. 

1374. Es gibt zweierlei Gattungen der Leihe: 

die eine über Sachen, die für einen Gebrauch gegeben werden, 
der, ohne fie zu verbrauchen, erreichbar ift; 

und die andere über Sachen, die für den Verbrauch gegeben 
werden. 

Die erfte Gattung heißt Leibe; 

die zweite heißt Darleihe. 

Vgl. L.R.S. 1875—1891 a. u. 1892—1914. 


Erſtes Kapitel. 
Bon dem Leihvertrag. 
Erfter Abſchnitt. 


Bon der Natur des Leihvertrags. 
1875. Der Leihvertrag ift derjenige, in Gefolge defjen Einer 
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dem Andern eine Sade zum Gebrauch übergibt, mit Vorbehalt 
der Rückgabe nad) gemachtem Gebraud). 

1876. Wefentlich ift hierbei, daß der Gebrauch der Sache 
unentgeltlich überlafjen werde. | 

Vel. L.R.$. 1103, 1105, 1709, 1905. 

1877. Der Ausleiher bleibt Eigenthümer der geliehenen 
Sache. 

1878. So weit etwas unverbrauchbar und nicht dem Rechts— 


verkehr entzogen ift, kann e8 Gegenftand diefes Vertrags fein. 
Vgl. L.R.S. 128, 1892, 1898. 


1879. Die Berbindlichkeiten aus dem Leihvertrag gehen bei: 
derjeitS auf die Erben des Ausleihers und des Entleihers über. 

Hat man indeß nur aus Rückſicht für den Entleiher, mithin 
ihm für jeine Berfon geliehen, jo dürfen die Erben Die geliehene 
Sache nicht fortgebrauchen. 

Vgl. L.R.S. 1122. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den DVerbindlichkeiten des Entleihers. 


1580. Der Entleiher ift ſchuldig, als guter Hauswirth für 
die Bewahrung und Erhaltung der entliehenen Sache zu jorgen, 
er darf fi ihrer nur zu dem Zweck bedienen, für den fie durd 
ihre Natur oder durch die Mebereinkunft bejtimmt ift; Alles bei 
Vermeidung des Schadenerlaßes. 

Vgl. L.R,S. 1137, 1147 u. fig. 

1881. Gebraucht der Entleiher die Sache zu andern Zwecken, 
oder für längere Zeit, als er follte, jo muß er ihren etwaigen 


Verluft tragen, ſelbſt wenn er von einem Zufall herrührte. 
Vgl. L.R.S. 1302. 
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pa 
“1882. Geht die geliehene Sache durch einen Zufall zu Grund, 
gegen den durch den Gebrauch feiner eigenen der Entleiher fie hätte 
bewahren können, oder war er in dem Fall, nur eine von beiden 
erhalten zu können, und zog die feinige vor, fo muß ev für den 
Berluft der andern haften. 

” Vgl. L.R.8. 1137, 1302. 


1883. Ward die Sadje bei der Uebergabe gefhätt, fo trägt 
der Entleiher jeden, felbft zufälligen Verluft, wo nicht das Gegen- 
theil bedungen ift. 

vgl. L.R.S. 1822, 1851. 

1884. Für Verfchlimmerungen der Sache, die blos durch den 
beitimmten Gebrauch ohne einiges Verfchulden des Entleihers ent: 
ftehen, haftet er nicht. 

Vgl. L.R.S. 589, 1245, 1730, 

1885. Der Entleiher kann die Sache nicht inbehalten um 
das, was ihm der Ausleiher jchuldig ift. 

vgl. L.R,3. 1293 Z, 2, 1890. 

1886. Koften, welche der Entleiher für den Gebrauch der Sache 


aufwendet, kann er nicht zurüdfordern. 
Vgl. L.R.S. 1890, 1890 a, 


1887. Haben Mehrere zufammen eine und dieſelbe Sache 
entlehnt. jo find fie dem Ausleiher ſammtverbindlich. 


Vgl. LR.S. 1200, 1202. 
Dritter Abſchnitt. 
Bon den Verbindlichkeiten des Ausleihers. 
1888. Der Ausleiher kann die geliehene Sache nicht zurück— 


rn ge 
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nehmen, ehe die bedungene Zeit abgelaufen, oder wo nichts aus— 
bedungen ward, ehe der Zwed, wofür jie entlehnt wurde, erreicht ift. 

Vgl. L.R.S. 1134, 1186, 1889, 1899. | 

1888 a. Der Ausleiher muß die zugefagte Sache in braud- 
barem Stand übergeben; jah der Entleiher ſolche vor dem Ber- 
trag, ohne etwas zu bedingen, oder nahm er fie an, wie fie ift, 
jo ift der Stand, in dem fie damals erſchien, für hinlanglich brauch⸗ 
bar anzunehmen. 


1889. Wenn jedoch früher bei dem Ausleiher ein dringendes 
und unvorgeſehenes eigenes Bedürfniß eintritt, ſo mag der Richter 
nach Umſtänden den Entleiher anhalten, ſie zurückzugeben. 


1890. Fällt während der Dauer der Leihe für die Erhaltung 
der Sache eine außerordentliche, unvermeidliche und unverſchiebliche 
Ausgabe vor, worüber der Entleiher bei dem Ausleiher nicht zuvor 
anfragen konnte, ſo muß dieſer ſie ihm erſetzen. 

Vgl. LR.S. 1375, 1886, 1947 R.K.O. $ 41 Z. 7. 


1890 a. ine zweideutige Ausgabe bleibt dem Entleiher zur 
Laft, wenn er damit nicht härter belaftet wird, als e8 unter gleichen 
Umftänden ein Miether gewefen fein würde; andernfalls fällt fie 
ganz oder nah Umftänden zum Theil auf den Ausleiher. 

Vgl. L.R,S. 1754, 1755. 

1891 Verborgene Mängel der geliehenen Sache, wodurch fie 
im Gebrauch ſchädlich werden kann, und welche dev Ausleiher kannte, 
dem Gntleiher aber nicht anzeigte, machen ihn zum Schadenerjat 
verbindlich. 

ngl. L.R.S. 1641 u. flg., 1898. 


1891 a. Eine Leihe zum Behuf eines Gejchäfts, das den 
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Ausleiher allein, oder gemeinſchaftlich mit angeht, unterliegt nicht 
den Süten 1885, 1885, 1886, 1888 und 1889, ſondern ift erjtern- 


falls als Gefhäftsführung, letzternfalls ala Geſellſchaft zu beurtheilen. 
Vgl. L.R.S. 1472 u, flg., 1843 u. flg. 


Bweifes Kapitel. 
Bon der Darleibe. 


J 
Erſter Abſchnitt. 
Von der Natur der Darleihe. 


1892. Die Darleihe iſt ein Vertrag, dem zu Folge Einer 
dem Andern von verbrauchbaren Sachen eine beſtimmte Menge 
unter der Bedingung zu überliefern hat, daß Letzterer ihm eben 
ſo viel in derſelben Gattung und Menge einſt wieder geben ſoll. 

Vgl. L.R.S. 587, 1894, 1902. 

1893. Der Anleiher wird kraft de3 Darleihvertrags Eigen— 
thümer der empfangenen Sache; er allein trägt ihren Verluft, 
wenn fie auf irgend eine Art zu Grund geht. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1851, 1877, 

1894. Sachen, welche, obwohl von einerlei Art, doch nicht 
gleichgeltend find, wie 3. B. Thiere, find als ſolche nicht Gegen- 
ftand der Darleihe, jondern nur des Leihvertrags. 

Vgl. L.R,S. 1878, 1892. 

1895. Die Verbindlichkeit aus einer Geldanleihe befchräntt 
fih auf den Erjaß der im Bertrag ausgedrüdten Geldſumme nad) 
ihren Nennwerth. 

Sind vor der Zahlungszeit die Geldjorten erhöht oder abge: 
würdigt worden, jo erjegt der Schuldner die ihm gelehnte Geld— 
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fumme nur nad ihrem Nennwerth in jolden Münzforten, die im 
Umlauf find. 

Vgl. Reichs-Münzgesetz vom 9. Juli 1873, bes. Art. 14—16, 

1596. Die Regel des vorhergehenden Sates fällt weg, wenn 
die Darleihe in Stüden oder Stangen gejchehen ift. 


1597. Der Schuldner, der Gold oder Silber in Stüden 
oder Stangen, oder Lebensmittel und Waaren anlieh, muß fie 
allemal in gleicher Menge und Güte zurüdgeben, wie viel aud 
immer deren Preis geftiegen oder gefallen jet. 

Vgl. L.R,S, 1243. 

1897 a. Wo nicht befondere Vertragsbejtimmungen entjchei- 
den, da muß der Darleiher die zugejagte Anleihe in landüblicher 
Güte, Gattung und Maß oder Gewicht an feinem Wohnort dem 


Anleiher aushändigen. 
vgl. L.R.S. 6d., 1243, 1247. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Berbindlichfeiten des Darleihers. 


1898. Bei der Darleihe hat der Darleiher eben die Ber- 
bindlichkeit, die im 1891ſten Sa für den Leihvertrag feſtge— 
ſtellt ift. 


1899. Der Darleiher kann die geliehenen Sachen nicht vor 
der bedungenen Zeit zurüdfordern. 
Vgl. L.R,S. 1134, 1186, 1888, 1889. 


1900. Iſt für die Wiedererftattung der Darleihe Feine Zeit 
beftimmt, jo kann der Richter dem Empfänger eine Frift nad 


Umftänden geftatten. 
Vgl. L.R.8. 1135, 1156 u. flg., 1899. 1901. 
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1901. Zt nur bevdungen, daß der Empfänger zahlen folle, 
wann er könne, oder wann er dazu die Mittel haben werde, 
jo bejtimmt der Richter ebenfalls die Zahlungzzeit nach Um— 
ftänden, 

Vgl. L.R.S. 1135, 1156 u. flg,, 1899. 1900. 

Dritter Abſchnitt. 
Bon den Berbindlichkeiten des Anleihers. 


1902. Der Anleiher muß die geliehenen Sachen in gleicher 


Menge und Güte und zu der bedungenen Zeit wieder eritatten. 
Vgl. L.R.S. 1185—1188, 1243, 1244, 1247, 1248, 189°, 1895—1897. 


1903. Kann er diefes nicht, jo zahlt er den Werth, welchen 
die Sache am vertragsmäßigen Tag und Drt der Zahlung hat; 
ind Zeit und Ort nicht beftimmt, jo gefchieht die Zahlung in 
dem Breis, den fie am Tag und Ort der zu Stand gekommenen 
Darleihe hatte. , 

Vgl. LR.S. 197. 

1904. Der Anleiher, welcher die ihm geliehenen Sachen oder 
veren Werth zur bedungenen Zeit nicht wieder erftattet, muß von 
dem Tag der Einklagung an die Zinjen zahlen. 

Vgl. L.R.S. 1139, 1146, 1153, 1907 a. 


Drittes Kapitel. 
Bon der verzinslihen Darleihe. 
1905. Es ift erlaubt, bei der Darleihe, fie beftehe in 


Geld, Lebensmitteln oder andern beweglichen Sachen, Zinfen zu 


bedingen. 
Vgl. L.R.S. 584, 2277; Wechselordnung Ar. 7. 
34 
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1906. Der Anleiher, der Zinfen zahlte, die nicht bedun— 
gen waren, kann fie weder zurücfordern, noch von dem Stapital 
abrechnen. 

Vgl. LRS. 6 g., 1235. 

1907. Alte Zinfen find entweder gefetlih oder bedungen. 
Die gejeglichen Zinſen werden durch das Geſetz beſtimmt. Die be 
dungenen Zinfen können da, wo ein Geſetz es nicht verbietet, den 
gejeglichen Fuß überfteigen. 

Der Betrag der höher bedunaenen Zinfen muß dt einer 
Ichriftlichen Urkunde beſtimmt fett. 

Vgl. LR.S. 1153 nebst Zusätzen, 1652; Handelsgesetzbuch Art. 290, 291. 
Reichsgesetz vom 14. November 1867 über die vertragsmässigen Zinsen $ | 
8. L.R,S. 1907 e 

1907 a. Der gefetliche Zinsfuß ift fünf vom Hundert in 
bürgerlichen Gefchäften, und ſechs vom Hundert in Handelsge— 
Ihäften. 

Vgl. Haudelsgesetzbuch Art. 287; Wechselordnung $$ 50, 51. 

1007 b. Ein durchaus erlaubter höherer VBertragsfuß tt der 
zu ſechs vom Hundert in bürgerlichen Geſchäften. 

Vgl. $ 2 des im Anhang folgenden Reichsgesetzes über die vertrag® 
mässigen Zinsen vom 14. Noveinber 1867. 

* 1907c. Noh höher bedungene Zinjen können niemals Pfandreät, 
Unterpfandöreht oder Vorzugsrecht genießen; wo fie bei einem ſolchen geſichet 
ten Anlehen bedungen fich befinden, da kann richterlihe Hülfe dazu anders 
nicht als mittelft Minderung ber ganzen gezahlten und rüdftändigen Schul— 
digkeit auf den gejeglihen Fuß ſtattünden. 

” 1907 d. Wo höher bedungene Zinjen gegen eine Gant gefordert werden 
da muß der Nüdjtand und das Laufende auf den gejegliden Zinsfuß herab 
gejegt werden. 

* 1907 e. Eine Schuld zu höher bebungenen Zinsen tft für den Anieibe 
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Le Monat, für den Darleiher aber nur alle halbe Jahr anffündfih u ı ab- 
eglich. Das Gegentheil kann nidyt bebungen werben. 

Die L.R.S. 1907 c., d. und e. sind aufgehoben durch das Reich _-setz 
ber die vertragsmässigen Zinsen vom 14. November 1867. 


x 1907f. Wer ohne Vertrag höher als gefegliche. und mit 


Bertrag höher al3 bedungene Zinfen nimmt, muß alles zu viel 


Smpfangene mit Zins zurüdgeben oder am Kapital abrechnen la em, 
md kann nad Befund der Umftände und der Verheimlihurng in Strafe ge— 
tommmen werben, bie nicht unter dem Betrag eines Jahrzinſes und nicht ber 
ünf berfelben fein darf. 

Vgl. L.R.$. 1254, 1376, 1378, 

Die Strafbestimmung ist aufgehoben durch $ 5 Z. 7 des Einführun; zs- 
resetzes vom 5. Februar 1851 (R.B. Nr. 9) zum Badischen Strafgesetzbuch. 


1908. Eine Quittung. welche über das Kapital ohne Bor: 
sehalt der Zinfen ausgeftellt ift, begründet die Vermuthung, dal; 


cd dieſe gezahlt feien, und bewirkt Entledigung von denfelben. 
Vgl. L.R.S. 1254, 1352. 


1909. Der Darleiher kann Zinfen von einem Kapital be- 
dingen, auf deſſen Zurüdforderung er Verzicht thut. 

Das Geihäft hat in diefem Fall den Namen eines Nent- 
faufes. 


1910. Diefe Rente kann für immer oder auf Lebenäzeit (als 
Erbrente oder als Leibrente) beftellt werden. 

Vgl. L.R.S. 1911 und flg., 1914. 

1911. Die Erbrente ift ihrem Wefen nach ablöslic). 

Die Parteien können nur bedingen, daß erft nach einer Zeit, 
die längſtens zehn Jahre fein darf, oder nicht ohne eine in be: 
ftimmter Zeit zuvor erfolgte Auffündigung die Ablöfung geſchehen 
dürfe. 

Vgl. L.R.*. 530, 

34* 


nn ce 


532 L£R 1.8 XI. T. Hinterlegung. 


1912. Ter Schuldner einer Erbrente kann zur an an⸗ 

gehalten werden: 
1) wenn er in zwei Jahren ſeine Verbindlichkeiten nicht 
erfüllt; | 
2) wenn er dem Darleiher die im Vertrag zugejagte Sicher: 
heit nicht verjchafft. 
Vgl, L.RS. 1184, 1977—1979. 

1913. Das Kapital einer Erbrente kann gleichfall® zurüd- 
gefordert werden, wenn der Schuldner in Gant oder gänzlichen 
Vermögensverfall geräth. 

Vgl. LR. S. 1188; R.K.O. $ %. | 

1914. Die Regeln über Leibrenten find unter dem Titel: 


von Glüdsverträgen beftimmt. 
Vgl. L.R.S. 1964, 1968—1983. 





Elfter Titel. 
Bon der Hinterlegung zur ſichern Hand. 


Erftes Kapitel. 
Bon dem Hinterlegungsvertrag überhaupt und defjen 
Gattungen. 

1915. Die Hinterlegung im allgemeinen Sinn ift das Rechts 
geſchäft der Uebergabe einer Sache an einen Andern zur Bewahrung 
und Zurückgabe im Stück. 

1916. Es gibt zwei Gattungen der Hinterlegung, nämlich 


jene zur zweiten und jene zur dritten Hand. 
vgl. L.B,S. 1977, 1920, 1955. 
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Zweites Kapitel. 
Von der Hinterlegung zur zweiten Hand. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Natur und dem Weſen dieſes Hinterlegungsvertrags. 
1917. Die Hinterlegung zur zweiten Hand iſt ihrem Weſen 


nach ein unentgeltlicher Vertrag. 
vgl. L.R.S. 1105, 1923 Z. 2, 1957; Handelsgesetzbuch Art. 2)0. 


1918. Nur bewegliche Sachen find ihr Gegenftand. 

vgl. L.R.S. 527 und flg., 1959. 

1919. Sie wird nur vollzogen duch die wirklich gejchehene 
oder al3 gejchehen angenommene Webergabe der hinterlegten Sache. 

Als gefchehen angenommen wird die Uebergabe, jo oft der 
Aufbewahrer Thon aus einem andern Nechtsgrund die Sache in 
feiner Gewahrſam hat, die man ihm nun als Hinterlegtes Gut 


belaſſen will. 
Vgl. L.R.S, 1606 Z. 3. 


1920. Die Hinterlegung ift entweder freiwillig oder noth- 


gedrungen, 
Vgl. LR.S. 1921 u. flg. u. 1949 u. flg. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der freiwilligen Hinterlegung. 
1921. Eine freiwillige Hinterlegung bildet fi durch die 
gegenfeitige Einwilligung derer, die etwas in Verwahr geben und 


nehmen. 
Vgl. L.R.3. 1101, 1919, 1949, 1952. 


1922. Eine freiwillige Hinterlegung kann in der Ordnung nur 


= 
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duch den Eigenthümer der anvertrauten Sache, oder mit deffen 
ausdrückicher oder ftilljchweigender Einwilligung geſchehen. 

Vgl. 1..R.S. 1938, 2279, 

+ 1723. Eine freiwillige Hinterlegung muß durch Urkunden erwiejen 
werden. Ter Beweis von Zeugen wird, fobald von einem Werth über fünf 
und fieb: ig Gulden die Rede ift, nicht zulaffen, 

+1 4 Wird die Hinterlegung von foldem Werth nit durch Urkun— 
den erwi. en, jo muß demjenigen, der als Aufbewahrer in Anſpruch genommen 
wird, auf fein Wort geglaubt werden, es mag von dem Hergang ber Hinter: 
legung, oder von der hinterlegten Sache oder endlich von deren erfolgter Zu: 
rüdgabe die Frage fein. 

r 1924 a. Dieſes fällt jevod weg, wo der Aufbewahrer eine verjchlofien 
übergsbene Sade eigenmädtig aus dem Verſchluß nahm, oder jonft eine Ge: 
jegmwidrigkfeit in der Bewahrung fih zu Schulden fommen lieh; in ſolchem 
Fall geht das Vorrecht, auf fein Wort geglaubt zu werben, auf den Hinter: 
leger über. 

Die L.RS. 1923, 1924 u. 1924a. sind aufgehoben durch 3% 146 des 
Bad. Einf,-Gesetzes zu den R J.G. 


1925. Eine freiwillige Hinterlegung hat unter folchen Per— 
ſonen nur ftatt, die fähig find, Verträge zu jchließen. 

Nimmt gleichwohl Jemand, der dieje Fähigkeit hat, ein an: 
vertrautes Gut von einem Unfähigen an, jo hat er alle Bilichten 
eines eigentlichen Bewahrers zu erfüllen, und kann von dem Vor— 
mund oder dem Pfleger defjen, der ihm das Gut anpertraute, 
Delangt werden, 

Vgl. L.R.S. 1123—1125. 

1926. Wo ein Vertragsfähiger bei einem Unfähiven etwas 
hinterlegt, da hat der Hinterleger auf das anvertraute Gut nur jo 
lang es fi in Handen des Aufbewahrers befindet, die Zueignungs: 
klage und eine Klage auf Erjag dejjen, was in den Nußen des 


Bewahrers verwendet worden ift. 
vgl. L.R.S. 1312. 
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Dritter Abſchnitt. 
Bon den Pflichten des Aufbewahrers. 


1927. Der Aufbewahrer muß die ihm anvertraute Sade 
mit eben der Sorgfalt bewahren, wie die feinige. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1880. 

1928. Die Anwendung dieſes Satzes muß alsdann nach 
aller Strenge geſchehen; 

1) wenn der Aufbewahrer ſich ſelbſt zur Aufbewahrung der 

Sache angeboten hat; 
2) wenn er für die Bewahrung des anvertrauten Gutes einen 
Lohn bedungen hat; 

3) wenn die Hinterlegung einzig zum Bortheil des Aufbe- 

wahrers geichehen tt; 

4) wenn ausdrüdlich bevungen ward, dab der Aufbewahrer 

für jede Art der Vernachläſſigung haften joll. 

Vgl. LR.S. 1882, 

1929. In feinem Fall ift der Aufbewahrer für Zufälle 
verantwortlich, die von höherer Gewalt herrühren, er ſei denn in 
Berzug geſetzt, das anvertraute Gut zurüdzugeben. 

Vgl. L.R.S. 1139, 1148, 1302, 1934. 

1930. Er darf die hinterlegten Sachen nicht gebrauchen ohne 
ausdrüdliche oder muthmaßliche Einwilligung des Hinterlegers. 

Vgl. L.R.S. 1881. 

1930 a, Dieſe Bewilligung darf vermuthet werden, wenn 
unverbraudhbare und zugleich unverderbliche Sachen offen Hinter- 
legt werden, ingleichem wenn verbrauchbare Sachen unverjchlofjen 


an Handelsleute übergeben werden 
Vgl. Hundelsgesetzbuch Art, 4, 290, 
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1931. Er foll nicht forfchen, was für Sachen bei ihm Bin: | 
terlegt worden find, wenn fie ihm in verſchloſſener Kifte oder ver: 
fiegeltem Umjchlag anvertraut werden. 

1932. Der Aufbewahrer muß genau die nämliche Sade 
zurüdgeben, die er empfangen bat. 

Anvertraut Gut, das in Elingender Münze bejtand, muß aljo 
in eben dem Sorten, worin es gegeben ward, zurüdgegeben werden, 
ihr Werth mag geftiegen oder gefallen fein. 

Vgl. L.R.S. 1243, 1293 Z, 2, 

1933. Ein Aufbewahrer gibt die bei ihm hinterlegte Sache 
in dem Stand zurüd, worin fie ſich zur Zeit der Zurückgabe be- 
findet. Verſchlimmerungen, die nicht von ihm herrühren, fallen 


auf den Hinterleger. 
Vgl. L.RS. 1245 


1934. Ein Aufbewahrer, dem die Sache durch höhere Ge- 
walt weggenommen wird, jedoch jo, daß er dafür den. Werth oder 
fonft etwas empfängt, muß dasjenige, was er zum Erſatz erhält, 
abgeben. 

Vgl. L.R.S. 1303, 1929. 

1935. Der Erbe eines Aufbewahrers, der redlicher Weiſe 
die Sache verfaufte, weil er nicht wußte, daß fie anvertrautes 
Gut fei, ift zu mehr nicht verbunden, als den empfangenen Erlös 
zu erjegen, oder feine Klage wider den Käufer abzutreten, jofern 
er noch nicht bezahlt ift. 

vgl. L.R.S. 1141, 1380, 1650, 1654, 2279. 

1936. Hat die binterlegte Sache Früchte getragen, und der 
Aufbewahrer fie genoſſen, jo iſt er verbunden, fie zu erfegen. 
Bon dem bei ihm Hinterlegten Geld zahlt er Feine Zimfen, 
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außer von dem Tag an, da er in Verzug der Zurückgabe ge— 
ſetzt iſt. 

Vgl. L.R.S. 549, 1139, 1153, 115542; Hinterlegungsgesetz vom 3. Au- 
gust 1837 (R.B. Nr. 26) Art. 5—10 und 23. 

1937. Der Aufbewahrer darf die bei ihm hinterlegte Sache 
nur dem zurücgeben, der fie ihm anvertraute, oder in deſſen Na- 
men die SHinterlegung geſchah, oder der ihm dabei angemiejen 
wurde, um fie zu erheben. 

Vgl. L.R.S. 1239, 1925. 

1938. An den, der die Sache in Verwahrung gab, kann er 
den Beweis des Eigenthums niemals fordern. 

Entdeckt er gleichwohl, daß die Sache entwendet worden, und 
wer deren wahrer Eigenthümer ſei, jo tft er verbunden, die bei 
ihm gejchehene Hinterlegung diefem fund zu thun, und ihn ur: 
kundlich aufzufordern, daß er in einer beftimmten und binlänglichen 
Friſt fie in Anfpruch nehme. 

Berjäumt dieſer darauf folches, jo wird der Aufbewahrer 
aller Verbindlichkeit dadurch gültig entledigt, daß er fie demjenigen 
übergibt, von dem er fie empfangen hat. 

Vg'. L.R.8. 1922, 1944, 2279. 

1939. Im Fall des natürlichen oder bürgerlichen *) Todes 
des Hinterlegerd ift das amvertraute Gut jeinen Erben zurüd- 
zugeben. 

Hat er mehrere Erben, jo ijt einem Jeden jein Antheil da— 
ran einzuhändigen. 

St die hinterlegte Sache untbeiiter, jo müſſen die Erben 


fi über den Empfang einverftehen. 
* Aufgehoben s L.R.S. 22. 
Vgl. L. R.S. 1220, 1224, 1670; R.C.P.O. $ 59. 
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1940. Hat der Hinterleger feinen Stand wejentlich ver: 
ändert, war 3. B. die Frauensperfon zur Zeit, wo die Hinter: 
legung gejchah, ledig. hat ſich aber nachher verehelicht, und fteht 
nunmehr unter der Gewalt des Mannes, oder war der Dinter: 
leger zwar volljährig. ihm ift aber nunmehr dur Mundloser: 
färung die Verwaltung feines Vermögens benommen: in diejen 
und andern gleichartigen Fällen fanır das anvertraute Gut mur 
demjenigen zurüdgegeben werden, der die Pflege der Rechte und 
Güter des Hinterleger3 hat. 

vgl. L.R.S. 450, 509, 513 a, 1421, 1428, 1531, 1536. 


1941. War die Hinterlegung von einem Bormund, einem 
Ehemann, oder Pfleger in einer von diefen Eigenschaften gefchehen. 
deſſen Geſchäftsführung oder Pflege ift aber geendigt, jo kann das 
anvertraute Gut nur der Perſon zurüdgegeben werden, welche diejer 
Bormund, Ehemann oder Pfleger vertrat. 

1942. Wird in dem Hinterlegungsvertrag der Ort beſtimmt. 
wo die Zurüdgabe gejchehen fol, jo ift der Aufbewahrer gehalten, 
die bei ihm hinterlegte Sache dahin zu bringen. Die etwa hiezu 
erforderlichen Koften der Weberbringung fallen jedoch dem Hinter: 
leger zur Laſt. 

Vgl. L.R.S. 1947 u. 1248; 1943. 

1943. Iſt in dem Vertrag fein Ort der Zurüdgabe beftimmt, 
jo muß fie an dem Drt der Hinterlegung gejchehen. 

Vgl. L.R.S. 1247. 

1944. Anvertrautes Gut muß dem Hinterleger, ſobald er es 
fordert, zurüdgegeben werden, jelbjt dann, wenn in dem Vertrag 
eine andere Zeit zur Nüdlieferung feitgeftellt wäre, wenn nicht 
dem Aufbewahrer ein BVerhaftsbefehl oder eine Einſprachsurkunde 
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wider die Zurüdgabe oder wider die Ortöveränderung der hinter— 
legten Sache behändigt ift. 


Vgl. L.R.S. 1187, 1242, 1886, 1889, 1938; R,C.P,O. $$ 744, 746 u. 810; 
R.K.O. $ 108. 


+ 1945. Ein untreuer Aufbewahrer ift bes Rechtsvortheils der Güter: 
abtretung verluftig. 


Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges, zu den RJ.G. 


1946. Alle Pflichten des Aufbewahrers hören auf, wenn er 


beweislich entdedt, daß die hinterlegte Sache ihm jelbit zugehöre. 
Vgl. L.R.S. 1922, 1938, 2279, 


Vierter Abſchnitt. 
Bon den Pflichten des Hinterlegers. 


1947. Der Hinterleger ift fchuldig. dem Aufbewahrer die auf 
Erhaltung der hinterlegten Sachen verwendeten Koften zu erjegen, 
und ihn für allen Verluft, den die Hinterlegung ihm verurjacht 
haben mag. zu entjchädigen. 

Vgl. L.R.S. 1890. 


N 


1948. Der Aufbewahrer ift berechtigt, bis zu feiner völligen 
Befriedigung für das, was ihm aus dem Hinterlegungsvertrag 
gebührt. das anvertraute Gut innezubehalten. 


Vgl. L.B.S. 1293 Z. 2; Handelsgesetzbuch Art. 313; R.-K.O.$ 41 Z. 7 
und 8, 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon der nothgedrungenen Hinterlegung. 


1949. Eine nothgedrungene Hinterlegung ift diejenige, die 
durch einen Zufall, wie 3. B. durch Feuersbrunft, durch Einfturz, 
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durh Plünderung, Schiffbrudh oder durch andere unvorgejehene 


Begebenheiten veranlaßt wird. 
Vgl. L.R.R. 1920, 1921, 1952. 


+ 1950, Zum Beweis einer nothgebrungenen Hinterlegung können aud 
Zengen zugelafjen werben, der Werth fei fo Hoch als er wolle. 
Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


1951. Diefelbe wird nad) allen vorigen Negeln beurtheilt. 
Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den RJ.G. 
Vgl. L.R.S. 1921—1948. 


1952. Wirthe oder Gaftgeber find als Aufbewahrer für 
Alles verantwortfih, was ein Neifender, den fie beherbergen, zu 
ihnen einbringt. 

Das Eindringen jolcher Vermögensſtücke ift als eine nothge- 


drungene Hinterlegung anzufehen. 
Vgl. L.R.S. 1782, 1949; R.C.P.O. $ 41 Z, 5. 


1953. Sie haften gegen Entwendung oder Beihädigung der 
Habjeligkeiten des Reiſenden, es mögen Dienftboten, oder 
Wirthichaftsaufjeher, oder Fremde, die in dem Gafthof aus: und 
eingehen, den Diebjtahl begangen oder den Schaden verurjacht 


haben. 
Vel. L.R.S. 1384, 1782, 


1954. Sie haften nicht für Diebftähle, die mit gewaffneter 
Hand oder jonjt mit Uebermacht verübt werden. 
Vgl. L.R.S. 1148, 1784. 
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Drittes Kapitel. 
Bon der Hinterlegung zur dritten Hand. 
Erfter Abſchnitt. 


Bon den verjchiedenen Gattungen der Hinterlegung zur 
dritten Hand. 


1955. Die Hinterlegung zur dritten Hand gefchieht entweder 


fraft Vertrags, oder Fraft gerichtlicher Verordnung. 

Vgl, L.R.S. 120, 602, 771, 807, 1259, 1956 und 1961; R,C.P.O. $$ 72, 
101 und flg., 344, 367, 647, 650, 652, 659, 710, 728, 738, 750, 751, 771, 803 
805, 807, 810; R.KO. 85 118, 120, 125, 156; R.St.P.O. 55 117, 118, 174, 419, 
488; Bad, Einf-Ges. zu den R.J G. $ 94; Enteignungsgesetz rom 28. August 
1835 (R.B. Nr. 42) $$ 69, 79 und 81; Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 10; Hinter- 
legungsgesetz vom 3. August 1837 (R.B. Nr. 26) nebst den dazu gehörenden 
Verordnungen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der willkürlichen Hinterlegung zur dritten Hand. 


1956. Die willkürliche Hinterlegung zur dritten Hand iſt die 
von Einem oder Mehreren bewirkte Hinterlegung einer ſtreitigen 
Sache in die Hände eines Dritten, der ſich verbindet, nach geendig— 
tem Streit ſie demjenigen wieder auszuliefern, dem ſie zuerkannt 
wird. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 72, 738, 750. 

1957. Die Hinterlegung zu dritten Hand kann unentgeltlich 
oder um Lohn gejchehen. 

vgl. L.R.8. 1917, 1928 Z. 2. 


1958. Geſchieht fie unentgeltlich, fo fteht fie unter den 





542 L.R. 1.8. XI T. Hinterlegung. 


Regeln der Hinterlegung zur zweiten Hand, mit Vorbehalt der 


unten ausgedrüdten Abweichungen. 
Vgl. L.R.S. 1919-1948, 


1959. Die Hinterlegung zur dritten Hand kann nicht nur 
bewegliche Sachen, fondern auch Liegenjchaften zum Gegenſtand 
haben. 

Vgl. L.R.S. 1918. 

1960. Der Aufbewahrer, dem eine ftrittige Sache anvertraut 
ift, fann ver Ausgang des Streit3 von feiner Verbindlichkeit 
anders nicht befreit werden, als durch Bewilligung aller Betheiligten 
oder aus einer zu Recht erkannten Urjache. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der gerichtlichen Hinterlegung zur dritten Hand. 


1961. Das Gericht kann die Hinterlegung zur dritten Hand 
befehlen: 
1) für Fahrnißftüde eines Schuldners, auf welche Beſchlag erkannt 
worden ift; 
Aufgehoben durch $ 146 des Bad, Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

2) für unbewegliche oder bewegliche Saden, deren Eigen: 
thum oder Beſitz unter zweien oder mehreren Perſonen 
jtreitig wird; 

Vgl. C.P.O. $ 814; R.E.G. zur C.P.O. $ 16 Z. 4. 


3) für Saden. die ein Schuldner zur Zahlung anbietet. 
vgl. L.R.S. 1257, 1259, 1264 nebst Zusätzen, 2186, 


1962. Die Anordnung eines gerichtlichen Hüters begründet 
zwiſchen dem, der ben Beichlag erwirkte, und dem Hüter wechiel- 
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jeitige Pflichten, der Leßtere muß für die Erhaltung der in Be- 
jchlag genommenen Habe al3 guter Hausmwirth Sorge tragen. 

Er muß fie zurüdliefern, entweder zur Befriedigung desjenigen, 
der fie in Beichlag nahm, oder an denjenigen Theil, wider den ein 
Beſchlag erfolgte, der wieder aufgehoben worden tft. 

Die Berbindlichfeit deſſen, der den Beichlag ermirkte, befteht 
darin, daß er dem Hüter den im Geſetz beſtimmten Lohn zahle. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1927, 1928, 1937, 1956. 

1963. Die Perſon, bei welcher von Geriht3 wegen zur 
pritten Hand eine Sache hinterlegt werden joll, wird entweder 
durch die Betheiligten gemeinschaftlich gewählt, oder von dem 
Richter von Amts wegen ernannt 

In jedem Fall Hat derjenige, dem die Sache anvertraut 
worden iſt, alle Berbindlichkeiten der willfürlichen Hinterlegung zur 


dritten Hand. 
Vgl. LR.S. 1955 nebst Zusätzen u, 1956—1960. 


Bwölfter Titel. 


Bon Glüdsverträgen. 


1964. Ein Glücksvertrag ift jene Uebereinkunft, deren Mir: 
fung auf Gewinn und Berluft entweder für alle Parteien, oder 
für eine oder mehrere aus ihnen, von einer ungemwiffen Begeben- 
hit abhängt. 

Dergleichen find (außer dem Affecuranzvertrag und dem Dar: 
(chen aup Bodmerei, die unter eigenen Gejeßen ftehen): 
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das Spiel und die Wette, ſodann 

der Leibrentenvertrag. 

Vgl, L.R.S. 1965—1967 u. 1968—1983; Handelsgesetzbuch Art. 660 -701 
(Bodmerei) u. 752—905 (Seeversicherung). 

Gesetz vom 30, Juli 1840 (R.B. Nr. 28) über Feuerversicherung von 
Fahrnissen; Gesetz vom 29, März 1852 (R.B. Nr. 14) über Feuerversicherung 
der Gebäude. 


Erſtes Kapitel. 
Bon dem Spiel und der Wette. 
1965. Das Gejeß geftattet feine Klage auf eine Spielfchuld 


oder auf Zahlung einer Wette. 
Vgl. L.R.S. 1966, 1967, 


1966. Spiele zur Waffenübung, Wettrennen zu Fuß oder 
zu Pferd, Wettfahren, Balljpiel und andere gleichartige Spiele, 
wobei e3 auf Gewandtheit und Leibesübung ankommt, find von 


jenem Berbot ausgenommen. 
Das Gericht darf jedoch auch hier die Klage verwerfen, wenn 
die Summe übertrieben erjcheint. 


1967. In keinem Fall kann der verlierende Theil das, mas 
er freiwillig gezahlt hat, zurücdfordern, wenn nicht Betrug, Ueber: 
liitung oder Diebsgriffe untergelaufen find. 

Vel. L.R.S. 6g, 1109 u. fig, 1235. 

Zweites Kapitel. 
Bon dem Leibrentenvertrag. 
Erjter Abſchnitt. 
Bon den Bedingungen der Gültigkeit des Leibrentenvertrags. 
1968. Eine Leibrente Tann eine belaftete Rechtsurſache haben, 
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wenn fie für eine Summe Geldes, für Liegenſchaften oder Fahrniß 
von Werth gereicht wird. 


Vgl. L.R.S. 1104, 1909, 1910, 1914, 1976. 


1969. Sie kann auch eine bloße unentgeltliche Urfache haben, 
wenn fie durch Schenkungen unter Lebenden oder von Todeswegen 
errichtet wird. Die von dem Geſetz jolchen Schenkungen vorge: 
Ichriebenen Formen find alsdann zu beobachten. 

Vgl. L.R.S. 931—933, 969 u. flg., 1015 Z, 2, 1973, 1981. 


1970. In letzterm Fall ift die Leibrente der Minderung 
unterworfen, wenn fie den Theil des Vermögens überjteigt, wo— 
rüber man verfügen darf; fie ift ungültig, wenn fie den Bortheil 
einer Berfon bezielt, die unfähig ift, Vermächtniffe oder Schenkungen 
zu einpfangen. j 

Vgl. L.R.S. 906—911, 913—918, 9% u, flg., 1094, 1098. 

1971. Die Leibrente kann auf die Lebenäzeit deſſen, der fie 
erfauft, oder eines Dritten, der zu ihrem Genuß fein Recht hat, 
verfprochen werden. 


1972. Sie kann auf die Lebenszeit Einer Perſon oder 
Mehrerer geſtellt werden. 


1973. Sie kann zum Vortheil eines Dritten beſtellt werden, 
für welchen ein Anderer den Preis hergegeben hat. In dieſem 
letztern Fall iſt ſie, obſchon ſie die Merkmale einer Freigebigkeit 
hat, den Formen nicht unterworfen, welche bei Schenkungen er— 
fordert werden, vorbehaltlich der im 1970ſten Sat ausgedrückten 
Fälle, wo eine Minderung oder Nichtigkeit eintritt. 

Vgl. L.R.S. 1121, 1969, 1981, 

1974. Jeder Leibrentenvertrag, der auf die Lebenszeit einer 

35 
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Perſon gejchloffen wird, die am Tug des Abſchluſſes ſchon todt 
war, ijt wirkungslos. 

Vgl. L.R.S. 1601, 1975. 

1975. Das Gleiche gilt, wenn eine Leibrente auf Die Lebens- 
zeit einer Perſon verſprochen ward, die von einer Krankheit jchon 
befallen war, an welder jie in zwanzig Tagen nach Abjchluß des 
Vertrages ftirbt. 


1976. Das Berhältniß der Leibrente zu dem dafür binge 


gebenem Kapital hängt bloß vom Belieben beider Theile ab. 
Vgl. L.R.S. 1313. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon den Wirkungen des Leibrentenvertragd unter den 
Bertragsperjonen. 


1977. Derjenige, der fich eine Leibrente erfaufte, Tann die 
Auflöfung des Vertrags begehren, wenn ihm der jchuldige Theil 
die bedungene Sicherheit für dejjen — nicht verſchafft. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1912, 2131. 

1978. Der bloße Zahlungsverzug bei fälligen Zielern der 
Rente gibt dem Rentenfäufer fein Recht, die Rüdgabe des Kapitals 
zu fordern, oder auf den Beſitz des von ihm veräußerten Grund: 
ſtücks zurüdzugreifen. Er darf nur auf die Güter feines Schuld: 
ners greifen und fie verkaufen lafjen, jofort durch Bewilligung 
de3 Schuldners oder Verordnung des Richters erwirken, daß die 
Zahlung des Gefälls aus dem Erlös gefichert werde. 

vgl. L.R.S. 1184, 1912. 

1979. Der Rentenjchuloner kann fich ihrer Zahlung dadurd 
wicht entledigen, daß er das Kapital zurüczugeben, und die fälligen 
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ſowohl als bezahlten Zieler zurückzulaſſen anbietet. Bis zum Ab— 
ſterben des Kopfs oder der Köpfe, auf welchen die Rente ſteht, 
muß er fortzahlen, dieſe Perſonen mögen noch ſo lang leben und 
die Zahlung der Rente mag ihm noch ſo läſtig werden. 

Vgl. L.R.S. 1134, 1971—1973. 

1980. Die Leibrente gebührt dem Eigenthümer nur nad) 
Berhältniß der erlebten Tage. 

War eine Vorauszahlung bedungen, jo ift ihm das Ziel mit 
den bejtimmten - Zahlungstag erworben. 


1981. Das Geding, daß eine Leibrente feinem richterlichen 
Beichlag unterliegen ſoll, kann nur bei folchen ftattfinden, die aus 
Freigebigfeit ihren Urjprung nehmen. 

+ 1982, Eine Zeibrente erlöjcht nicht durch den bürgerlichen Tod defien, 
dem fie gebührt; jo lang er wirklich im Leben bleibt, muß mit der Zahlung 
fortgefahren werben. 

Aufgehoben s. L.R.S. 22. 

1983. Derjenige, dem eine LZeibrente gebührt, kann die ver: 
fallenen Ziele nicht fordern lafjen, ohne einen Lebenzfchein wegen 


der Perſon, auf deren Kopf die Rente fteht, vorzulegen. 
Vgl. L.R.S. 135, 2277. 


Drittes Kapitel. 
Bon dem Berpfründungsvertrag. 


Edikt vom 25. September 1807 (R.B. Nr. 35) über Vermögensübergaben 
und Verpfändungen. 
1983 a. Der Vertrag, womit eine Pfründe oder lebensläng- 
liche Unterhaltung in Wohnung, Kleidung, Koft und Pflege für 
35* 
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gefunde und Franke Tage um eine dafür dargegebene Sache ermor: 
ben wird. 
Vgl, $ 21 des Edikts von 1807. 


1983 b. Ein BVerpfründungsvertrag kann gejchlofjen werben, 
entweder in Geftalt eines Pfründfaufs und Pfründtaujdes 
wenn bejtimmte Summen oder Sachen um die Pfründe gegeben 
werden; oder in Geftalt eines Erbfaufs, wenn Jemand jein 
gegenmwärtiges Vermögen gegegen Uebernahme ver Pfründlaſt und 
eines noch daneben dem Pfründnehmer zu zahlenden Kaufjchillings 
überläßt; oder in Geltalt einer Bermögensübergabe, wenn 
ohne einen ſolchen Kaufichilling das VBermögen mit aufgelegter 
Pfründlaſt abgegeben wird. 

Jeder diefer Fälle wird in allem, worüber die nachjtehenden 
Sätze niht Maaß geben, nad) der Natur des Vertrags beurtheilt, 


deſſen Geftalt er trägt. 
Vgl. L.R.S. 1100ac., 1100b e. 


1983 ec. Die Art des Unterhalts ift demjenigen für gleid 
anzunehmen, den der Pfründgeber nad) feiner Hausordnung andern 
Pfründnern oder feinen Familiengliedern gibt, wo nicht ein Meh— 
reres oder Wenigeres deutlich bedungen ift. 

Vgl. 8 30 des Edikts von 1807. 

1983 d. Der Pfründgeber erlangt durch den Bertrag kraft 
Geſetzes das Eigenthum auf die empfangenden BVerinögensftüde, 
jedoch bei Liegenſchaften unbejchadet des Rüdfall3 defjelben, menn 
aus gejeglichen Urjachen der Bertrag umgeftoßen wird. 

Vgl. L.R.S. 1983 f—k.; $ 31 des Edikts von 1807, 

1985 e. Der Pfründgeber, der ein gegenwärtige Vermögen 
ganz oder zu einem Antheil übernimmt, wird zwar verbindlich, 
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alle perfönliche und Güterfchulden ganz oder zu feinem Antheil 
zu zahlen, die zur Zeit der Vertragsſchließung darauf haften: er 
fann aber bet den. perfönlihen Schulden eine Vorausklage des 
Pfründnehmers verlangen, oder im Fall, da er zahlt, einen Rück— 
griff auf ihn nehmen, wenn diefer noch Vermögen behält oder 
befommt, und er einem und dem andern Necht nicht im Vertrag 
entjagt hat. 

Vel. L.R.S. 1698; $ 32 des Edikts von 1807. 

1985 f. Kein VBerpfründungsvertrag kann wegen irgend einer 
Verfürzung umgeftoßgen werden, wo nicht etwa den Pfründgeber 
der Nechtsvortheil der Minderjährigkeit dazu berechtigt. 

Vgl. L.R.S. 1305, 1313; $ 22 des Edikts von 1807. 


1933 g. Kein Verpfründungsvertrag Tann widerruflich ein: 
gegangen werden, außer dem, der in Geftalt einer Bermögensübrr: 
gabe gejchlojjen wird. 

Vgl. L.R.S. 1100bb.; $ 24 des Edikts von 1807. 

1983 h. Wo dieſer Vertrag in letztgedachter Geftalt mit 
einem gejeglichen Erben vorgeht, da wird dabei ftilljchiweigend 
unterfitellt, daß, wenn er zur Zeit des Todes des Pfründnehmers 
noch beiteht, das Erbrecht des Pfründgebers rückwärts vom Tag 
des gejchlofjenen Vertrags an, eintreten Jolle. 

Vel. L.R.S, 1100 aa. u. ba. 

x 198531. Jeder Verpfründungsvertrag kann nad) vergeb- 
lichen Bereinigungsverfuchen wegen Unverträglichkeit des Pfründ— 
geber3 und Nehmers auf Begehren eines oder des andern Theils 
nach VBernehmung des Nronanwalts * aufgehoben werden. 

* Fällt weg nach $ 25 des Rechtspolizeigesetzes. 

Vgl. $ 23 des Edikts ven 1807, 
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1983 k. Wo bei einer wegen Unverträglichfeit erfolgten Au 
hebung der Prründnehmer unjhuldig an dem Unfrieden ift, 
darf er begehren, daß er auf Koften des Pfründgebers andermwä 
in Pfründe gebracht werde, wenn er Jemand darjtellen Fann, de 
ihn um einen gegen den gegebenen nicht unverhältnißmäßig 
höhten Pfründjchilling übernehmen will. 

Vgl. $ 25 des Edikts von 1807, 

19831. Wo der Pfründgeber ftirbt oder außer Lands zicht, 
da hat der Pfründnchmer das Recht, die Auflöfung des Vertrags 
zu begehren. 

Vgl. $ 22 des Edikts von 1807. 

1983 m. Bei jeder Auflöjung wird die Pfründreihung mit 
der gehabten Nutung des Vermögens oder Kaufſchillings wett- 
gejchlagen. 

Mo die Auflöfung nit aus alleiniger Schuld des Pfründ— 
gebers gefchieht, hat diefer auch das Recht, einen verhältnigmäßigen 
Theil am Pfründſchilling zurüdzubehalten. 

Vgl. Sg 26—29 des Edikts von 1807. 

+ 1983 n. Wo der Betrag diejed Abzug nicht im Voraus verglichen 
ift, da fol er mit Nüdfiht auf die von dem Richter an Sand zu gebende 
MWahricheinlichleit der Lebensdauer ‚des Pfründners durch brei Schiedsrichter 
bejtimmt werden, deren jeder Theil Einen, und der Richter Einen ernennt, 
und bie einmüthig oder nad der Mehrheit und ohne Geftattung eines Rechts— 
mittels ermefjen, wie viel nah Verhältniß der verflofjenen zur rüdjtändigen 
Pfründzeit auf jene zu gut zu rechnen fei. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf-Ges. zu den R.I1.G. 


wu eh e- 
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Dreizchnter Titel. 
Bon dem Auftragsvertrag. 


| Erfies Kapitel. 
Von der Naturundder Form des Auftrags. 


1984. Der Auftrag oder die Bevollmächtigung ift eine Hand- 
lung, wodurd Jemand eine andere Perfon ermächtigt, etwas für 
ihn, den Gemwaltgeber, und in feinem Namen zu thun. 

Der Bertrag wird nur durch die Annahme des Gewalthabers 
geſchloſſen. 

Vgl. L.R.S. 1103, 1100; Handelsgesetzbuch Art. 360 u. fig. 

1985. Ein Auftrag kann durch öffentliche oder durch Privat: 
urfunde oder durch bloße Briefe ertheilt werden. Man kann ihn 
auch mündlich geben. 

Die Annahme eines Auftrags kann auch jtilljchweigend ge— 
jchehen ; fie liegt in der von dem Gemwalthaber gejchehenen Boll: 
ziehung des Auftrags. 

Der frühere Schluss des Absatzes 1 ist aufgehoben durch $ 146 des 


Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
Vgl. L.R,S, 1103 b. 


1985 a. Die bloße Nichtrüdfendung einer zugejendeten Voll: 
macht gilt nicht für ftillfchweigende Annahme, außer bei ſolchen 
Perſonen, die von Auftragsausrichtungen derjenigen Art, die in 
Frage ift, Gejchäft machen, oder die ſich zuvor zur Annahme willig 
erflärt hatten, und alsdann erft, warn drei Tage, und zwar, 
wo der Auftrag über Land geſchickt murde, drei Pofttage durch, 
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die Rückgabe, der erhaltenen Behändigung ohngeachtet, verſäumt 
ward. | 
Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 323. 


1956. Der Auftragsvertrag gibt fein Recht auf Belohnung, 
wenn fie nicht bedungen tft. 
Vgl. L.R.S. 1710, 1992, 1999; Handelsgesetzbuch Art 290. 


1957. Der Auftrag kann befonders auf gemifje Gefchäfte 
beſchränkt oder allgemein auf alle Gejchäfte des Gemaltgebers ge- 
richtet fein. 

Vgl. Handelsgesotzbuch Art, 41—56 (Prokuristen und Handlungs-Be- 
vollmächtigte). 

1958. Eine Vollmacht, die in allgemeinen Ausdrücken ab: 
gefaßt ift, erftrect fi nur auf VBerwaltungshandlungen 

Zu Beräußerungen, VBerpfändungen oder andern Eigenthums: 
handlungen muß die Vollmacht in beitimmten Ausdrüden ge 
geben jein. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 42 und 47; R.C.P.O. 77—79. 

1989. Der Gemalthaber darf nichts unternehmen, was nicht 
in feiner Vollmacht enthalten ift. Unter der Vollmacht zum Per: 
gleich ift der Auftrag, einem Jchiedsrichterlichen Spruch ſich zu 
unterwerfen, nicht begriffen. 

Vgl. L.R.S. 1998; R.C.P.O. $ 851 und fig. 

1989 a. Für begriffen in der Vollmacht, ſo beſchränkt ſie 
auch laute, gilt immer das, ohne was der Schaden des Gewalt: 
geber3 in einem angefangenen Gejchäft nicht verhütet werden 
könnte. 

Vgl. L.R.S. 1135, 1372 und fig. 


1990. Frauensperjonen und gewaltsentlafjene Minderjährige 


er — * 
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können als Gewalthaber erkoren werden. Indeß Hat der Gewalt— 
geber wider den gewalthabenden Minderjährigen nicht mehr Recht, 
als die Regeln über die Verbindlichkeiten der Minderjährigen 
geſtatten, und wider eine Ehefrau, welche einen Auftrag ohne 
Ermächtigung ihres Mannes angenommen hat, kein anderes als 
jenes, das unter dem Titel; von den Heirathsverträgen 
und von den wechſelſeitigen Rechten der Ehegatten feſt— 
geſetzt iſt. 
Vgl. L.R.S. 217—225, 481, 484, 1125, 1419, 1426. 


Zweites Kapitel. 
Bon den Pflihten des Gewalthabers. 


1991. Der Gewalthaber ift jchuldig. das ihm amvertraute 
Geſchäft, jo lange der Auftrag bejteht, zu vollziehen, und wegen 
deſſen Nichtvollziehung Entſchädigung zu leisten. 

Er ift auch verbunden, das Gefchäft, dad beim Abfterben des 
Gewaltgeber3 angefangen war, zu vollenden, jofern Gefahr auf 
dem Berzug ift. 

Vgl. L.R.S. 1134, 1142, 1146, 1149, 1373, 2003, 2010. 

1992. Er haftet für Gefährde und für Verſehen feiner Ge: 
Ihäftsführung. 

Bon dem, der feinen Auftrag unentgeltlich verrichtet, fordert 
man eine weniger ftrenge Rechenschaft über bloßes Verſehen, als 
von dem, der Belohnung erhält. 

Vgl. L.R.S. 1150, 1151, 1374, 1986; Handelsgesetzbuch Art. 362, 

1995. Jeder Gemwalthaber ift ſchuldig, von feiner Geſchäfts— 
führung Rechenjchaft zu geben, und Alles, was er Fraft feines 
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Auftrags empfangen hat, dem Gewaltgeber in Rechnung zu bringen, 
ſollte auch dieſem das, was er empfing, nicht gebührt haben. 
Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 361. 


1994. Der Gemwalthaber Haftet für angenommene Stellver- 
treter: 


1) wenn er die Vollmaht zur Aftergewaltgebung nicht er: 
halten hat; 

2) wenn ihm eine ſolche Vollmacht zwar, jedoch ohne Be: 
nennung einer Perſon ertheilt wurde, und diejenige, die 
er gewählt hat, offenbar geichäftsunfähig oder zahlungs: 
unfähig war. 

In allen Fällen kann der Gemwaltgeber geradezu und unmit: 
telbar wider den Aftergewalthaber klagen. 
Vgl. L.R.8. 1384. 


1995. Unter mehreren, wenn gleih in ein und derfelben 
Urkunde ernannten Gewalthabern hat Feine Sammtverbindlichkeit 
ftatt, die nicht ausgedrüdt ift. 

Vgl. L.R.S. 1033, 1202 


1995 a. Wo die Aufammenmwirkungsart mehrerer Gewalt: 
haber durch die Natur des Gefchäfts oder die Vollmacht nicht be- 
ftimmt ift, da kann jeder, unter Benahrichtigung der übrigen, 
allein handeln. jo lang diefe nicht widerjprechen; keineswegs aber 
gegen den Willen de3 mehreren Theils. 

Vgl. L.R.S. 1859. 


1996. Der Gemwalthaber muß die Summen, die er in feinen 
Nutzen verwendet, von dem Tag der Berwendung an, und die 
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jenigen, die er in Rechnung ſchuldig bleibt, von dem Tag an, da 
er in Verzug gejegt worden ift, verzinien. 

Vgl. L,R.S. 1139, 1153, 1907 a, 2001. 

1997. Der Gemalthaber, welcher mit einem Dritten in diefer 
Eigenichaft Verträge jchließt, und ihm Hinlänglicdhe Kenntnif von 
feiner Vollmacht gegeben hat, ift wegen deſſen, was über die 
Grenzen des Auftrags gejchehen ift, Feine Gemährleiftung ſchuldig, 


wenn er fie nicht perſönlich dazu verbunden hat. 
gl. L.R.S. 1120, 1998; Handelsgesetzbuch Art. 55, 298. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Pflichten des Gemwaltgebers. 


1998. Der Gemwaltgeber ift ſchuldig, die Verbindlichkeiten zu 
erfüllen, welche der Gemwalthaber innerhalb der Schranken der ihm 
ertheilten Vollmacht abgejchloffen hat. 

Er haftet nicht für das, was über ſolche Schranfen hinaus 
geihieht, außer wo es von ihm ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
genehmigt worden ilt. 

gl. LR.S. 1375, 1889, 1997; Handelsgesetzbuch Art. 52, 298, 362. 

1999. Der Gemwaltgeber muß dem Gemwalthaber die Auslagen 
und Koften des verrichteten Auftrags erfegen und die etwa ver= 
Iprochene Belohnung zahlen. 

Wenn fein Berjehen dein Gemwalthaber zur Laft liegt, jo Tann 
der Gewaltgeber dieſe Vergütung und Zahlung darum nicht ver- 
mweigern, daß das Geſchäft den erwarteten Erfolg nicht hatte; 
er darf eben jo wenig darum allein, weil Koften und Auslagen 
hätten geringer fein fünnen, deren Mäßigung begehren. 

Vgl. L.R.S. 1375, 1986, 2001 ; Handelsgesetzbuch Art, 290, 371. 
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2000. Der Gewaltgeber muß gleichfalls den Gewalthaber 
für den Verluſt entſchädigen, den er bei Gelegenheit der Geſchäfts— 
führung ohne Anlaß eigener Unvorfichtigfeit erlitten hat. 

vgl. L.R.S. 1375. 


2001. Auslagen, welde der Gewalthaber macht, muß ihm 
der Gewaltgeber von dem Tag an verzinjen, da der Vorſchuß be- 
weislich gemacht worden tft. 

Vel. L.R.S. 1153, 1907 a, 1996; Handelsgesetzbuch Art. 290. 

2002. Iſt der Gewalthaber von mehreren Berfonen für ein 
gemeinfchaftliches Gefchäft ernannt, fo find fte ihm für alle redt: 
liche. Wirkungen des Auftragsvertrags ſammtverbindlich. 

Vgl. L.R.S. 1200 u. flg. 


Bierfes Sapitel. 


Bon den verjhiedenen Arten, wie ein Auftrag 
erlöjcht. 


2003 Der Auftrag erlöſcht: 

durch Widerruf des Gewaltgebers, 

durch Auffündigung des Gewalthabers, 

durch den natürlichen over bürgerlihen* Tod, die Mundlos— 
werdung, oder den Bermögenszerfall des Einen oder des Andern. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 22. 

Vel. LR.S. 509, 513 a, 1991, 2004 u. lg; MHandelsgesetzbuch Art. 54, 
297; R.KO. $ %. 


2004. Dev Gewaltgeber kann feine Vollmacht nach Gut: 
dünfen wiederrufen und erforderlichenfalls den Gemwalthaber an 
halten, ihn die VBollmachtsurkunde, welcher Art fie ſei, zurückzu— 
geben. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 377, 
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2009. Den Widerruf, welcher dem Bevollmächtigten allein 
fund gethban wurde, kann man dritten Perfonen nicht entgegen 
halten, die aus Unkunde des Miderrufs in einen Vertrag mit dem 
Gewalthaber ſich eingelaffen haben. Auf diefen bleibt dem Ge- 


waltgeber der Rüdgriff unbenommen, 
Vgl. LR.S, 1989, 1998. 


2006. Die Ernennung eines neuen Gemwalthaberd für das 
nämliche Geſchäft gilt als Widerruf des Erften von dem Tag an, 


da fte diefem befannt gemacht wird, 
vgl. L.R.S. 2004. 


2007. Der Gewalthaber kann den Auftrag dem Gewaltgeber 
auffündigen. 

Sit jedoch dieſe Auffündigung dem Gewaltgeber nachtheilig, 
jo muß der Gemwalthaber ihn entichädigen, außer wenn er die 
Bollziehung des Auftrags ohne eigenen beträchtlichen Nachtheil 
nicht fortführen konnte. | 

vgl. L.R.S. 1147 u. flg., 1991. 


2008. Weiß der Gewalthaber nicht, daß der Gemwaltgeber 
gejtorben, oder daß ſonſt eine Erlöſchungsurſache eingetreten ſei, 
jo bleibt alles das in Kraft, was er in diefer Unwiffenheit gültig 
unternommen hat. 


2009. Verträge, welche in oben erwähnten Fällen dritte 
Perſonen vedlicher Weile mit einem Gemwalthaber jchließen, deffen 


Auftrag erlofchen ift, bleiben verbindlich. 
vgl. L.R.S. 1998. 


2010.71 Wenn der Gemalthaber ftirbt, jo find deſſen Erben 
verbunden, den Gemwaltgeber” Hievon zu benachrichtigen und in- 
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zwijchen dasjenige zu bejorgen, was nad Umſtänden deſſen Bor: 
theil erfordert. 
Vgl. L.R.8. 1991. 


Fünffes Kapitel. 
Bon Anmweifungen. 


2010 a. Anweiſungen jind Aufträge für den Anweiſungs— 
empfänger und Anmweijungszähler, Sahen oder Summen im Na- 
men des Anweiſers zu erheben und zu geben. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 301—305. 

2010 b. Sie können an Lieferungsftatt, nämlich um da— 
mit eine Verbindlichfeit* des Empfängers wirkſam zu machen, 
oder an Zahlungsftatt, das ift, um damit eine Verbindlichkeit 
gegen den Empfänger zu tilgen, oder allein an Einzugsitatt 
gejchehen. 


* Kedaktionsfehler statt: „Berechtigung“ (vgl. L.R.S. 2010 e.) 


2010 cc. Niemand, der Lieferung oder Zahlung zu fordern 
bat, kann wider feinen Willen angehalten werden, fih damit an 
einen Dritten weiſen zu lafjen, wenn er nicht dazu ſich zuvor 
bejonders verbindlich gemacht hat. 

Vgl. L.R.S. 1237. : 

2010 d. Eine Anweifung an Lieferungsftatt, die auf ein 
vollbeftimmtes Stüf aus einem Befigtitel gegeben, und dem An- 
weijungszähler vorgewiejen ift, gilt dem Empfänger für Befiger- 
greifung. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1605 und fig. 


2010 e. Eben diefelbe in gleichem Fall bei einer Sache, bie 
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hit, zugemefjen, zugewogen werden muß, überträgt den Beſitz 
nach der Webergabe. 
Vgl. L.R,S, 1585. 


2010f. Jede Anweiſung an Lieferungsftatt ift widerruflich, 
jo lang der Anmweijungszähler gegen den Anmweifungsempfänger, 
duch Annahme der Anmeifung nit in eigene Vertragsverbind— 
lichfeiten getreten ift; unbejchadet jedoch des gegen den Anmeifer 
wegen Nichterfüllung feines Vertrags etwa ftatt Habenden Rüd- 
griffs. | 

Vgl. L.R.8. 2004: Handelsgesefzbuch Art. 300. 

2010 g. Anweiſung an Zahlungftatt gilt für bedingungs- 
weile Zahlung. Die Bedingung, ohne welche die Zahlung nicht 
für gejchehen gilt, ift, daß der Anmeilungszähler zahlen könne 
und wolle, wenn man ohne Aufenthalt ihn angeht. 


2010h. Anmeifung an Zahlungsftatt gilt für Nechtsüber- 
weifung oder unbedingte Zahlung, jobald ohne befonderen Auf- 
trag des Anweiſers der Empfänger dem Zähler Frijt gibt, Ver— 
gleich mit ihm’eingeht, wettichlägt, oder jonjt eine Handlung vor- 
nimmt, womit er fich die Forderung eigen macht, oder für fie gut 
zu ftehen jchuldig wird. 

Vgl. L.R.S. 1271, 1275. 

2010i. Anmweifung an Zahlungsitatt kann, auch wenn fie 
der Anmeifungszähleer noch nicht angenommen hat, von dem An- 
weifer nicht widerrufen werden, ohne daß der Empfänger ein- 
willige; wenn nicht diejer inzwilchen durch angenommene Zahlung, 
Wettſchlagung oder ſonſt aufgehört hat, Schuldner * des Anweiſers 
zu fein, und dieſes namentlich in dem Widerruf des Anmweifung 
bemerkt iſt. 

* edaktionsfehler statt „Glüubiger‘‘ 
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2010 k. Eine Anweiſung an Einzugsitatt ift ein bloßer Auf: 
trag zur Erhebung und Berechnung des Erhobenen, und wird 
lediglich nad) den Geſetzen des Auftrags gerichtet. 

Vgl. L.R.S. 1984 und fig. 

20101. Eine angewiefene Forderung auszuflagen oder an 
Dritte zu übertragen, ift der Anweifungsempfänger weder jchuldig 
noch befugt, wenn nicht ein bejonderes BVBertragsgeding ihn dazu 
ermächtigt. 

Vgl. L.R.S. 1989; Wechseloıdnung $ 17. 





Vierzehnter Titel. 
Bon der Bürgichaft. 


Erftes Kapitel. 
Bon der Natur und dem Umfang der Bürgſchaft. 


2011. Wer Bürge für eine Schuld wird, verbindet fich, dem 
Gläubiger diefe Schuld abzutragen, auf den Fall, da nicht ver 
Schuldner ſelbſt fie berichtigt. 

Vgl. L.R.S. 1103, 2021; Wechselordnung $ 81, 


2012. Die Bürgſchaft befteht nur, wenn fie für eine gültige 
Schuld übernommen: ift. 

Ihrem Rechtsbeſtand jchadet das nicht, daß die verbürgte Schuld 
duch eine dem Schuldner blos perjönlich zuftehende Einrede ver: 
nichtet werden kann, 3. B. wegen Minderjährigfeit. 

Vgl. L.R.S. 1124, 1125, 2036, 


2013. Die Verbürgung kann fi auf mehr nicht erftreden, 
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als wozu der Schuldner ſelbſt verbunden iſt, ſie kann auch nic 
unter läjtigern Bedingungen übernommen werden. 

Wohl aber kann fie auf einen Eleinern Theil der Schuld, oder 
weniger läftige Bedingungen gejtellt werden. 

Eine Berbürgung, welche den Betrag der Hauptjchuld über- 
chreitet, oder unter läftigern Bedingungen gejchieht, ijt nicht un- 
gültig, jondern nur der Minderung bi zur Hauptichuld unterworfen. 

Vgl. L.R.S. 6n. 


2014. Pan kann fich verbürgen, ohne von demjenigen, für 
den man Bürge wird, Auftrag zu haben, und jelbjt ohne fein Vor— 
wiſſen. 

Man kann ebenfalls nicht nur unmittelbar für eine Haupt— 
ſchuld Bürgſchaft leiſten, ſondern auch für eine Bürgſchaft. 


2015. Eine Verbürgung wird nicht vermuthet: fie muß aus— 
drücklich geſchehen, und darf nicht über die Schranken, worin fie 
geleiftet worden ift, ausgedehnt werden. 

Vgl. L.R.8. 1162, 1740, 

2016. Eine unbeftimmte Bürgſchaft für eine Hauptfchuld er- 
ftredt jih auf alle Zugehörden der Schuld, felbft auf die Koften 
der erjten Klage, und auf alle diejenigen, welche der erften Auf: 
forderung de3 Bürgen nachfolgen. f 

x 2017. Die Verbindlichkeiten der Bürgen gehen auf ihre 


Erben über, nur daß wider dieſe fein perfönliher Verhaft ftatt hat, wenn 
etwa nad der Natur der Verbindlichkeit ver Bürge ihm unterworfen gemejen 


wäre.* 
* Aufgehoben 3. L.R.S. 2059. 


2018. Der Bürge, den ein Schuldner ftellen will, muß ver= 
36 
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Wähig ſein, hinlängliches Vermögen nach Größe der Schuld 

oe in Staatsgebiete geſeſſen ſein. 

XNueée Kaspung nach $ 146 des Bad. Eini.-Ges. zu den R.J.G. 
Vrt. 1.R.S. 1124, 2019, 2040; Handelsgesetzbuch Art. 69 Z. 1. 
2419. Die Oinlänglichkeit eines Bürgen wird nur nad) Maf- 
un wies Liegenjchaftlichen Vermögens beurteilt, ausgenonmen 
irdelsgeſchäften, oder wenn die Schuld gering ift. 

Steeilige Yiegenfchaften, oder ſolche, deren gerichtliche Ber- 
‚taerung wegen weiter Entfernung mit zu vielen Bejchwernifien 
verbunden ſein wide, fommen dabei nicht in Betracht. 

0194 Für zu weit entfernt gelten hierlands nur jene, die 
auzer Vands gelegen ſind. 

Verl. L.R.S. 2023, 

29709. Wird ein Bürge, welchen der Gläubiger freiwillig 
vn Gerichtsverordnung angenommen Hat, zahlungsunfäbta. 
ih ein Andecrer geſtellt werden. 

No dieſer Regel iſt der Fall ausgenommen, wo die Bürg— 
— kraft eines Vertrags geſtellt ward, in weichen der Gıäubiger 
rie Perſon des Bürgen erwählt 

Vgl. LK.S. 2131. 


Bweiles Kapitel. 
Bon den Wirkungen der Bürgichaft. 


Erſter Abſchnitt. 


Yon den Wirkungen der Bürgſchaft zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Bürgen. 


2021. Dev Bürge ift gegen den Gläubiger zur Zahlung mır 
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verbunden, wenn der Schuldner nicht zahlt. Dieſer muß zuvor 
auf ſein Vermögen angegriffen werden, es habe denn der Bürge 
auf die Einrede der Vorausklage Verzicht gethan, oder ſich mit 
dem Schuldner ſammtverbindlich gemacht, in welch letzterm Fall 
die Wirkungen ſeiner Verpflichtung nach den Regeln der Sammt— 
verbindlichkeiten ſich richten. 

Vgl. L.R.S. 1260, 23021 a., 2022, 2042, 2170; Handelsgesetzbhuch Art. 
281. 


2021 a. Für einen Bürgen, der ſich mit dem Schuldner 
jammtverbindlich macht, ift derjenige zu achten, der fich als Selbft- 
ſchuldner verſchreibt. Gin folcher ift an die Einfchränkungen des 
Sates 2013 nicht gebunden; nur ift das, was er mehr over 
anders verjchreibt, als der Hauptjchuldner, nur zwischen ihm und 
dem Gläubiger wirkſam; dem Hauptfchuldner, der nicht mitwirfte, 
kann es weder zum Bortheil noch zum Nachtheil gereichen. 

Vgl. L.R.S. 2027 a. 

2022. Der Gläubiger ift nur alsdann verbunden, den Haupt- 
Ihuldner zuvor ausjuflagen, wenn der Bürge in dem erſten gegen 
ihn angeftellten Rechtsverfahren darauf dringt. 

Vgl. R.C.P.O, $ 251. 

2023. Der Bürge, welder diefe Vorausklage verlangt, muß 
dem Gläubiger Güter des Hauptjchuldners, worauf fie gefchehen 
fann, anzeigen, und ihm die Koftenauslage vorſchießen. 

Er darf dazu Feine Güter des Hauptfchuldners, welche außer 
dem Staatsgebiete liegen, Feine ftreitige Güter, und feine Unter: 
pfänder der Schuld, die nicht mehr im Befit des Schuldners find, 
vorjchlagen. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad, Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


Vgl. LR.S. 2019a., 2170, 
36* 
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2024. So oft ein Bürge über die Güter des Hauptſchuld— 
ners eine gedachtermaßen zuläffige Auskunft gegeben, und den zur 
Ausflagung hinreichenden Vorſchuß gethan hat, jo ift Bis zum 
Betrag der angezeigten Güter die Gefahr des Släubigers, wenn er 
etwa gegen den Hauptſchuldner das gerichtliche Verfahren unterläßt, 
und diejer in Zahlungsunvermögenheit inzwifchen verfällt; ver 
Bürge haftet dafür nicht. 


2025. Sind Mehrere für die nämliche Schuld Bürgen des 
nämlichen Schuldners geworden, jo iſt jeder für die ganze Schuld 
verbindlich, 

Vgl. L.R.S. 1200, 2026, 2027 a. 


2026. Jeder derfelben, der auf die Einrede der Theilung 
nicht Verzicht gethan hat, kann jedoch fordern, daß zuerjt ver 
Gläubiger alle Bürgen nach ihren Antheilen. belange. 

Wenn auf Verlangen eines der Bürgen die Theilung der 
Klage erfannt wird, Etliche unter ihnen aber alsdann ſchon unver: 
mögend zu zahlen jind, jo bleibt diefer Bürge für den von Dielen 
nicht einzubringenden Antheil verhaftet; Hingegen Feineswegs für 
jene, die nach erfannter Theilung in Unvermögenheit gerathen. 

Vel. L.R.S. 1203, 2027, 2027 a. ; Handelsgesetzbuch Art. 2381. 


2027. Hat der Gläubiger freiwillig jeden auf feinen Antheil 
belangt, jo kann er von diefer Theilung nicht abgehen, auch wegen 
derjenigen Bürgen nicht, die damals ſchon unvermögend waren. 

Vgl. L.R S. 1210, 1211. 

2027 a. Hätten mehrere Perjonen ſich als Selbſtſchuldner 
verjchrieben, jo fteht feinem die Einrede der Theilung zu. 

Vgl. L.R.S, 1203, 20213. 





L.R. 1.8. XIV. T. Bürgſchaft. 565 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den Wirkungen der Bürgſchaft zwiſchen dem Schuldner und 
dem Bürgen. 

2028. Einem Bürgen, der gezahlt hat, ſteht der Rückgriff 
wider den Hauptjchuldner zu, die Bürgjchaft mag mit oder ohne 
defien Bormwifjen übernommen worden ein. 

Diefer Rüdgriff geht auf Kapital, Zinjen und Koften; bei den 
Koften jedoch nur auf jen:, die von dem Bürgen aufgewendet 
werden, nachdem er von der wider ihn angejtellten Klage den 
Hauptihuldner in Kenntniß geſetzt hat. 

Sein Riüdgriff geht auch im geeigneten Fall auf Ent— 
ſchädigung. 

Vgl. LR.S. 2029, 2031; R.C.P.O. $ 69. 

2029. Der Bürge, der die Schuld zahlt, tritt in alle Rechte 
des Gläubigers wider den Schuldner kraft Gejeges ein. 

Vgl. L.R.S. 1251 Z. 3, %037, 

2030. Wer für mehrere Sammtfchulditer bürgte, kann auf 
einen jeden aus ihnen für das Ganze, was er gezahlt hat, zu: 
rücfgreifen. 

vgl. L.R.S. 1200, 2029. 

2031, Der Bürge, der eine Schuld zahlte, die der Haupt: 
Schuldner nachher abermal3 zahlt, weil er vom Bürgen über die 
gefchehene Zahlung unbenachrichtigt blieb, Hat Feine Rüdariffsklage 
wider den Schuldner, jondern nur eine Klage auf Zurüdzahlung 
wider den Gläubiger. 

Zahlt der Bürge ohne eine Klage abzuwarten, und ohne den 
Hauptjchuldner zu benachrichtigen, jo hat er wider dieſen Feinen 
Rückgriff, jobald der Schuldner zur Zeit der Zahlung Einreden 
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hatte, um derentwillen die Schuld für erloſchen hätte erklärt werden 
müſſen; ihm bleibt jedoch die Klage auf Zurückzahlung wider den 
Gläubiger. 

Vgl. LRS. 1335; R.CP.O. $ 11. 


2072. Der Bürge kann auch fchon, che er zahlt, wider den 
Schuldner auf Schadloshaltung Klagen: 

I) wenn er auf Zahlung gerichtlich belangt ift; 

2) wenn der Schuldner in Gant oder Wermögenzerfall ge: 
rathen ift; 

3) wenn der Schuldner verfprochen Hat, in einer beftimmten 
Friſt ihn feiner Verbindlichkeit zu entledigen; 

4) wenn die Berfaleit der Schuld erjchienen, und Diele 
daher Eagreif geworden tt; 

5) nach zehn Jahren, wenn die Hauptjchuld Feinen bejtimm- 
ten Verfalltag hat, und nicht von der Art it, das ſie 
erst nach einer bejtimmten Zeit ſich tilgen läßt, wie 5. B. 
eine Bormundjchaftsverbindlichkeit. 

Vgl. L.R.S. 1188, 2039; R.C.P.O. $ 239; R.K.O. $ %. 


Dritter Abſchnitt. 

Bon den Wirkungen der Bürgichaft zwijchen den Bürgen 

unter ſich. 

2033. Wenn mehrere Berfonen für eine und diejelbe Schuld 
an eben denfelben Schuldner*) ſich verbürgt haben, jo Hat der 
Bürge, der die ganze Schuld zahlt, feinen Rüdgriff auf die übrigen 
Bürgen und zwar auf einen jeden für deſſen Antbeil. 

Dieſer Rüdgriff hat jedoch nur alsdann ftatt, wenn der Bürge 
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in einem der im vorhergehenden Satz ausgedrüicten Fülle u 
befand, als er zahlte. 

* Uebersetzungsfehler statt: „eben desselben Schuldners.‘ 

Vgl. L.R.S. 1213, 1214, 1251 Z. 3, 2025, 2032. 


Drittes Kapitel. 
Bon Erlöfhung der Bürgschaft. 


2034. Die Bürgjchaftsverbindlichkeit erlöfcht aus gleichen 
Urjachen, wie andere Berbindlichkeiten. 

Vgl. LR.S, 1234, 1261, 1262, 1281. 1287, 1288, 1365, 1740, 2087, 
2038, 2250. 

2035. Die Rechtsvermifchung in der Perſon des Haupt— 
Ichuldnerssund jeines Bürgen. da nämlich einer von ihnen Erbe 
des andern wird, hebt die Klage des Gläubigers wider denjenigen 
nicht auf, der fich für den Bürgen verbürgt hat. 

Vgl. L.R.S. 1300, 1301. 

2036. Der Bürge ift berechtigt, dem Gläubiger alle Ein 
reden entgegen zu jegen, welche den Hauptſchuldner zuftehen, und 
mit der Schuld zufammenhängen. 

Er kann fi) mit jolchen Einreden nicht Ihüßen, welche dei 
Schuldner blos aus feiner perfönlichen FIN zuſtehen. 

Vgl. L.R.S. 1208, 1294, 2012, 2034. 

2037. Der Bürge ift feiner Verbindlichkeit 108, jobald vs 
der Gläubiger unmöglich macht, das im feine Nechte, Bänder und 
Vorzüge der Bürge eintreten könne. 

Vgl. L.R.$. 1251, 2029. 

2038. Der Gläubiger, welcher liegende oder fahrende Habe 
für die Hauptſchuld an Zahlungsjtatt freiwillig annimmt, befveit 
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den Bürgen dadurch, felbft für den Fal, da diefe Sachen dem 
Gläubiger durch Urtheil und Recht wieder abgeſprochen würden. 


2039. Eine bloße Verlängerung der Zahlungsfrift, welche 
der Gläubiger dem Hauptichuldner geftattet, befreit den Bürgen 
nicht, dieſer wird aber auch dadurch nicht gehindert, wider den 
Schuldner auf Zahlung zu Tagen. 

Vgl. LR.S. 2032 Z. 4. 


| Bierfes Kapitel. 
Bon gejegliden und gerichtlichen Bürgjhaften. 


2040. So oft Jemand durch die Verfügung eines Gejehes 
oder eines Urtheil3 im Fall ift, Bürgfchaft zu ftellen, müffen bei 
dem Bürgen, den er in Vorjchlag bringt, die im 2018ten und 
2019ten Sag vorgejchriebenen Bedingungen eintreten. 

+ Bei einer gerihtliden Bürgſchaft muß der Bürge noch außerdem eine 
Perſon fein, wider welche wegen Schulden perjöniider Berbaft erfannt wer— 
den darf. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

2041. Wer feinen Bürgen findet, der darf ftatt defjen ein 
binlängliches Pfand geben. 

2042. Der gerichtlihe Bürge kann nicht verlangen, daß der 
Hauptſchuldner vorher ausgeflagt werde. 

vgl. L.R.S. 2021. 

2043. Der Afterbürge eines gerichtlichen Bürgen kann weder 
die Vorsausflage des Hauptichuldners, noch jene des Hauptbürgen 


verlangen. 
Vgl. L.R.S. 2014, 2021. 
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Fünßzehnter Titel. 
Von dem Vergleich. 


2044. Der Vergleich iſt ein Vertrag, wodurch die Parteien 
einen ſchon entſtandenen Rechtsſtreit beilegen, oder einem beſorg— 
lichen zuvorkomuien. 

+ Diefer Vertrag muß ſchriftlich verfaßt werben. 

Absatz 2 ist aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vel R.C.P.O. $$ 471 und 702 Z. 1 und 2; Bad. Einf.-Ges, zu den R.J.G 
$$ 117 und 122. 

2045. Um fich zu vergleihen muß man die Fähigkeit Haben, 
über die im Vergleich begriffenen Gegenftände nad Gutfinden zu 
jchalten und zu walten. 

Vgl. L.R.S. 279, 484, 499, 513. 

Ein VBormund, um fich für den Minderjährigen oder Mund: 
ofen zu vergleichen, muß den 467ſten Sat unter dem Titel: von 
der Minderjährigfeit, der Vormundſchaft und der Ge— 
waltsentlajjung beobadten, jo wie der, welcher ſich mit dem 
Minderjährigen, der feine Volljährigkeit erreicht hat, über die Vor— 
mundjchaftsrechnung vergleichen will, den 472jten Sat deſſelben 
Titels. 


* Gemeinden, Körperihaften und Staatsanftalten können fih nur mit 
ausdrüdliher Ermädtigung des Staatsoberhaupts vergleichen. 
Abgeändert vgl. Zusätze zu L.R.S. 537, insbesondere Gemeindeordnung 


88 143 und 172. 
2046. Man fan fich über die aus Verbrechen entftehenden 
Privatrechte vergleichen. 
Das gerichtliche Verfahren der Staatsbeamten wird durch den 
Vergleich nicht gehindert. 


2 ru 
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x 2046a. Ein Recht auf künftigen Unterhalt kann jo 
werig durch Vergleich als durch Entſagung weggegeben werden, 
wer nicht vom Nichte nach Vernehmung des Kronanwalts Dazu die 
Ermächtigung gegeben worden ift. 

Rechtspolizeigesetz $$ 1 und %. j 

2047. Ein Vergleih kann unter Strafgedingen geichlofien 
werdent. 

Vgl. L.R.S. 1226 u. flg. 

2048. Vergleiche bleiben auf ihren Gegenftand befchräntt; 
hat man aud darin auf alle Rechte, Klage und Anjprüche Ber- 
zicht gethan, jo verjteht jich diejes dennoch nur von dem Gegen: 
jtande des verglichenen Streites. 

Vgl. L.R.S. 1163, 2049. 


2049. Vergleiche beſchränken fich auf die einbegriffenen Strei 
tigfeiten. Dieſe Einbegreifung muß durch die von den Parteien 
gebrauchten bejondern oder allgemeinen Ausdrüde, oder durd 
nothwendige Folgerung aus dem, was ausgedrücdt ift, Klar jetn. 

Vgl. L.R.S. 1163, 2048. 


2050. Wer über ein für fic) Habendes Necht ich vergleicht, 
und in der Folge das gleiche Necht als Nechtsfolger einer andern 
Perſon erwirbt, der iſt wegen dieſes neu erworbenen Rechtes an 
jenen früheren Vergleich nicht gebunden. 


2051. Der Vergleich mit Einem der PVetheiligten bindet die 
übrigen Theilhaber nicht; fie fünnen auch diefen Vergleich nidt für 
fih benüßen. u 

Vgl. L.R.S. 1165, 1208. 


- 


205la. Wer dur einen Vergleich zur Beilegung des Streits 
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eine im Streit nicht befangene Sache Hingibt, muß dafür Gewähr 
Leiten, wenn darauf nicht verzichtet iſt; für die im Streit befangene 
Sache wird, außer dem Fall einer befonderen Zufage, nicht Ge- 
währ geleijtet, die Sache mag in der Hand des vorigen Befiters 
bleiben, oder in jene des Gegentheil3 übergehen. 

Vgl. L.R.S. 1626 u. flg. 


2052. Bergleihe haben unter den Parteien die Kraft eines 
im letzten Rechtszug ergangenen Endurtheils. 
Site fünnen weder wegen irriger Anficht der im Streit be= 


fangen geweſenen Rechte, noch wegen Verfürzung angefochten werden. 
Vgl. L.R.S. 888, 1110, 1118, 1313, 1351. 


2053. Ein Vergleich kann wieder aufgehoben werden, wenn 
über die Perſon oder über den Gegenstand des Streites ein Irr— 
thum vorwaltete, 

Er fann in allen Fällen wieder aufgehoben werden, wo Be- 


trug oder Zwang untergelaufen ift. 
Vgl LRS. 1109-1117, 1304, 


2054. Ein Vergleih kann umgeftoßen werden, wenn er 
den Vollzug eines im fich michtigen Nechtötitel3 bewirkt, und die 
Parteien nicht ausprüdlich über die Nichtigkeit ſich verglichen 
haben. 

Vgl. L.R.S. 1131, 1338, 2053. 


2055. Ein Bergleih, der auf Urkunden gefchloffen wurde, 
die nachher für falſch erkannt werden, iſt ſeinem ganzen Inhalt 
nach ungültig. 

Vgl. L.R.8. 1109, 1110, 1116, 1117, 20583. 


2056. Ungültig ift ein Vergleich, der über einen Streit 
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gejchloffen wird, welcher ſchon duch ein rechtäfräftiges Urtheil 
entjchieden ift, daS beiden Theilen oder Einem unbefannt war. 

Wenn jedoch wider das unbefannte Urtheil eine Berufung 
an einen höhern Richter noch ftatt findet, jo ijt der Bergleid 
gültig. 

Vgl. L.R.S. 1109, 1110, 1117, 2053. 

2057 Haben die Parteien ſich allgemein über alle Gejchäfte, 
die fie mit einander haben möchten, verglichen, jo find unbekannte 
Urkunden, die ſpäterhin entvecdit werden, fein Grund zur Umſtoßung. 
wenn fie nicht dur Eine der Parteien binterhalten wurden. 

Aber der Vergleich) wäre nichtig. wenn an deſſen ganzen Ge- 
genjtand Eine der Parteien, laut der neu entdedten Urkunden, 
feinerlei Recht gehabt hätte. 

Vgl. L.R.S. 1109, 1110, 1116, 1117, 2053. 

2058. Ein NRechnungsfehler in einem Vergleih unterliegt 
der Verbeſſerung. 


+ Bechszehnter Titel. 


Bon dem perjünlichen Verhaft wegen bürgerlichen 
Berbindlichkeiten. 


Die L.R.S. 2059 - 2070 sind aufgehoben durch das Gesetz vom 1%. 
Februar 1870 (G B. Nr. 9) den Vorbehalt in bürgerlichen Rechtssachen betr, 





Siebenzehnter Titel. 


Bon dem Einjagpfandvertrag. 
2071. Der Einjagpfandvertrag ift derjenige, in Gefolge 
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deffen ein Schuldner feinem Gläubiger eine Sache zur Sicherheit 
der Schuld einhändigt. 

2071a. Die Schuldigfeit, ein Pfand einzufegen, die durch 
den Pfandvertrag entjteht, trägt auch die Schuldigfeit in fi, das 
Eingejegte, wenn e3 durd Andere entwährt wird, mittelft Ein- 
jegung eines andern gleih genügenden Pfandſtücks und des Er: 
ſatzes aller Koften zu gewähren. 

Vgl. L.R.S. 1626 u. flg., 2131. 

2072. Das Einfaspfand beweglicher Sachen heißt Fauft- 
pfand; das Einjahpfand einer unbeweglichen Sade heißt Nuß- 


pfand. 
Vgl. L.R.S. 2073 u. flg,, 2085 u. flg. 


Erftes Kapitel. 
Bon dem Fauftpfand. 

2073. Das Fauftpfand gibt dem Gläubiger ein Recht, 
aus dem Pfandſtück vor andern Gläubigern feine Zahlung zu 
fordern. 

Vgl. L.R.8. 2102; R.Konk.-Ordn, $ 40. 

2074. Damit diefes Vorrecht ftatt finde, muß eine öffent- 
liche, oder eine in öffentliche Bücher eingetragene Pfandurkfunde 
vorhanden fein, welche den Betrag der Schuld, ſowie die Gattung 
und Beichaffenheit des Pfandſtücks genau angibt, oder welcher ein 
Berzeihnig anliegt, das davon Beichaffenheit, Gewicht und Maß 
ausdrüdt. 

Bei Gegenftänden unter dem Werth von fünfundfiebenzig 


Gulden * ift die fchriftliche Abfafjung und Eintragung erlaffen. 
* 75 fl, = 128 M, 57 Pf.; (Reichsmünzgesetz vom 9, Juli 1873). 
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Vgl. L.R.S. 2075 u. 2076; (Reichsmünzgesetz vom 9. Juli 1873), %84, 
(Ausnahmen) nebst Zusätzen, insbesondere Art. 309 des Handelsgesetzbuchs; 
Art. 1 der Gesetze vom 22, Juni 1837 (R.B, Nr. 18) und vom 28. März 1844 
(R.B. Nr, 7) über Faustpfandverträge der Amortisationskasse unh der Eisen- 
bahnschuldentilgungskasse; Art. 1 Z. 2 des Gesetzes vom 6. April 1854 
(R.B. Nr. %0) über Leih- und Pfandhäuser nebst den Pekanntmachungen 
vom 17. December 1858 (Centr.V.Bl, Nr. 18) und vom 31. August 1876 (6 B. 
Nr. 37) über Faustpfandverträge der Badischen allgemeinen Versorgungs- 
anstalt und der Reichsbank ; Art. 12 Z, 2 des Badischen Bankgesetzes vom 
16. März 1870 (GB. Nr. 17) und Art. 26 der Statuten der Badischen Bank 
(G.B. 1876 Nr. 9): $ 1 des Gesetzes vom 30, März 1872 (G.B. Nr. 19) über 
Faustpfandverträge der Credit- und Vorschussvereine. 

Instruktiv-Verordnung des Justizministeriums vom 7, April 1826 (R.B. 
Nr. 10). 

2075. Diefes Vorrecht haftet auf unförperlicher fahrender 
Habe, als 3. B, fahrenden Schuldforderungen, nur durch eine jolde 
Urkunde, welche zugleich dem Schuldner der verpfändeten Forderung 
fund gethan worden ift. 

Vgl. L.R.S,. 1598 nebst Zusätzen und 1690; R.E.G. zur K.O. $ 15. 

Gesetz über Verpfündung von Inhaberpapieren vom 22. Juni 187 
(R.B, Nr. 19). „Die Vorschrift des L.R.S. 2075 findet bei Faustpfandrer- 
trägen, deren Gegenstand Papiere auf den luhaber sind, keine Anwendung.“ 

Ein Reichsgesetzentwurf von 1879 über das Fanstpfandrecht bei Pfand- 
briefen und ähnlichen Schuldverschreibungen ist noch in Berathung. 


2076. In allen Fällen hat ein Borreht auf das Fauſtpfand 
nur foweit ftatt, als viefes dem Gläubiger oder einem Dritten, 
den die Parteien erwählten, zur Inhabung überliefert und darin 
geblieben ift. 

Vgl. L.R.S. 1606; R.E.G. zur K.O. $ 14. | 

2077. Fauftpfänder kann ein Dritter für den Schulmmer 
geben. 

Vgl, L.R.S, 2014, 2090. 
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2077 a. So Weit bei einer verpfändeten - fremden Sache 
zwijchen dem Geber und Empfänger des Fauftpfands ein abge: 
jchlofjener Kauf gültig gewejen fein würde, jo weit iſt es auch 
die Berpfündung. 

Vgl. L.R.S. 1599, 1599 b., 2279. 


2078. Der Gläubiger kann im Nichtzahlungsfall durch eigene 
Gewalt über das Fauftpfand nichts verfügen, jondern nur bei 
Sericht begehen, das ihm. nach einer durch Sachverſtändige vor: 
genommenen Schäßung, diefes Faufipfand, jo weit deſſen Werth 
die Forderung nicht überfteigt, an Zahlungsftatt zugejchlagen, oder 
daß es Öffentlich verfteigert werde, 

Jedes Geding, welches den Gläubiger ermächtigt, ſich ſelbſt 
das Pfand zuzueignen, oder ohne Beobachtung obiger Formen 
darüber zu verfügen, ift ungültig. 

Vgl. L.R.S. 6, 1133 und 2084 (Ausnahmen) nebst Zusätzen, insbe. 
sondere Art. 310 und 311 des Haudelsgesetzbuchs; Art. 2 der Gesetze 
vom 2’, Juni 1537 (R.B. Nr. 18) und vom 28. März 1844 (R.B Nr. 7) über 
Faustpfandveriräge der Amortisationskasse und der Eisenbahnschuldentil- 
gungskasse; Art. 1 Ziffer 3 des Gesetzes vom 6. April 1854 (R.B. Nr. 20) 
über Leih- und Pfandhäuser und Bekanntmachung vom 30. August 1864 
(Cent. V.B, Nr. 14) über Faustpfandverträge der Badischen Versorgungsan- 
stalt; $ 2) des Reichsbankgesetzes vom 14. März 1570 (R,G.B. Nr. 15); 
Art. 12) Z. 3 des Badischen Bankgesetzes vom 16. März 1875 (R.B. Nr. 17) 
und Art. 27 der Statuten der Badischen Bank (G.B. Nr. 9); $ 2 des Gesetzes 
vom 30, März 1872 (G,B. Nr, 19) über Faustpfandvertröäge der Credit- und 
Vorschussvereine, 


2079. Der Schuldner bleibt bis zum gerichtlichen Zufchlag, 
injofern es zu einem folchen fommt, Eigenthümer des Pfands, 
das in der Hand de3 Gläubigerd nur als anvertrautes Gut zur 
Sicherftellung feines Vorrechts betrachtet wird, 
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2080. Der Gläubiger haftet laut des Titels: von Ver— 
trägen oder perſönlichen Rechten und Verbindlichkeiten, 
die aus Verträgen entſtehen, im Allgemeinen, fur Verluſt 
oder Berfchlimmerung des Pfands, jo weit fie Folgen feiner Nad- 
läffigkeit find. 

Dagegen hat der Schuldner dem Gläubiger die auf Erhal: 
tung des Pfandes verwendeten nüßlichen und nothwendigen Koſten 
zu erjeßen. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1147 und flg, 1302, 1375, 1933, 1947. 

2081. Iſt eine Schuldforderung zu Pfand gegeben, melde 
Zinfen bringt, jo hat der Gläubiger dieſe Zinjen an denjenigen 
abzurechnen, die ihm etwa gebühren. 

Iſt die Hauptjchuld, wofür eine Schuldforderung zum Pfand 
dient, unverzinslich, jo werden jene Pfandzinfen auf das Kapital 
der Schuld abgerechnet. 

Vgl. L,R,S, 1254. 

2082. Außer dem Fall des Mißbrauchs kann der Schuldner 
nicht fordern, daß fein Pfand zurüdgegeben werde, ehe die Schuld, 
für melde das Unterpfand gegeben ift, in Kapital, Zinjen und 
Koften ganz getilgt it. 

Schuldet der Schuldner, der das Pfand gab, dem nämlichen 
Gläubiger eine weitere Schuld, welche vor der Zahlung der erften 
verfällt, jo kann der Gläubiger das Fauftpfand innebehalten, bis 
er für die eine und die andere Forderung befriedigt ift, auch ohne 
Zujage, daß jolches für die Zahlung der weiteren Schuld ebenfalls 
haften jolle. 


Vgl. L.R.S. 2073, 2102; R.-Konk.-Ordn. $ 40; Handelsgesetzbuch Art 
313—316. 
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2083. Das Pfandrecht ift untheilbar, obſchon die Schuld 
unter den Erben des Schuldnerd und die Forderung unter den 
Erben des Gläupigers theilbar ift. 

Der Erbe des Schuldners, der feinen Antheil an der Schuld 
gezahlt Hat, kann, jo lange die Schuld nicht ganz getilgt it, nicht 
fordern, daß ihm fein Antheil am Pfand zurücgegeben werde. 

Umgekehrt darf auch der Erbe des Gläubigers, der feinen 
Antheil an der Forderung erhalten hat, zum Nachtheil der üb- 
rigen Miterben, die noch nicht befriedigt find, das Pfand nicht 
außliefern. 

Vgl. L.R.8. 1217, 1221, 2090, 2114. 


2084. Die vorftehenden Verordnungen gehen nicht auf 
Handlungsgejchäfte, noch auf öffentliche Leih- und Pfandhäuſer, jo 
weit ſolche eigenen Gejegen und Verordnungen unterliegen. 

Handelsgesetzbuch Art. 309—3 12, 

Gesetze vom 22. Juni 1837 (R.B. Nr. 18) und vom 28. März 1844 (R.B. 
Nr, 7) über Faustpfandverträge der Amortisationskasse bezw. der Eisen- 
bahnschuldentilgungskasse; Gesetz vom 6. April 1854 (R.B. Nr. %0) über 
Leih- und Pfandhäuser nebst Bekanntmachungen vom 17, Dezember 1857 
(Centr.-V.-Bl. Nr. 18) und vom 30. August 1864 (Centr.-V.-Bl. Nr. 14 über 
die Badische Versorgungsanstalt, sowie vom 31. August 1876 (G.B. Nr. 37) 
über die Reichsbank; Reichsbankgesetz vom 14, März 1875 (R.G.B. Nr. 15) 
8 20; Gesetz über die Badische Bank vom 16. März 1870 (G.B. Nr. 17) 
Art. 12 und Statut dazu vom 28. Februar 1876 (G.B. Nr. 9) Art. 26 und 
27; Gesetz vom 30. März 1872 (G.B. Nr, 19) über Faustpfandverträge der 
Credit und Vorschussvereine, 


Zweites Kapitel. 
Don dem Nukpfand. 


2085. Das Nutzpfandrecht kann nur jchriftlih gegeben 
werden. 
37 
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Der Gläubiger erhält durch dafjelbe nur die Nutzung der 
Früchte eines Grundftüds, mit der Auflage, jährlih den Ertrag 
zuerjt von den Zinſen, welche ihm gebühren, und darnad von 
dem Kapital abzurechnen. 

Vgl. L.R.8. 1743, 2089, 


2086. Der Gläubiger muß, wo nicht das Gegentheil be- 
dungen worden, die Steuern und jälrlichen Laften des Grundftüds, 
das er im Pfandgenuß hat, zahlen, 


Er muß ebenfalld, bei Vermeidung voller Entſchädigung, für 
die Unterhaltung, auch für nügliche und nöthige. Bau und Beſſe— 
rung des Grundftüds jorgen, wofür er jedoch die Auslagen an 
den Früchten abrechnen darf. 

Vgl. L.R.S. 605, 608, 2080. | 

2087. Der Schuldner kann, ohne die Schuld völlig abge: 
tragen zu haben, die Nugung des Pfandguts nicht an fich ziehen. 

Dem Gläubiger, der fich die im vorigen Sa ausgedrüdten 
Laſten entledigen will, bleibt e8 aber, injofern er darauf nicht 
entjagt hat, frei, dem Schuldner den Genuß des Pfandes heimzu— 


Ichlagen. 
Vgl. L.R.S. 2082. 


2088. Dadurch allein, daß die Zahlung zur Verfallzeit nicht 
erfolgt, wird der Gläubiger nicht Eigenthümer des Nutzpfands; 
jedes dieſem entgegenlaufende Geding ift ungültig; er kann im 
Säumnißfall wider den Schuldner in gejeglichen Wegen auf gericht: 
lie Berfteigerung dringen. 

Vgl. L.R.S. 2078, 2304 u. fig. 


2089. Das Geding, daß die Früchte gegen die Zinfen ent: 
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‚weder ganz oder bis zu einem gewiſſen Betrag wettgefchlagen fein 
ſollen, ift erlaubt und wirkjam, 


2089 a. Mit Ende eined jeden PVertragsjahrs wird das— 
jenige, was die gewonnenen Früchte in diefer Zeit mehr betragen 
haben, am Kapital abgejchrieben; iſt weniger eingegangen, als 
der Zinsbetrag wäre, jo ift das Mangelnde dem Kapital zuzu= 
ſchreiben. 


2090. Die Verfügungen des 2077ſten und 2083ſten Satzes 
gelten dem Nutzpfand, wie dem Fauſtpfand. 


2091. Alle Sätze des gegenwärtigen Kapitels thun den 
Rechten keinen Abbruch, welche dritte Perſonen an dem Nutzpfand— 
ſtück haben mögen. 

Der Nutzpfandgläubiger, welcher auf das Grundſtück noch aus 
andern Anläſſen geſetzmäßig beſtellte und bewahrte Vorzugs- oder 
Unterpfandsrechte hat, darf ihrer im ſeiner Ordnung, wie jeder 


andere Gläubiger, fich bedienen. 
Vgl. L.R.S. 2101, 2121, 2123, 2124 u, fig. 


2091 a. Eine eigene Art von Nutzpfandrecht entjteht da— 
dur, wenn der Eigenthümer einer zu Unterpfand verfchriebenen 
Liegenjchaft feinen Verwalter oder Pächter anmeist, jährlich aus 
den eingehenden Früchten derfelben den Zins an den Gläubiger 
abzuführen. 

Eine folde Anweisung muß gerichtlich vollzogen, und bei 
jeder Aenderung im Pacht oder in der Berwaltung erneuert 
werden. | 

Die jährlichen Früchte werden dadurch Fauftpfand für den 
Bing, und der Pächter oder Verwalter wird Gemwalthaber des 

37% 
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Gläubigers für die Zinderhebung, und haftet zugleich als Aufbe 
wahrer für die Nichtauslieferung des Ertrags vor erfolgter Zins: 
zahlung. 

Die Kapitalzahlung ift aus dem Gut nach Unterpfandsrecht 
zu fuchen, wenn joldhes gehörig gegeben ift. 

Vgl. LR.S. 1927, 1984, 2073, 2076, 2124 u. fig. 


Adıtzehnter Titel. 
Von Vorzugs- und Unterpfandsrechten. 
Erftes Kapitel. 


Allgemeine Verfügungen 


2092. Wer eine Verbindlichkeit auf fi) genommen hat, 
muß die Erfüllung feinss Verſprechens aus allem feinem gegen: 
wärtigen und zukünftigen, beweglichen und unbeweglichen Bermögen 
bewirken. 


2093. Das Vermögen des Schuldners iſt das gemeinſchaft— 
liche Unterpfand aller ſeiner Gläubiger, und der Erlös aus deſſen 
Verkauf muß unter ihnen verhältnißmäßig vertheilt werden, jo oft nicht 
rehtmäßige Urjachen eintreten, Einen der Gläubiger dem Andern 
vorgehen zu lafjen. 

vgl. L.R.S. 808, 2094 ; K.-Konk.-Ordn. $ 54. 

2094. Die rechtmäßigen Urfachen eines Vorgangs find Vor— 
zug3- und Unterpfandsrechte. 


Vgl. L.R.S. 2095 und fig., 2114 und fig, 2151; R.-Konk.-Ordn. $$ 39— 
45; Bad. Einf.-Ge=etz zu den R.J.G. $ 23. 
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Zweites Kapitel. 
Von den Vorzugsrechten. 


2095. Ein Vorzugsrecht iſt ein aus der Eigenſchaft der 
Forderung entſpringendes Recht des Gläubigers, Andern, ſelbſt 
Unterpfandsgläubigern, vorzugehen. 

Vgl. L.R.S. 2106 und fig., 2113. 

2096. Unter mehreren Borzugsgläubigern richtet fich ver 
Borzug nach der verfchiedenen Eigenjchaft ihrer Vorzugsrechte. 

Vgl. L.R.8. 2102, 2103, 2106 und fig. 

2097. Mehrere Vorzugsgläubiger, die von gleicher Ordnung 
find, werden mit einander nach Berhältuig ihrer Forderungen 
gezahlt. 

Vgl. LR.s. 2147. 

2098. Die VBorzugsrechte des Staatsſchatzes und die Ord— 
nung, worin fie ftatt haben, hängen von befondern jeweiligen Ge— 
fegen ab. 

Der Staatsihag kann jedoch niemald zum Abbruch früher 
erworbener Rechte dritter Perſonen einen Vorzug erlangen, 

Vgl. L.R.S. 2103 a. und b. und 2105. 


7 2098 a. Die Vorzugsrechte des Staats find dahin beftimmt ; 

I, Die Steuern und Hoheitsabgaben für das laufende und 
den Ausftand des Legtverflofienen Nehnungsjahrs haben die Rechte der im 
Sag 2101 genannten Forderungen, doch erjt unmittelbar nad jenen. 


II. Die Forderungenandie Staatsrechner haben 

1) ein Borzugsredt auf alle fahrende Habe des Nechners und feiner 
Ehefrau, diefe mag in Vermögensgemeinſchaft oder auf abgefondert Gut mit 
ihrem Mann leben; jedoch ift, wenn fie nicht in Yahrnißgemeinihaft leben, 
jene Fahrniß ausgenommen, von welder hinlänglich bewiejen wird, daß fie 
folche ererbt oder aus eigenem Geld angeichafft habe; 
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diejer Borzug fteht jedoch den gleihen Vorzugsrechten des Satzes 2102 
und noch mehr den vorzüglicheren des Satzes 2101 nad; 

2) ein Vorzugsreht auf alle jene Liegenfchaften des Rechners und feiner 
Ebefrau, welde nah der Ernennung Des Erfteren zum Dienft angeſchafft 
wurden, in Anſehung des Frauensguts unter der zuvor gedachten Ausnahme, 
und in Anfehung beider mit der Einfhränfung, daß innerhalb zweier Monate 
nad dem Eintrag des Erwerbs in das Grundbuch jene Belaftung in dem 
Pfandbuch gehörig vorgemerkt werde; 

dieſes Borzugsreht gilt niemals zum Nachtheil der gehörig bewahrten 
Vorzugsrehte der im Sag 2103 genannten Gläubiger ; noch weniger zum Ab— 
brud der im Sat 2101 genannten, wenn fie nah Sat 2104 und 2105 auf 
die Liegenfchaften greifen; noch zur Verkürzung derer Gläubiger, die von dem 
vorigen Eigenthümer der Liegenſchaft her noch gejesmäßig vereigenfchaftete 
Forderungen darauf ftehen haben; 

3) ein gejegliche8 Unterpfandsreht nad Sat 2121 auf die dem Redner 
vor der Dienftübernahme zugejtandene oder nachher durch Schenkung oder 
Erbidhaft erlangte Grundjtüde, unter Borausfegung der gejegmägigen Be— 
wahrung. 

IIt. Die Forderungen andie Dienftbürgen ber Staats- 
diener geniefen die nämlichen Vorzugs- und Unterpfandsrechte, wie jene 
an die Staatsrehner, von Zeit der Bürgfchaftsleiftung an, jedod nur auf bes 
Mannes, nicht auf der Frau Vermögen. 

Aufgehohen durch $ 20 des Bud. Einf-Gese'zes zu den R.J.G. und 
theilweise ersetzt durch den neuen L.R.S. 2103 a. 


2099. Die BVBorzugsrehte Fönnen liegende und fahrende 
Habe ergreifen. 
Vgl. L.R.S. 2102 und 2103. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon Vorzugsrechten auf der Fahrniß. 


+ 2100. Dieje Vorzugsrechte find theils allgemein, theils beichränten 
fie fih auf beftimmte Fahrnißſtücke. 
Aufgehoben durch $ %0 des Bad, Einf.-Ges. zu den R.J.G, 


4 Pi ee 
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81. 
rt Bon allgemeinen Vorzugsrechten auf der Fahrnif. 


+ 2101. Nacftehende Forderungen haben ein Vorzugäreht auf die ge- 
fammte fahrende Habe, das nad der Drbnung der Benennung auszuüben ift: 

1) die Ganttoften; 

2) die Begräbnißtoften; 

3) alle und jede Koften ber legten Arankheit, deren verjshiebene 
Gläubiger unter fih den gleihen Rang haben, worin fie nad 
Berhältniß des Betrags ihrer Forderung zur Zahlung kommen; 

4) der Gehalt der Dienftleute für das verflofjene und laufende 
Dienftjahr; 

5) bie Lieferungen ber Lebensbedürfniſſe für den Schulbner und 
feine Familie dur die Kleinhänbler, 3. B Bäder, Mesger und 
andere, von den legten jeh3 Monaten, und jene burd die Groß— 
händler und die Unterbaltsanftalten für ein Jahr. 


+ 2101a, Hinzufommen 6) die oben im Zuſatz 2098a., im Abſatz 1. 


genannten Staatäforberungen, jodann 
7) bie. unverjährten Arzneirechnungen ber Apothefer für andre als 


legte Krankheiten. 

Die 1,.R.S. 2101 und 2101a nebst $ 100 der Gemeindeordnung, $ 66 
Abs. 1 des Gesetzes vom 29. März 1852 über die Feuerversicherung der 
Gebäude (R.B. Nr. 14) und Art. 8 des Gesetzes vom 16. März 1870 über 
Errichtung einer Badischen Bank (G.B. Nr, 17) sind aufgehoben durch $ %0 
des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G., und ersetzt durch $ 54 der Reichs 


Konkursordnung. ” 


, 8ILI. 
Bon Vorzugsrechten auf beſtimmte Fahrnißſtücke. 
2102. Beſondere Vorzugsrechte auf beſtimmte Fahrniſſe ge: 
nießen die in den $$ 40 und 41 der Konkursordnung aufgeführten 


Forderungen bezüglich der dabei bezeichneten Gegenſtände. 
Die Fahınig des Beftänders, welche zur Einrichtung feines 


5 
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Beitandhaufes oder Pachthofes gehörte, kann der Eigenthümer, 
wenn fie ohne feine Bewilligung weggeſchafft wurde, in Beſchlag 
nehmen lafjen, und behält darauf fein Vorrecht, wenn er fie, und 
zwar die Fahrniß eines Pachtgnt3 innerhalb vierzig Tagen, und 
die Fahrniß eines Miethhaufes innerhalb vierzehn. Tagen an fih 
ziehen. 

Neue Fassung nach $ 21 des Bad, Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. k.C.P.O, $ 814 und flg.; R,E.G. zur C.P.O. $ 16 Z, 4. 


Die L.R.S. 2102 a. und 210®2b. nebst $ 112 Abs, 2 der Ge 
meindeordnung und $ 16 des Zehntablösungsgesetzes vom 15. November 


1833 (R.B. Nr. 49) sind nach $ % des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. auf. 
gehoben. 


Zweiter Abſchnitt. | 
Von Vorzugsrechten auf Liegenfchaften. | 
2103. Auf Liegenfchaften haben folgende Gläubiger ein Vor— 
recht: 
1) der Verkäufer auf das verfaufte Grundſtück wegen Zahlun 
des Kauffchillings; | 
ift ein Grumdftüc nacheinander mehrmal verkauft worden 
und der Kaufichilling ift im Ganzen oder zum Theil von 
mehreren Käufern rüdjtändig, jo wird der erſte Verkäufe 
dem zweiten, der zweite dem dritten, und jo weiter von 
gezogen; 
Vgl. L.R.s. 1650, 2108. 
2) Diejenigen, welche Geld hergefchoffen haben, um ein Grun | 
ſtück zu erwerben, wenn durch die über dad Darlehen er 
richtete Urkunde glaubhaft erwieſen ift, daß das Geld y 
diefem Gebrauch beftimmt war, und durch die Duittuns 
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des Verkäufers, daß die Zahlung mit dem entlehnten Geld 
geichehen iſt; 

Vgl. L.R.S. 1250 Z. 2, 2108. 
die Miterben auf die Grundftüce der Erbichaft zur Sicherheit 
ihrer Theilung, der Gewähr für diejelbe und des Aufgelds, 
das ein Miterbe dem Andern auf fein Loos jchuldet; 

Vgl. L.R.S. 827, 833, 884, 1476, 1686, 1872, 2109. 

Die Baumeifter. Bauunternehmer, Maurer und andere 
Arbeiter, welche an Gebäuden, Kanälen und andern Werfen 
jeder Art gebraucht wurden, um Sie neu aufzuführen, 
wieder aufzubauen oder aufzubejjern, jofern ein von der 
Obrigkeit des Bezirks von Amtswegen ernannter Sachver— 
jtändiger in einem PBrotofoll vor der Arbeit den wirf. 
lichen Stand und Werth des Plates bezeugt hat, und 
die Arbeiten darauf, längſtens in ſechs Monaten nad) 
ihrer Vollendung, dur einen auf gleiche Art ernannten 
Sachverſtändigen aufgenommen worden find. 

Diefes Vorzugsreht kann ſich indeß auf mehr nicht er- 
ftredfen, al3 auf den Mehrwerth, der durch das zweite 
Protofoll bewährt wird, mithin auf die Summe, welche 
das Grundſtück zur Zeit der Veräußerung durd) die daran 
gejchehene Arbeit an Werth zugenommen hat. 

Vgl. L.R.S. 1787 u. flg., 2110. 


Diejenigen, welche das Geld dargeliehen haben, um die 
Arbeiter zu zahlen, oder deren Auslayen zu erfegen. haben 
das gleiche Borrecht, wenn diefe Verwendung durch die 
über das Darlehen errichtete Urkunde und durch die Quittung 
der Arbeiter glaubhaft erwiejen tft, jowie Hier oben wegen 
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den Darleihen zur Ermwerbung eines Grundftüds geord— 
net iſt. 
Vgl. L.R.S. 1250 Z, 2, 2111. 

210% a. Die Staatsfaffe hat für ihre Forderungen an die 
Staatörechner ein VBorzugsreht auf alle jene Liegenjchaften de 
Rechners und feiner Ehefrau, welche nad der Ernennung des Er: 
jteren zum Dienjt angefchafft wurden, in Anjehung des Frauenguts 
mit Ausnahme derjenigen Liegenfchaften, von welchen Hinlänglid 
erwiejen wird, daß die Ehefrau folche ererbt oder aus eigenem 
Gelde angeſchafft habe, in Anjehung der Liegenfchaften beider Ehe— 
leute mit der Einjchränfung, daß innerhalb zweier Monate nad 
dem Eintrag des Erwerbs in das Grundbuch jene Belaftung in 
dem Pfandbuch gehörig vorgemerkt werde. 

Diejes Vorzugsrecht gilt niemals zum Nachtheil der gehörig 
bewahrten Borzugsrechte der im Sat 2103 genannten Gläubiger 
noch zur Verkürzung derjenigen Gläubiger, welche von dem vorigen 
Eigenthümer der Liegenjchaft her noch geſetzmäßig vereigenfchaftete 
Forderungen darauf ftchen haben. 

Neue Fassung nach $ 22 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.JG, a!s Ersatz 
für L.R.S. 3098 a II. 2. 

Vgl, L.R.S. 2121 u. 2122, 2146 u, fl., 2153. 

2103b. Ein feiner Eintragung in das Unterpfandsbudh be- 
dürfendes, allen andern Vorzugs- und Unterpfandsrechten vor: 
gehendes Vorzugsrecht auf die Liegenschaften, auf welchen fie beru: 
hen, haben: 

I) Die Forderungen der Staatöfaffe megen Grund: umd 

Häujerjteuer nebjt der Biförjterungsfteuer, 
Grundsteuergesetz vom 7. Mai 1858 (R.B. Nr. 21); Wealdsteuer- 
gesetze vom 23, März 1854 GR. B. Nr. x5) und vom 14. Desember 
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1878 (G.B. Nr, 32); Häusersteuergesetz vom 26. Mai 1866 (RB. 
Nr. 30) Forstgesetz 88 6 u. 90 b. ä 
2) Die Forderungen der Kaffen der Gemeinden und Kreife 
wegen Umlagen auf Grund- und Häuferfteuerfapitalien, 
Verwaltungsgesetz vom 5. Oktober 1863 (R.B. Nr 44) $ 43 
(Kreisumlagen); Städte- und Gemeindeordnung (Gesetze vom 6. u. 
24. Februar 1879, G.B. Nr. 7 u. 8) $$ 80 u. fleg. 
3) Die Forderungen der Staatsanftalt zur Feuerverficherung 
der Gebäude wegen Berficherungsbeiträgen, 
Gesetz vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 14) über die Feuerver- 
sicherung der Gebäude. 
foweit diefe Forderungen im legten Jahre vor Geltendmachung des 
Vorzugsrechts fällig geworden find oder nach $ 58 der Konkursord— 
nung als fällig gelten. 
Neuer Zusatzartikel nach $ 23 des Bad, Einf.-Gesetzes zu den R,.J.G. 
Vgl. R.K.O. $ 54 Z. 2 u. 3; Städte- und Gemeindeordnung $ 73. 


T Dritter Abſchnitt. 


Bon den Vorzugsrechten, die auf liegender und fahrender Habe zugleich haften. 


Diese Abschnitts-Ueberschrift sowie die I..R,S. 2104 u. 2105 sind auf- 
gehoben durch $& 24 des Bad Einf-Ges. zu den R.J.G. . 


+ 2104. Die Vorzugsrechte, welche auf liegende und fahrende Habe zu- 
glei gehen, find jene, welde im 2101jten Sat angeführt worden. 

2105. Wenn bei Abgang an Fahrniß dieje letztgedachten Vorzugsgläu— 
biger aus dem Erlös eines unbeweglichen Guts zugleich mit jenen Gläubigern 
befriedigt jein wollen, welche auf das Grundjtüd ein Vorzugsrecht haben, To 
geihehen die Zahlungen in folgender Ordnung: 

1) die Gerichtsfoften und andere im 2101ften Sag angeführte * 
derungen; 
2) die Forderungen, welche im 2103ten Sag bezeichnet find. 


2105a. Nah allen dieſen genießen noch VBorzugsvecht die 
Forderungen der Stuatsfajje für Unterfuchungsfojten auf die 
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Liegenſchaften der Verurtheilten, wenn ſie innerhalb zwei Monaten 
vom Endurtheil an ordnungsmäßig im Pfandbuch eingetragen 
wurden ; dad Vorzugsrecht kann jedoch nur ohne Nachtheil aller 
jener früheren Unterpfandsrechte, welche entweder ohne Eintragung 


gültig, oder durch Eintragung gehörig bewahrt find, geübt werden. 

Neue Fassung nach $ 24 des Bad. Einf.-Ges, zu den R.J.G. 

Vel. LR.S. 2123, 2134. R.St.P.O. $ 496—506. 

Weitere Vorzugsrechte an Liegenschaften: Gesetz über Ablösung der 
Zehnten vom 15. November 1833 (R.B. Nr. 49) $ 15. 

Gesetz über das Vorzugsrecht der Gültablösungskapitalien vom 14. Mai 
1825 (R.B, Nr, 8); Gesetz über Ablösung der Weiderechte vom 31. Juli 1848 
(R.B. Nr, 55) Art. 38; Gesetz über Ablösung der Erh- und Schupflehen vom 
21. April 1849 (R.B, Nr, 25) & 15; Forstgesetz vom 27, April 1854 (R. B. 
Nr, 23), 5 Ma, Absatz 5; Lehen-Allodificationsgesetz vom 9. August 1862 
(k.B. Nr. 47), $ 7. 


Vierter Abſchnitt. 
Wie die Vorzugsrechte bewahrt werden. 


2106. Zwiſchen den Gläubigern unter fih haben die Vor- 
zugsrechte auf Liegenfchaften feine Wirkung, als injofern fie durd 
Eintragung in die Unterpfandbücher auf gefeglihe Art Fund ge- 
macht worden find, und nur von dem Tag diefer Eintragung art, 
jedoch unter nachfolgenden Ausnahmen. 

Vgl. L.R.S 2146 u. ilg. 


+ 2107. Bon der Nothwendigkeit der Eintragung find frei die im 
2101ften Sag ausgedrüdten Forberungen. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. 

2108. Der Verkäufer, der ein VBorzugsrecht hat, behält ſolches 
durch Einjchreibung feiner Erwerburfunde* in das Grundbuch, jo 
weit daraus erhellt, daß er den Kaufichilling ganz oder zum Theil 
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noch zu fordern hat. Die von dem Käufer veranftaltete Einjchrei- 
bung im Grundbuch nutzt auch ftatt Eintragung ind Pfandbuch 
dem Verkäufer, jowie dem Darleiher, der ihm das gezahlte Geld 
vorgejchoffen Hat, und durch die nämliche Urkunde in die Rechte 
des Verkäufers eingejegt it. 

Uebefsetzungsiehler statt: „Der Verkaufsurkunde“ (titre qui a transfere 
la propriet@ à l’acqu£reur). 

Vgl. L.R.S. 1583 a, 2103 Z. I u. 2, 2l1la. 

+ (Der Pfandfhreiber muß gleihmwohl bei Strafe, fonft jeden Dritten 
zu entihädigen, diejenigen Forberungen, die auf dem Kaufbrief beruhen, zum 
Bortheil des Verkäufers jowohl, als der Darleiher in das Pfandbuh von 
Amtswegen übertragen; biefen beiden fteht ebenfall3 frei, den Verkauf, den 
der Käufer noch nicht hat einjchreiben lafjen, zur Eintragung ins Pfandbuch 
zu bringen, um für ihre Forderung an ben Kauffchilling ihr Vorrecht zu 
bewahren). 


2103a. Das Eingeklammerte fällt hierlands weg. 


2109. Das Vorzugsrecht eines Miterben oder Theilhabers 
an den Gütern eines jeden Looſes für dad, was von dem 2008 
zur Gleichjtellung ihm herausgegeben werden muß, oder für den 
Kaufiilling eines an Theilungsftatt verfteigerten Erbftüds, ift 
bewahrt, wenn in ſechszig Tagen, von dem Theilungstag oder von 
dem Steigerungszufchlag an, auf feinen Betrieb die Eintragung 
ins Grundbuch gejchieht. Während dieſer Zeit Tann auf ein folches 
Gut zum Nachtheil desjenigen, der das Erbgeld oder Raufgeld zu 
fordern hat, fein Unterpfand gegeben werden. 

Vgl. L.R.8. 2103 Z. 3, 2111a, 2113; Notariatsordnung $$ 179, 180, 192. 

2110. Baumeifter, Bauunternehmer, Maurer und andere Ar- 
beiter, die Gebäude, Kanäle oder anders Werfe neu aufbauen, 
wiedererbauen oder ausbefjern, und diejenigen, welche zu deren 
Zahlung oder Erftattung ihrer Auslagen Geld darleihen, deſſen 
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wirkliche Verwendung gehörig bewieſen worden iſt, bewahren iht 
Recht durch die doppelte Eintragung ins Pfandbuch: 
1) des Protokolls über die erjte Bejchreibung des Werks 
und 
2) des Protokolls über die nachherige Aufnahme der gefer: 
tigten Arbeit. 
Diefes Recht gilt von dem Tag an, da das en Protokoll 
eingetragen worden ift. 
Vgl. L.RS. 2103 Z. 4 u. 5; 2113, 9146 u. fig. 


2114. Die Gläubiger und Vermächtnißnehmer, welde in Ge 
mäßheit des 878jten Sates unter dem Titel! von den Erb: 
haften, Nbfonderung des Vermögens des Erblaffers begehren, 
bewahren wider die Gläubiger der Erben oder Stellvertreter des 
BVerftorbenen ihren Vorzug auf die Liegenschaften der Erbicaft 
durh Eintragung ins Pfandbuh auf ein. jedes diejer Güter, un 
fofern fie in den erften ſechs Monaten nach dem Anfall des Erbe 
geſchieht. 

Bor Ablauf dieſer Zeit können die Erben oder Stellvertreter 
darauf zum Nachtheil diefer Gläubiger oder Vermächtnißnehmer 
fein gültiges Unterpfand geben. 

Vgl. L.R.S. 878—880, 1017, 2111 a., 2113. 

211la. Die Vorzugsrechte des L.R.S. 2103 3. 1,2 u 5, 
fowie das Abjonderungsrecht des L. R.S. 2111 wirken gegen Gläu— 
biger, welchen jelbjt Fein Vorzugs- oder Unterpfandsrecht an den 
Liegenjchaften zufteht, auch uneingetragen, 

Neuer Zusatzartikel nach $ 25 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. R.-Konk.-Ordn. $ 12. 


2112. Diejenigen, welchen eine Vorzugsforderung übertragen 
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wird, haben die gleichen Rechte, wie ihre Rechtsgeber, an deren 
Stelle und in ihrer Ordnung auszuüben. 

Vgl. L.R.S. 1252, 1692. 

2113. Alle der Eintragung bedürfende Vorzugsforderungen, 
bei denen die obigen Borjchriften zur Bewahrung des Vorzugs 
nicht beobachtet worden find, behalten zwar Unterpfandsrecht, aber 
eö gilt gegen dritte Perjonen nur von dem Tag der nachgeholten 


Eintragung an, wie hier unten erklärt wird. 
Vgl. L.R.S. 2095, 2103, 2103 a., 2105 a., 2106—2111, 2134. 


Drittes Kapitel. 
Bon dem Unterpfandsredt. 


2114. Das Unterpfand ift ein auf’der Sache haftendes Recht, 
welches Liegenjchaften für die Zahlung einer Schuld zu haften 
verbindet. 

E3 iſt feiner Natur nad untheilbar, und haftet auf allen ein- 
gejegten Liegenjchaften zufammen, ſowie auf jeder einzeln, und auf 
jedem Theil derjelben. 

Es folgt den Liegenjchaften in jede Hand, in welche fie über- 
gehen. 

Vgl. LR.S. 1221 Z. 1, 2118, 2119, 2166, 2180. 

21l4a. Das Unterpfandsrecht Haftet auf den beweglichen 
Zugehörden einer Liegenfchaft nur jomeit fie zur Zeit des gericht: 
lichen Zugriffs noch damit verbunden find: jede frühere Trennung 
eines zugehörigen Fahrnißſtücks macht das Pfandrecht darauf er- 
Löjchen. 

Bei dem Anfchlag des Werths eines Guts zum Behuf einer 
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Unterpfandsverftellung kommen ſolche fahrende Zugehörden nicht 
in Anfaß. 

Vgl. L.R.S. 519—525, 2118. Gebäude-Feuerversicherungsgesetz vom 
29. März 1852 (R.B. Nr. 14) $$ 53, 59 u. 60, 


2115. Ein Unterpfand befteht nur in gejeglich beftimmten 
Fällen, nach den vorgejchriebenen Formen. 


2116. Es ift entweder gejeglich, oder richterlih, oder be- 
dungen. 


2117. Geſetzlich ift ein Unterpfand, wenn es aus dem 
Geſetz entiteht. 

Richterlich, wenn es aus Urtheilen oder gerichtlichen Ver— 
handlungen entipringt. 

Bedungen, went ed aus Verträgen entipringt, und von 


der äußern Form der Vertragsurfunde abhängt. 
Vgl. L.R.S. 2121, 2123, 2124 u. fig, 


2118. Unterpfandsgegenftände können nur fein: 


1) unbemwegliche Güter, die im Rechtsverkehr find, und jene 
Zugehörden derjelben, die für unbeweglich gelten; 
2) die Nugnießung an folden Gütern und Zugehörden, fo 
lange fie dauert. 
Vgl. L.R.S. 517 u. fig., 526, 537—542, 551—553, 577ci, 1128, 2114 a, 
2133, 


2119. Kein Unterpfand auf Fahrni folgt der Sache in die 
dritte Hand. 
Vgl. L,R.S. 527 u. flg., 2076, 2279, Handelsgesetzbuch Art. 306, 


2120. (Betrifft die Seegefege.) 
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Erſter Abſchnitt. 
Von dem geſetzlichen Unterpfand. 

2121. Ein geſetzliches Unterpfand haben: 

die Forderungen der Ehefrauen, auf den Gütern ihrer 
Männer; 

jene der Minderjährigen und Mundloſen, auf den Gütern 
ihres Vormunds; 

jene des Staats, der Gemeinden, Körperſchaften und Staats— 
anftalten, auf den Gütern ihrer rechnungspflichtigen Einnehmer 


und Verwalter. 
Vgl. L.R.S. 450, 509, 513a, 1472, 1495, 1531, 2103 a, 2135 u. flg., 


2153; Badisches Einführungsgesetz zu den Reichs-Justizgesetzen $$ 29—33 
(Kaufmannsfrauen). 

2121a. Die Standes: und Grundherren genießen auf das 
Bermögen ihrer Rechner gleiches Unterpfandsrecht, wie Gemeinden 
und Körperichaften. 

2122. Ein Gläubiger, der ein gefegliches Unterpfand hat, 
kann folches auf jeines Schuldners gegenwärtige und Fünftige 
Liegenſchaften geltend machen, unter den unten bejchriebenen Ein- 


ſchränkungen. 

Vgl. LR.S. 2140 -2145, 2153, 2161—2165. 

Weitere gesetzl. Unterpfandsrechte: Wassergesetz vom 25. Aug. 1876. 
(G.B. Nr. 36), Art. 56; Städte- und Gemeindeordnung nach den Gesetzen 
vom 6. u. 24, Februar 1879, (G.B.Nr. 7 u. 8), $ 73 (ungenau als „Vorzugs- 
recht“ bezeichnet), 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem richterlihen Unterpfand. 
Vgl. II. Eiaf.-Edikt $ 26 Abs. 3 nebst Zusatz, 


2123. Ein richterliches Unterpfand gibt jedes Urtheil dem, 
38 
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für den es ergeht, es mag auf Erjcheinen oder Nichterfcheinen des 
andern Theils, endlich oder fürſorglich erfolgen. Auch die vor 
Gericht erfolgte Anerfennung oder Bewährung der Unterjchriften 
einer Hagbaren Privaturkunde bewirkt ein ſolches Unterpfandsrcdt; 
(jedoch nur gleich der öffentlichen, wenn die damit bezeugte Schuld 
verfallen, eingeflagt, und ohne Gegenrede eingeftanden, mithin 
Urtheils nicht weiter bedürftig iſt.) 

Vgl. R.C.P.O. $$ 272 u flg, 295 u. flg., 380 u flg., 644 u. flg., 702. 

Es kann auf gegenwärtige und Fünftige Liegenjchaften geltend 
gemacht werden, mit gleihmäßigem Vorbehalt ver unten ausge 
drüdten Einjchränfungen. 

Vgl. L.R.S. 2148, 2161—2165. 

Schiedsrichterliche Entjcheidungen bewirken fein Unterpfands- 
recht, außer von der Zeit an, wo ein gerichtlider Bollzugsbefch! 
darauf ergeht. 

Vgl. R.C.P.O. $ 868. 

Urtheile, melde im Ausland ergangen find, können gleich— 
falls fein Unterpfandsrccht begründen, als injofern fie von einem 
inländischen Gericht vollziehbar erklärt find; unbeichadet deſſen, 
was Staatsgejehe oder Staatsverträge etwa anders bejtimmen 


Vgl. R.-Ger.-Verf.-G. $ 157 (Rechtshülfe); R.C.P.O. $$ 660 u. 66]: 


Staatsvertrag mit Frankreich vom 16, April 1846 (R.B. Nr. 24). 

Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $ 26: „Die im Mahnverfahren er- 
gangenen Vollstreckungsbefehle ($$ 639, 640 der C.P.O) begründen kein 
richterliches Unterpfandsrecht.* 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem bevungenem Unterpfand. 


2124. Ein bedungenes Unterpfand kann nur derjenige ver: 
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willigen, der die Fähigkeit hat, die Liegenfchaft zu veräußern, 
welche damit bejchwert werden foll. 

Vgl, L.B,S. 217 u. fig., 2.0, 537 u, 574 nebst Zusätzen, 577 ci., 1124, 
1421, 1428, 1449, 1507. 1554, 2.25, 2126, 

2125. Diejenigen, deren Recht an einer Liegenfchaft von 
aufjchiebenden Bedingungen abhängt, oder in gewiſſen Fällen 
wiederauflöslich oder der Umſtoßung unterworfen ift, können fein 
anderes Unterpfandreht verwilligen, als das den gleichen Beſchrän— 
fungen unterliegt. 

Vgl. L.R.S. 865, 929, 952, 954, 958, 963, 1131, 1183, 1654—1656, 1673, 
1674, 1681. 

2126. Die Güter. der Minderjährigen, der Mundlofen und 
jene der Berfchollenen, die noch nicht endgültig zuerkannt find, 
fönnen nur aus gejeglich gebilligten Urjachen und in den depfalls 
vorgejchriebenen Formen, oder kraft ergangener —— zum Un— 
terpfand eingeſetzt werden. 

Vel. LRS. 128, 457, 434, 487, 499, 509, 513, 513a. 


x 2127. Ein bevungenes Unterpfand kann nur durch eine 
von zwei Staatäfhreibern, oder von einem Staatöfchreiber und zwei 
Zeugen verjertigte öffentliche Urkunde gegeben werden. 

Vgl. 11. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7; Rechtspolizeigesetz $ 2 2. 8. 


x 2127a. Den Staatsjchreibern muß dabei vom Schuldner 
vorgelegt, und von ihnen dem Gläubiger oder feinem Gewalthaber 
vorgelejen werden: 

1) ein Zeugniß deſſen, der das Grundbuch führt, daß der 
Schuldner dort al3 Eigenthümer des zu verjeßenden 
Guts eingetragen fei, auch daß Feine oder welche auf: 
löjende Bedingungen oder jonjtige Beichränfungen der 
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Berfügungsgemwalt des Schuldners, ingleichen Feine Kauf: 
ſchillingsreſte dabei eingejchrieben find; 

2) ein Zeugniß der Pfandjchreiberei, ob und was für 
Pfand: oder Vorzugsrechte auf das zu verjegende Gut 
ſchon eingetragen ſeien; 

3) bei markſäßigen Gütern noch weiter ein Zeugniß des 
Ortsgerichts über den Werth, welchen das Gut nach dem 
geringſten Anſchlag der ſeit Jahr und Tag üblichen 
Preiſe bei dem Verkauf haben würde. 

Von der Vorlegung dieſer Urkunden muß in der Pfandver— 
ſchreibung Erwähnung geſchehen, und ſie bleiben dem Aufſatz 
darüber verwaährlich beigelegt. 

Jeder Ausjteller obiger Zeugniſſe iſt für deren Richtigkeit 
verantwortlich, und für allen Schaden aus Unrichtigfeiten, die er 
hätte vermeiden fünnen, zur Entſchädigung verbindlich. 

Zweites Einführungsedikt zum L.R. $ 26 Absätze 7 und 8, 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 8 u. $ 85; Gerichtsnotariatsordnung $ 100 5 

Anleitung zur Führung der Grund- uud Pfandbücher vom 23. April 1868 
(R.B. Nr. 43) $ 83—103. 

2128. Im Ausland gefchloffene Verträge wirken im Inland 
fein Unterpfandsrecht, ſoweit nicht Staatögejege oder Staatäpver- 
träge es bejonders zulafjen. 

Vgl. L.R.S 3, 2123; II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7. 

2129. Kein bedungenes Unterpfand ift gültig, wenn nicht 
in der Pfandverjchreibung felbjt, oder in einer jpätern darauf rüd: 
weijenden Öffentlichen Urkunde die Eigenjchaft und Lage einer jeden 
zum Unterpfand für die Forderung eingejeßten Liegenjchaft genau 
bejchrieben ift. Bon allen gegenwärtigen Gütern kann jedes na: 
mentlich zum Unterpfand gegeben werden. 
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Künftige Güter können nicht zum Unterpfand verſchrieben 
werden. 
Vgl, L.R.S. 2148 Z. 5; II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7. 


2130. Sind inzwifchen die wirklichen und noch freien Güter 
de3 Schuldners nicht hinreichend, um Sicherheit für die Forderung 
zu geben, fo darf er unter Anführung diefer Unzulänglichfeit jedes 
fünftig ermwerbende Gut als von der Erwerbzeit am-für die For: 
derung verhaftet erklären. 

Vgl. L.R.S. 2134. 


2131. Wenn die namentlich zum Unterpfand eingejegten Lie— 
genjchaften des Schuldners zu Grund gehen, oder in Verfall und, 
Abnahme gerathen, und dadurch die Sicherheit des Gläubigers un: 
zureichend wird, darf diejer jogleich jeine Befriedigung oder eine 
Aufbeſſerung feines Unterpfand5 verlangen. 

Vgl. L.R.S, 1188, 20%0. 


2132. Ein bedungenes Unterpfand ift nur dann gültig, wenn 
die Summe, wofür es verwilligt worden, gewiß und in der Ur— 
funde bejtimmt ift. Für Forderungen aus einer Verbindlichkeit, 
deren Entjtehung ungewiß oder deren Werth unbeftimmt ift, kann 
der Gläubiger die unten zu erwähnende Eintragung nur bis zum 
Ertrag eines beftimmten Werths, morauf die Forderung anzus 
Schlagen ift, begehren. Der Gläubiger gibt den Anjchlag des Werth 
an; der Schuldner darf nach Umjtänden ihn mindern laffen. 

Vgl L.R.S, 1129, 1181, 2148 7. 4, 2168. 

2133. Ein einmal erworbenes Unterpfand umfaßt alle dem 
verfchriebenen Gut zufommenden Berbefjerungen. 

"vgl. L.R.S. 517 u. flg., 552 u. flg., 2114, 2118. 
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Vierter Abjchnitt. 
Von der Ordnung der Unterpfänder unter einander. 


2154. Unter den Gläubigern hat ein Unterpfand, es fei 
gejeßlich, gerichtlich oder bedungen, den Vorgang von dem Tag an, 
da der Gläubiger deſſen Eintragung in das Pfandbuch in gejeglich 
vorgejch.iebener Art bewirkt hat, vorbehaltlich der in dem folgen: 
den Sah enthaltenen Ausnahmen. 

Vgl L.R.S, 2106, 2113, 2117, 2135. 2146 u. flg.; II. Einf.-Edikt $ % 
Abs. 4. i 

2135, Unabhängig nämlich von aller Eintragung tritt das | 

Unterpfandsrecht ein: 





1) für die Minderjährigen und Mundloſen auf die Liegen 
Ichaften des Vormunds wegen der aus jeiner Bermal- 
tung entjtehenden Forderungen von dem Tag der an- 
genommenen VBormundichaft an; 

Vel. L.R,S. 418 nebst Zusatz, 2121, 2136 u. flg. | 

2) für die Ehefrau wegen ihres Heirathsguts und als 
defien, was ihr aus dem Heirathsvertrag gebührt, auf 
das liegende Vermögen ihres Mannes, von dem Taa 
der gefchloffenen Ehe an. | 

Vgl. L.R.S. 1399, 1572, 2121 nebst Zusätzen 2136 u. flg. | 
Die Frau hat wegen Chefteuer-Gelvern aus Erbſchaften oder 
Schenkungen, die ihr während der Che zugefallen, das Unterpfands- 
recht nur von dem Tag an, da die Erbjihaften oder die Schenkungen 


ihr anfallen. 

Vel. L.R.S. 718, 932, 1498, 1499, 1504. 

Ihr Unterpfandsreht für dem Erjak wegen Schulden, vi 
fie mit ihrem Mann gemacht hat, und für die Wiedererftattun 
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ihres veräußerten Eigenthums, beginnt von dem Tag an, da die 
Schuld entſtanden, oder der Verkauf geſchehen iſt. 
Vgl. LRS. 1481, 1433, 1433 a. 


In feinem Fall kann die Verordnung ded gegenwärtigen 
Titels den Rechten Abbruch thun, welche dritte Perſonen vor der 


Verkündigung des gegenwärtigen Gejeßes erworben haben. 
Vgl. L. RS. 2, 


2136. Die Ehemänner und VBormünder find gleihmwohl ver: 
bunden, die Unterpfandsrechte, die auf ihren Gütern haften, fund 
werden zu laffen, und zu diefem Ende am gehörigen Ort auf ihre 
gegenwärtigen und fünftigen Liegenfchaften die Eintragung zu be- 
forgen. 

Vgl. L.R.S. 2153. 

* Ehemänner und Bormünder, welche es verjäumen, und nachher Bor- 
zugsrechte ober Interpfänder auf ihre liegenden Güter verwilligen, oder von 
Andern nehmen lafjen, ohne ausdrüdlid zu erklären, daß bejagte Liegen- 
Thaften dem der Frau und den Minderjährigen geftatteten gejeglihen Unter 


pfandsreht ſchon unterworfen find, jollen der Hintergehung ſchuldig, und als 
ſolche dem perfönlihen Haft unterworfen geachtet werden. 


Aufgehoben s, L.R.8. 2059. 


2157. Die Gegenvormünder find unter perfönlicher Verant- 
wortlichfeit für die Entihädigung verbunden, dafür zu wachen, 
das die Eintragungen auf die Güter des Vormunds für das, was 
er aus jeiner Verwaltung jehuldig werden mag, ohne Verzug ge- 
fchehen, oder fie jelbjt zu bejorgen. 

Vgl. L.R.S. 420 u. flg.; Dienstweisung für Gegenvormünder $ 4. 

* 2138. Bo Ehemänner, Vormünder und Gegenvormünder die in ben 


vorhergehenden Sägen befohlenen Eintragungen verjäumen, follen dieſe von 
dem Kronanwalt bei dem Gericht, unter welchem die Männer und Vormünder 
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ihren Wohnſitz haben, oder unter welchem die Güter gelegen ſind, begehrt 
werden. 
Ausser Geltung nach $ 25 des Rechtspolizeigesetzes. 
Rechtspolizeigesetz $ %. Die Amtsgerichte sind verpflichtet, den Ein- 
trag gesetzlicher Pfandrechte der Mündel, wo solcher versäumt wird, zu be- 


treiben, 
Gerichtsnotariatsordnung $ 69; Dienstweisung für Waisenrichter $ 11. 


2139. Auch können die Verwandten des Mannes oder der 
Frau, und die Verwandten des Minderjährigen, ja in Grmange: 
lung der Verwandten, feine Freunde die befagten Eintragungen 
nachſuchen; fie können gleihfall3 von der Frau und von den Min- 
derjährigen jelbjt verlangt werden. 

Vgl, L.R.S. 2153, 

2140. Iſt in einem Heirathövertrag unter Parteien, die alle 
volljährig find, die Webereinfunft getroffen worden, daß die Ein- 
tragung nur auf ein einzelnes Gut oder auf gewiſſe liegende Güter 
des Mannes nachgejucht werden foll, jo bleiben die Liegenjchaften, 
die zur Eintragung nicht eingefegt find, von allem Unterpfand 
für den Brautihag der Frau, für die MWiedererjtattug ihres Ber: 
mögens und für die im Chevertrag ihr gejchehenen Zujage ledig 
und frei. Ein Geding, daß gar feine Eintragung gejchehen jolle, 
ift ungültig. 

Vgl. L.R.S. 1387, 1388, 1398, 2122, 2142. 

2141. Das Gleiche gilt von dem liegenden Vermögen eines 
Vormunds, wenn die Verwandten in dem Familienrath*) für 
gut achteten, daß die Eintragung nur auf bejtimmte Güter ge- 
ſchehen foll. 

* Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. 

2142. In dem Fall der beiden vorhergehenden Sätze bleibt 
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Mann, der Bermund und Gegenvormund verbunden, auf die 
einngejegten Grundftüde die Eintragung nachzujuchen. 

Vgl.*L.R.S. 9136, 2137. 

2143. Ward in der Urkunde, worin ein Bormund ernannt 
ift, daS Unterpfandsrecht nicht bejchränft, ‘fo darf diejer darlegen, 
daß ein allgemeines Unterpfand auf alle jeine Liegenjchaften, offen: 
bar ewwie überflüjfige Sicherheit für feine Verwaltung fein würde, 
und begehren, daß es auf jo viel Stüde bejchränkt werde, als zu 
des Minderjährigen volllommener Sicherheit hinlänglich find. 

Ueber das Begehren joll der Gegenvormund gehört werden 
und ein Gutachten des Familienraths*) der Bewilligung voran- 
gehen. 

* Rechtspolizeigesetz $ 2 Z 2. 

vgl. L.R.8. 2121, 2122. 2162—2165. 

2144. Auf gleihe Weife mag der Mann mit Bewilligung 
jeiner Frau und mit Gutachten der vier nächſtgeſeſſenen, in einen 
Familienvath vereinten, Verwandten derjelben begehren, daß das 
allgemeine Unterpfand, womit zur Sicherheit des Brautjchakes, 
der Wiedererjtattung des Frauengut3 und der in dem Ehevertrag 
enthaltenen Zujagen fein Liegenjchaftsvermögen belaftet war, auf 
jo viel Stüde bejchränft werde, als für die Dedung der Frau 
binlänglich find. 

Rechtspoiizeigesetz $ 1. Vgl. L.R.S. 2121, 2122, 2162—2165. 

2145, * Die Berjügungen auf bas Begehren bes Ehemannes und der 
Vormünder jollen nit ohne Vernehmung des Kronanwalt3 und kurzes Ver— 


fahren zwiſchen ihm und dem Bittjteller, erlaſſen werden. 
Aufgehoben durch $ 25 des Rechtspolizeigesetzes, 


Verfügt das Gericht, daß das Unterpfand auf gewiſſe Grund- 
ftüde bejchränft werden joll, jo ift die auf den übrigen Gütern 


haftende Eintragung zu löjchen. 
Vgl. L.R.S. 2160. 
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»Biertes Kapitel. 


Bon der Art, wie Borzugsredte und Unterpfänder 
eingetragen werden. 


2146 Die Eintragungen gefchehen in der PVfandfchreiberei 
desjenigen Bezirks, in weldem die Güter gelegen find, die das 
Vorzugs- oder Unterpfandsrecht ergreift. 

Der frühere Schluss dieses Absatzes ist aufgehoben durch $ 146 des 
Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl. R.-Konk.-Ordn. $ 23 Z. 2, 


Die Eintragung bleibt wirfungslos, welche einer von meh: 
reren Erbgläubigern erſt nad) dem wirklichen Anfall einer nur 
unter den NRechtsvortheil eines Erbverzeichniffes angenommenen 
Erbſchaft erwirft hat. 

Neue Fassung nach $ 146 des Rad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

vgl. L.R.S. 793, 808. 

2147. Alle an einem Tag eingetragenen Gläubiger haben 
zufammen ein Unterpfandsrecht von gleichem Tag und Jahr, das 
fie nach Verhältniß ihrer Forderungen geltend machen, ohne weitern 
Unterjchied, ob die Eintragung Morgens oder Abends gejchehe, 
wenn auch gleich im Unterpfandsbuch dieſe Berfchiedenheit auge: 
merkt fein jollte. 

Vgl. L.R,S. 2106, 2134. 


2148. Um die Eintragung zu erwirken, übergibt der Gläu— 
biger felbft oder durch einen Dritten der eintragenden Stelle die 
Urſchrift oder eine beglaubte Ausfertigung des Urtheils oder der 
Urkunde, worauf fich fein Vorzugs- oder fein Unterpfandsredt 
gründet. 

Er legt ihr zwei auf Stempelpapier gejehriebene*) Auszüge bei, 
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deren Einer auf jene Rechtsurkunde ſelbſt gejchrieben fein darf, 
welche enthalten müſſen: 

1) den Namen, Vornamen und Wohnort des Gläubigers, 
jein Gewerbe, wenn er eines treibt, und die Wahl eines 
Wohnſitzes für fi, an irgend einem Orte des Bezirks, 
über den die Pfandſchreiberei ſich erſtreckt; 
den Namen, Vornamen und Wohnort des Pfand- 
Schuldners, fein Gewerbe, wenn man weiß, daß er 
eines treibt, oder eine genaue, beſtimmte Angabe der 
Perfon, mwornah der Pfandfchreiber die mit einem 
Unterpfand belegte Perſon ſicher erkennen und unter: 
jcheiden kann; 


Tag und Jahr amd Beichaffenheit des TitelS der 
Forderung; 


den Kapitalbetrag der Forderungen, wie fie die Recht3- 
urkunde jelbit ausdrückt, oder (infofern Renten und 
von Zeit zu Zeit wiederkehrende Leitungen, oder Fünftige 
noch ungewifje, bedingte oder unbejtimmte Rechte in 
Frage find) wie fie derjenige, der die Eintragung ver: 
langt, zu Werth anichlägt, da, wo diejer Anjchlag des 
Werths vorgejchrieben ift, jo wie ebenfalls den Betrag 
der diefen Kapitalſummen anhängigen Nebenverbindlic)- 
feiten, und die VBerfallzeit; 
5) die Anzeige der Gattung und Lage der Güter, worauf 
er feinen Vorzug oder fein Unterpfand zu bewahren 
gedenkt. 

Bei geſetzlichen oder gerichtlichen Unterpfändern iſt 
dieſes Letztere nicht nöthig; eine einzige Eintragung der— 
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ſelben ergreift alle Liegenſchaften, welche in dem Bezirk 
der Pfandſchreiberei gelegen ſind, wo nichts Anderes 
ausgemacht iſt. 


* Stempel sind nicht zu verwenden, Vgl. $ 15 der Gemeinde-Ge- 
bührenordnung vom 30, November 1874 (G.B. Nr. 58). 

Vgl. U, Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7 oben bei L.R.S. 2127 a; ferner L.R.S. 
111, 2122, 2123, 2129, 2130, 2132, 2153. Anleitung zur Führung der Grund- 
und Pfandbücher vom 23. April 1868 (R.B. Nr. 43) 88 83 u, file. 

2149. Eintragungen auf die Güter einer verftorbenen Berjon 
gejchehen unter der bloßen Benennung des Veiſtorbenen, in der 
unter der Ziffer 2 des vorhergehenden Satzes verordneten Maaße. 


2150. Der Pfandfchreiber bemerkt in feinem Buch den In— 
halt der Auszüge, gibt demjenigen, der die Eintragung verlangt, 
nebjt der Urfchrift der Rechtsurfunde oder ihrer Ausfertigung einen 
der beiden Auszüge zurüd, und bezeugt am Schluß desjelben, daß 


er die Eintragung vollzogen habe. 
Vgl. II, Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7 oben bei L.R.S. 2127 a; ferner 2148 


und 2153. 

2151. Ein Gläubiger, deffen Unterpfand für ein verzinsliches 
Kapital eingetragen tft, hat das Recht, es auch für die Zinſen oder 
Renten zweier Jahre nebjt dem laufenden geltend zu machen, vor- 
behaltlich die übrigen Nüdjtände, welche aus jener erften Einjchrei- 
bung fein Vorrecht genießen, etwa bejonderd eintragen zu lafjen, 
welche alsdann von dem Tag diejer befondern Eintragung Unter: 


pfandsrecht erlangen. 
Vgl. Bad. Einf.-Ges. zu den Reichs-Justizgesetzen $ 28 Abs. 2, 


2152. Diejenigen, die eine Eintragung nachgeſucht haben, 
ihre Stellvertreter oder öffentlich beglaubigte Rechtsfolger, können 
den von ihnen gewählten Wohnfig in dem Unterpfandsbuch ändern 


s 
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lafjen, müfjen jedoch alsdann in demjelben Bezirk einen andern 
wählen und anzeigen. 

vgl, L.R.S. 111, 2148 Z. 1. 2156. 

2153. Die gejeglichen Unterpfandsrechte auf den Gütern der 
öffentlichen Rechnungsbeamten, jene der Minderjährigen oder Mund- 
lofen wider ihre Vormünder, der Ehefrauen mider ihre Männer, 
follen auf Weberreihung zweier Auszüge eingetragen werden, welche 
mehr nicht zu enthalten brauchen, als 

1) den Namen, Rornamen, das Gewerbe und den gegen- 
wärtigen Wohnort des Gläubigers, nebſt dem Wohnfit 
der von ihm oder für ihn in dem Bezirk gewählt ift; 

2) den Namen, Vornamen, das Gewerbe, den Wohnort 
oder die genaue Bejchreibung des Schuldners; 

3) die Natur und Eigenjchaft der Rechte, welche durch die 
Eintragung bewahrt werden jollen, und den Betrag des 
Werths der bejtimmten Gegenjtände; die bedingten der— 
einstigen oder unbeftimmten Rechte zu Werth anzu- 
ſchlagen, haben ſie nicht nöthig. 

Vgl. L.R.S, 2121, 2121a, 2136, 2139. II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 5 u, 6, 
$ 29; Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher $$ 104—108. 

+ 2154. Die Eintragungen bewahren das Unterpfands= und Vorzugsrecht 
zehn Jahre lang, von dem Tag an, ba fie geſchehen; ihre Wirkung erlöfcht, 
wenn jolde vor Ablauf diejer Frift nit erneuert werben. 

Aufgehoben durch Landesherrliches Edikt vom 19. August 1819 (R.B. 
Nr. 23) und ersetzt durch das Gesetz über Bereinigung der Unterpfands- 
bücher vom 5. Juni 1860 (R.B. Nr. 30) mit neuer Fassung des Art, 2 durch 


Gesetz vom 28. Januar 1874 (G.B. Nr. 5) und Vollzugs-Verordnung vom 
31. Januar 1874, (G.B. Nr. 5). 


2155. Die Koften der Eintragung fallen auf den Schuldner, 
wenn nicht das Gegentheil bedungen iſt; der Vorſchuß gefchieht 
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von demjenigen, der die Eintragung jucht; ausgenommen find des— 
falls die gejeglichen Unterpfandsrechte, wegen deren Eintragung 
hält fih der Prandichreiber an den Schuldner, Die Koften der 
Einjchreibung des Verkaufs zum Grundbuch, welche ein Berfäufer 
etwa verlangt, fallen auf den Käufer. 

Vgl. L.R.S. 2108, 2148, 2153. 


156. Klagen wider die Gläubiger, zu welchen die Ein- 
tragungen etwa Anlaß geben, jollen bei ihrer rechtmäßigen Ge- 
richtsbehörde angebracht werden, deren Borladung ihnen in Berion. 
oder an dem zulegt in dem Buch gewählten Wohnfig befannt zu 
machen ift, wenn jchon die Gläubiger, oder diejenigen, bei welchen 
fie ihren Wohnfig gewählt hatten, inzwilchen verjtorben fein jollten. 

Vgl. L.R.S. 111, 2148 Z. 1, 2152, 2160, 2161; R.C.P.O. $$. 25, 160, 


Fünffes Kapitel. 


Von der Ausftreihung und Minderung der ein: 
getragenen BorzugSredte und Unterpfänder. 


157. Eingetragene Vorzugsrechte und Uıtterpfänder werden 
ausgeftrichen, entweder Fraft der Bewilligung einer Bartei, die da: 
bei betheiligt und hiezu fähig tft, oder kraft eines in legtem Rechts— 
zug ergangenen oder jonjt vechtsfräftigen Urtheils. 

Vgl. L.R.S. 2158, 2116, 


2158. In einem wie im andern Fall haben diejenigen, melde 
die Ausftreihung nachjuchen, in der Pfandjchreiberei die Ausfer- 
tigung der Öffentlihen Urkunde, welche die Eimpilligung bezeugt, 
oder das Urtheil zu hinterlegen. 

Rechtspolizeigesetz $$ 26, 46 und flg.; _Notariatsorduung 5 47 2.3; 
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$ 51 Z. 8; Gesetz über Bareinigung der Unterpfandsbücher vom 5. Juni 
1860 (R.B, Nr. 30). * 


Art. 6 und Vollzugs-Verordnung vom 31. Januar 1874 (6. V. Nr. 5) 
$$ 33 - 37; Landesherrliche Verordnung über Jfandstrichsbewilligungen 
öffentlicher Rechner vöm 12. September 1833 (R.B. Nr. 36). 

Vgl. Zusätze zu 1..R.S. 537. 


Anleitung zur Führung der Grund- und !’fandbücher $$ 126—137. 

rt 2159 Die nicht bewilligte Ausftreihung muß bei dem Gericht ver- 
angt werden, in deſſen Bezirk die Eintragung geſchehen ift, ausgenommen, 
wenn die Eintragung zur Sicherheit einer vorläufigen oder unbejtimmten 
Verurtheilung geſchehen ift, deren Bollftredung oder Beftimmung bei einem 
andern Gericht rechtshändig ift, als in welchem Fall das Begehren der Aus: 


ftreihung des Unterpfands bei eben diefem Geriht angebracht oder dorthin 
verwiejen werben muß. 


Wenn Gläubiger und Schuldner mit einander ausmachen, daß im Fall 
eines entftehenden Streits die Sache bei einem andern von ihnen benannten 


Gericht ausgetragen werden joll, jo hat diejes unter ihnen feine Wirkung. 
Aufgehoben durch $ 146 das Bıd. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


2160. Die Gerichte find fchuldig, die Ausftreihung zu 
b.fehlen, wenn die Eintragung geihah. ohne durch ein Geſetz 
oder eine Rechtsurfunde begründet zu fein, oder zu Folge einer 
unregelmäßigen, einer ecloſchenen oder durch Zahlung getilgten 
Rechtsu.funde, oder wenn ſonſt das Vorzugs- oder Unterpfandss 
vecht in gefegmäßigen Wegen abgethan ift. | 

Vgl. L.R.S. 2180; Gesetz über Bereinigung der Unterpfandbücher vom 
5. Juni 1860 (R.B. Nr. 30) Art, 5; Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $$ 46—48 


und 79—82. 

2161. So oft ein Gläubiger, der nad dem Gefeß fein 
Vorzugs= oder Witerpfandsrecht auf alles gegenwärtige, oder aud) 
auf das Fünftige Vermögen des Schuldners eintragen laſſen darf, 
und darin durch Vertrag nicht beſchränkt ift, auf mehr Güter: 
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jtüde als zur Sicherheit jeiner Forderung nöthig find, die Em: 
tragung erwirkt hat, kann der Schuldner den Richter anrufen, 
daß er diefe Eintragungen mindere, mithin fie jo weit, als mög: 
li) ausftreiche. 

Der frühere Schluss diese: Absatzes ist aufgehoben durch $ 146 des 
Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G, 


Die Verfügungen des gegenwärtigen Sabes laſſen fi auf 
bejtimmt bedungene Unterpfänder nicht anwenden. 

Vgl. L.B.S. 2122, 2123, 2143—2145, 2162—2165. 

2162. Eintragungen auf mehrere Güter werden alsdann für 
übermäßig angejehen. wenn der freie Werth eines einzigen oder 
etliher aus ihnen um mehr als ein Drittel den Betrag des Ka: 
pital3 und der gejeglichen Nebenforderungen überfteigt. 


2163. As das Maak überfchreitend können auch diejenigen 
Eintragungen gemindert werden, die nach einer Schätzung des Gläu- 
bigers für Forderungen gejchehen find, deren Unterpfandäbetrag 
durch nichts beſtimmt ift, und die ihrer Natur nad) bedingt, der— 
einjtig, oder unbejtimmt find, | 

Vgl. L.R.S. 2132, 2148 Z. 4. 

2164. Die Beitimmung des Meseemaßes wird in diefem Fall 
dent billigen Ermeſſen des Richters überlafjen, welcher dabei auf 
die Umftände, auf die Wahrjcheinlichkeit ihrer Aenderung und auf 
die aus ihnen fich ergebenden Bermuthungen Rüdficht nehmen muß, 
um die wahricheinlichen Rechte des Gläubiger mit einer billigen 
Erhaltung des Credits des Schuldnerd zu vereinigen. Der Gläu: 
biger kann, wenn einjt der Erfolg feine bis dahin unbejtimmten 
Forderungen über die Minderungsjumme erheben jollte, neue Ein- 
tragungen nachſuchen, die ihm alsdann von ihrem Tag an meitere 
Unterpfandsrechte geben. 
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2165. Der Werth der Liegenſchaften, der mit dem Betrag 
der Forderungen und eines Drittels darüber auszugleichen iſt, wird 
angeſchlagen bei ſolchen, die ſich nicht allmählich verſchlimmern, 
auf fünfzehnfachen, und bei ſolchen, die nach und nach an Güte 
abnehmen, anf zehnfachen Betrag der Einkünfte, der entweder aus 
dem Hauptbuch über die Grundſteuer oder aus den Beitrags— 
angaben zu den Zaften der Gemeinden, unter welchen die Güter 
liegen, wenn dabei ein Verhältniß des Gutsertrags zum Beitrag 
zum Grund liegt, entnommen wird. Den Richtern bleibt gleich- 
wohl unbenommen, diejenigen Aufflärungen zu Hülfe zu nehmen, 
welche unverdädtige Pacht: und Miethverträge, Abſchätzungsur— 
funden, die etwa kurz zuvor verfaßt worden find, und andere 
ähnliche Vorgänge an Hand geben Fünnen, und alsdann die Ein- 
fünfte auf den aus diejen verjchiedenen Nachrichten zu berechnenden 
Mittelertrag zu ſchätzen. 


Sehftes Kapitel. 


Bon der Wirkung der Vorzugsrechte und Unter: 
pfänder wider dritte Outsinhaber. 


2166. Die Gläubiger, welche ein Vorzugsrecht oder ein 
Unterpfand auf liegendem Gut Haben, Halten fich am diejes Gut, 
in welche Hände e3 übergehen möge, um aus deſſen Werth nad 
der Drdnung ihrer Forderungen oder gejchehenen Eintragungen 
befriedigt zu werden. 

Vgl. L.R.S. 2103, 2114, 2116; Gesetz vom 5. Mai 1856 (R.B. Nr. 19) 


über Zusammenlegung der Grundstücke, Art. 13 u. 14; Gebäude-Feuerver- 
sicherungsgesetz vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 14) $5 59 u. 60, 


2167. -Wenn der dritte Inhaber die unten vorgefchriebenen 
39 
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Formen nicht beobachtet, um ſein Eigenthum frei zu machen, ſo 
bleibt er kraft der bloßen Eintragung als Inhaber für alle Un— 
terpfandsſchulden verhaftet, genießt aber dabei der Ziele und Borg- 


friften, welche dem urjprüngliden Schuldner gejtattet find. 
vgl. L.R.$. 2179, 2181 u. flg., 2193 u, fig. 


2168. Diefer dritte Inhaber muß alsdann entweder alle 
Hagbare Zinſen und Kapitalien zahlen, wie hoch fie laufen, oder 
von dem Unterpfandsgut ohne Vorbehalt abtreten. 

vgl. I.R.S. 2151, 2172 u. fig. 

x 2169. Infofern der dritte Inhaber Feine diefer Verbind— 
lichfeiten völlig erfüllt, darf jeder Gläubiger, wenn er dreißig 
Tage vorher feinem Hauptjchuldner das Gebot, und dem dritten 

nhaber die richterliche Aufforderung zur Zahlung der Eagbaren 
Schuld oder Abtretung des Guts hat einhändigen laffen, das Un— 
terpfandsgut zu feinem Beſten verfaufen lafjen. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 662, 665, 702, 703, 755 u. flg.; Bad. Einf.-Ges. zu den 
R.J.G. $ 42 u, fig. 

2170. Demjenigen dritten Inhaber, welder zur Zahlung 
der Schuld für ſich nicht verbunden ift, bleibt unbenommen, gegen 
den Verkauf des Unterpfandftüds, das er inne hat, Einfpracdhe zu 
thun, injofern der Hauptſchuldner noch andere für die nämliche 
Schuld verhaftete Liegenihaften in Händen hat. Er kann nad 
der unter dem Titel: von Bürgjchaften beftimmten Form be- 
gehren, daß jolde voraus angegriffen und zum Verkauf ausgejegt 
werden; während des Berfahrens über die Vorausflage bleibt ver 
Verkauf jenes in dritter Hand befindlichen Unterpfands verfchoben. 

Vgl. L.R.S. 2022 u. 2023. 

2171. Die Einvede der Vorausflage Tann einem Gläubiger, 
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dee auf dem Grundſtück ein VBorzugsrecht oder ein bejonderes Un« 
terpfand hat, nicht entgegengejegt werden. 

Vgl. L.R.S. 2103, 2129. 

2172. Die Abtretung von dem Unterpfand fteht jedem 
dritten Inhaber frei, der zur Zahlung der Schuld nicht für ſich 
ihuldig und zu veräußern fähig tft. 

vgl, L.R.S. 1124 u. fig. 

2173. Sie kann felbft alsdann noch gejchehen, wenn der 
dritte Inhaber die Richtigkeit der Schuld jchon anerkannt Hat, 
oder in jeiner Eigenihaft als Gutsinhaber zu zahlen verurtheilt 
worden iſt; die geichehene Abtretung hindert hinmwiederum den 
dritten Inhaber nicht, vor der wirklichen Berfteigerung das Gut‘ 
gegen Zahlung der ganzen Schuld und der Kojten wieder an fich 
zu ziehen. 

2174. Die Abtretung von einem Unterpfand muß in der 
Kanzlei des Gerichts, unter welchem die Güter gelegen find, erklärt 
werden, und eben dieſes Gericht gibt hierüber die Urkunde. 

Auf das erſte Anfuchen eines Betheiligten wird ein Pfleger 
für die Liegenihaft, derer Inhaber abgetreten ift, ernannt, gegen 
den auf gerichtlichen Verkauf unter Beobachtung der gejetlichen 
Formen für die Zwangsvollſtreckung in Liegenjchaften verfahren 
wird. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. R.C.P.O. $ 755—757; Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. $$ 42 u. flg. 

2175. Berichlimmerungen, welche aus Handlungen oder Ver— 
jäumnifjen des dritten Inhabers herrühren, und den Unterpfands- 
oder Borzugsgläubigern zum Nachtheil gereichen, begründen wider 
ihn eine Erſatzklage; Berwendungen und Berbejjerungen aber kann 

39* 
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er nur ſoweit zurüdfordern, als dadurch das Gut im Höheren 
Werth gefommen tft. 


2176. Die Früchte des Unterpfandsftüds erfegt der dritte 
Inhaber nur von dem Tag aı, da er gerichtlich aufgefordert 
worden ift, zu zahlen oder von dem Gut abzutreten, und hätte 
das einmal angefangene gerichtliche Verfahren drei Jahre Hindurd 
jtill gelegen, alsdann von dem Tag an, da die neue Aufforderung 
geſchieht. 

vgl. L.R.S. 549, 550, 1139; R.C.P.O. $$ 235, 239. 

2177. Dienftbarkeiten und Dingliche Rechte, welche der dritte 
Inhaber an dem liegenden Gut vor deſſen Erwerbung hatte, [eben 
nad) gejchehener Abtretung, Berfteigerung, oder Zufhägung ar 
den Gläubiger wieder auf. 

Deffen eigene Gläubiger mögen an dem abgetretenen ‚oder 
ihm zugeſchätzten Gut, ihrer Ordnung nach, ihr Unterpfand geltend 
machen, jedoch erjt nach allen Denjenigen, deren Forderungen 
darauf jhon von dem früheren Eigenthümer ‚her eingetragen 
waren. 

Vgl. L.R.S. 705, 2134, 

2178. Der dritte Inhaber, der die Unterpfandsjchuld zahlt, 
oder von dem Unterpfandsftük für den Gläubiger abtritt, oder 
durch Gerichtszugriff e3 verliert, hat auf den Hauptſchuldner jo- 
weit Rechtens feinen Rüdgriff zur Gewährleiſtung. 

Vgl. L.R.8. 875, 1251 Z, 2, 1626 u. fig. 

2179. Ein dritter Inhaber, der durch Zahlung fein Eigen- 
thum von Unterpfandslaften befreien will, muß die in dem achten 


Kapitel des gegenwärtigen Titels vorgejchriebenen Formen beobachten. 
Vgl. L.R.S. 2181 u. flg., 2193 u. Ig. 
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Siebentes Kapitel. 


Von der Erlöſchung der Vorzugs- und Unter— 
pfandsrechte. 


2180. Die Vorzugs- und Unterpfandsrechte erlöſchen: 
1) durch Tilgung der Hauptſchuld; 
Vgl. L.R.S, 1234, 1250, 1278—1280, 

2) durch Verzicht des Gläubiger auf das Pfandrecht ; 
Vgl. L.R.S. 2157. 

3) durch Beobahtung der Formen und Erfüllung der Be— 
dingungen, welche dritten Inhabern vorgejchrieben find, 
um ihre erworbenen Güter frei zu machen ; 
Vgl. L.R.S. 2181 u. fig., 2193 u. fle. 

4) durch Verjährung. 

Vgl. L.R.S. 2154 nebst Zusatz. 

Der Schuldner erfitt bei denen Gütern, die er inne hat, die 
Freiheit durch Ablauf der Zeit, womit die Hauptforderung, für 
welche fie haften, verjeffen wird. 

vgl. L.K.S. 2262, 2271 u. flg. 

Von Gütern, die in ‚dritter Hand find, erfißt der Inhaber 
die Freiheit in der Zeit, worin.er das Eigenthum durch Verjäh— 
rung erjigen kann. Gebt die Verjährung eine Rechtsurfunde 
voraus, jo läuft fie erft von dem Tag an, wo diefe in die Grund- 
bücher eingetragen worden ift. 

Vgl. L.R.S. 2181, 2265, 2266. 

Die von dem Gläubiger gefchehenen Eintragungen in's Pfand: 
buch unterbrechen den Lauf der Verjährung nicht, welche das Ge- 
je dem Schuldner oder dem dritten Befiter geftattet. 

Vgl. L.R,S, 2244, 2248. 


2180 a. Derjenige Pfandgläubiger, der in eine Veräußer: 


— 
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ung einwilligt, oder eine Veräußerungsurkunde, die nicht ſein 
Pfandrecht vorbehält, wenn gleich nur als Zeuge unterſchreibt, 
entſagt damit ſeinem Pfandrecht. Wer hingegen eine Pfand— 
urkunde bewilligt, entſagt nur dem Vorgang, den ſein Pfandrecht 
gegen den Andern zur Zeit der Pfandbeſtellung hat, oder von 


Rechtswegen haben mag. 
Vgl. L.R.S. 1108 b., 1350 Z. 2, 1352. 


Adites Kapitel. 


Bonder Art, fein Eigentbum von Vorzugs- um 
UnterpfandSredten zu entledigen. 


x 2181. Berträge, wodurch das Eigenthum liegender Güter 
oder auf der Sache haftender Liegenjchaftsrechte auf einen Andern 
übergeht, follen von der Pfandichreiberei, in deren Bezirk die Gü- 
ter gelegen find, ihrem ganzen Inhalt nach, eingejchrieben werden, 
wenn die Abficht der dritten Befiter ift, die Güter von Vorzugs— 
und Unterpfandörechten zu entledigen. 

Diefe Einfchreibung joll in dem hiezu beſtimmten Buch ge 
ichehen, und der Pfandſchreiber verbunden jein, dem Theil, der fie 
nachjucht, deßhalb Beicheinigung zu geben. 


2181 a. Dieſe befondere Eintragung in der Prandjchreiberei 
fällt weg; wenn der Ordnung gemäß zuvor ſchon die Ermwerbung 
im Orundbud eingetragen war, jo muß alsdann nur die Be: 
ſcheinigung der dort gejchehenen Eintragung, welche in der im 
Zujag 2127 a. im erjten Abjchnitt ausgedrüdten Art verfaßt fein 
joll, zum Pfandbuch gebracht werden; andernfal® muß diefe zum 
Grundbuch erjt nachgeholt, und dann der gedadhte Schein genom: 
men werden. 

Vgl. Einf,-Edikt $ 25; L.R.9. 939 a., 1583a., 2188, 2196, 
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2182. Jene Einfchreibung folder Verträge im Grund- oder 
Pfandbuch maht jedoh daS Tiegende Gut der darauf haftenden 
Unterpfands= und VBorzugsrechte nicht ledig. 

Bon dem Verkäufer geht auf den Käufer nur fein Eigenthum, 
oder das Recht, welches er ſelbſt an der verkauften Sache hatte, 
über; diejes bleibt belaftet mit allen Vorzugs- und Unterpfands- 
lajten, die auf ihm lagen. 

vgl. L.R.S. 2166, 2198. 

2183. Will der neue Eigenthümer gegen das im fechften 
Kapitel des gegenwärtigen Titels geftattete Verfahren der Pfand» 
gläubiger fich ficher Stellen, jo muß er, entweder ehe ſolches be- 
ginnt, oder längftend in einem Monat von der erjten an ihn 
ergebenden richterlichen Aufforderung an, jenen Gläubigern in 
dem Wohnſitz, den fie bei der Eintragung ihres Vorzugs- oder 
Unterpfandsrecht3 gewählt hatten, folgende Stüde behändigen 
lafjen : 

1) einen Auszug feiner Rechtsurkfunde, der mehr nichts zu 
enthalten braucht, ald8 Drt, Tag und Eigenjchaft der 
Urkunde, den Namen und die genaue Bezeichnung des 
Verkäufers oder Erblaffers, die Beichaffenheit und die 
Lage der verkauften oder geerbten Sache, und injofern 
von mehreren zufammen gehörigen Grundftüde die Nede 
ift, nur die allgemeine Benennung der Grundftüde und 
des Bezirks, worin fie gelegen find, den Preis und die 
mitübernommenen als Theil des Kaufpreijes anzujehen: 
den Laften, oder die Schäßung der Sache, wenn fie ge: 
erbt oder geſchenkt worden ift; 

2) einen Auszug über die gejchehene Eintragung der Er— 
kaufsurkunde in's Grundbuch; 
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3) eine aus drei Feldern beftehende Tabelle, wovon das 
Erfte Ort und Tag der Unterpfänder mit Bemerkung‘ 
der Zeit, da eim jedes eingetragen worden; das Zweite 
die Namen der Gläubiger, und da3 Dritte den Betrag) 
der eingetragenen Forderungen enthält. 1 

Vgl. L.R.S, 2148, 2167 und fig., 21814. 2192, 2196, 

2184. Der Käufer, Erbe oder Geſchenknehmer erklärt da— 
bei, daß er bereit fei, fogleih die Schulden und Laften der Un- 
terpfänder, jedohd nur ſoweit deren Werth Hinreicht, und ohne 
Unterfhied unter fälligen und noch nicht fälligen Forderungen, 
abzutragen. 

Vgl. L.R.8. 1186, 2166, 2167. 


2185. Hat der neue Eigenthümer in der vorgefchriebenen 
Frift diefe Anzeige gemacht, fo Hat jeder Gläubiger, deffen For: 
derung eingetragen ift, dad Recht, einen Berfauf des Guts in 
Steigerung zu begehren, jedoch. muß 
1) diejes Begehren dem neuen Eigenthümer längjtens in vier: 
zig Tagen, von der obgedachten Anzeige an, verkündet 
werde, wobei der ebengedachten Zeitfrift für jede zehn 

“ Stunden, welche der gewählte Wohnfig und der wirklide 
Wohnort eines anfuchenden Gläubiger von einander ent- 
fernt find, noch zwei Tage zuzufeßen find; 

2) mit dem Begehren muß dad Anbieten des Gläubigers 
verbunden fein, ein Zehntel des im Vertrag ansgedrückten 
oder von dem neuen Gigenthümer angegebenen Breijes 
mehr zu bieten, oder dafür einen Steigerer zu ftellen ; 

3) eben diejes muß in der nämlichen Zeit dem vorigen 

Eigenthümer, als Hauptjchuldner, befannt gemacht werben; 
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4) die Urſchrift und die Abfchriften diefer Verfündungen 
müſſen von dem anfuchenden Gläubiger, oder feinem mit 
ausdrücklichem Auftrag verjehenen Gemwalthaber, der von 
feiner Vollmacht Abjchrift eingeben muß, unterzeichnet 
fein; 

5) er muß fich erbieten, für den Betrag des Preiſes und 
der von dem Käufer übernommenen Laſten Sicherheit zu 
ftellen. 


Alles bei Strafe der Nichtigkeit. 
Vgl. Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $$ 80—82. 


2185a. Dieſes UWeberbietungsrecht genießen auch jene, die 
gemäß dem Sat 2194 erft ihre Pfandeinſchreibungen rechtmäßig 
nachholen. 

2186. Haben die Gläubiger in der vorgefchriebenen Frift 
und Form diejes Ueberbietungsrecht nicht ausgeübt, jo bleibt der 
Werth der unbeweglichen Sache auf den in dem Bertrag ausge— 
drückten oder von dem neuen Eigenthümer angebenden Preis un- 
widerruflich bejtimmt. Letzterer wird mithin von allen Vorzugs— 
und Unterpfandslaften dadurch frei, daß er den chen bejagten 
Preis den Gläubigern in ihrer Ordnung auszahlt, oder ihn zu 
dritter Hand hinterlegt. 

Vgl. L.R.S. 1257—1259 nebst Zusätzen ; 1961 Z. 3; 2180 Z. 83. 

2187. Kommt e8 zu einer Berfteigerung, jo ſoll diefe auf 
Betrieb des anfuchenden Gläubiger oder des neuen Eigenthümers 
in der Form gefchehen, welche für den Gerichtszugriff feſtgeſetzt ift. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 755—757 ; Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $5 42 u. fle. 

x Derjenige, der auf Berjteigerung dringt, joll in den Anz 
ſchlagszetteln den Preis ausdrüden, der in dem Vertrag beftimmt 
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oder von ihm angegeben war, ſowie die erhöhte Summe, welche 
der Gläubiger zu bieten oder von andern bieten zu lajjen ſich an- 
heiihig madt. 

Vgl, Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $ 53. 

2188. Wer die Sache erfteigert hat, bezahlt außer dem Zu: 
ſchlagspreis dem Käufer oder Gejchenfnehmer, der feines Befiges 
entwährt wird, die Koften und redlihen Auslagen für feine Er: 
werb3urfunde, die Koſten der gejchehenen Einjchreibung in das Grund: 
buch, die Koften der von ihm gemachten Anzeige, und jene, die er 
verwendet hat, um es zu einem neuen Verkauf zu bringen. 

Vgl. L.R.R. 1593, 2175—2177, 2183, 2187; Bad, Einf.-Gesetz zu den 
R.J.G. $ 82. 

2189. Der Käufer, Erbe oder Gejchenfnehmer, der in der 
Verfteigerung wieder das Gut als Meiftbietender behält, ift nicht 
Ihuldig den Beſcheid, wodurch es ihm zugejchlagen wurde, in das 
Grundbuch einjchreiben zu lafjen. 


2190. Der BVerzicht des Gläubiger auf ein angebracdhtes 
Begehren der Berfteigerung kann den öffentlichen Berfauf nicht 
mehr hindern, auch wenn er die Summe erlegte, wozu er ich er: 
boten hatte, e3 jei denn, daß alle übrigen Unterpfandsgläubiger 
ausdrücklich einwilligen. 


2191. Der erite Erwerber, welcher das Gut auf’s neue 
gefteigert, hat im geeigneten Fall auf den Verkäufer feinen Rüd- 
griff wegen Eritattung desjenigen, was feinen erſten Kaufpreis 
überfteigt, und wegen der Zinſen diefer überbgzahlten Summe von 


dem Tag jeder Zahlung an. 
Vgl, L.R.S. 1626 u. fig. 
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2192. Sollten in einem Kaufbrief Liegenjchaften und Fahr- 
nißſtücke zugleich, oder mehrere Liegenjchaften begriffen fein, wovon 
einige verpfändet find, die andern nicht, fie jeten in dem nämlichen 
oder in verschiedenen Pfandbezirfen gelegen, jeien zujammen im 
Klumpenkauf oder einzeln im Sonderfauf veräußert, jeien einer 
gemeinfchaftlihen Bewirthichaftung unterworfen oder nicht, jo joll 
der neue Eigenthümer den Preis eines jeden Grundjtüds, worauf 
bejondere Vorzugs- oder Unterpfandsrechte eingetragen find, allen- 
fall3 wo nöthig durch eine nad) dem gejammten in der Erwerbs— 
urfunde ausgedrüdten Preis zu machende Schäßung, in jener 
Entledigungsanzeige angeben. 


Der Gläubiger, der fich zu einem Webergebot entjchließt, hat 
in feinem Fall nöthig, ſolches auf die Fahrniß, auf die unver: 
pfändete, oder in andern Bezirken gelegene Liegenjchaften auszu— 
dehnen, unbejchadet de3 dem Käufer gebührenden Schadenserjaßes, 
wenn er durch die Trennung der zufammen erworbenen Gegen— 
ftände oder der gemeinjchaftlichen Bewirthichaftung verkürzt wurde, 


weßhalb diefem der NRüdgriff auf feinen Rechtsvorfahrer bleibt. 
Vgl. I.R.S. 2183, 2185. 


Neuntes Kapitel. 


Bon der Art, die Güter der Ehegatten und der Bor- 
münder der darauf baftenden Unterpfänder zu entladen, 
wenn diefe gar nicht darauf eingetragen find. 


2193. Wer liegende Güter von Ehegatten oder VBormündern 
erwirbt, kann ſolche von der Unterpfandslaft ſelbſt alsdann be= 
freien, wenn darauf für vormundjchaftlicde Forderungen, oder für 
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den Brautſchatz, das Beibringen und die Ehevertragsfor derungen 
der Frau gar keine Eintragung in die Pfandbücher geſchehen iſt. 

Vgl. L.R.S. 2121, 2135. 

2194. Der Erwerber Hinterlegt zu diefem Ende in der 
Gerichtsfanzlei, unter welcher die Güter gelegen find, eine be: 
glaubte Abjchrift feiner Eigenthumsurfunde, und verfündet ur. 
fundlich, jowohl der Frau oder dem Gegenvormund als dem Kron- 
anwalt* die von ihm gejchehene Hinterlegung. Ein Auszug jener 
Erwerbsurfunde, worin deren Jahr und Tag, die Namen, Bor: 
namen, Gewerbe und Wohnorte der Vertragsperſonen, die Be 
Ichaffenheit und Lage der Güter, der Preis und die übrigen Be 
dingungen und Laſten des Verkaufs ausgevrüdt find, fol an 
gehöriger Gerichtsftätte angeichlagen werden, und zwei Monate 
hindurch dort angeheftet bleiben, und in diefer Zwiſchenzeit joll 
es der Frau, den Chegatten, Vormündern, Gegenvormündern, 
Minderjährigen, Mundlofen, Verwandten oder Freunden und dem 
Kronanmwalt* frei jtehen, nach Umftänden die Eintragungen auf 
das veräußerte Grundftüd nachzuholen, und in der Pfandfchrei- 
berei bewirken zu laffen, welche al3danı wider den neuen Gigen- 
thümer gleihe Wirkung haben, als wären fie am Tag ver ge: 
Ichlofjenen Ehe, oder der übernommenen Vormundſchaft gefchehen, 
vorbehaltlich desjenigen Verfahrens, das obengedachtermaßen wider Ehegatten 
und Vormünder jtatt hat, wenn fie Unterpfänder zum Vortheil dritter Per: 


fonen vermwilligen, ohne ihnen zu erllären, daß burd ihre Heirath oder Bor: 


mundjhaftsführung die Liegenihaften fhon mit Unterpfandslaft bejchwert 
feien. ** 


* Aufgehoben mit L.R.S. 2138, 
** Aufgehoben mit L.R.S. 2136 Abs, 2. 
Vgl. L.R.S. 2135, 2137, 2139, 2153, 2181a,; R.C.P.O. $ 197. 
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219. Iſt in dem Lauf der zwei Monate, binnen welcher 
der Bertrag angejchlagen gewejen, für die Frauen, Minderjährige 
oder Mundlofe auf die verkauften Liegenjchaften nichts eingetragen 
morden, jo gehen diefe auf den Käufer über, ohne daß fie für ehe— 
fräuliche oder vormundſchaftliche Forderungen fernerhin auf einige 
Weiſe haften, vorbehaltlich des Rüdgriffs auf den Ehegatten oder 
den Vormund, foweit er ftattfindet. 

Geſchähen Eintragungen auf den Namen der befagten Frauen, 
Minderjährigen oder Mundlojen, ed nehmen aber ältere Gläu- 
biger den Werth des Gut3 ganz oder zum Theil weg, jo wird 
der Käufer durch das, was er den der Ordnung nach berechtig- 
ten Gläubigern zahlt, von aller weitern Verbindlichkeit frei, und 
die Eintragungen auf den Namen der Ehefrauen, der Minderjährigen 
oder Mundlojen jollen alsdann ganz oder zum frei gewordenen 
Theil des Pfands ausgeſtrichen werden. 

Sind die Eintragungen auf den Namen der Ehefrauen, der 
Minderjährigen oder Mundlojen die älteren, je darf der Käufer 
zu ihrem Nachtheil durchaus Feine Zahlung auf Abjchlag des Werths 
bewirken. Tag und Jahr diefer Eintragungen wird allemal in 
obengedachtem Fal vom Tag der gejchlofjenen Ehe oder der über- 
nommenen VBormundjchaftsverwaltung an, zurüd gerechnet, und 
die Eintragungen der übrigen Gläubiger, für welche der Erlös in 
ihrer Ordnung nicht zureicht, find es, die in diefem Fall geftrichen 
werden müſſen. 

Vgl. L.R.S. 2134, 2135, 2180 Z. 3, 2186, 2194. 


Behntes Kapitel. 


Bon Deffnung der Bücher und. Verantwortlichkeit 
der Pfandſchreiber. 
x 2196. Die Pfandfchreiber find fchuldig, jedem, der es 
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verlangt, eine Abjchrift der in ihre Bücher eingefchriebenen Rechts: 
gejchäfte, jowie der noch ungetilgten Eintragungen oder ein Zeugni, 
daß Feine vorhanden find, auszuhändigen. 


2196 a. Abſchriften jollen fie nur denen geben, die in den 
Urkunden als handelnd aufgetreten find, oder ihren Rechtsfolgern; 
allen Andern, die nur wegen vorhabenden Anlehen oder ſonſt be: 
theiligt find, nur Zeugniffe nach der im Zuſatz 2127 a. ausge: 
drüdten Form. Diejes gilt auch jenen Beamten, welche die Grund: 
bücher führen. 

Vgl. L.R.S. 2150, 2183, 2194, 2199, 2202. 

Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher $ 45. 

2197. Sie müfjen für den Schaden haften: 

1) wenn ohne Eigenthumsfchein auf Güter Eintragungen 
geitattet, oder begehrte Eintragungen der Vorzugsrechte 
und Unterpfänder in ihren Büchern ausgelafjen werden, 

2) wenn in ihren Zeugnifjen einer oder mehrerer noch be- 
jtehender Eintragungen nicht erwähnt wird, ohne daß 
etwa Unzulänglichkeiten der Angaben, die ihnen nicht zur 
Laſt fallen, fie in Irrthum feßten. 

Vgl. L.R.S. 1383, 1383, 2127a; II. Einf.-Edikt $ 26 letzter Absatz, 

Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher $$ 47 u. 48. 

2198. Das liegende Gut, von dem eine oder mehrere ein- 
getragene Laften in den Pfandjchreibereizeugniffen ausgelafjen find, 
bleibt unbejchadet der Verantwortlichkeit des Pfandjchreibers ihrer 
in den Händen des neuen Beſitzers entledigt, falls er das Zeug: 
niß nach der Eintragung feiner Rechtöurfunde zum Grundbuch 
nachgeſucht hat; die Gläubiger Fönnen, jo lange als der Kauf: 
ihilling von dem Käufer nicht gezahlt; oder die Verweiſungs— 
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Urthel der Gläubiger nicht rechtskräftig ift; fih nad der ihnen 
gebührenden Drdnung auf den Preis anweiſen lafjen. 

Vgl. L.R.S. 2127 a, 2181 a, 2186. 

Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 65 79 u. 80. 

2199. Die Pfandfchreiber dürfen in feinem Fall die An- 
merfung der Eigenthumsurkunden oder die Eintragung der Unter- 
pfandsrechte, ingleichem die Austellung der verlangten Zeugniffe 
abjchlagen oder verzögern, bei Strafe, die Parteien zu entſchä— 
digen; zu diefem Ende jollen auf Begehren des anjuchenden Theils 
jogleich Urkunden über die Weigerung oder Verzögerung von einem 
Drtsvorgejegten, oder von einem Gerichtsdiener, vder von einem 
Staatsfchreiber und zweien Zeugen gefertigt werden. 

Vgl. L.R.S. 1382, 1383, 21968, 2202. 

2199 a. Bon der Schuldigkeit der unverzüglichen Eintragung 
ijt allein der Fall ausgenonmen, wenn fie auf ein Gut begehrt 
wird, worüber zuvor zum Behuf einer vorjeienden Bfandverjchreibung 
nad Zuja 2127 a. im zweiten Abjag ein Schein der Nichtbe- 
laftung von der Pfandjchreiberei ausgejtellt worden ift. Hierdurch 
wird die Eintragung auf diejes nämliche Gut jo lang gejperrt, bis 
entweder da3 auf diefen Schein gefertigte Unterpfand eingetragen, 
oder zwei Monate von der Austellung an abgelaufen find, als 
durch welche alle Kraft jenes Scheines verjährt. 

Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher $ 102. 

2199b. Eine fürſorgliche Eintragung, die nämlich mit Vor - 
behalt de3 Vorgangs des etwa auf einen joldhen Schein bejtellten 
Unterpfands, oder auf den Fall, daß in Zeiten Feines nachge- 
tragen würde, gejchieht, kann der Gläubiger auch in diefem Sperr- 
fall begehren. 


-in.- 
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2199 ce, Die Eintragungen auf alle Güter, wo fie ftatt 
finden, find nie gefperrt, müfjen aber mit Erwähnung des aus- 
geftellten Scheins gejchehen, der alsdann der in Zeiten nachge— 
tragenen Einjchreibung de8 darauf gegebenen Unterpfands den 
Vorgang fichert. 

Vgl. L.R.S. 2122, 2128. 

2199 d. Dem Gläubiger, der die Sperrung erfährt, bleibt 
frei, gegen die vorſeiende Berpfändung, jo lange fie nicht gefchehen 
ift, Einſprache zu thun. 

2200. Die Pfandſchreiber follen ein Tagebuch führen, worin 
fie Tag für Tag, und unter fortlaufenden Ziffern, die ihnen ein- 
gehändigten NRechtsurfunden über Eigenthumsveränderungen an: 
merfen, fo wie die DBerzeichniffe, die ihnen zum Behuf einer 
Pfandeintragung zugeftelt werden. Sie jollen dem anfuchenden 
Theil auf geftenpeltem Papier* einen Schein geben, worin die Num— 
mer de3 Tagebuch angegeben ift, unter welcher die gefchehene Ein- 
händigung bemerkt ſteht; fie jollen endlich in die Eintragsbücher 
die Bormerkfung der Eigenthbumsurfunden und die Eintragung der 
Pfandverzeichniffe anders nicht bewirken, al3 nach Ordnung der 
Tage, wie fte ihnen eingehändigt werden. 

* Vgl, L.R.S. 2148 nebst Zusätzen, 

x 2201. Alle Bücher der Pfandfchreiber werden auf ge 
ftempeltem Papier gefliprt*, und von einem Mitglied des Gerichts, 
unter deſſen Gerichtszwang die Pfandfchreiberei anfgeitellt ift, auf 
jeder Seite, unter Bemerkung, welches die erfte und leßte fei, mit 
fortlaufenden Ziffern und mit Namenszug gezeichnet. 

Diefe Bücher find eben fo, wie jene, welche über die Eingabe 
der Urkunden geführt werden, mit jedem Tag abzujchließen. 


* Vgl. L.R.S, 2148 nebst Zusätzen. 
Rechtspolizeigesetz $ 3 Z. 2. 
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2202. Die Pfandſchreiber müſſen bei ihren Amtsverrichtungen 
ſich genau an alle Verordnungen des gegenwärtigen Kapitels halten, 
bei Strafe von zweihundert bis tauſend Marf* für die arte, und 
der Erjegung ihres Amts für die zweite Uebertretung, vorbehalt- 
lih der Entjchädigung der Parteien, welche der Geldbuße in der 
Zahlung vorgeht. 

* Neue Fassung nach dem Gesetz vom 21. Juni 1874 (G.B. Nr, 40) 


über die Bestimmung der Geldstrafen nach der Reichsmarkrechnung. 
Vgl. L.R.S. 1382, 1383, 2197; Anleitung zur Führung der Grund. und 


Pfandbücher $ 49, 

2203. Die Hinterlegungsfcheine, die Eigenthumsvormerfungen 
und Pfandeinfchreibungen gejchehen in den Büchern ununterbrochen 
hintereinander, ohne irgend einen leeren Raum dazwiſchen zu laffen, 
oder Zeilen einzufchieben. Im Webertretungsfall wird der Pfand- 
Schreiber in eine Geldſtrafe von taufend bis zweitaufend Marf* 
verurtheilt. und hat die Barteien zu entſchädigen, welcher Schaden3- 


erfa der Zahlung der Gelobuße ebenfalls vorgeht. 
* Neue Fassung nach dem Gesetz vom 21. ‘Juni 1874 (G.B. Nr. 40 
über die Bestimmung der Geldstrafen nach der Reichs-Markrechnung. 
Vgl. L.R.S. 2202; R.-Konk.-Ordn. $ 56 Z. 3, 





Neunzehnter Titel. 


Bon dem Gerichtszugriff und von der NRangordnung 
unter den Gläubigern. 


Erſtes Kapitel. 
Bon dem Geriht3zugriff. 


2204. Der Gläubiger darf den Gerichtszugriff 
40 
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1) auf die liegenden Güter feines Schuldners und ihre 
liegenfchaftlihen Zugehöre, 

2) auf die dem Schuldner zujtehende Nutniegung be 
gehren. 

Vgl. L.B.8. 517 und fig,, 5523 und fig, 578 und fig, 2114 a., 2118; 
R.C.P.O. $$ 755—757; Bad. Einl.-Gesetz zu den R.J.G. $$ 42 und fig. 
$$ 95 und 96. 

2204 a. Don der Zeit an, wo ein ordnungsmäßig erfolgter 
Zugriffsbefehl des Richters dem Schuldner verkündet ift. kann 
diefer vor gejchehener Befriedigung des Gläubigers feine Ber: 
äußerung der Sache, worauf gegriffen wurde, mehr vornehmen, 
feine außergewöhnliche Benutzungsarten, 3. B. durch Dolzichläge 
ausführen, feine Baht: und Miethzinfe davon einziehen, und die 
zu erhebenden Früchte nur als Aufdewahrer an fich nehmen. 

Neue Fassung nach $ 41 des Bud. Einf.-Gosetzes zu den R,J.G. 

Vgl. auch $ 55 dieses Gesetzes. 

2205. Der Antheil. den ein Miterbe an der Liegenichaft 
einer Erbſchaft in ungetheilter Gemeinſchaft beſitzt, kann von jeinen 
eigenen Gläubigern nicht verkauft werden, ehe die Theilung over 
GErbverfteigerung vorgenommen morden tft; fie mögen aber Diele 
begehren, wenn fie es für dienlich erachten, und dabei in Gemäß: 
heit des 882ſten Sates unter dem Titel! von den Erbjchaften 
mit auftreten. 

Vgl. L.R.S, 815 und flg., 1166. 


22052. Wegen Lajten, die erft nach Trennung des Nutz— 
eigenthums oder der Nußnießung von dem Ober: oder Grund: 
eigenthum, dur den Grumdeigenthümer auf das Gut Fommen, 
kann auf legteres ein Zugriff eher nicht geichehen, als bis jene 
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Nutzrechte wieder damit vereinigt ſind. Ausgenommen ſind jene 
Laſten, wovon der Nutzberechtigte ſelbſt der Gläubiger iſt; aus— 
genommen iſt auch der Fall, wo das Grundeigenthum eine Zu— 
gehörde einer andern Liegenſchaft iſt, auf welche der Zugriff ſtatt 
findet. 

Vgl. L.R.S. 577 u a. 599, 609. 

2206. Die Liegenjchaften eines Minderjährigen, felbft wenn 
er gewaltsentlafjen ift, auch jene eines Mundlofen fönnen zur Ver: 
fteigerung nicht ausgefeßt werden, jo lange noch an der Fahrniß 
fih zu erholen ift. 

Vgl. L.R.S. 388, 476, 509, 513a,, 2207. 

2207. Diefe Vorausklage der Fahrniß ift unnöthig bei Lie- 
genjchaften, die ein Wolljähriger und ein Minderjähriger oder 
Mundlojer mit einander in ungetheilter Gemeinfchaft befisen, fo: 
bald die Schuld auf beiden ruhet, ingleichem da, wo. das Ver: 
fahren wider einen Volljährigen oder vor der Mundlofigkeitser: 
Härung ſchon angefangen hatte, 

2208. Der Gerichtäzugriff auf Liegenfchaften einer ehelichen 
Gütergemeinfchaft ift gegen den huldenden Mann allein zu richten, 
obgleih die Frau Schulonerin ift. 

Vgl. L.R.S. 1421. 

tJener auf ehefrauliche Liegenſchaften, melde nicht in die eheliche Güter- 
gemeinihaft gefallen find, wird wider den Mann oder die Frau zugleich ge— 
richtet. Dieje kann gerichtlich ermächtigt werden, wenn ber Mann fich weis 
gert, den Prozeß für fie zu führen, oder minderjährig ift. 

r Sind Mann und Frau beide noch minderjährig, oder ift es zwar bie 
Frau allein, der volljährige Mann weigert fih aber, für fie den Prozeß zu 
führen, fo wird der Frau ein Beiftand von dem Gericht zugeordnet, und gegen 
biejen wird alsdann das Verfahren gerichtet. 

Die Absätze 2 und 3 sind aufgehoben durch $ 41 des Bad. Einf.-Ges. 
zu den R.J.G. 

40* 
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2209. Der Gläubiger kann auf den Verkauf der Liegen: 
Ihaften, woran er Fein Unterpfandsrecht hat, nur alsdann antragen, 


wenn fein Unterpfand nicht Hinreicht. 
Vgl. Bad, Einf.-Gesetz zu den K.J.G. $ 43. 


2210. In mehreren Gerichtsbezirken gelegene unbewegliche 
Güter Fönnen nur dann zugleich zur Verfteigerung gebracht werden, 
wenn fie zufammen bemwirthichaftet werden, oder wenn nachge— 
wiejen wird, daß die gleichzeitige Verfteigerung entweder wegen des 
Werths der Güter an ſich oder wegen darauf haftender vorgehen: 
der Vorzugs- oder Unterpfandsrechte zur Befriedigung des betrei- 
benden Gläubigers nothwendig ift. 

Neue Fassung nach $ 41 des Bad, Einl.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. R.C.P.O. $ 756. 

2211. Wenn verpfändete und unverpfändete Güter, oder folche, 
die im verjchiedenen Bezirken gelegen find, zu einer und derjelben 
Bewirthihaftung gehören, jo werden fie auf Begehren des Schuld: 
ners alle zu gleicher Zeit auf BVerfteigerung gebradt, und man 
berechnet, jo weit nöthig, den Preis der einzelnen Theile nach Ver— 
hältni des ganzen Zujchlagspreijes. 


2212. Beweist der Schuldner durch glaubwürdige Pacht: 
briefe, daß der reine und freie Ertrag feiner Liegenjchaften in 
einem Sahr zur Zahlung der Schuld an Kapital, Zinfen und 
Koften Hinreicht, und erbietet fich dabei, auf diefe Einfünfte dem 
Gläubiger Anweifung zu geben, jo kann da3 Verfahren vor dem 
Richter eingeftellt werden, geht aber von Neuem fort, jobald wider 
die Zahlung Einſpruch gejchieht, oder jonjt ein Hinderniß damider 
ſich erhebt. 


Die L.R.S. 2213—2217 sind aufgehoben durch $ 41 des Bad. Einf.-Ge- 
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setzes zu den R.J.G., die L.R.S. 2217a bis e durch $ 146 eben dieses Ge 
setzes, und die L.R.S. 2217 f u. g durch $ 862 der Bad. Civilprocessordnung 
von 1864. 

Vel. R.C.P.O. $ 715. 


T Bweites Kapitel. 


Bon der Vertheilung des Erlöſes unter mehrere 
Gläubiger. 


Die L.R.S. 2218, 2218a u. 2218 b sind aufgehoben durch $ 146 des 
Bad. Einf.-Ges, zu den R.J.G. 


Vgl. R.C.P.O 8 758—768; R.Konk.-Ordn. $$ 39 u. flg., 54 u. fig, Bad. 
Einf.-Ges. zu den R.J.G $$ 83 u 84. 


72218. Das Verfahren Über die VBertheilung des Erlöjes, der durch den 
Zugriff erhoben wird, und was babei zu beobadten ift, wird durch die Ge— 
richtsordnung beftimmt, 


+2218a. Die Drbnung ber Bertheilung für den Yall, wo das Ver— 
mögen zur Befriedigung aller Gläubiger unzureichend erjcheint, ift nach Unter- 
fhied des verbafteten Vermögens, das nämlid ſchon vor dem Zugriff 
mit einem Vorzugs- oder Pfandredt belaftet war, und des gemeinen Ber- 
mögens, woran alle Gläubiger zugleich Anſprüche haben, folgende; 

1) in der erften Drdbnung kommen bie unbedbingten 
Borzugsdgläubiger des Satzes und Zufages 2101; fie 
werben nah ber bort angegebenen Unterordnung aus den erjt 
eingehenden Geldern, jedoch vorerft auf Rechnung des freien Ver- 
mögend, jo lang es dazu hinreicht, bezahlt ; 

%) in der zweiten Droönung fommen die fahrenden 
Borzugdgläubiger des Satzes und Zufates 2102. Dieje 
werben, ein jever aus dem Erlös des ihm verhafteten Fahrniß— 
ftüds, jo weit diefer reicht, bezahlt ; derjenige, für ben er nicht 
reicht, fällt mit dem Weberreft der Forderung in bie fünfte Ord— 
nung ; jo wie von demjenigen, deſſen Forderung einen Uebererlös 
des Pfandftüds übrig läßt, ber üÜberjchießende Betrag ber ge— 
meinen Vermögensmaſſe zuwächst; 
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3) in der britten Ordnung fommen bie zum Pfanbbud ein: 

getragenen Gläubiger, ſammt denen, die ihnen gleid 

gelten. Bon diefen wird jeder aus feinem verhafteten Unter- 

pfand, bei mehreren, die auf daſſelbe Unterpfand eingetragen 

find, nad) dem Tag der Eintragung mit Einfchluß derer, die nad 

den Sägen 2107—.111 und 2135 feiner Einſchreibung bedürfen, 
und nad dem Tag der Entftehung ihres Vorzugs- oder Pfand— 
rechts für eingejchrieben gelten, fofort bei mehreren, die auf 
Einen Tag eingetragen find, nah dem Vorrang ihrer Vorzugs— 
rechte, jomweit Gläubiger vorhanden find, die unter fih oder gegen 
Pfandgläubiger dergleichen anzufpreden haben, andernfalls nad 
Berhältniß ihrer Forderungen gleichtheilig, bezahlt ; 

indber vierten Ordnung kommen die uneingetrage- 
nen Vorzugs- und Pfandpgläubiger in der Mae, 
daß, wo fie auf Leinerlei Vermögen Anſpruch Haben, die Bor- 
zugögläubiger nad der Stärke ihrer Vorzugsrechte unter des⸗ 
fallſiger Beobachtung des Vorrangs, nah der Ordnung, worin 
ſie im Geſetz aufgeführt ſind, ſoweit ein anderes namentlich dabei 
nicht beſtimmt iſt, zuerſt und vor allen auch älteren Unterpfands— 
gläubigern, nach ihnen alsdann dieſe letztern nach dem Vorrang 
der Zeit ihrer Entſtehung, zur Zahlung; 

in der fünften Ordnung endlich haben die hand— 
Ihriftlihen und andere vorrechtsloſe gemeine Gläubiger aus 
den Ueberreften des Freien, nicht durch die erſte Ordnung er- 
ihöpften, und des verhafteten, nicht burd die brei folgen- 
den Ordnungen aufgezehrten Vermögens, ihre Befriedigung, nad 
Verhältniß ihres Forberungsbetrags gegen einander und gegen 
die no Übrigen Zahlungsmittel zu gemwarten. 

Nur Geldftrafen, die etwa unter den Forderungen find, theilen nid! 
mit, jondern fünnen erft nach allen anderen Forderungen aus dem, was nod 
übrig tft, bezahlt werden. 

Alle über zwei Jahre alten, noch nicht verjährten Zinfen der zu frübhern 


Ordnungen gehörigen Forderungen erhalten dort Leine Zahlung, fie tbeilen 
aber hier mit. 


4 


— 


5 


— 


2218b. Wenn nicht fo viel freies Vermögen ſich vorfände, daß ei 
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zur Befriedigung der Gläubiger der erften Drbnung zureichte, und dieſe 
daher nad der Befugniß des Satzes 2104 und 2105 auf dad verhaftete 
Bermögen ihre Befriedigung ſuchen müßten, fo gehet dasjenige, was dazu 
erforderlich ift, zusrft der vierten Drbnung ab. Würde es aber dadurch nicht 
gededt werden können, To geht es allen in der zweiten und dritten Ordnung 
zur Zahlung kommenden Gläubigern nad Mehrzahl ihrer dort erhaltenden 
Bablung, als eine ihnen gemeinfchaftlich obliegende Schuld an dem ab, was 
ihnen zufällt. 
Vgl. Bad. C.P.O. 5 791. 


— — —— 


Zwanzigſter Titel. 
Von der Verjährung. 


Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 


2219. Die Verjährung iſt ein Mittel, durch Ablauf einer 
beſtimmten Zeit unter den geſetzlichen Bedingungen ein Recht zu 
erwerben, oder einer Verbindlichkeit ſich zu entladen. 

Vgl. LR.s. 712, 1234, 2262, 2265 u. flg., 2270, 2271 u, fie. 

2219a. Wer fih bloß von Berbindlichfeiten entladen will, 
braucht nur auf den Nichtgebrauh des Rechts Anderer ſich zu 
berufen, um damit zu feinen Gunſten eine Berfigung jener 
Rechte geltend machen zu fönnen. Wer Rechte erwerben, alfo 
Berbindlichkeiten Anderer gegen fich begründen will, der muß eine 
Ausübung des zu erwerbenden Recht? während des bejtimmten 
Zeitraums, oder eine Erjitung jenes Rechts bemeifen. 

Vgl. L.R.S. 2262, 2265 u. flg. 


2219 b. Die Zeit zur Erfigung kann ihre Beitimmung 
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nur durch das Geſetz erlangen; jene zur Verſitzung kann durch 
Verträge kürzer, aber niemals länger, als das Geſetz ſie angibt, 
beſtimmt werden. 

2220. Man kann nicht zum Voraus auf künftige Verjäh— 
rungen verzichten, man kann ſich aber einer vollendeten Verjäh— 
rung begeben. 

Vgl. L.R.S. 6, 2219 b, 2222. 

2221. Der Verziht auf eine Verjährung kann ausdrücklich 
oder ftilljchweigend gejchehen; der ſtillſchweigende entjpringt aus 
jeder Handlung, welche vorausjegt, daß man von der Verjährung 
nicht Gebrauch made. 

Vgl. L.R.S. 1108 b. 

2222. Wer nicht nad) Belieben veräußern kann, kann aud 
auf eine vollendete Verjährung nicht verzichten. 

Vgl. L.R.S. 11% u. flg., 1988, 

+ 92223. Sein Richter darf die Einrede ber Verjährung, die ein ftreiten- 
der Theil nicht vorträgt, von Amtswegen ergänzen. 

+ 2223a. Hiervon find jedoch biejenigen Fälle ausgeſchloſſen, wo bie 


unterlaffene Vortragung ein ungültiger Verzicht wäre. 
Die L.R.S. 2223 u. 2223 a. sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf- 


Ges. zu den R.J.G. 

+ 2224. Die Verjährung kann in jeder Lage bes Rechtsſtreits, felbft im 
höhern Rechtszug vorgebradt werben, wenn nicht Umftände hinzukommen, 
woraus erhellet, der jtreitenbe Theil, der fich nit früher darauf bezogen hat, 
babe auf fie verzichten wollen. 

Aufgehoben durch $ 343 der Bad. Civil-Processordnung. 


2225. Der Gläubiger, oder jeder Dritte, dem daran gelegen 
it, daß die Verjährung vollendet fei, Tann fi darauf beziehen, 


wenn ſchon der Schuldner oder Eigenthümer ihr entjagt. 
Vgl. L.R.S. 1166, 1167. 
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2226. Auf Saden, die dem Rechtsverkehr entzogen find, 
fann Feinerlei VBerfügungsgewalt erjeffen werden. 

Vgl. L.R.S. 538, 714, 1128. 

2227. Dem Staat, den öffentlichen Anftalten und den Ge- 
meinden ftehen, wie den Brivatperfonen, die gleichen Berjährungen 
entgegen oder zur Seite. 

vgl, L.R.S. 541, 542, 560. 


Zweites Kapitel. 
Bon dem Befit. 

2228. Der Befis ift die Inhabung oder der Genuß einer 
Sache oder eines Rechts, durch ung felbft oder durch einen Andern 
in unferm Namen. 

Vgl. L.R.S. 543b. 544 ‚e, 

2228a. Durch einen Andern befigen wir nur fo lang, als 
diefer die Inhabung oder den Genuß nicht auß der Hand läßt, 
oder nicht erklärt, daß er die Sache in eigenem oder brittem 
Namen inne haben wolle. 

vgl. L.R.S. 2231, 2236. 

2229. Die NRechtserfigung fordert einen fortwährenden, un- 
terbrochenen, öffentlichen, ruhigen, unzmweideutigen und aus Eigen: 
thumstitteln fließenden Beſitz. 

Vgl, L.R.S. 544 e, 641—643, 690, 2230, 2233, 2236, 2242 u. flg., 2265. 

2230 Die VBermuthung ift, daß jeder in eigenem Namen 
und aus Eigenthumstiteln befige, jo lang nicht erwiejen wird, 
daß er zuvor für einen Andern beſeſſen habe. 

Vgl. L.R.8. 1350, 1352, 2291, 2234, 2279. 


2231. Was Jemand einmal für einen Andern befaß, davon 
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iſt zu vermuthen, daß er es aus dem nämlichen Rechtsgrund fort: 
beſitze, ſo lang nicht das Gegentheil erwieſen wird. 

Vgl. IJ.R.S. 1350, 1352, 2236—2238. 

2232. Auf Sachen der freien Willkür oder der bloßen Nach— 
jiht findet weder Befit noch Verjährung ftatt. 

Vgl. L.R.S. 691. 


22324. Jede Handlung, deren Verrichtung oder Unterlaffung 
nad) dem Berhältniß der Zeit und des Orts, unter dem fie vor: 
geht, in Bezug auf denjenigen, deffen Betheiligung dabei in Frage 
it, Eine wie die Andere für vechtmäßig geachtet werden kann 
ohne daß dazu das Dajein eines bejonderen, darüber eingegangenen 
Rechtsverhältmiffes zwiſchen beiden unterftellt werden darf, iſt eine 
Sache der freien Willfür für den, der fie thut oder unterläßt, und 
der bloßen Nachjicht für den, der fie gejchehen läßt. 


2233. Gewaltſame Handlungen bilden feinen zur Verjährung 
tauglichen Zuftand. 

Er wird hierzu nicht eher geeignet, al3 nachdem die Gemalt 
bejeitigt ift. 

Vgl. L.RS. 544 e, 2229, 2265. 


2234. Ein gegenmwärtiger Befiger, der bemweifet, daß er 
früherhin ſchon im Beſitz war, hat die Vermuthung für fi. daß 


er auch in der Zwiſchenzeit bejeffen habe, vorbehaltlich des Gegen: 
beweiſes. 

2234a. Das Gleiche gilt von demjenigen, der jetzt beſitzt 
und bemeijet, daß er einen früheren Ermwerbstitel für ſolchen Be 


fig babe. 
Vgl. L.R.S. 1350, 1352, 2230. 
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2235. Um eine Erſitzung zu vollenden, darf man ſeinen 
eigenen Beſitz zu jenem ſeines Rechtsvorfahrers rechnen, man mag 
in deſſen Stelle kraft eines allgemeinen oder beſondern Titels, mit 


oder ohne Entgelt getreten ſein. 
Vgl. L.R.S. 642, 690, 2265. 


22354. Bei diefer Zurehnung muß man aber auch die 
Eigenschaften des Befises des Vorfahren gegen fich gelten laſſen. 
Vgl. L.R.S. 2237, 2269 a. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Urſachen, welche die Verjährung verhindern. 


2236. Wer für einen Andern befigt, erfigt niemals für fich, 
er mag noch jo lang beſeſſen haben. 

So fünnen der Pächter, der Aufbewahrer, der Nutznießer 
und alle Andere, die vergünſtigungsweiſe die Sache eines fremden 
Eigenthümers inhaben, fie nicht erfigen. 

Vgl. L.R.S. 2229, 2231, 2238, 2240. 

2237. Die Erbensjolher Inhaber fremder Sachen können 
fie gleichfall3 nicht erſitzen. 

Vgl. L.R.8. 2235 a. 

2238. Die im 2236ften und 223 7ften Sat erwähnten Per— 
fonen mögen alsdann erfigen, wenn fich der Rechtätitel ihres Be— 
figes verändert hat, jei e8 durch Handlungen einer dritten Perjon 
oder durch einen Widerfpruch, den fie dem Recht des Eigenthümers 
entgegengejegt haben. 

2239. Diejenigen, welche von Pächtern, Aufbewahrern und 
andern gunftweis inhabenden Perjonen, eine Sache durch einen 


636 AH. m. B. XX. T. Verjährung. 


Titel überkommen, der in ſich geeignet iſt, Eigenthum auf Andere 
zu übertragen, können ſie erſitzen. 


2240. Niemand kann in dem Sinn gegen feinen Titel er 
figen, daß er ſich jelbft Anfang und Urſache feines Befiges 
änderte. 

vgl. L.R.8. 2231, 2236, 

2241. In dem Sinn fan jeder wider feinen Titel verjäh- 
ren, daß er dadurch die Befreiung von einer übernommenen Ber: 
bindlichfeit erlangt. 

Vgl. L.R.S. 1234, 2219. 

2241a. Unverjährbar find außer den in früheren Titeln 
angegebenen Rechten: 

die Klage auf Berichtigung oder Bezeichnung der Grenzen; 


die Klagen auf Theilung theilbarer Gemeinschaften. 
Vgl. L.R.S. 328, 577 bg, 815, 816, 1872, 


Bierfes Sapitel. 


Bon den Urfahen, welde den Lauf der Verjährung 
unterbrechen oder eirfftellen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Unterbrechung der Verjährung. 


2242. Die Verjährung wird auf natürliche oder bürgerliche 
Art unterbrochen. 

Vg). L.R.S. 2243, 2244, 2248. 

2243. Eine natürliche Unterbrechung der Berfigung ift es, 
wenn der Befiger durch den alten Eigenthümer, oder durch Dritte 


des Genufjes der Sache über ein Jahr lang beraubt iſt. 
Vgl. L.R.S. 544 e, 2229, 2265. 
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2244. Eine Vorladung vor Gericht, ein Abtretungsbefehl, 
oder ein richterlicher Beſchlag, welche demjenigen behändigt werden, 
den man hindern will, die Verjährung zu vollenden, bewirken eine 


bürgerliche Unterbrechung. 

Vgl. L.R.S. 2176, 2246, 2247, 2274; R.C.P.O. $$ 235, 239, 254, 461 Abs. 
2, 471 Abs. 2, 633: W.O. $ 80; Gezetz vom 21. Juli 1839 (R.B. Nr, 21) 
über Verjährung öffentlicher Abgaben Art. 3 u. 4. 


+ 2245. Eine Borladung zum Verſuch der Güte unterbridt die Verjäh- 
rung von dem Tage an, ba fie gegeben ift, injofern eine Borladung ans Net 
in der gefeglihen Zeit nachfolgt. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G, 

2246. Eine Vorladung an's Recht, follte fie auch vor einen 
unbehörigen Richter gejchehen, unterbricht die Verjährung. 

2247. Iſt die Vorladung unförmlich, 

fteht der Kläger von feiner Klage ab, 
oder wird feine Klage verworfen, 


jo wird die Unterbrehung al3 nicht erfolgt angejehen. 
Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R,J.G. 


2248. Die Verjährung wird unterbrochen durch jeden Vor— 
gang, womit der Schuldner oder Befiker das Recht eines Andern 
anerkennt, das erfeflen oder verjeffen werden jo. 


2249. Wird in Gemäßheit der vorhergehenden Sätze Einer 
der Sammtjchuldner zur Zahlung aufgefordert, oder die Richtigkeit 
der Schuld von ihm anerfannt, fo ift die Verjährung auch wider 
die Uebrigen, und felbft wider deren Erben unterbrochen. | 

Die Aufforderung an Einen der Erben des Sammtjchuldnerg, 
oder die von Einem derjelben gejchehene Anerkennung unterbricht 
gegen die Übrigen Miterben die Verjährung nicht, wenn ſchon die 
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Forderung mit Unterpfandsrecht verjehen wäre, außer mo die 
Hauptverbindlichkeit untheilbar ift. 

Eine ſolche Aufforderung oder Anerkennung unterbricht die 
Verjährung gegen die übrigen Mitjchuldner nur für die Antheile, 
wofür jener Erbe haften muß. 

Um gegen die übrigen Mitjchuloner die Verjährung fürs 
Ganze zu unterbrechen, iſt erforderlih, daß an alle Erben des 
verftorbenen Schuldners eine Aufforderung ergebe, oder daß alle 
diefe Erben die Schuld anerkennen. 


Vgl. L.R.S8. 1206, 1217, 1219, 1220, 1221, 12823; Handelsgesetzbuch 
Art. 148. 


2250. Eine an den Hauptfchuldner gerichtete Aufforderung, 
oder die von ihm gejchehene Anerkennung unterbricht die Ver: 
jährung auch gegen den Bürgen. 

Vgl. L.R.S. 2011 u, fg. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Stilljtand der Verjährung. 

225. Die Berjährung läuft wider alle Berfonen, welde 
nicht in einem Geſetz ausgenommen find, 

Vgl. L.B.S. 2227, 2252 u. flg. 

2252. Sie läuft nicht wider Minderjährige und Mundlofe, 
vorbehaltlich des Satzes 2278 und der übrigen gejeglich beſtimm— 
ten Fälle. 

Vgl. L.R.S. 388, 509, 513, 710, 1653, 1676, 2278. 

Handelsgesetzbuch Art. 149; Gesetz vom 21, Juli 1839 (R.B. Nr. 2i) 
über Verjährung der öffentlichen Abgaben Art, b. 

2253. Die Verjährung lauft nicht unter Ehegatten. 

2254, Sie läuft wider eine Ehefrau, auch wenn dieſe weder 


Pe 
' rs 
- 
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durch Heirathsvertrag, noch durch Rechtserkenntniß ein geſondertes 
Vermögen hat, wegen aller Güter, wovon ihr Mann die Verwal— 
tung hat, vorbehaltlich ihres Nüdgriffs auf den Ehegatten. 

Vgl. L.R.S. 1421, 1428, 1531, 1549, 1562. 

2255. Sie läuft gleichwohl, in Gemäßheit des 1561 ten 
Sates unter dem Titel: von dem Heirathsvertrag und den 
gegenjeitigen Rechten der Ehegatten, nicht während ver 
Ehe, gegen ein in bewidmeter Ehe zum, Heirathsgut gegebenes 
und nachher veräußertes Grundftüd. 

2256. Während der Ehe fteht weiter der Lauf der Verjäh: 
rung fill. 

1) in Fällen, wo die Klage der Frau eher nicht angeftellt 
werden kann, als nach vorhergegangener Wahl zwijchen 
ver Theilnahme an der Gütergemeinjchaft oder der Aus: 
Ichlagung verjelben ; 

Vgl. L.R.S. 1453, 1492—1495. 

2) in Fällen, wo der Ehemann, der ein feiner Frau zuge: 
höriges Gut ohne ihre Bewilligung veräußert hat, für 
den Verkauf Währjchaft leiften muß; überhaupt in allen 
Fällen, wo eine Klage der Frau im ihren Folgen auf den 
Mann zurüdwirfen würde. 

Vgl. L.R $. 1438, 1554, 1599, 1626 u. fig. 

225. Die Verjährung läuft ferner nicht: 

gegen bedingte Forderungen, ehe die Bedingung erfüllt ift, 

gegen Klagen auf Gemwährleiftung, ehe die Sache entwährt ift, 

gegen betagte Schulden, ehe der Berfalltag erichienen iſt. 
vgl. L.R.S. 118), 1186, 1626 u. fig 

2257 a. Sie läuft Hingegen wider die Rüdforderung des 
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Einfaßpfands aus der Hand des Schuldners vom Tag des Pfand- 
vertrags an. 

Vgl. LR.8. 3071, %073, %85. 

2258. Die Verjährung läuft nicht wider einen Vorſichtser— 
ben in Hinſicht der Forderungen, welche er an die Erbichaft hat. 

Sie läuft wider lediges Erbe, objchon dafür noch Fein Pfleger 


angeordnet ift. 
Vgl. L.R.S. 802 Z. 2, 811. 


2259. Sie läuft ebenfall3 während der drei Monate für 
die Erbverzeichnung, und der vierzig Tage für die Erbentjchließung. 

Vgl. L.R.S. 795, 1457. 

Aünftes Kapitel. 
Bon der zur Verjährung erforderlichen Zeit. 
Erjter Abſchnitt. 
Allgemeine Berfügungen. 

2260. Die Verjährung wird nah Tagen, nicht nach Stun: 
den gerechnet. 

2261. Sie ift vollendet, wenn der letzte Tag der erforderlichen 
Zeit geendigt ift. 

Zweiter Abſchnitt. 
Bon der dreikigjährigen Verjährung. 

2262. Alle auf Perfonen oder Sachen haftende Klagen 
werden in dreißig Jahren verjährt; derjenige, der ſich auf jolde 
Verjährung bezieht, Hat nicht möthig, feine Rechtäurfunde anzu: 
geben, noch kann man ihm die Einrede eines unredlichen Beſitzes 


entgegen feßen. 
Vgl. L.R.S. 133, 617, 642, 690, 706, 789, 966, 
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Thatſachen, welche die Verbeiftandung oder die Entmündigung 
r Perſon wegen Geiſteskrankheit herbeizuführen geeignet find, 
en die Notare, Bürgermeiſter und Waiſenrichter zur Antrag: 
ng dem Staatsanwalte bei dem vorgejegten Landgerichte ($ 
and 595 6.:Pr.D,) anzuzeigen. 


— Beſtätigung der Vormünder. 


8 18. Die vom Geſetze oder durch elterliche Verordnung be— 
rufenen Vormünder — mit Ausnahme der Eltern — bedürfen 
der Beftätigung durch das Amtsgericht: dieſe darf ohne gejeßlich 
begründeten Urfache nicht verweigert werden; ihr muß eine Ver— 
nehmung der Beiräthe vorausgehen. 


Gerichtliche Beftätigung von Familienrathsbeſchlüſſen. 


8 19. Iſt ein Vergleich über einen ftreitigen Anſpruch be= 
ichlofjen, deifen Gegenftand den Werth von 300 Mark überfteigt, 
jo ift der Staatsanwalt um feine Meinung zu befragen. Tritt 
er dem Beichluffe bei, jo wird dieſer emdgiltig, andernfalls legt 
der Staatsanwalt die Sache dem Landgericht zur endgiltigen Ent- 
jheidung vor. A 

Bei andern Vergleichen, jowie in den Fällen der L.R.SCS. 
457, 458, 483, 484, 511 ift eine weitere Beftätigung der Be: 
ichlüffe des Amtsgerichts nicht erforderlich. 


Eintrag gejegliher Pfandrechte. 


5 20. Die Amtögerichte find verpflichtet, den Eintrag ge: 
jelicher Pfandrechte der Mündel, wo ſolcher verfäumt wird, zu 
betreiben. 
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Anfang ber Verwaltung des Wormundes. 

8 21. Der überlebende Elterntheil handelt und verwaltet als 
Bormund vom Tode des andern an, die übrigen gejeßlichen md 
elterlich verordnneten Bormünder von dem Tage an, an melchen 
ihnen die Beltätigung eröffnet wurde, andere Bormünder, Pfleger 
und Beiltände von Verkündigung der Ernennung ar. 


Rechnungsſtellung. | 
8 22. Die Rechnungen der Vormünder find je nach dem 
Umfange der Vermögendverwaltung alle ein bis fünf Jahre um 
nebſtdem am Schluffe der Verwaltung zu ftellen. 
Die Amtsgerichte haben zu wachen, dab die Rechnungäftellung 
rechtzeitig erfolgt, 
Drbnungöftrafen. 
& 22a. Gegen Vormünder, Gegenvormünder und Abwejen- 


heitäpfleger können wegen pflichtwidrigen Verhaltens Drdnungs- 
Strafen bis zu 100 Mark verhängt werben. 


Das Amtsgericht, welches die vormundichaftlichen Rechte 
ausübt, ift zuftändig, diefe Strafen auszufprecen. 


Beihwerbeführung. 
8 23. Die Beichwerdeführung gegen die Amtägerichte fin: 
det Statt: | 
1. wegen Verweigerung oder Verzögerung der Gefcäftser- 
fedigung, 
2. wegen ungebührlicher Behandlung der erſchienenen Berfonen, 
3. wegen des Inhalts der erlaffenen Verfügungen. 
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8 24. Die Befchwerdeführung gehört vor das Landgericht. 

Im Falle des Abſatzes 3 des vorigen Paragraphen ift Die 
Beichwerde innerhalb vierzehn Tagen auszuführen. 

Hat fie die Abänderung einer amtsgerichtlichen Verfügung zur 
Folge, jo können die dem Bejchwerbeführer gegenüber ftehenden 
Beteiligten binnen der gleichen Frift Bejchwerde beim Oberlandes- 
gericht erheben. 


Mitwirkung des Staatsanwalt3. 
8 25. Die Mitwirkung des Staatsanwalts bei Verwaltung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ift auf die in dieſem Geſetz be— 
nannten Fälle beſchränkt. 


‚62% 


2) Aneheliche Kinder. 


Gejeg vom 2'. Februar 1851. (R.B. Nr. 15.) 


An die Stelle der Landrechtſätze VY08 und 762a., ſowie der 
Verordnungen vom 10, Juni 1809 (Regierungsblatt Wr. XXVII.) und 
vom 27. Juni 1812 (Regierungsblatt Nr. XXI.), welche andurd 
aufgehoben werden, treten folgende Beitimmungen : 

8 1. Kinder aus Ehebruch oder Blutjchande erzeugt, Fünnen 
weder durch Schenkung unter Lebenden noch durch letzten Willen 
mehr empfangen, al3 ihnen unter dem Titel von Erbſchaften zu: 
geitanden ift. 

Diefes gilt auh von anderen natürlichen Kindern Hin: 
fichtlich desjenigen Elterntheils, welder ein oder mehrere eheli- 
che Kinder Hinterlaffen hat. 

Vgl. L.R.S. 756a, 757, 760, 762. 

8 2. Die Ernährung eines unehelihen, vom Nater nicht 
anerkannten Kindes liegt der Mutter und im Falle ihrer Unver: 
möglichkeit Demjenigen ob, welcher die Mutter in der Zeit vom 
dreihunderiten bi3 zum Hundertachtzigften Tage vor der Geburt 
ve3 Kindes beichlafen hat. 

Aushilfsweife fommen die allgemeinen Beitimmungen über 
die Unterftügung der Ortsarmen zur Anwendung. 

(Reichsgesetz vom 6. Juni 1870 über den Unterstützungswohnsitz $ 21. 

5 3. Die Ernährungspfliht des Beiſchläfers umfaßt den 
nothoürftigen Unterhalt bis zum vollendeten vierzehnten Jahre des 
Kindes, 

Der Ernährungsbeitrag des Beifchläfers fol, je nad deſſen 
und der Mutter Standes-, Vermögens: und Erwerbsverhältnifien, 
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nicht unter zwanzig Kreuzer und nicht über einen Gulden wöchent: 


lich ermejjen werden. 
(Zwanzig Kreuzer — 57 Pf.; Ein Gulden = 1 M. 71 Pf., Reichsmünz- 
gesetz vom 9. Juli 1373.) 


$ 4. Die Klage auf Unterhalt ift von einem bejfonders zu 
ernennenden Bormunde zu erheben. Sie ſteht aber äuch den hilfs— 
mweije eintretenden Kaffe zu. Die Mutter kann jedenfall dem 
Proceſſe beitreten. 

Die Klage kann ichon vor eingetretener Unvermöglichkeit der 
Diutter dahin erhoben werden, daß für den Fall ihres Eintretens 


die Ernährungspflicht des Schwängererö anerfannt werde. 

(R.0.V. 8 23 Z. 2; R.C.P.O. $$ 51, 63, 231, L.R.S. 393 a, 405. Rechts- 
polizeigesetz $ 2 Z. 2. Gerichtsnotariatsordnung $ 1. Justizministerial-Be- 
lehrung vom 12. Januar 1865 (C.V.Bl. Nr. 2) dass der Vormund von dem 
Amtsgericht zu ernennen sei.) 


$ 5. Die Einrede der Zeugungsunfähigkeit findet nur nach 
Maßgabe des Landrechtjages 312 und die Einrede einer Mehrheit 
von Beilchläfern findet gar nicht ftatt. 

Dagegen erlöfcht das Klagrecht durch Erhebung der Klage 
gegen eine bejtimmte Mannsperfon nach deren Einlafjung auf die 
Klage gegen jede andere. 

Ebenjo erlöſcht das Klagrecht in allen Fällen mit Ablauf eines 
Sahres, von der Geburt des Kindes an gerechnet. 

+56. Zum Beweije des Beiſchlafs ift mit Ausnahme der Eideszuſchie— 
bung jedes Beweismittel, au die Auferlegung des Notheides an den Bellag- 
ten oder an die dem Streite beigetretene oder dazu beigeladene Mutter zu 


läſſis. | 
(Aufgehoben durch $ 145 Z. 7 des Bad, Einf.-Ges. zu den R.J.G.) 


Ss 7. Die Beltimmungen der $ 2 bis 6 finden nur Anwen— 
dung auf die nach der Verfündung dieſes Geſetzes zur Welt fom- 
menden Kinder, 





3) Fauftpfandverfräge. 


a) Staat3fhuldentilgungSsfaffen. 


Geje vom 22. Juni 1837 (R.B. Nr. 18) bezw. vom 28. März 184. 
(RB. Nr. 7.) 


Art. 1. Auf Verträge, durch welche die Amortifations- 
kaſſe (Eijenbahnfchuldentilgungsfaffe) ein Fauftpfandrecht erwirbt, 
findet die Borjchrift des L.R.S. 2074 Abſatz 1 feine Anwendung; 
es genügt, wenn in dem von der Amortifationsfaffe zu dieſem 
Behufe zu führenden Buche der Betrag der Schuld ſowie die Gat- 
tung und Beichaffenheit des Pfandftüds eingetragen, und der 
Eintrag von zwei Beamten der Amortijationsfaffe durch Unter: 
Ichrift beurfundet wird. 


Dieſes Buch fol von dem Amtörevifor*) blattweife mit if: 
fern in ununterbrochener Reihe verjehen und mit Handzug beglau- 
bigt; vom Amtsrevifor auch in dem Buche noch bejonder3 beur- 
fundet werden, welches das erfte, und welches das letzte Blatt 
defjelben ift. R 


* Gerichtsschreiber des Amtsgerichts, $ 3 Z, 1e des Rechtspolizeige- 
setzes. 


Art. 2. Gedinge, mwodurd die Amortijationsfaffe (Eijenbahn- 
ichuldentilgungsfaffe) ermädtigt wird, ohne Beobachtung der 
Formen, des L.R.S. 2078 über das Fauftpfand zu verfügen, fd 
gültig. | 
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b) Leih- und Pfandhäufer. 
Gejeg vom 6. April 1854 (R.B. Nr. 20.) 


Art. 1. Deffentlihe Leih- und Pfandhäuſer, ſowie andere 
öffentliche Anstalten, welche auf Fauftpfand Darleihen geben, können 
ermächtigt werden, in ihren Statuten vom bürgerlichen Geſetzbuche 
abweichende Beitimmungen zu treffen: 

1) über den Zindfuß bei Darlehen (L.R.S. 1907 b. c, d 
und e.) 

2) über die Abfaffung und Eintragung der Urkunden über 
Fauftpfandverträge (L.R.S. 2074); 

3) Über die Befriedigung des Gläubigerd aus feinem Fauft: 
pfande in und außer der Gant (L.R.S. 2078, 2102 
No. 2, 2218 a No. 2); 

4) über die Verjährung der durch Zettel auf Inhaber be— 
urfundeten Forderungsrehte und über das Verfahren 
bei verlorenen oder zu Grunde gegangenen Zetteln ; 
(S. 200-205 de3 Hanbelöreht3 und $ 744 ber Proceforbnung.) 

Vgl. Bad. R.E.G. zu den R,J.G. $ 105. 

5) über die Verbindlichkeit zur Herausgabe einer als Fauft- 
pfand eingejegten verlorenen oder entwendeten Sache 
(L.R.S. 2279.) 

Art 2. Die Statuten der in Art. 1 genannten öffentlichen 
Anftalten bedürfen der Genehmigung der oberften Staatsbehörde 
und werden dur Verkündung in Öffentlichen durch Verordnung zu 
bejtimmenden Blättern wirkſam. 

Statuten der Leihhäuser zu Mannheim. G. Bl. 1871 Nr, 3; Heidelberg 


G. Bl, 1875 Nr. 89; Karlsruhe, Centr,.-V.-Bl, 1867 Nr, 14; Freiburg, Centr. 
V. Bl, 1869 Nr. 1, 
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c) Badifhe Verjforgungsanitalt. 


a) Bekanntmachung vom 17. Dezember 1858 (Centr. 
V.Bl. No. 18.) 


Seine Königl. Hoheit der Großherzog haben zufolge allerhöchſter 
Entſchließung aus Großh. Staatsminifterium vom 10. Dezember 
l. 3. No. 1418 u. 1419 auf Grund des Geſetzes vom 6. Aptil 
1854 (R.B. No. 20) gnädigjt auszujprechen geruht: Auf Verträge, 
durch welche die Badische allgemeine Berforgungsanftalt ein Fauft- 
pfandrecht erwirbt, findet die Vorfchrift des LR.S. 2074 Abſat 
1 keine Anwendung ; e3 genügt, - wenn im dem zu diefem Behufe 
von der Badischen allgemeinen Berjorgungsanftalt durch einen 
Beamten derjelben zu führenden Buche unter fortlaufenden Ord— 
nungszahlen 

1) Die Zeit der Verpfändung, 
2) Die genaue Bejchreibung der Gattung und Zahl der 
Pfandſtücke, 
3) Der Betrag der Schuld, für welche das Pfand be— 
ſtellt iſt, 
eingetragen und der Eintrag von zwei Beamten der Anſtalt durch 
Unterſchrift beurkundet wird. 

Dieſes Buch ſoll von dem Amtsreviſor*) blattweiſe mit 
Ziffern in ununterbrochener Reihe verſehen, mit Handzug beglau— 
bigt, auch von ihm in dem Buche noch beſonders beurkundet wer— 
den, welches das erſte und welches das letzte Blatt deſſelben iſt. 


* Gerichtsschreiber des Amtsgerichts: $ 3 Z, 1 e des Rechtspolizeige- 
setzes. 
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8) Belanntmahung vom 30. Auguft 1864 (Eentr. 
BB. No. 14.) 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben mit höchiter 
Entſchließung aus Großh. Staatsminifterium vom 28. Mai v. 3. 
und vom 20. d. M. den von der Generalverfammlung vom 
29. Dftober v. J. befchloffenen repidirten Statuten der allgemeinen 
Berjorgungsanftalt im Großherzogtum Baden gnädigft die Staat3= 
genehmigung zu ertheilen und insbefondere auf Grund des Gefetes 
vom 6. April 1854 (R.B. No. 20) auäzufprechen gerubt, ver 
genannten Verjorgungsanftalt ſei gejtattet, in Fauftpfandverträgen 
zu bedingen: 

1) daß in Bezug auf die Beräußerung der ihr bejtellten 
Fauftpfänder der L. R.S. 2078 Feine Anwendung finde, 
vielmehr über die Art des Verkaufs folder Fauftpfänder, 
es jet in oder außer der Sant, der Verwaltungsrat nad) 
feinem Ermefjen zu entjcheiden habe ; 

2) daß eine Abforderung der Fauftpfänder durch den Schuld- 
ner oder durch dritte Berechtigte nur inſoferne ftattfinde, 

als die Verjorgungsanftalt vorher für ihre Forderung an Kapital 
Zinſen und Koften vollftändig befriedigt worden, fei, und daß auch 
der L.R.S. No. 2279 nur mit diefer Beihränfung zur Anwendung 
fommen Fönne. 


d) Badifhe Bank. 
«) Gejeg vom 16. März 1870 (G.B. Nr. 17.) 


Art. 12. Die Bank fann ermächtigt werden, in ihren Sta- 
tuten von den bejtehenden landrechtlichen und handelsrechtlichen 
Vorſchriften abweichende Beitimmungen zu treffen über 


- 
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1) den Binsfuß bei Darlehen, 
2) die Abfaſſung und Eintragung der Urkunden über Fauft- 
pfandverträge, 
3) die Befriedigung des Gläubigers aus feinem Yauftpfand 
in und außer der Gant. 
Die desfallfigen Beltimmungen der Statuten find im dem 
Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 


ß) Statuten vom 28, Februar 1876 (G.B. No. 9.) 


Art. 26, Auf Verträge, durch welche die Bank ein Fauft- 
pfandrecht erwirbt, findet die Vorjchrift des Landrechtiages 2074 
Abſatz 1 Feine Anwendung. Es genügt, wenn in einem zu diefem 
Behufe von der Bank durch einen ihrer Beamten zu führenden 
Buche unter fortlaufenden Drbnungszahlen: 
a) die Zeit der Verpfändung, | 
b) die genaue Beſchreibung der Pfandftüde nach Gattung und 
Zahl, 

c) der Betrag der Schuld, für welche dad Pfand beftellt ijt, 
eingetragen und der Eintrag von zwei Beamten der An- 
ſtalt dur? Unterfchrift beurfundet wird. 


Dieſes Buch fol von der zuftändigen öffentlichen Behörde* 
blattweife mit Ziffern in ununterbrochener Folge verjehen und mit 
Handzug beglaubigt, auch joll von ihr noch bejonders beurfundet 
werden, welches das erſte und welches das letzte Blatt ijt. 

* Gerichtsschreiber des Amsgerichts: $ 3 Z. 1e des Rechtspolizeige 
setzes. 

Art. 27. Gedinge, durch welche die Bank ermächtigt wird, 
ohne Beobahtung der Form des Lundrechtfages 2078 über das 
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Fauſtpfand zu verfügen, ſind gültig. Reicht der Erlös, aus ver— 
pfändeten Gegenſtänden nicht aus, um das Darlehen nebſt Zinſen 
und Koſten zu berichtigen, ſo iſt der Schuldner verpflichtet, das 
Fehlende nachzuzahlen; dagegen iſt die Bank verbunden, den Ueber— 
ſchuß des Erlöſes aus einem veräußerten Pfande gegen Rückgabe 
des Pfandſcheins an deſſen Inhaber, oder geeigneten Falls zur ges 
richtlichen Depofition zu bezahlen. 


e) Reichsbank. 
©) Reichs-⸗Bankgeſetz vom 14. März 1875 (R.G.B. Nr. 15). 


8 20. Wenn der Schuldner eines im Lombardverfehr ($ 13 
3. 3) gewährten Darlehen? im Verzug iſt, ift die Reichs— 
banf berechtigt, ohne gerichtliche Ermächtigung oder Mitwirkung 
das beftellte Fauftpfand durch einen ihrer Beamten oder durch 
einen zu Berfteigerungen befugten Beamten öffentlich verkaufen, 
oder, wenn der verpfändete Gegenftand einen Börſenpreis oder 
Marktpreis bat, den Berfauf auch nicht öffentlich durch einen 
ihrer Beamten, oder durch einen Handelömafler, oder in Ermang— 
lung eines ſolchen durch einen zu Berfteigerungen befugten Beam— 
ten zum laufenden Breife bewirken zu laffen, und fih aus dem 
Erlöfe wegen Kapital, Zinfen und Koften bezahlt zu machen. 
Diefes Recht behält die Bank auch gegenüber andern Gläubigern 
und gegenüber der Konkursmaſſe des Schuldners. 


PB) Belanntmahung des Zuftizminijteriums vom 3. Auguft 1876 
(G.B. No. 37). 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog Haben mit Aller- 
höchſter Staatsminifterialentjchliegung d. d. Schloß Mainau den 
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29. Auguft 1876, dem Anfuchen des Reichsbankoireftoriums ent- 
iprechend, auf Grund des Geſetzes vom 6. April 1854 (RB. 
No. 20) über die Fauftpfandverträge öffentlicher Leih- und Pfand— 
bäufer, mit Wirkfamfeit vom 1. Oftober d. 3. an gnädigft zu 
bejtimmen gerubt: 

Auf Verträge, durch welche die deutſche Reichsbank ein Fauft: 
pfandrecht erwirbt, findet die Borjchrift des Abſatzes 1 des Artikels 
2074 des bürgerlichen Gefegbuches (Landrechts) Feine Anwendung. 

E3 genügt, wenn in einem zu diefem Behufe von der Reichs: 
bank zu führenden Buches unter fortlaufenden Drdnungszahlen 

1) der Tag des Vertrags-Abſchluſſes, 

2) der Name des Berpfänders, 

3) der Betrag der Pfandſchuld, 

4) die Pfandgegenftände nad Zahl und Art 
eingetragen werden, und jeder Eintrag von zwei Beamten der 
Reichsbank durch Unterfchrift beurfundet wird. 


f) Eredit- und Vorſchußvereine. 
Sefek vom 30. März 1872 G. B. Nr. 19 


8 1. Die Vorſchrift des L.RS. 2074, Abſ. 1, über die 
Form der Beltellung von Fauftpfändern findet Feine Anwendung 
auf ſolche Fauftpfandverträge der Credit: und Vorjchuß-Vereine, 
bei welchem entweder der Pfandbeiteller fein Kaufmann ift, oder 
die Schuld nicht aus einem beiderfeitigen Handelsgejchäfte herrührt 
(vergleiche Artikel 309 des deutſchen Handelsgefegbuches). 

Jedoch muß der Tag des Abjchluffes diefer Verträge, der 
Name des Entleihers, der Betrag der Schuld, ſowie die Gattung 
und Beichaffenheit des Pfandftüdes im ein zu diefem Behufe von 
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dem Derein zu führendes Buch unter fortlaufenden Drdnungs- 
zahlen eingetragen, und diejer Eintrag von dem Borftande des 
Bereind oder, wenn der Vorjtand aus mehreren Mitgliedern be- 
fteht, von wenigjtens zweien derjelben durch Unterjchrift beurfundet 
werden. 

8 2. Gedinge, durch welche in Fauftpfandverträgen der in 
& 1 bezeichneten Art die Vereine ermächtigt werden, das Pfand— 
ſtück ohne Beobachtung der Formen des 2.R.S. 2078 zu veräußern, 
find gültig. 


4) Binfen. 
Reichögefek vom 14. November 1867. 

8 1. Die Höhe der Zinfen fomwie die Höhe und die Art der 
Vergütung für Darlehen und für andere Freditirte Forderungen, 
ferner Konventionalftrafen, welche für die unterlafjene Zahlung 
eines Darlehens oder einer jonft freditirten Forderung zu leiten 
find, unterliegen der freien Vereinbarung. 

Die entgegenftehenden privatrechtlichen und ftrafrechtlichen 
Beltimmungen werden aufgehoben. 

$ 2. Derjenige, welcher für eine Schuld dem Gläubiger 
einen höheren Zinsſatz als jährlich ſechs vom Hundert gemährt 
oder zujagt, ift zu einer halbjährigen Kündigung befugt. Jedoch 
fann er von diefer Befugnif nicht unmittelbar bei Eingehung des 
Vertrages, ſondern erjt nach Ablauf eines halben Jahres Gebraud 
machen. 

Bertragsbeftimmungen, durch welche dieſe Vorfchrift zum 
Nachtheil des Schuldners beſchränkt oder aufgehoben wird, Jind 
ungültig. 

Auf Schuldverfhreibungen, welde unter den gejeglichen 
Vorausſetzungen auf jeden Inhaber geftellt werden, jowie auf Dar- 
lehen, welche ein Kaufmann empfängt, und auf Schulden eines 
Kaufmanns aus feinen Handelögefchäften, leiden die in dieſem 


Paragraphen enthaltenen Borjchriften Feine Anwendung. 
Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 292; Bad. Gesetz vom 5. Juni 1860 (R.B. 
Nr. 30) über Schuldverschreibungen auf Inhaber, 
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53. Wird die Zahlung eines Darlehens oder einer andern 
Freditirten Forderung verzögert, fo bleibt auch für die Zögerungs: 
zinfen der bedungene Zinsfag maßgebend, fofern derjelbe höher ift, 
al3 die gefeßlich beftimmten Zögerungszinen. 

Vgl. L.R.S. 1153, 1907a. 

$ 4. Die privatrechtlihen Beltimmungen in Betreff der 
Zinſen von Zinfen und die VBorfchriften für die gewerblichen Pfand- 
leihanftalten werden durch diefes Geſetz nicht geändert. 

Vel. L.R.S. 1154; Handelsgesetzbuch Art. 291; Bad. Gesetz vom 6. April 
1854 (R.B. Nr. 20) Art. 12. 1, s, bei L.R.S. 2084. 

8 5. Den Landesgejegen bleibt vorbehalten, zu beſtimmen, 
daß die im $ 2 diejes Geſetzes eingeräumte Kündigungsbefugniß 
des Schuldners gänzlich wegfalle, oder daß ein höherer Zinsjak 
al3 6 Prozent oder eine längere Kündigungsfriſt als ſechs Monate 
für die bezeichnete Befugniß maßgebend jei. 

Soweit einzelne Landesgeſetze Beftimmungen enthalten, welche 
die erwähnte Kündigungsbefugnii des Schulonerd ausfchlieken oder 
in der bezeichneten Weije beſchränken, bleiben diejelben in Gültig: 
feit, bis fie auf dem verfallungsmäßigen Wege des betreffenden 
Landes oder durch ein Bundesgejeg abgeändert werden. 


5) Gefindeordnung. 
Geſetz vom 3. Februar 1868 (R.B. Nr. 7.) 


8 1. Der Vertrag zwifchen dem Dienftboten und der Dienit- 
herrjchaft, wodurch der eine Theil zur Leiftung häuslicher oder 
landwirthichaftlicher Dienfte während eines längeren Zeitraums, 
der andere Theil zur Zahlung eines beftimmten Lohnes, ſowie 
zur Leiftung eines angemefjenen UnterhaltS ji) verpflichtet, ift 
verbindlich abgefchloffen, Jobald über die Art der zu übernehmenden 
Dienfte im Allgemeinen und über den Betrag des Dienftlohns 
Einigung erfolgt ift. 

Sinfoferne der Inhalt des abgeſchloſſenen Vertrages nicht ab- 
weichende Beltimmungen feitfegt, richten fi die Rechte und Ber- 
bindlichfeiten der Bertragsperjonen nad den folgenden Borjchriften. 

8 2. Die Einhändigung und Annahme eined Haftgeldes gilt 
al3 ein Beweis des abgejchloffenen Vertrages. 

Einfeitige Zurücdgabe oder Weberlaffung des Haftgeldes löſt 
den Vertrag nicht auf. 

Das den Dienjtboten etwa gegebene Haftgeld wird auf den 
Lohn abgerechnet. 

83. Für die zu häuslichen Dienften gemietheten Dienft: 
boten beginnt die Dienftzeit am 


ki > T1 Johannestag, — Mihaelistag 
und dauert — zu dem jeweils nächſtfolgenden dieſer Tage. 
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Bei der Miethe zu Dienftleiftungen in der Landwirthichaft 
gilt der Vertrag für ein Jahr abgejchloffen und beginnt am zweiten 
Weihnachtstag. Dasfelbe gilt bei den Dienftboten, welche ſowohl 
zu landwirthichaftlichen als zu häuslichen Dienften gemiethet werdet. 

Bei dem Gedinge monatlider Zahlung gilt der Vertrag auf 
die Dauer eines Monats gejchlofjen. 

$ 4. Der Vertrag, welcher bei den auf ein Jahr gemietheten 
Dienftboten nicht ſechs Wochen, bei den auf ein Bierteljahr ge- 
"mietheten nicht vier Wochen oder bei monatsweiſe gemietheten 
Dienftboten nicht vierzehn Tage vor Ablauf der Dienſtzeit ge- 
fündigt wird, iſt als für die gejeglich unterftellte Dauer der 
Dienftzeit ſtillſchweigend erneuert anzujehen. 

8 5. Die Vorfchriften der Paragraphen 3 und 4 finden Feine 
Anwendung, wenn abweichende Beitimmungen durch Ortsgebrauch 
hergebracht find und deſſen Beitehen durch einen Bejchluß des 
Gemeinderaths feitgejtellt und öffentlich befannt gemacht wurde. 

$ 6. Dienjtboten haben ſich allen ihre, Kräften und dem 
Inhalte des Dienjtvertrags entjprechenden Berrihtungen nah An 
ordnung der Dienjtherrichaft zu unterziehen und ji der Ordnung 
des Haujes zu unterwerfen, 

Die Dienftboten find nicht berechtigt fich in den ihnen auf- 
getragenen Berrichtungen vertreten zu lajjen. 

Sie müfjen, ſelbſt wenn fie nur zu gemifjen Dienjten ange- 
nommen find, nöthigenfall3 und vorübergehend auch anderweite 
ihren Berhältniffen nicht unangemefjene Verrichtungen nach An— 
ordnung der Dienſtherrſchaft übernehmen. 

Für Schaden, welchen der Dienjtbote der Herrichaft zugefügt, 
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hat er nach Maßgabe der allgemeinen landrechtlichen Beſtimmungen 
über Schadenerjagpflicht Erſatz zu leiſten. 

5 7. Die Dienjtherrfchaft ift verpflichtet zur Leiftung des 
Lohnes und Unterhalt3 "des Dienftboten in Koft und Wohnung, 
wie jolhe für Dienjtboten der gleichen Art üblich find. 

Die Ausbezahlung des Lohnes erfolgt am Ende der Dienft- 
zeit. 

Wird nah Ablauf der Dienftzeit der Vertrag fortgejeßt, jo 
darf die Zahlung der Hälfte des verfallenen Lohnes um vier 
Wochen verjchoben werden. 

Das auf die Dauer eines Jahres gemiethete Geſinde kann ver: 
langen, dab ihm nah vier Monaten der Tienftzeit ein Viertel, 
nach) acht Monaten ein weiteres Biertel des Jahreslohnes aus: 
bezahlt werde. 


5 8 Wird ein Dienftbote ohne eigenes grobes Berjchulden 
frank, jo hat die Dienftherrichaft ihn acht Tage lang zu verpflegen 
und die Kojten für den Arzt und die Arzneien zu übernehmen. 

Sie find indeſſen berechtigt, den Kranken in öffentlichen Kranken: 
anjtalten unterzubringen. 

59 Stirbt ein Dienftbote, fo Fönnen feine Erben den 
Lohn nur für die Beit bis zum Eintritt ber Erkrankung fordern. 

Die Begräbnipkoften fallen dem Dienjtheren nicht zur Laft. 

5 10. Die Dienjtherrfchaft ift berechtigt, das Gefinde ohne 
Auffündigung fofort zu entlafjen: | 

wegen völliger Unfähigkeit zu den übernommenen Dienfllei: 
ftungen, jowie wegen Verhinderung bei deren Bejorgung, infofern 
ſolches durch eigenes Verfchulden des Dienftboten veranlagt wurde 





murter" * 
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oder bei zufälliger Entjtehung über vierzehn Tage andauerte, wegen 
Untreue, hartnädigen Ungehorfams, wegen Unfittlichkeit, überhaupf 
wegen ſolcher Handlungen, welche nad ihrem Weſen mit dem für 
das Dienjtbotenverhältniß erforderlichen Bertrauten, oder mit der 
bäuslihen Ordnung unvereinbarlich find. 

8 11. Das Gefinde ift befugt, den Dienft ohne Auffün- 
digung fofort zu verlaffen. 

wenn der Dienftbote durch fchwere Erkrankung zur Fort: 
fegung des Dienftes unvermögend ift, 

wenn die Dienftherrjchaft in Gant geräth, wenn fie dei 
Wohnort bleibend verändert oder den Dienftbote nöthigen will, 
längere Reifen in entfernte Gegenden mitzumachen; 

wenn fie den Dienftboten mißhandelt, ihm Unfittliches an— 
ſinnt oder ihn vor ſolchen Zumuthungen Anderer, die zur Familie 
gehören oder im Haufe regelmäßigen Zutritt Haben, nicht ſchützen 
fonnte oder wollte; 

wenn fie dem Dienjtboten den Lohn über die Verfallgeit vor- 
enthält oder ihm den nöthigen Unterhalt verweigert, ſowie über- 
haupt wegen folder Handlungen der Dienftherrfchaft, welche, wie 
die angeführten, mit den dem Gefinde gegenüber der Herrjchaft 
nad) dem Dienjtbotenverhältniffe zuftehenden Anforderungen un— 
vereinbarlich find. 

8 12. Der auf länger als ein Bierteljahr abgejchlofjene Ber- 
trag kann vor Ablauf der Dienjtzeit mit Frijt von ſechs Wochen 
aufgefündet werden, wenn da3 Haupt der Familie oder das Mit- 
glied derſelben ftirbt, für dejfen bejandere Bedienung das Geſinde 
gemiethet worden iſt. 

8 13. Wenn der Dienftbote während der Dienftzeit gemäß 
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$ 10 entlaſſen wird oder austritt, jo kann er nur nah Mafgabe 
-der Dauer des Vertragsverhältnijjes Anſpruch auf die Gegen: 
leiftungen des Dienftherrn erheben. 

Das Gleiche gilt in den Fällen des 8 12. 


8 14. Wenn ein Dienftbote vertragsmwidrig den Dienjt nicht 
antritt, unbefugt austritt oder gemäß $ 10, und zwar in Folge 
eigenen Berjchuldens, entlafjen wird, jo kann der Dienjtherr, ohne 
daß eine gerichtliche Auflöfung des Vertrags, eine Verzugſetzung 
oder der Beweis des Eintritt3 und Betrags des Schadens nöthig 
fällt, jtatt der Erfüllung des Vertrags eine Entjhädigung ver: 
langen oder in Aufrehnüung bringen, welche fih auf die Hälfte 
des Vierteljahrslohnes beläuft. Wenn Dienftboten für landwirth: 
Ichaftliche Gejchäfte in der Zeit vom Juni bis einjchließlich Oftober 
vertragsbrüchig oder entlajfen werden, jo erhöht ſich die Entſchä— 
digung auf den vierten Theil des Jahreslohns. 

s$ 15. Dem Dienſtherrn fteht zur Sicherung feiner Ent- 
Ihädigungsforderung gegen den Dienjtboten an der in jeiner 
Wohnung eingebrachten Habe defjelben mit Ausnahme der zum 
täglichen Gebrauche unentbehrlichen Kleidungsftüde, ein Rückbehal— 
tungsrecht zu. 

Wenn der Dienjtherr nicht innerhalb ſechs Tagen jeine Ent: 
Ihädigungsflage gegen den Dienftboten bei dem zuftändigen Richter 
anhängig macht, oder nicht innerhalb acht Tagen nad Erwirkung 
eines rechtskräftigen obſiegenden Urtheil3 den Zugriff auf die rüd- 
behaltene Gabe beantragt, jo erlifcht das Rückbehaltungsrecht. 

8 16. Wird ein Dienjtbote von der vertragjchließenden Herr— 
Ihaft unbefugter Weife nicht angenommen oder vertragswidrig ent: 
lajjen, oder nimmt er aus Verſchulden des Dienftherrn nah $ 11 
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jeinen Austritt, jo kann er, außer dem Lohne für die abverdiente 
Zeit, ohne daß eine gerichtliche Auflöfung des Vertrags, eine Ver— 
zugjegung oder der Beweis des Eintritt3 und Betragd des Scha— 
dens nöthig fällt, ſtatt der Bertragserfüllung eine Entſchädigung 
verlangen, welche die Hälfte des Bierteljahrslohnes beträgt. Wenn 
Dienftboten für landwirthichaftlide Gefchäfte in der Zeit vom 
Dftober bis einfchließlih Februar nicht angenommen, entlaffen 
werden oder austreten, jo erhöht fich die Entihädigung auf den _ 
vierten Theil des Sahreslohnes. 

$ 17. Bei monatweije vermiethetem Gefinde beläuft fich die 
Entſchädigung auf den Betrag des Lohnes für einen halben Monat. 


$ 18. Somohl den Dienſtherrn al3 den Dienftboten bleibt 
in den Fällen der vorhergehenden Paragraphen vorbehalten, einen 
höhern Schaden gerichtlich geltend zu machen. 


8 19. Wer einen Dienftboten, der unbefugter Weife den 
Dienft nicht angetreten hat oder unbefugter Weife aus dem Dienfte 
ausgetreten ift, wifjentlich vor Bereinigung feiner früher einge: 
gangenen Berbindlichkeiten in ein neues Dienjtverhältni aufnimmt, 
fann von dem bejchädigten Dienftherrn gerichtlich zum Erſatze des 
durch den Vertragsbruch entjtandenen Schadens, ſoweit folcher 


nachgewieſen wird, angehalten werden. 
8 20 ist aufgehoben durch $ 145 Z. 12 des Bad, Einf.-Gesetzes zu den 
R.JI.G. 





6) Lohn- und Gehalfsabfrefungen. 


a. Reihsgeje über Beijhlagnahme des Arbeits: und 
Dienitlohns vom 21. Juni 1869. 


$ 1. Die Vergütung (Lohn, Gehalt, Honorar) für Arbeiten 
oder Dienfte, welche auf Grund eines Arbeit3- oder Dienftverhält: 
nifjes geleiftet werden, darf, jofern dieſes Verhältnik die Erwerbs 
thätigfeit des Vergütungsberechtigten vollftändig oder hauptſächlich 
in Anjpruch nimmt, zum Zwecke der Sicherftelung oder Befriedi- 
gung eines Gläubiger erft dann mit Beichlag belegt werden, 
nachdem die Leiftung der Arbeiten oder Dienfte erfolgt und nad: 
dem der Tag, an welchem die Vergütung gejeglich, vertrags- oder 
gewohnheitSmäßig zu entrichten war, abgelaufen ift, ohne daß der 
- Bergütungsberechtigte diejelbe eingefordert hat. 

$ 2. Die Beltimmungen des $ 1 Fönmen nicht mit redt: 
licher Wirkung durch Vertrag ausgejchloffen oder beſchränkt werden. 

Soweit nah diejen Beitimmungen die Beichlagnahme unzu- 
läſſig ift, ift aud) jede Verfügung durch Ceſſion, Anweifung, Ver: 
pfändung, oder durch ein anderes NRechtägejchäft ohne rechtlide 
Wirkung. 

83. Als Vergütung ift jeder dem Berechtigten gebührende 
Bermögensvortheil anzufehen. Auch macht es keinen Unterjchied, 
ob diejelbe nach Zeit oder Stüd berechnet wird. 

ft die Vergütung mit dem BPreife oder Werth für Material 
oder mit dem Grjag anderer Auslagen in ungetrennter Summe 
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bedungen, fo gilt als Vergütung im Sinne dieſes Geſetzes der Be- 
trag, welder nad) Abzug des Preijes oder des Werthes der Mate: 
rialien und nah Abzug der Auslagen übrig bleibt. 


8 4. 
1) 


2) 


3) 


4) 


Das gegenwärtige Geſetz findet Feine Anwendung: 
auf den Gehalt und die Dienjtbezüge der öffentlichen 
Beamten; 


auf die Beitreibung der direkten perjönlichen Staats— 
fteuern und Communalabgaben (die derartigen Abgaben 
an Kreis-, Kirchen:, Schule und fonftige Kommunal: 
verbände mit eingejchloffen) fofern dieſe Steuern und 
Abgaben nicht feit länger al3 drei Monaten fällig ge— 
worden find; 

auf die Beitreibung der auf gefeglicher Vorjchrift beru- 
henden Alimentationsanfprüdhe der Familienglieder; 


auf den Gehalt und die Dienftbezüge der im Privat: 
dienfte dauernd angeftellten Perſonen, ſoweit der Ge- 
jammtbetrag die Summe von 400 Thalern (1200 WM.) 
jährlich überfteigt. 


ALS dauernd in diefem Sinne gilt dad Dienftverhältniß, wenn 
daffelbe gejeglich. vertragd- oder gemohnheitsmäßig mindeftens auf 
ein Jahr beftimmt, oder bei unbeftimmter Dauer für die Auf: 
löſung eine Kündigungsfrift von mindeltens drei Monaten einzu- 


halten ift. 
85. 


Diefes Geſetz tritt am 1. August 1869 in Kraft. 


Die bis dahin verfügten, mit den Vorſchriften diefes Geſetzes 
nicht vereinbarten Beichlagnahmen find auf Antrag des Schuldners 
aufzuheben oder einzufchränfen, 
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Dagegen finden die Beftimmungen des zweiten Abjates des 
S 2 auf frühere Fälle feine Anwendung. 
Vgl. R.C.P.O, $ 749 Z. 1, 


b. Reih3-Beamtengefe 
vom 31. März 1873 (NR.G.B. Nr. 10). 


8 6. Die Reihsbeamten können den auf die Zahlung von 
Dienfteinfünften, Wartegeldern oder Penfionen ihnen zustehenden 
Anſpruch mit rechtlicher Wirfung nur injoweit cediren, verpfänden 
oder ſonſt übertragen, al3 fte ver Bejchlagnahme unterliegen. (8 19). 

Die Benahrihtigung an die auszahlende Kaffe geichieht durch 
eine der Kaffe auszuhändigende öffentliche Urkunde, 


c. Reih3-Militärgefeg 
vom 2. Mai 1874. (R.G.B. Nr. 14.) 


8 45 Abſ. 2. Den Anfpruh auf Zahlung von Dienftein- 
fünften, Wartegeldern oder Penſionen können die Militärperjonen 
mit rechtlicher Wirfung nur injomweit abtreten, verpfänden oder 
fonft übertragen als eine Beichlagnahme im Falle einer Zwangs— 
vollſtreckung zuläffig gemwejen wäre. Die Benachrichtigung an die 
auszahlende Kaffe gefchieht durch eine der Kaffe ie ae 
öffentliche Urkunde. 

Vgl. R.C.P.O. $ 749 Z. 5—8 u. flg. 

d. Zuftizminifteriale Verordnung über Abtretung von 
Bejoldungen 
vom 4. November 1816 (R.B. Nr. 35). 

Aus Anlaß mehrerer vorgefommener Fälle und nad vor: 

gängigem Benehmen mit dem Großh. Finanzminifterium haben 
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beide Minifterien ſich zu einer allgemeinen für alle Diener ver: 
bindlichen Beitimmung dAhin vereinbart, daß 

1) Jede Veräußerung, BVerpfändung oder DVorausabtretung 
jeder Art der dienerfchaftlichen Geldbefoldungen, wenn fie mehr 
als das zur Zeit der gefchehenen Gejfion verfallene Duartalsratum 
beträgt, als nichtig und nicht geltend von den Gerichten angejehen 
und behandelt, auch von feiner Verrechnung oder Kafje anerkannt 
werden joll; daß 

2) in Hinfiht der Naturalien dem Staatödiener nur über 
das laufende Duartal ein Dispofitionsreht durch deſſen Ceſſion 
vor Ablauf des Quartals eingeräumt und dabei feſtgeſetzt werde, daß 

3) die Geffionsurfunde um eine Verbindlichkeit in Anfehung 
der Geldbejfoldung zu bewirken, von der betreffenden Kaffenverrec)- 
nung unterzeichnet werden muß, 

Diefe Beltimmung wird zu allgemeiner Nachricht und Nach: 
achtung befannt gemacht. 





7) Gewäßrleiftung bei Sausthieren. 
Geſetz vom 23. April 1859 (R.B. Nr. 20). 


Art. 1. Der Berfäufer von Pferden, Rindvieh, Schafen und 
Schweinen hat nur für die hiernach bezeichneten Mängel und nur 
während der einem jedem berfelben beigefegten Friſt kraft Ge: 
feße3 Gewähr zu leiften, nämlich: 


A. bei Pferden: 
1. für ſchwarzen Staar, 
2. „ Koppen, ohne Abnugung der Zähne, 
acht Tage lang; 
3. für Roß, 
4. „ Hautwurm, 
5. „ Dämpfigfeit, 
vierzehn Tage lang; 
6. für Koller, | 
ein und zwanzig Tage lang; 
7. für fallende Sudt, 
acht und zwanzig Tage lang; 
8. für Mondblindheit (periodifche Augenentzündung), 
vierzig Tage lang; 
B. bei Rindvieh: 
1. für Tragfad- und Scheidevorfall, jofern er nicht un: 
mittelbar nach einer Geburt vorfommt, 
acht Tage lang; 
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2. für Lungenſucht. 
vierzehn Tage lang; 
3. für fallende Sucht, 
4. „ Berlfudht, 
acht und zwanzig Tage lang. 


C. bei Schafen: 
1. für Milbenräude, 
2. „ Fäule (Anbrud), 
vierzehn Tage lang. 


D. bei Schweinen: 
für die Finnen, 
acht und zwanzig Tage lang. 

Ein allgemeines Berjprechen, wegen aller Fehler zu haften, 
wird auf die hier aufgezählten beſchränkt. 

Art. 2. Der Verkäufer fteht dafür ein, daß das verkaufte 
Thier von den im Art. 1 bezeichneten Mängeln am Tage der 
Uebergabe frei fei. Menn folche innerhalb der, in demſelben Artikel 
feitgejegten und vom Tage nad) der Webergabe zu rechnenden Friften 
fih offenbaren, jo wird bis zum Beweiſe des Gegıntheild ange: 
nommen, daß das Thier jhon am Tage der erfolgten Webergabe 
mit denjelben behaftet gemefen. 

Die Abkürzung, ſowie die Verlängerung der gejeglichen Friften 
kann nur urkundlich verabredet werden. Bedungene Frijten werden 
in derjelben Weiſe berechnet mie die gejeßlichen. 

Art: 3, Die Gemwährleiftung fällt weg: 

1) bei Öffentlichen obrigfeitlich angeordneten Verkäufen; 
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2) wenn der Verfäufer fi Gemwährfreiheit urfundlich be- 
dungen bat; 

3) wenn er beweist, daß dem Käufer der Mangel des 
Thieres befannt geweſen ift. 

Vgl, L.R.S. 1649. 

Art. 4. Wenn der Fall der Gemwährleiftung eintritt, jo kann 
nur die Aufhebung des Verkaufs, nicht die Minderung des Kauf: 
preije3 verlangt werden. 

Eine Ausnahme tritt ein, wenn fi der Fehler an dem 
geſchlachteten Stüd findet. Hier kann der Käufer den Ber- 
fäufer nur auf den Erſatz desjenigen Schadens belangen, der ihm 
wegen der durch den Fehler herbeigeführten Unverfäuflichkeit des 
Fleiſches zugeht. 

Vgl. L.R.S. 1644. 

Art. 5. Die Aufhebung des Vertrags verpflichtet den Ber: 
fäufer zur Erjtattung des Kaufpreijes, ſowie der Koften des Kaufes 
und der gerichtlichen Befihtigung und der von dem PVerzuge in 
der Zurüdnahme des Thieres an erwachjenen Koften der Fütterung 
und Pflege. An dieſen lektgenannten Koften ift jedoch der vom 
Käufer aus dem Thiere von jenem Beitpunkte an gezogene Nuten 
in Abzug zu bringen. 

Der Berfäufer Hat nebſtdem Entſchädigung zu leiften, wenn 
er das Dafein des Mangels gefannt hat. 

vgl. L.R.S. 1645, 1646, 

Art. 6. Ein Anfprud auf Gemährleiftung ift nur zuläffte, 
wenn der Berechtigte innerhalb der gefetlichen oder verabredeten 
Friften der Art. 1 und 2 Klage erhebt oder in dringenden Fällen 
(Art. 12) wenigftend den Mangel des Thieres bei Gericht anzeigt, 


— 
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deſſen Beſichtigung beantragt und in dieſem Fall innerhalb weiterer 
vierzehn Tage Klage erhebt. 

Vgl. L.R.S, 1648; R.G.V. $ 22. Z. 2; R.C.P.O. 959 447—455. 

Die Art. 7—12 sind aufgehoben durch $ 145 Z. 11 des Bad. Einf.- 
Gesetzes zu den R.J.G. Hierdurch treten auch die hierauf bezüglichen 
Staatsverfräge mit Württemberg (R.B. 1865 Nr. 37) und Hohenzollern (R. B. 
1861 Nr. 6) ausser Wirksankeit, 

Art. 13. Wenn über eine Gemwährleiftung ein Rechtsitreit 
entiteht, jo ift jede Partei berechtigt, die DVerjteigerung des Thieres 
und Hinterlegung des Erlöfes zu fordern, fofern die Befichtigung 
defjelben nicht weiter nothwendig tft. 

vgl. R.E.G. zur R. C. P. O. $ 16 Z. 4. R,C.P.O. $$ 814 u. flg. 


Art. 14. Der verurtheilte Verkäufer kann, auch ohne vor: 
gängige Streitverfündung, feinen Bormann auf Gemährleiftung 
belangen, jofern die Krankheit im der diefen bindenden Friſt fich 
gezeigt hat. 

Die Klage muß jedoch innerhalb 14 Tagen nach eingetretener 
Rechtskraft des Urtheil3 erhoben werden. 

Vgl. L.R.S. 1648. R.C.P.O. $ 69—71 und 477, 


Art. 15. Was in diefem Gejege vom Verkaufe gejagt iſt, 
gilt von jeder Art belajteter Eigenthumsübertragung. 
Vgl. L.R.S. 1707. 


Art. 16. Das Gejeg vom 20. Juni 1806, Regierungsbl. 
Nr. XV. und die Verordnung vom 25. Auguft 1810, Regie: 
rungsbl. Nr. XXXVI. find aufgehoben. 
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Beilage. 

Bejhreibung der Mängel, welde zur Gemwäphrleiftung 
verpflichten. 


A. bei Pferden. 
a mitahttägiger Gewährzeit. 
1. Shwarzer Staar. 

Wenn durd Lähmung des Sehnerns, oder jeiner Ausbreitung, ber Net: 
baut, Erblindung erfolgt, jo wird diefer krankhafte Zuftand, der ein Auge 
allein oder auch beide zugleich befallen fann, ſchwarzer Staar (Schönblindheit) 
genannt, Unterſucht man ein am jchwarzen Staar leidendes Auge, fo findet 
man das Sehloch (die Bupille) gewöhnlich ſehr erweitert, jo daß man beinahe 
nichts von ber Regenbogenhaut wahrnehmen kann, und es eriheint mehr rund» 
lich jtatt länglid. Im Uebrigen ift in feinem Theile des Auges eine Trübung 
wahrzunehmen, Während bei einem gefunden Auge beim Einfallen ber Light: 
ftrahlen fich die Pupille verengert, im Dunfeln aber wieber erweitert, bleibt 
ſolche beim ſchwarzen Staar unverändert. 

Bei Unterfuhung von Pferden, die nur auf einem Auge ftaarblind 
find, erfcheint es, um Täufhungen zu verhüten, räthlid, das noch geſunde 
Auge mit einem Tuche zu bebeden, da fonft durch das Einfallen bes Lichts 
in das gejunde Auge auch die Pupille im kranken Auge fih etwas bemeg- 
lich zeigt. 


2. Koppen ohne Abnugungber Zähne. 


Das Koppen, eine üble Gewohnheit des Pferdes, tft eine. dem Rülpfen 
ähnliche Erjheinung, wobei unter Zufammenziehung ber Kehle ein eigenthüm- 
licher Laut wahrgenommen wird, wie wenn Luft aus dem Magen ausgeftoßen 
würde. 

Die gewöhnlide Art des Koppens geſchieht in der Weile, daß das be- 
treffende Pferd zu diefem Behufe den Rand der Krippe, die Lattirftange oder 
irgend einen andern hiezu fchidlihen Gegenjtand mit den Schneibezähnen 
faßt. Durch fortgejegtes Koppen werben die vorbern Ränder und Fläden 
der Schneidezähne allmählig abgejhliffen, wodurch fih das Uebel fodann 
bemerflid macht. Uebrigens kann eine Abnugung der Zähne auch burd 
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gewohnheitämäßiges Schleifen auf ber Krippe ohne Koppen hervorgebracht 
werden. 

Bei Pferden, die ohne einen feiten Gegenftand zu faffen koppen und 
Zuftlopper genannt werben, ift bie ebenermwähnte Abnugung ber Zähne 
nicht wahrzunehmen. 


b. mit vierzebntägiger Gemwährzeit. 


3. . 

Diefe a. Bi dem Pferd und deſſen verwandten Arten fi von felbft 
entwidelnde, übrigens anftedende Krankheit äußert fih hauptſächlich durch 
Geſchwüre auf der Naſenſchleimhaut, durch einen gewöhnlich einfeitigen Nafen- 
ausfluß und Drüfenanjchwellung im Kehlgang. 

Die Gejhwüre zeigen einen unreinen fpedigen Grund mit unregel- 
mäßigen, zerriffenen, aufgeworfenen Rändern ; der Auäfluß ift Heberig, miß— 
farbig, gräulid, öfters mit Blut vermifcht ; Die mehr oder weniger vergrößer- 
ten Lymphdrüſen im Kehlgang (votzugsweife auf berjelben Seite, wo Ge— 
ſchwüre und Ausfluß wahrgenommen werben) erjheinen fugelartig, härtlich, 
fchmerzlo8 und häufig feftfigend. Der Verlauf der Krankheit ift gewöhnlich 
(bejonder3 bei Selbftbildung) langmwierig (chroniſch), fieberlos, und daß daran 
leidende Pferd zeigt fih außer einem zeitweije eintretenden nicht bedeutenden 
Huften im Uebrigen geſund. Defters aber, beſonders in Folge von Anftedung, 
tritt die Krankheit mit Fieber und raich zunehmender Entzündung ber Na— 
ſenſchleimhaut auf und nimmt dann gewöhnlich einen ſehr rajchen (akuten) 
Berlauf. 

ALS wejentlihes Merkmal des Ropes find die Gefchwüre zu betrachten; 
fie find aber, wenn fie ſich im obern Theile der Naſenhöhle, in den Neben- 
höhlen bvexielben, ober im Kehlkopfe und in ber Zuftröhre befinden, beim Leben 
des Thiered nicht immer wahrnehmbar. 

Die wejentlihen krankhaften Veränderungen, welche fi bei ver Section 
rotzkranker Pferde ergeben, find: die erwähnten Gejchwüre mit ihren mand= 
fachen Zerftörungen und Entartungen, bejfonders der Schleimhaut der Najen= 
und Nebenhöhlen, welch legtere nicht jelten Eiter enthalten, ber Indrpligen 
Naſenſcheidewand, des Siebbeins, der Düttenbeine. Neben diejen Gejchwüren 
nimmt man aub auf der Naſenſchleimhaut fternförmige Geſchwürnar ben 
wahr. Das ganze Gewebe der Lungen findet man mit Andtchen (Tuberkeln) 
gewöhnlich von der Größe eines Hirjelorns bis zu der einer Erbje burchfäet 
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Die vergrößerten Lymphdrüſen im Kehlgang zeigen beim Durchſchneiden eine 
fefte, jpedartige (tuberfuloje) Beſchaffenheit. Er ergibt fih hiernad, daß der 
Roy nicht immer beim Leben des Thieres mit Sicherheit nachgewieſen werben 
und dann nur die Section völlige Gewißheit gewähren fan. 


4. Hautwurm. 


Der Hautwurm kommt nah Urfprung und Weſen mit dem Rot überein 
und untericheidet fih von legterem dadurch, daß er feinen Sig in der Haut 
bat. Sehr häufig gefellt fih zum Hautwurm der Not, unb nicht jelten wird 
durch den Roy in Folge von Mittheilung der Hautwurm erzeugt. Die cha— 
ratteriftifhen Erſcheinungen befjelben find: die an verjchiebenen Stellen des 
Körpers fi bildenden beulenartige Gejchmülfte von der Größe einer Bohne 
bis zu der einer Baumnuf, einzeln ftehbend oder durch ftrangartige Verbärt- 
ungen mit einander verbunden. Anfangs erſcheinen fie hart und wenig em— 
pfindlich, erweihen allmälig, breden auf, entleeren einen bünnflüffigen, miß— 
farbigen, zähen Eiter, und verwandeln fih in ein unreines Geſchwür mit 
fpedigem Grund und aufgeworfenen harten Rändern. Der Sit bes Uebels 
ift vorzugäweife an den Lippen, an ben Geitentheilen des Haljes, an den 
Hinterfhenteln und zu beiden Seiten der Bauchwandung. 


5. Dämpfigkeit. 


Ein langmwieriges fieberlojes Leiden der Atbmungdorgane, beſtehend in 
einem vermehrten und erjchwertem Athmen, das während der Ruhe des Pier: 
des zeitweife nur in geringem Grade wahrnehmbar ift, bei etwas jchneller 
und anbauernder Bewegung aber fi bis zu Erftidungszufällen jteigern kann. 
Gewöhnlih ift damit ein, jedoch nur zeitweife hörbarer, kurz abgeftoßener 
bumpfer Huften verbunden. Das Eigenthümliche des Athmens bämpfiger 
Pferde liegt bejonders darin, daß das Einathmen mit fihtlider Erhebung 
bed ganzen Bruftforbes gejhieht, dad Ausathmen aber ftoßmweije, nicht jelten 
in zwei Abfägen erfolgt, wobei fih längs ber falſchen Rippen eine rinnen= 
artige Vertiefung (Dampfſchnur) wahrnehmen läßt. 

Eine bejondere Art der Dämpfigkeit ift der pfeifende Dampf (Hart: 
Ihnaufen); das Athmen des daran leidenden Pferdes gejhieht im Stande 
der Ruhe ziemlich regelmäßig; nur wenn dafjelbe in Bewegung gejegt wird, 
ftellt ſich ein beſchleunigtes erſchwertes Athmen ein, womit ein eigenthümliches 
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pfeifendes Geräufch verbunden ift, hervorgebracht durch irgend ein Hinderniß 
in den Luftwegen. 

Die Sectionen bei dämpfigen Pferden liefern feine beftändigen krank— 
haften Beränberungen, aus welden die Krankheit mit Beftimmtheit nachge— 
wieſen werben könnte. j 


ec. mit einundz;jwanzigtägiger Gemwährzeit. 
6. Koller, fomohl der ftile (Dumm-) Koller, als der rafende 
(periodifche) Koller. 

Unter Koller begreift man überhaupt eine Störung ber Verrichtungen 
des Gehirns, die fih durch manchfache regelwidrige Neußerungen des Pferdes, 
ſowohl im Stand der Ruhe, als während der Bewegung zu erfennen gibt. 
Der ftille Koller außert fih bei dem davon befallenen Pferd im Allgemeinen 
durch ein träges, jchwerfälliges, mehr oder weniger verfehrtes Benehmen, 
verbunden mit einem jtieren (dummen) Blid, Unaufmerkfjamfeit, Unempfind- 
lichkeit, regelwibriger Haltung, Stellung und Bewegung des Körpers, ſowohl 
im Stall al3 außer demſelben. Der Blutumlauf ift verlangjamt. die Freß— 
Iuft gewöhnlich nicht geftört, obwohl ſolche Pferde ihr Futter langfam und 
ungejhidt verzehren. und das Heu ftatt von der Raufe lieber vom Boden 
aufnehmen. 

Tierde, die mit vem rafenden SKoler befallen find, welcher mehr in 
periodifhen Anfällen fih äußert, zeigen gewöhnlich eine große Reizbarkeit und 
ertragen feinen Widerftand. Durch irgend eine unbedeutende Veranlafjung 
erfolgt der Ausbruch des Anfalls, der ſich durch einen wilden feurigen Blid, 
verftärttes Athmen mit Schnauben und aufgeiperrten Naſenlöchern ankündigt 
und in Toben und Raſen übergeht. Der Anfall, der bald kürzer, bald länger 
dauert, und zu unbejtimmten Seiten wiederfehrt, endigt gewöhnlich mit allge= 
meinem Schweiß und völliger Ermattung. Das wejentlide Merkmal, wodurd 
ſich der Koller von andern Gehirnkrantheiten unterjheidet, beruht auf dem 
chroniſchen, von feinem Fieber begleiteten Verlauf befjelben. Die Sectionen 
tollerfranfer Pferde liefern fein ausſchließlich dem Koller eigenthimliches 
Merkmal. 

j d. mit adtundz;zwanzigtägiger Gemwährzeit. 
7. Fallende Sudt. 


Ein Nervenleiden, das fich durch periodifhe, in unbeſtimmten Zwiſchen— 
44 
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räumen wieberfehrende Anfälle äußert, in welden Zudungen, verbunden mit 
Bewuflofigkeit und Unempfindlichkeit des Thieres, die wejentlichiten Erſchein— 
ungen find. Die Anfälle ftellen fih in der Regel plöglih ohne alle Borboten 
ein; das Tbier beginnt zu ſchwanken, fällt befinnungslos zu Boden, verdreht 
die Augen, knirſcht mit den Zähnen, jhlägt mit den Füßen heftig um fid 
und dergleichen. In feltenen Fällen ftürzt das Thier nicht zu Boden, es 
ftügt fih dann oder lehnt fih an einen feiten Gegenftand, ſchwankt Hin und 
ber, während es fi im Uebrigen jteif und unbemweglich zeigt. Wenn gleid 
biebei die Zudungen nicht zum völligen Ausbruch fommen, fo ift dod ein 
frampfhafter Zuftand der Kopf= und Haldmusteln nit zu mißfennen, worurd 
fih die fallende Sucht von dem einfahen Schwindel weientlich untericeidet. 
An den ruhigen Zmwifchenzeiten läßt fih an dem daran leidenden Pferd midts 
mwefentlih Kranthafte3 wahrnehmen, woraus auf das Vorhandenſein dieſer 
Krankheit geichlofien werden fünnte. Pferde, die längere Zeit davon befallen 
find, verlieren übrigens die Lebhaftigkeit und magern ab. 

Die Sectionen gewähren jelten Aufklärung, und die zumeilen vorban- 
denen organiichen Veränderungen im Gehirn u. f. w. Lönnen für fi allein 
iiber das Borhandenjein des Uebels nicht entjcheiden. 


e. mit vierzigtägiger Gemwährzeit. 
8. Mondblind heit (periodiiche Augenentzündung). 


Eine beim Pferd periodifh, zu unbeftimmten Seiten wiederkehrende 
Augenentzündung, wobei oft nur ein Auge, zumeilen auch ein Auge nach den 
andern ergriffen wird, und welche zulegt mit völliger Erblindung endigt. Der 
Eintritt eines Anfalld, der bald mehr, bald weniger heftig ift, und einig? 
Tage bis 2 oder 3 Wochen dauern kann, gefchieht in der Negel plöglid, ge: 
wöhnlich bei Naht, ohne äußere Veranlaffung. 

Die Entzündung erjtredt fih auf alle Theile bed Auges, vorzugsmeiie 
ift aber die Negenbogen= und Gefäßhaut der Sig derfelben. Das kranke Auge 
zeigt eine erhöhte Empfindlichkeit gegen das Licht (Lichtfchene), momit eine 
reichliche Thränenabfonderung verbunden ift; beim Deifnen der aeichlofichen 
geichwollenen Angenlieder findet man die Bindehaut geröthet, die Hornhaut 
und wäſſerige Feuchtigkeit getrübt und das Sehloch (Pupille) verengert. 

Nach mehreren ftattgehabten Anfällen erſcheint das kranke Auge aud 
in den Zwiſchenze!ten verändert, Die Augenlider find faltig, das obere it 
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edig binaufgezogen, die Hornhaut trübe, die PBupille verengert, Die Regen— 
bogenhaut von ſchmutzig gelber Farbe und nidt jelten das ganze Auge in 
feinem Umfange verkleinert. 

Bei Beurtheilung eines der Monbblindheit verbädhtigen Pferdes ift das 
Augenmerk varzugswelfe auf die Periodicität, ald das dieſem Augenübel 
mwefentlide Merkmal zu ridten, und baher in der Regel die Beobadtung 
mindeftens zweier Anfälle erforderlid. Hat aber das daran leidende Auge 
ſchon mehrere heftige Anfälle erlitten, jo läßt fih aus den zurüdgebliebenen 
Veränderungen mit binreichender Gemwißheit auf das Vorhandenfein der Mond— 
blinoheit jchließen, jo daß dann bie genaue Beobabtung eined einzigen An— 
falle3 als zu richtiger Beurtheiluug genügend erjcheint. 


B. bei Rindvieh. 
a. mit ahttägiger Gemwährzeit. 
1. Tragjad- und Scheidevorfall. 


Diejes Uebel entfteht gewöhnlich bei den Kühen nach fchwerem Kalben 
und ber hierbei ftattfindenden ungejhidten Hülfeleiftung. Die Mutterfcheide 
zeigt fih hierbei außerhalb der Wurfs in Form einer Blaſe, und je nad 
Umftänden drängt fih jelbft der Tragjad hervor. Werden die nah einer 
ſchweren Geburt bervorgetretenen Theile alsbald in ihre vormalige Lage 
kunſtgerecht gebradt, jo fann dadurch einem wiederholten Hervortreten vorge 
beugt werben. Im entgegengejegten FYal wiederholt fih ber Borfall und 
wird bleibend, d. 5. die Scheide oder Tragfad ift entweder beftändig vorge 
fallen oder tritt zeitweiſe, insbejondere nah dem Freffen, beim Liegen u. |. w. 
hervor. Borzüglih beobadtet man ben Vorfall während und befonders gegen 
das Ende der Trädtigkeit, und er wird dann nicht ſelten Veranlaffung zum 
Verkalben. > 


b. mit vierzehntägiger Gewährzeit. 
2. LZungenjudt. 

Unter diefer Benennung begreift man ein langmwieriges (dronijches) 
Leiden, das in mandfahen Franthaften Veränderungen ber Zungen bes 
gründet ift. 

Sp leicht die Lungenſucht, wenn joldde ausgebildet im höhern Grab vors 

44* 
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handen tft, durch beſchwerliches Athmen, Huften, Abmagerung, Eiteraudfluf 
aus der Nafe des Thiers, zu erfennen ift, jo ſchwierig ift oft das Hebel in 
jeinem Anfang zu entdeden, und oft ift es nur durd die Scetionser fcheinungen 
mit Gewißheit nachzuweiſen. Die gewöhnlichen krankhaften Veränderungen 
der Lungen, welche die Lungenſucht zur Folge haben, beſtehen: 


1. in knotenartigen Verhärtungen (Tuberkeln), die von verſchiedener 
Größe und großer Zahl in dem Gewebe der Lungen zerſtreut gefunden 
werden; 

2. in leberartiger Verhärtung eines Theils der Lungenſubſtanz; 

3. in Eiterknoten und Eiterſäcken; 

4. in allgemeiner (profuſer) Vereiterung (Verjauchung) eines Theils der 
Lungen. 

Die Entwidelung und der Berlauf der Lungenfucht geſchieht oft äußerſt 
langfam und jchleichend, und läßt fih oft nur durch ein zeitweiſes Hüfteln 
vermuthen; bejonders ijt dies bei Melkvieh der Fal, das ohne dies fehr dazu 
geneigt ift, und bei welchem das Uebel um fo ſchwieriger anfangs zu entdeden 
ift, als milchreihe Kühe gewöhnlich mager find. Zu richtiger Beurtheilung ift 
aber erforderlich, daf bei Sectionen folder Thiere auf die dem Tode voran= 
gegangenen Erjheinungen Rüdfiht genommen werde, dba aud eine ben Tod 
veranlajjende, entzündlich fieberhafte (akute) Krankheit, Eiterung und Ver— 
härtung, Wafjerergießung u. vergl. unmittelbar zur Folge haben kann. 


e. mit achtundzwanzigtägiger Gewährzeit. 
3. Fallende Sucht. 


Die Zufälle dieſes, beim Rindvieh häuſiger als beim Pferd vorkommen— 
den Uebels unterſcheiden ſich nicht weſentlich von denen, welche beim Pferde 
wahrgenommen werben (fiehe oben). » 


4, Perlſucht. 

Ein langwieriges Leiden, das vorzugsweiſe bei den Kühen, zumeilen 
jeboch auch bei den männlichen Thieren bes Rind vorlommt, beim Leben 
des Thierd aber durd fein Merkmal fiher zu erkennen iſt. Im Anfang bes 
Uebels nimmt man oft längere Zeit bei noch guter Ernährung nur theilmeije 
einen kurzen trodenen Huften wahr. Die davon befallenen Kühe verlangen 
häufiger alö gewöhnlich den Zuchtfarren, ohne übrigens aufzunehmen. Bei 
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längerer Dauer tritt allmälig neben verminderter Milchabſonderung Ab— 
magerung ein, 

Bei Eröffnung der daran leidenden Thiere findet man die fogenannten 
Perlen hauptſächlich an den ſeröſen Häuten; Bruftfell, Bauchfell, Neg, Gekröſe, 
fowie au den Ueberzügen der Lungen, des Herzens, der Leber, von der Größe 
eines Hirjelorns bis zu der einer Erbje, einzeln jtehend, gehäuft oder auch 
traubenförmig beijammenfigend, mandmal mit einem gemeinichaftlien Stiel 
verjehen, von fleiſch-warzenartiger Beſchaffenheit, grau, röthlichgelb oder 
bräunlich ausjehend und von verſchiedener Feftigteit. 


C. bei Schafen. 
Mitvierzebntägiger Gemwährzeit. 
1. die Milbenräude. 


Ein langmwieriger Hautausihlag, der fih von andern ähnlichen Aus— 
Ihlägen dur das Vorhandenjein der (Kräz-) Milben, wodurch aud das Uebel 
andern Schafen mitgetheilt wird, unterjcheibet. 

Das räudenverbädtige Schaf madt ſich al3 ſolches zunädhft durch Une 
rube und Reiben an fejten Gegenftänden kenntlich; an einzelnen Stellen 
erjheint die Wolle hervorftehend, verwirrt, und die Haut näfjend, mißfarbig 
und bortig. Bei ber ausgebildeten Räude findet man an den betrejfenden 
tranten Hautitellen die Milben, durch deren Vorhandenfein allein auch die 
Räude unzweifelhaft erwieſen wird. 

In zweifelhaften Fällen find daher die der Räude verdädtigen Schafe 
ohne Anwendung von äußern Heilmitteln in einen abgejonderten Stall einzu— 
fperren, wo fi, wenn das Uebel die Räude ift, längftens in 8 bis 10 Tagen 
Milben auffinden laſſen müjjen. 


2.die Fäule (Anbrud). 

Diejes Uebel, welches auch Bleichſucht genaunt wird, entwidelt ſich bei 
Schafen, bejonders wenn fie auf feuchten, jumpfigen Waiden gehütet werden, 
allmählig und endigt mit Abzehrung und Waſſerſucht. Die davon befallenen 
Thiere gehen matt und fraftlos hinter der Heerde; die Haut, die Augenwintel, 
das Zahnfleijch verlieren ihre lebhafte Röthe, werden blaf; die Wolle erſcheint 

. glanzlos und geht leiyt aus. ES bilden ſich wäſſerige Geſchwülſte an ver— 
jhiedenen Stellen des Körpers und die Thiere gehen an völliger Erſchöpfung 
zu Grunde, 
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Beim Deinen der Thiere findet fih ein allgemein waſſerſüchtiger Ju- 
ftand, das Blut blaß und wäſſerig, die Leber mürbe und fnotig entartet und 
die Gallengänge ftrogend mit Egelmürmern angefüllt, die auch in der mit 
wäfjeriger Galle angefüllten Gallenblaje nicht ‚fehlen 

In zweifelhaften Fällen entjcheidet der Erfund ber Section bes zu biejem 
Behufe geſchlachteten Thieres. 


D. bei Schweinen. 
Mit achtundzwanzigtägiger Gewährzeit. 
Die Finnen. 

Man bezeichnet damit eine bei dem Schweine vorkommende Wurmkrank— 
beit, beitehend in einem Blafenwurm, bem SBellengewebshülfenwurm. Beim 
lebenden Thier läßt fih das Vorhandensein biejes Wurms nicht mit Sicherheit 
erfennen, ba ein heijeres, dumpfes Grunzen, Kleine, dem Hirſekorn ähnliche 
Knöthen unter und neben der Zunge u. dergl. nur die Bermuthung ber Krank— 
heit begründen können. 

Beim Schiadten finniger Schweine zeigen ſich die Blaſenwürmer als 
kleine rundliche Körper von der Größe eines Hirſekorns bis zu derjenigen 
einer Erbſe allgemein im Körper verbreitet und beſonders in den Mustkteln 
(Fleiſch) zerſtreut, am häufigſten in der Rückengegend, Schultern, Schenkeln, 
aber auch am Herzen vorkommend. Im friſchen Fleiſch ſehen ſie gelblichweiß 
aus, bewegen ſich noch einige Zeit nach dem Schlachten, knirſchen im gekochten 
Fleiſch unter dem Meſſer und den Zähnen und ſind ſelbſt im geräucherten 
Fleiſch noch zu erkennen. 





8) Schadenserfaß 
a) Geſetz über die privatredtliden Folgen der 
Berbreden, ® 
vom 6. März 1845 (N.B, Nr. 15.) 


8 1. Die Entihädigung wegen Verbrechen richtet fich im 
Allgemeinen nad den Beftimmungen des Landrechts. 

Vgl. L.R.S. 1382 u, flg. R.C.P.O. $ 260. 

$ 2. Der Landrechtſatz 1382b erhält folgende Zujäße 
(83 3—6); 

8 3. Sn den Fällen einer zum Vorja oder zur Fahrläffig- 
feit zuzurechnenden Tödtung ift der Schuldige verpflichtet den Ab— 
fömmlingen des Getödteten als Entjhädigung für entgangenen 
Gewinn die Mittel zum Unterhalte und zur Erziehung zu ges 
währen. 

Dieſe Entjchädigung darf jedoch: 

1) den Betrag nicht überfteigen, deſſen die Abkömmlinge 
nad) ihren perjönlichen Berhältniffen und mit Rücdjicht 
auf den Ertrag ihres eigenen Vermögens jährlich be- 
dürfen; 
noch auch im Ganzen die Summe defjen, was der Ge— 
tödtete in der Zeit, die er wahrjcheinlich noch gelebt 
hätte, durch feinen perjönlichen Verdienſt oder durch 
andere perjönliche, bei feinem Tode den Abkömmlingen 
nicht zufallende Bezüge nach allen Umjtänden noch er- 
worben haben würde. 


2 


— 
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5 4. Auch der Ehegatte des Getödteten kann, fo lange er 
fih nicht wieder verheirathet, unter den im $ 3 Nr. 1 um 2 
erwähnten Beichränfungen den in Folge der vorjäßlichen oder 
fahrläffigen Tödtung verlorenen Xebensunterhalt fordern, und eben: 
jo find Ahnen, Adoptiveltern und Adoptivfinder im 
Falle des Bedürfniffes berechtigt, Entjhädigung für die Unter: 
jtügung zu fordern, welche ihnen der Getödtete geleiftet hat, oder 
allen Umjtänden nad in Zufunft geleiftet haben würde. 


Dieſe nämliche Unterftügungsforderung fommt auch den 
Vflegefindern des Getödteten während ihrer Minderjährigfeit 
zu, und ferner den natürlihden Kindern, fofern fie anerkannt 
find, oder ji im Falle des 2.R.S. 762 oder des Zujages 7624 
befinden, endlich den Schwiegereltern Schwiegerjföhnen, um 
Schwiegertödtern, jo lang nicht der Fall des L. R.S. 206 
Kr. 1 oder Nr. 2 eintritt. 

Vgl. L.R.S. 334, 349, 367. 


s5. Auch andere, als die in den $ 3 und 4 bezeichneten 
Verfonen erhalten Vergütung des Schadens, den ſie dadurch er: 
leiden, daß fie in Folge einer an Jemanden verübten Tödtung 
oder Körperverlegung eine ihnen kraft Geſetzes obliegende Ber- 
bindlichfeit zu erfüllen haben, die ſie ſonſt gar nicht oder doch erſt 
jpäter zu erfüllen gehabt hätten. 

Der frühere Absatz 2 ist aufgehoben durch $ 145 Z. 8 des Bad. Einf. 
Gesetzes zu den R.J.G. 

86. Die in den $ 3-5 genannten PBerfonen haben aud 
in den Fällen des Menjchenraubs und des widerrehtlichen Ge- 
fangenhaltens von dem Schuldigen, injofern und jo lange derjelbe 
den Geraubten zurüdbringen, oder dem Gefangenen die Freiheit 
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zu verjchaflen nicht vermag, gleiche Eutſchädigung wie in dem 
Falle der Tödtung, zu fordern. 

Vgl. R.Strafgesetzbuch $$ 234, 235, 239. 

87. Der ERS. 1332 d. erhält folgende Zufäße ($ 8 
und 9) 

8 8. MWenn aus einer ftrafbaren Handlung, zu deren Ber- 
übung fi) Mehrere verabredet haben, ein nicht beabfichtigter ſchäd— 
liher Erfolg hervorgeht, jo haften die Theilnehmer für den Erſatz 
auch diejes Schadens ſammtverbindlich. 

s 9. In Füllen der Tödtung oder Körperverlegung bei Rauf— 
händeln find die Urheber derjenigen Berlegungen, welche durch ihr 
Zujammentreffen den eingetretenen Erfolg hervorbrachten, für die 
Entihädigung fammtverbindlid. Das Maaß der Entſchädi— 
gungspflicht anderer Theilmehmer richtet fich, ſofern fie nicht in 
einer Verabredung handelten ($ 8), nah dem Maaße ihrer bejon- 
deren Theilnahme am Verbrechen. 


Ss 10. Der L.R.S. 1382f. wird aufgehoben und durch fol- 
gende Beitimmungen ($ 11—14) erjegt. 


$ 11. Demjenigen, welcher eine dem Thäter zum Vorſatze 
oder zur Fahrläffigkeit zuzurechnende Körperverlegung erlitten hat, 
gebührt außer der Vergütung des erlittenen Berluftes, ins- 
bejondere der Heilfojten und des Mehraufwandes für Pflege, als 
Entihädigung für entgehenden Gewinn nit nur der Erjaß 
des während der Cur entbehrten, fondern aud des ihm durch Auf: 
hebung oder Verminderung feiner Arbeits: oder Ermwerböfähigfeit 
fünftig entgehenden Berbienftes. 


$ 12. Bei Bemejjung des für den Fünftig entgehenden Ber- 
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dienft zu leiftenden Erſatzes iſt darauf zu jehen, welchen Verdienft 
der Verlegte zur Zeit der Verlegung bereits gehabt hat, ob deſſen 
längere oder kürzere Fortdauer, auch ob eine Erhöhung oder Ver— 
minderung defjelben zu erwarten ftund, oder ob und mas der 
Verlegte, wenn er noch feinen DVerdienit hatte, zu verdienen, hoffen 
durfte; ferner darauf, ob für die Fortdauer oder das Eintreten 
der Erhöhung oder Verminderung des Verdienjtes größere oder 
geringere Wahrjcheinlichkeit vorhanden war, jowie endlich darauf, 
was der DVerlegte nach feinen Standesverhältniffen, der Berlegung 
ungeachtet, Fünftig wieder zu erwerben im Stande fein werde. 

8 13. Der Urheber einer im Zweikampf oder an einem 
Einmwilligenden begangenen Tödtung oder Körperverlegung ift nur 
zu derjenigen Entjchädigung verpflichtet, welche dritte Perſonen 
($ 3—5) zu fordern haben. 

Neue Fassung nach Art. 14, I. des Bad. Einf.-Gesetzes zum R.-Straf 
gesetzbuch (G.B. 1871 Nr. 51). 


Ss 14. Wenn ein Verbrechen, es mag Arbeit3= oder Erwerbs: 
unfäbigfeit zur Folge haben oder nicht, das Fünftige Fortlommen 
der davon getroffenen Perſon erfchwert, jo iſt ihr auch Biefür 
Entſchädigung zu leiften. 

Dies findet namentlich Anwendung in Fällen der Nothzucht, 
der Entführung, der mehrfachen Ehe ($ 354 des Strafge— 
feßbuches), der Verführung ($ 360—362) und der betrüg- 
erifhen Berleitung zur Ehe ($ 474), ſowie in den Fällen 
einer falfhen Beihuldigung, Verläumdung oder Ehren- 
ränfung, und in den Fällen einer Körperverlegung, aus 


welcher eine Berunftaltung des Verletzten entftanden ift. 


Vgl, R,St.G.B, $5 164, 170, 171, 174, 176—179, 182, 186, 197, 2%, 231, 
236, 237. 
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$ 15. Bei Feftfegung der Entſchädigung nimmt der Richter 
Nücficht auf die Vermögensverhältniffe auch des Schuldigen, fowie 
auf die Größe feiner Verfchuldung, namentlih auf das Dafein 
von Borjak oder von bloßer Fahrläffigfeit, und auf den 
Grad der Bosheit oder der Unvorſichtigkeit — aud) darauf, ob 
der Verlegte da, wo der Thäter den eingetretenen Erfolg nicht 
beabjichtigte, zum Eintreten oder zur Bergrößerung defjelben durch 
eigenes Verſchulden mitgewirkt Habe, — und darauf, ob die 
That, insbejondere mo fie im Affect verübt wurde, durch eine 
unrechte Handlung des Verletzten ſelbſt veranlaßt war. 

Neue Fassung nach $ 145 Z. 8 des Ball, Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. 

Nah Beichaffenheit des Falles kann der Richter bei Vergehen 
aus Fahrläjfigkeit, wo eigenes Berjehen oder Verjchulden des Be— 
ſchädigten oder Getödteten zu dem Erfolge mitgewirkt haben, ſowie 
bei Verbrechen, wo der Schuldige durch eine rechtswidrige Handlung 
des Berletten zu der That in hohem Grade gereizt war, den 
Angeihuldigten von der Entjchädigungsverbindlichkeit auch ganz 
frei jprechen. 

8 16. Würde die Entihädigung au fih im einer Rente 
beftehen, jo Ffanır der Richter, wenn e3 den Umftänden angemefjen 
erjcheint, in Folge des Antragd eines der Betheiligten auf Zahlung 
eines nach der wahrfcheinlichen Dauer der Rente zu bemefjenden 
Kapital erkennen: gegen den Willen des Schuldners jedoch nur 
in dem Falle, wenn derjelbe für die Zahlung der Rente feine 
Sicherheit zu leiften vermag. Sit eine Rente zuerkannt, jo kann 
diejelbe auf Antrag des einen oder andern Theils fpäter wieder 
erhöht oder vermindert oder auch ganz aufgehoben werden, wenn 
fih die bei Bemeſſung derfelben in Anjchlag gebrachten Berhältnifje 
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des Vermögens oder der Erwerböfähigfeit de3 einen oder andern 
Theils weſentlich ändern. 


$ 17. Der Richter hat auf Verzinſung der Entſchädigungs— 
jumme von dem Zeitpunkte der eingetretenen Beichädigung an zu 
erkennen, infofern er nicht im einzelnen Falle wegen des größern 
Schadens, der durch die jeitherige Entbehrung der Entjchädigungs: 
jumme für den Beichädigten entjtund, gerade um diefer Entbehrung 
willen eine höhere Entjchädigung bejtimmt. 

$ 18 ist aufgehoben durch $ 145 Z. 8 des Bad, Einf.-Gesetzes zu den 
R.J.G. 

$ 19. Die Berurtheilung eines Chegatten zu einer mit 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte vechundenen Zuchthausitrafe 
oder zu einer fünf Jahre überjteigenden Freiheitsitrafe begründet 
für den anderen Ehegatten die Klage auf Scheidung (L.R S. 232). 

Neue Fassung nach Art. 14, I des Bad, Einf.-Gesetzes zum RBeichs- 
Strafgesetzbuch (G.B. 1871 Nr, 51). 


$ 20. Wird in den Fällen der 2.R.S. 229—232 die Ehe 
jheidung erkannt, jo verliert der fchuldige Ehegatte, außer den in 
ERS. 299 genannten, auch diejenigen Bortheile, welche ihm von 
dem Vermögen des anderen Ehegatten dur eine Ungleichheit des 
Einbringens in die Gütergemeinfchaft zulommen. Es wird zu die: 
jem Behufe dem unfchuldigen Theile aus dem Gemeinjchaftsvermögen 
Dasjenige zum Voraus zugefchieden, was er bei Eingehung ver 
Ehe oder während derjelben (2.R.S. 1401 Nr. 1) mehr in die 
Gemeinichaft einbrachte, al3 der andere Theil. 

5 2l. Die L.R.s. 22—33 und überhaupt alle auf ven 
bürgerlihen Tod ſich beziehenden gefeglichen Beltimmungen find 
aufgehoben. 
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b. Reih3gejeg über Schadenserfa wegen Tödtungen 
und Körperverlegungen bei dem Betriebe von Eifen- 
bahnen, Bergmwerfen u. dergl. 


vom 7. Juni 1871 (R.G.B. ©. 207). 


8 1. Wenn bei dem Betriebe einer Eifenbahn ein Menjch 
getödtet oder körperlich verlegt wird, fo haftet der Betriebsunter- 
nehmer für den dadurch entitandenen Schaden, jofern er nicht be- 
weist, daß der Vorfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes 
Verſchulden des Getödteten oder Verletzten verurſacht ift. 


8 2. Wer ein Bergwerk, einen Steinbruch, eine Gräberei 
Grube) oder eine Fabrik betreibt, haftet, wenn ein Bevollmäch— 
tigter oder ein Repräjendant oder eine zur Leitung oder Beauf- 
fihtigung des Betriebs oder der Arbeiter angenommene Perjon 
durch ein Verſchulden in Ausführung der Dienjtverrichtungen den 
Tod oder die Körperverlegung eines Menfchen herbeigeführt hat, 
für den dadurch entitandenen Schaden. 

83. Der Schavdenserfag (88 1 und 2) ift zu leiften: 


1) im Falle der Tödtung durch Erſatz der Koften einer 
verfuchten Heilung und der Beerdigung ſowie des Ber- 
mögensnachtheil3 , welchen der Getödtete während der 
Krankheit durch Erwerbsunfähigfeit oder Verminderung 
der Ermwerbstüchtigfeit erlitten hat; war der Getödtete 
zur Zeit feines Todes vermöge Gejees verpflichtet, einem 
Andern Unterhalt zu gewähren, jo kann diejer inſoweit 
Erjag fordern, al3 ihm in Folge des Todesfalld der 
Unterhalt. entzogen worden ift; 

2) im Fall einer Körperverlegung durch Erfag der Heilungs: 
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foften und des Vermögensnachtheild, welchen der Ber: 
legte durch eine in Folge der Verlegung eingetretene 
zeitweife oder dauernde Erwerbsunfähigkeit oder Ber: 
minderung der Ermerbsfähigfeit er/eidet. 

8 4. War der Getödtete oder Verlegte unter Mitleiftung von 
Prämien oder anderen Beiträgen durch den Betrieb3-Unternehmer 
bei einer Berficherungsanftalt, Knappſchafts-, Unterftüsungs:, 
Kranken- oder ähnlichen Kaffe gegen den Unfall verfichert, jo ift die 
Leiftung der Letzteren an den Erjagberechtigten auf die Entſchädigung 
einzurechnen, wenn die Mitleiftung des Betriebs:Unternehmerd nidt 
unter einem Drittel der Gejammtleiftung beträgt. 


85. Die in den 88 1 und 2 bezeichneten Unternehmer find 
nicht befugt, die Anwendung der in den 88 1 bis 3 enthaltenen 
Beltimmungen zu ihrem VBortheil durch Beiträge (mittels Regle- 
ments oder durch befonde Webereinkunft) im Voraus auszufchlichen 
oder zu bejchränfen. 

Vertragäbeftimmungen, welcher diefer Vorſchrift entgegenitehen, 
haben feine rechtliche Wirkung. 

$ 6 ist aufgehoben durch $ 13 Z. 3 des R.-Einf.-Gesetzes zur C.P.O. 

8 7. Das Geriht Hat unter Würdigung aller Umſtände 
über die Höhe des Schadens, jomwie darüber, ob, in welcher Art 
und in welcher Höhe Sicherheit zu bejtellen ift, nach freiem Er: 
meſſen zu erkennen. Als Grjag für den zukünftigen Unterhalt 
oder Erwerb ift. wenn nicht beide Theile über die Abfindung in 
Kapital einverftanden find, in der Regel cine Rente zuzubilligen. 

Der Berpflichtete kann jederzeit die Aufhebung oder Minderung 
der Rente fordern, wenn diejenigen Verhältniffe, welche die Zuer- 
kennung oder Höhe der Rente bedingt hatten, inzwiſchen weſentlich 
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verändert find. Ebenjo kann der Berlegte, dafern er den Anfpruch 
auf Schadenserjag innerhalb der Berjährungsfrift ($ 8) geltend 
gemacht hat, jederzeit die Erhöhung oder Wiedergewährung der 
Rente fordern, wenn die Verhältniffe, welche für die Feititellung, 
Minderung oder Aufhebung der Rente maaßgebend waren, wejent- 
lich verändert find. 

Der Berechtigte kann nachträglich die Beitellung einer Sicher: 
heit oder Erhöhung derjelben fordern, wenn die Bermögensverhält: 
niſſe des Nerpflichteten inzwifchen ſich verjchlechtert Haben. 

8 8. Die Forderungen auf Schadenerfag (88 1 bis 5) ver- 
jähren in zwei Jahren vom Tage des Unfalls an. Gegen den= 
jenigen, welchem der Getödtete Unterhalt zu gewähren Hatte, 
(S 3 Nr. 3), beginnt die Verjährung mit dem Todestage. Die 
Berjährung läuft auch gegen Minderjährige und dieſen gleichge- 
ftellte PBerfonen von denjelben Zeitpunkten an, mit Ausjchluß der 
MWiedereinjegung. 

$ 9. Die Beitimmungen der Landesgefege, nach welchen außer 
den in diefem Geſetze vorgejehenen Fällen der Unternehmer einer 
der in den 88 1 und 2 bezeichneten Anlagen oder eine andere 
Perſon, insbefondere wegen eigenen Verſchuldens für den bei dem 
Betriebe der Anlage durch Tödtung oder Körperverlehung eines 
Menſchen entitandenen Schaden haftet, bleiben unberührt. 

Die Vorſchriften der S$ 3, 4, 6 bis 8 finden auch in diejen 
Fällen Anwendung. jedoch unbeichadet derjenigen Beltimmungen 
der Landesgefete, welche dem Beichädigten einen höheren Erſatzan— 
ſpruch gewähren. 

$ 10 (Zuständigkeit des Reichs-Oberhandelsgerichts) ist ersetzt durch 
R.G.V. $ 135 Z. 1 und R.C.P.O. $$ 507 und 511. 
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Beiräthe, vormundſch, 405 — 
416 u. Zuſätze. 

Beiſchlaf, unehet., 
340, 340 a. 

Beiltände 391, 482, 409, 518. 

Velajtete Verträge 1106. 


Baus 


Folgen 998, | 


Beraine 710fe. Zuf. 

Bereinigung der Pfandbücher 
2154 Zul. 

Bergwerke 552 Zuſatz. 

Beſchaffenheitsbeurkundung. 
letzter Willen 1007. 

Beſchlag auf Arbeitslohn ꝛc. 
Anhang B 6. 

Beſchränkung d. gejegl. Pfand— 
rechte 2145 — 2145. 

Beſitz 543b., 544 6. 
2235 a., 2279. 

Bejoldungen, Abtretung Anh. 


Seitänder, Recht z. Afterbeftand 
1717, 1721 u. flg., 1728 u. 


flg. 1743 u. fle. 

Beitandgeber 1719 u. fla., 
1743 u. flg. 

Beitandgut (-fahe) Gewähr f. 
Mängel 1721 u. flg.; deren 
Berluft 1722; Ausbeſſer. 
1724; Entmwähr. 1727; Mip- 
brauch 1729; Bericht. 1730 
u. flg.; Berfauf 1743 u. fle. 

Beitandvertrag, Arten 1708 


2228, 


u. flg. 

Beſtätigung, 1337 u. fla. 

Betriebs-Unternehmer, Haft— 
pflicht Anhang 8b. 

Betrug b. Ehe 199 u. flg.; Erb— 
antret. 785: Theil. 8S7; 
verträgen 1109 u fla, 1116. 
1117. S. Gefährde. 
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Beurkundungen d. bürg. Stan: 
des 34 u. flg. 
Bevollmächtigte ſ. 

haber. 
Bevollmächtigung ſ. Auftrag, 
Vollmacht. 
Bewahrung d. Vorz. u. Pfand— 
rechte 2106--2113; 2146 u. 
flg. 

Bewegliche Sachen 516 u. flg., 
527— 536. ©. Fahrnif. 
Beweis =laft 1315; mittel 

1516 u. flg. 
Bewidinungsehe 1391, 1540 — 
1581, 2255. 
Blutſchande Kinder 331, 335, 
342, 762—764. 
Brandderjicherungsbeiträge, 
Vorzugsrecht 2103 b. 
Brummen, Anlage 674. 
Bürgen ſ. Bürgjchaft. 
Bürger, Wohnfiß 102 a. 
Bürgerlihe Rechte 7 u. flg. 
Bürgerlicher Stand, Beurkun- 
dung 34 u. flg. 
Bürgerlicher Tod 22 u. flg. 
Bürgichaft 2011 u. flg.; Rück— 
griff 2028 u. flg.; Selbit- 
Ihuldner 20212. 2027a; 
Mitbürgen 2025 u. flg., 2033; 
Erlöfhen 2034 u. flg. 


Gewalt— 


Ceſſion 1689, 1694, 1669 u. 
flg., j. Abtretung. 
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Gredit- und Borfchuß-Vereine, 
FJauftpfänder Anhang 3 f. 


Dachtraufe 681. 

Darlegung d. Zahl. 1257 — 1264. 

Darleihe 1892 u. flg.; verzing: 
1905 u. flg.; Vorzugsrecht 
2103 Ziff. 2, 5. 

Dienjtbarfeiten, perfönliche 578 
erg Srunddienftb. 637 — 

0 


Dienjtboten 1780, Anhang 5. 

Dienſtlohn, Beſchlag Anhang 6. 

Dienjtverding 1711, 1779— 
1799. 


Dingliche Rechte 543. 

Doppeljeitige Verträge 1102; 
Erfüll. 1184, 

Dritte, Nechte aus Verträg. 
1120 u. flg., 1165 u. fle.; 
b. Neben: und Gegenvertr. 
1321. 


Durchfahrtsrecht 682685, 703. 


Ehe 144 u. flg., 203 u. flg,, 
212 u. fle., 227. 

Ehebruch 229, 230, 331, 335, 
342, 762 - 764. 

Eheeinſprachen 172, Zuſatz. 

Ehefrauen, Wohnfig 108; 
Grmädtigung 217 — 225, 
1124 u flo; Sammt. 
ſchuldn. m. d. Mann 1431; 
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Bermögensabfond. 1443 u.flg.; 
Theiln. an Gütergemeinſch. 
1455, 1492 u. flg.; Kauf— 
vertr. ın. dem Mann 1595; 
Pfandr. 2121, 2135, Verjähr. 
2254. 

Ehegatten, Rechte u. Pflichten 
203, 212—214; Erbfolge 
724, 738 a., 745 a., 767 u. 
flg.; Schenf. 1091 u. flg.; 
Käufe 1595. 

a... Süterverhältniffe 1387 
flg.; d. Adels 1393 a. 
Shelichmnchung natürl. Kinder 

EHenichtigfeit 180— 202. 

Eheordnung 3114. 

Eheſcheidung, Urſachen 229 — 
233; Urtheilseintrag 264— 
266 fürſorgl. Maßr. 267 — 
271: Einred. 272 u. flg.; 
wechſelſ. Einwillig. 275 — 
294, Wirt. 298—505. 

Eheſchließung 144 u. flg. 


Eheſteuer bei bewidm. Che 
15401573. ©. Heivaths- 
gut. 


Sheungittigkeit 180-— 202. 

Eheverträge 1387 u. flg., 1394, 
1598, 1527; b. Einwanderern 
1395 Bufat; Schent. 1081 
u. flg., 1091 u. flg. 

Ehrengeſchenke, einwurfsfrei 
852; Ausnahme vom Schen— 
kungsverbot 1083, 1100 à. 


Regiſter. 


Eid, Wirkung 1365. 

Eigenmacht g. Beſitzer 5440. 

Eigenthum, Weſen und Arten 
543 u. flg., Beſchränkungen 
544, 650 u. Zuſ., Erwerbung 
711, 712, 938, 1138, 1141, 
2279, 1. Einfl- :&. 8 235 
Nutzeigenthum 544c., 577aa 
—ar.; Miteigenthum 544 d., 
577ba—bg.; est: 
thbum 577da—dh 

Einbringen in d. Ehe 1501 u. 
flg.; im Gefellich. 1845 u. flg. 

Einführungstermin des LER. 
11. E.E. $ 1 u. Zufäße). 

Ginfindicaften 1389 Zujaß. 

Einmiſchung in die Erbichaft 
178; in die Ehegemeinſch. 
1454. 

Einſatzyfand 2071, 2072. 

Einſprache geg. Ehe 172 Zuf.; 
geg. Kindesanerf, 359; aeg. 
Erbbehandl, 808 u. flg.; geg. 
Einwerf. 865; geg. Theil. 
882; geg. Zahl. 1242, 1944. 

Einſtandsrechte 1701 ba u. fla. 

Einſturz v. Gebäuden 1386, 
1792. 

Eintragung ins Grundbud) 
577 chb., 939, 1002 a., 1016, 
1585 a., 2108 u. flg., 2181 
u. flg., II. E.E. $ 25; ins 
Pfandbuch 1069, 1072, 2106 
u. flg., 2146 u. flg. 
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Eintritt in 

1250, 1251. 
Einverleibung 551—577, 712. 
Einwanderer, Cheverträge 1395 


Zul, 

Einwerfung 829, 830, 843 — 
869, 918. 

Ginzäunung 647, 648. 

SE NER ASCHE 2010 b., 


Eifenbahnen, Güterbeförder. 
1786; Haftpflidt bei Töd— 
tungen od. Körperverlegungen 
Anhang 8, 6. 

Eifenbahn = Schuldentilgungs- 
Kalle, Fauftpfandverträge An- 
bang 3 a.; Schuldverjchrei- 
bungen, Verjährung n. 2281. 

Eiſern Bieh 522, 1821 u. flg. 

Elterliche Gewalt 371-874, 


389. 
Eitertiche Nutznießung 384— 


— 138laa. u. flo. 
Enteignung 545 u. Zuf. 
Entledigung d. Eigentum v. 
Pfand: u. Vorzugsr. 2167, 
2179, 2180 — 2195. 
Gntliegenichaftung, ehel. Gü— 
terverhältn. 1497, 1505 u. 


tlg. 

Entmündigte, Wohnſitz 108; 
Handlungsunfähigk. 502 u. 
flg, 1124 u. flg., 
1512; Theil. 819, 858. 


Släubigerrechte 


—— 489, 499, 502, 


— auf Erbſchaften 784, 
845, 1130; a. Gütergemeinſch. 
1456— 1460, 1469; a. Un— 
terhalt 2046 a. 

Entihädigung f. Eigenthums— 
abtret. 545; f. eine Quelle 
643; f. Durchfahrt 682; w. 
unerfüllten Vertr. 1142 - 
1155, 1182—1184, 1229; 
Untergang d. Sade 1205, 
1303; Gejchäftsführ. 1375 
Rettung 1381la u. flg.; Rath 
138lab. u. flg ; Beraehen 
und Berjehen 13582—1384; 
Schaden durch Thiere 1385; 
Baufhäden 1586; Ent: 
währung 1630— 1636, 1705; 
verborgene Dienſtbarkeiten 
1638; Mängeln v. Sachen 
1641 u. flg., 1721, 1891; 
d. Bürgen 2028; durch Pfand— 
Ichreiber 2127a., 2197. 


Entſchädigungspflicht w. Ver— 


brechen And. 8a.; ſ. auch 
Haftpflicht. 

Entſchlagung ſ. Entfagung 

Entwährung v. Erblooſen 884 
u. flg.; Schenk. 9524. u. flg.; 
Kauf 1626 u, flg.; Tauſch 
1705 u. flg.; Geſellſchafts— 
einbr 1845. 

Entwendungen a. Nachlaß 792, 
801; a. Gemeinjch. 1460, 
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1477; bei Hinterleg. 1938; 
Haft d. Wirthe 1953 u. flg.; 
Rückforder d. Fahrniſſe 2279. 
——— v. Vertr. 13404. 


tlg. 
Grönbionderumg 878 u. flg., 


Gebanfallsort 110. 
EAN 774, 778 - 788, 
800. 
Erbausſchlagung 744, 780— 
792, 845, 1130. 
Erbbeſtand, 1831ba. u. flg. 
Erbdienſtbarkeiten 710 a. u. flg. 
Erbe, lediges SII— 814. 
Erbeinmiſchung 778. 
Erbeinſetzung 967, 1002, 1006. 
Erbeinweiſung 120 u, flg., 770, 
173, 1008. 
Erben, gejegliche 723, 724, ſiehe 
Erbfolger u. Erbredt. 
Erbentſagungsbuch 774, 1457 
Erbfäühigkeit 725 u. ‚fig. 
Erbfolger 723, 724, 756—773. 
Erbgle hitellungsgelder, Vor⸗ 
zugsr. 2103 3. 3, 2109, 
21114. 
Erbgülten 710fa—fm. 
Erbkäufe 1696—1698, 19836. 
Erblehen 1831b4. u. flg. 
Erblooſung 841. 
Erbnehmer 1003 - 1009. 
Erbordnung 723, 731, 773. 
Erbpfleger 812, 1055, 1068. 
Srobflichtigteit 710ka. 


Erbrecht 731 u. flg.; d. ehel. 
Kind. 745; d. natürl. 756 
u. jlg.; d. angewünjchten 350 
u. flo.; d. Ahnen 746—749; 
d. Geſchwiſter 748— 752, 766; 
d. Seitenverw. 753 — 755; d. 
Ehegatten 767 — 772, 7383a,, 
745a.; d. Staat3 768 u. flg. 

Erbrente 530, 1909, 1911 u. 
flg.; VBerjähr. 2277 

Grofhaften, Anfallsort 110: 
Eröffn. u. Erwerb 718— 724, 
769—773;  Bertragsgegenit. 
1130, 1600, 1696 — 1698. 

Erbſchaftsſchulden 8S70— 876. 

Erbſtücknehmer 1014—1024. 

Erbtheilnehmer 1010— 1013. 

Erbtheilung, Verfahr. 819 u. 
flg., 822— 842; Einwerf. 843 
u. flg.; Schuldenzahl 870 u. 
flg.; Wirk. 883; Gewähr. der 
Roofe 8541 u. flg.; Umſtoß. 
887 u. flg.; d. Eltern unter 
Kinder 1075 u. fla. 

Erotpellbermädhtnitfe 1010 — 


Grbunfähl feit, Fälle 725. 

Erbunterihlagung, Folgen 792, 
801, 1460, 1477. 

Erbunmwürdigfeit, 727—730. 

Erbvermächtniſſe 1003 — 1009. 

a u 730, 739 
—7 

Erbverzeichniß, Borficht 793— 
810, 2146, 
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Erbverzicht 784—792. 

Erbzinſen 710 fa—fm. 

Erlaſſung d. Schul 1234, 1282 
u. flg.; d. Pachtzinſes 1769. 

Erlöſchung d. Nubnieß. 617; 
d. Nutz. u. Wohn. 625; d. 
Grunddienſtbark. 703 u. flg.: 
d. Vertragsverbindlichk. 1234, 
1235 u. flg., 1271 u flg., 
1252 u. flg., 1290, 1500, 
1502; d. Pachtvertr. 1737, 
1741, 1775, 1795; d. Ge— 
jellihaft 1865 u. flg.; 
Aufträge 2003 u. flag; d. 
Bürgjchaft 2034 u. flg.; d. 
Borz. und Pfandrechte 2180 
u. flg.; ſ. auch Verjährung. 

Grmädtigung der Chefrauen 
zu Nechtshandlungen 217 — 
225, 1124, 1125. 

EU. a. Che 203, 

— 1409, 1537a., 
u 1558; a. Anwünfch,. 
349; Bflegvaterfch. 364, 367; 
a. unehel. Beifchlaf 762 u. flg. 
Anhang 2. 

Erneuerung d. Beraine71Ofe.; 
d. Beltandes 1738, 1759, 
1776; d. Pfandeintr. 2154 
Zuſ.; d. Schuldtitel 2263. 

Eröffnung d. Erbſch. 110, 718: 
legter Willen 1007. 

Errungenſchaft d. Gütergemein- 
ſchaft 1401— 1408. 


———— | ——— ———— — 
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Errungenſchaftsrecht 1498, 
1499, 1504 a., 1521 a., 1527, 
1581. 

Erſitzung 2219 a., 2239, 2235; 
des Eigenthums 2262 — 2265; 
2269 a.; von Örunddienftbark. 
690, 

Erziehungskoſten, Zaften d. Ehe 
385 ; einwurfsfrei 852; Laſten 
d. Gemeinjch. 1409; Beitr, b, 
Vermögensabſond. 1448. 

I der Kinder 

03 a., 303. 


203, 


Fabrifinhaber, Haftung An: 
hang 8, 6. 
BODEN Rorderungen 1185 


flg., 1258. 
Sahrnitie 555, 2102, 2279. 


Familieneigenthum 577ca—cv. 
Familienrath 405 u. flg. 
Familienſtand 319—350. 
Faſelviehlaſt 686 Zufaß. 
Fanitpfand 2073 — 2084; 
zugsr. 2102. 
Fanitpfandberträge d. Staats: 
jhuldentilgungsfaffen, Leib: 
häufer, Berforgungsanft., Ban 
fon u. Öenofjenjchaften Anh. 3. 
Fehler d. Befites 550; d. Rechts— 
geſch. 1388; d. Bauten 1: 386, 
1755, 1792; verfauft. Sachen 
1625, 1641— 1649: d. ge: 
mieth. 1721, 


Vor⸗ 
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Felddienitbarfeiten 687. 
Feldpolizei 652. 

Fenſterrecht 675—680 a. 
Feitungswerfe 540, 541 u. Zu: 


jäße. 

Feudalrechte, Aufhebung, Zuſatz 
nach 710 ka. 

Fiſchereirecht 715, 

Floßbare Flüffe 538. 

Flüſſe 538. 

Flußbett, Eigenth. am verlafj. 
563. 


Forderungen, deren Webertrag. 
1689—1701, 2214; Behandl. 
d. betagten — in d. Gant 
(1188 a). 

Form der Rechtsgejchäfte über- 
haupt 3a., 6k.; Schent. 931 
u. flg.; letzter Willen 967 — 
1001;  Bermögens = Weberga= 
ben 1100 a b;; Eheverträge 
1394; Beftandverträge 1749; 
Fauftpfand 2074; Nutzpfand 
2085; Unterpfand 2127 u. 
Zujaß. 

Forjtberecjtigungen 636. 

Forſtrecht 544 Zuſatz. 

Frachtgeſchäfte 1782 u. flg. 

Freigebigfeitsverträge 1105, 

Kreitheil 913—919. 

Fremde 11, 13. 

Fremde Saden b. Schenk. u. 
Bermädtn. 1021; Verlauf 
1599; Fauftpfand 2077 a. 


Be u 
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Frijten f. Verſchollenh. 115, 119; 
3. Erb: u. Gemeinſchaftsan— 
nahme 795, 1457, 1461; 3. 
Miederfauf 1660. 

Frohmdpflichtigfeit 710 ia. 

Früchte 520, 547—550, 58, 
584. 

Fundjachen 717, 717a., 2279. 

Fuhrlente 1782 u. flo. 


Gaſtgeber (=wirthe) 1952 u. 
flg., 2102 


Gebäude, unbewegl. 518; Un— 
-terhaltdurhNußnießer 57 Tak., 
605 u. flg., Bauvorjchrift. 
674; Theilung 664, 827; 
Einfturz 1386; Miethe 1752 


u. flg. 

Gebräuche (Orts-) b. Bauten 
663, 674; w. Bertragsausleg. 
1159. 

Sedinge, Auslegung 1160 u. flg. 

Gefährde b. Theil. 8875 in Ber- 
träg. 1109, 1116 u. flg.. 
1150 u. flg.; g. Oläub. 1167, 
1447, 1464. 

Gefahr, Uebergang 1138; b. 
aufſchieb. Beding. 1132; Net: 
tungsaufwand 1381 a. u. flg.; 
b. Kauf 1585, 1624, 1629; 
b. Viehveritell. 1822; d. Ge— 
ſellſch. einbr. 1851. 

Gefundene Sachen 717a.. 2279. 

Gegenſtand d. Bertr. u. Ber: 
bindlicht, 1126— 1130. 
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Segenverträge 1321, 1396 u.flg. 
Gegenvormund 420—426. 
Gehalte, Beichlag Anh. 6. 
Geldſtrafen bei Gütergemeinſch. 
1424. 


Gemeindegüter 537, 542, 1712. 

Gemeinderechner, Pfandr. 2121. 

Gemeindeumlagen, Vorzugsr. 
2103b. 

Gemeinſchaft d. Eigenth. 577 
ba. und flg.,; an Scheide- 
mauer 2c. 655 und flg.; am 
Erbe 915 und flg.; j. Gü— 
tergemeinjchaft, eheliche. 

Gemüthsſchwäche 489, 499 u. 


g. 
Genehmigung 1311, 1338 u. 
fl 


g. 

Genuß. Eintheilung 543 und 
flg.; an Chevermög. 1539, 
1555, 1578 u. flg ; bei Ge— 
ſellſch. 1837 und flg, 1867. 
S. Nutznießung. 

ei Haus- 533 ; Zimmer 


Serihtesuprif — Liegenſchaf⸗ 
ten 2204—22 

Seihüftäbeloranng für Geſell— 
Ihaften 1856 —1861. 

Geſchäftsführung 1372 u. flg 

Geſchenke, Ginwerfung 846, 
849, 852. S Schenkungen. 

————— 1515 
a—k, 


Geſchwiſter, Erbrecht 731, 742, 
748 u. flg., 750—753, 766. 
Geſellſchaftsverträge, 1832 — 
1873; d. Eheleute 1387 — 
1581; Einmwerfung 854. 
Geſetze, Wirkſamkeit 1—1b,, 
6—6e; nah Zeit 2—2c., 
nad Ort. 5 und 3a. 
Gefinde, Wohnſitz 109; Haft 
d. Dienftherren 1384; Dienjt: 
vertr. 1780; Anhang 5. 
Geſtändniß 1354 Zuſatz. 
Geſtohlene Sachen, Haft der 
Wirthe 1953 und flg.; Rück— 
forderungsreht 2279 u. flg. 
Getheiltes Eigenthum 544 d., 
577 ab. u. flg. 


Gewähr b. Erbih. 724, 770, 
1004, 1006, 1008, 1026 u. 
flg.; b. Liegenich. 1583 a., 
1626 a., II. E.E. $ 25. 


Sewährleiitung 5. Theil. 884 
u. flg., 1476; Schenk. 952a. 
u. flg.; f. Heirathsgut 1440, 
1547; b. Kauf 1625 u. flg., 
1641 u. fla., 1681; Rechts— 
übertrag. 1693 u. flg.; Erb: 
verfauf 1696 u. flg.; Tauſch 
1704 u flg.; Miethe 1721, 
1725 u. flg.; d. Geſellſchafter 
1345; d. Gewalth. 1997: 6. 
Vergleich 2051a.; Pfandvertr. 
2071.a.;d. Baumeifter 2270; 
f. Hausthiere And, 7 
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Gewalt bei Verträgen 1109— 
1117; ehelide des Mannes 
214--226, 15388; elterl. 371 
— 387 ; höhere, b. Entſchäd. 
1148; b Miethe 1730, 1733; 


Bauten 1755; Frachtfuhren 
1784; Aufbewahr. 1929. 


Gewaltsentlaſſung 476—487, 
935, 1305, 1990. 
Gewaltgeber, Pflichten 

u. flg. 
Gewalthaber, Auftrag, 
macht 1991. 
Gewerbsanlagen 54 Zuſatz. 
Gewerbsmeiſter, Haftung 1384. 
Gewohnheit 6 d. u. flg. I. E.E 


19.8 
Boll: 


& 17. U. E.E. $ 3; bei 
Vertr. 1135. 
Gläubiger Rechte 1166 und 


flg.; bei Nutznieß. 618, 622; 
Theilungen 808, 809, 820, 
826, 865, 882; Grbabjond, 


877 u. flg., 2111; Vermö— 
gensabj. 1446 u. flg.; Ge— 


meinichaftsentichlag. 1564. 

Gleichitellungsgeld b. Erb: u. 
Gemeinjchaftstheil. 833, 1407, 
1476; Borzugsr. 2105 3.3, 
2109. 

Glücksverträge 1964— 1983. 

Hrade der Verwandtſch. 734— 
138, 755. 

Grenzen der Liegenschaften 646 
und Zuſatz, 2241 a. 

Grenziteine 446, 650 u. Zufaß 


Gruben, Anlegung 552. 
Grundbücher, Il. Einf.:Evikt 
$ 25 nebſt Zujäßen; 1002 a, 
1016, 1585a., 2108 u. flg. 
2181 u. flg, 2201 u. flg. 
Grumddienitbarfeiten 637 — 
639;  gejeglihe 640 - 685; 
bewilligte 686— 710; ftändige 
und unft. 688; offene und 
verborgene 689; Grmerb 690 
— 696; Umfang 697—702; 
Erlöſch. 703— 710. 
Grundgerechtigkeiten 637 und 


fig. 
Srundherren 102 a., 212la. 
Grundpflichtigkeiten 710 ga— 
ka 


Grundſtücke 518, 646. 

Gülten 710 fa—fm. 

Süterabjonderung der Erb 
Ihaftsgläub. 875 und fla, 
2111; unter Ehegatten 1443 
u. flg., durch Beitrag 1536 
u. flg. 

Güterabtretung 1265— 1270. 

Gütergemeinſchaft, ehel. geſetzl. 
1400 u, flg.; bedungene 1497 
u, 16; Ausſchließung 1529 


u. flg. 

Gutſtehen f. Dritte 1120, 1381 
aa u. flg, 1384, 1735, 
1797, 1994. 


Habe, fahrende 535; Zuwachs 
565; in d. Gütergemeinſch. 


Regiſter. 


I401, 1415, 1422, 1449, 
1471, 1492, 1497 u. flg., 
1510, 1514, 1531 u. flg., 
1551. ©. Fahrnip. 
Haftbarteit f. Rathsertheil. 1381 
ac.: f. Vergehen u Berfehen 
1382 u. flg.; d. Pfandſchreiber 
2197, 2102 u. flg.; der Be- 
triebsunternehmer Anh. Sb. 
Haftgeld 1590. 
Halbmündige 1124a. 
Halbverträge 1371—13S1. 
Hand, lebende, todte 537. 
Handacten d. Anwälte 2276. 
Handelsbetrieb der Chefrauen 
220, 1426; der Gewaltsent- 
lajjenen 487, 1308. 
Handelsgeſellſchaften 1873. 
Handfauf 1701 ac. 
Sandlohn 577 ab., 1851 b.h. 
Handlungsfähigfeit bei Schent- 
ungen und legten Willen 901 
u. flg.; bei Verträgen 1129, 
1121. 
—— Rückgabe 1282 u. 


tlg. 

Hauptausbeſſerungen bei Nub- 
nieß. u. Nutz. 605 u. flg., 
635; b. Beitand 1720. 

Haus, Begr. 535, 536; Aus— 
bejierg. 605 u. flg., 1720, 
1751 u. flg., Stockwerke 664. 

Haushaltung durch d. Frau 
1120 a.; nad) Vermögensabſ. 
1448. 
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Hausherr, Haftung 1384,1384a. 

Hausthiere, Gewährleiftung An— 
bang 7. 

Hausvater, Sorgfalt 450, 601, 
627, 1137, 1374, 1728, 1806, 
1880. 

Hauswirthe, 

2275. 


Heirath, ſ. Eheſchließung. 
Heirathsgut, ſ. Ausſteuer. Ehe— 
ſteuer. 
Heirathsvertrag, ſ. Ehevertrag. 
Herkommen, ſ. Gewohnheit. 
Herrenloſe Sachen 539, 713. 
Herrenſtand 577 ed., 577e m. 
Hinterlegung überhaupt 1917 
— 20; freimillige 1921—48; 
nothgedrung. 1949— 54; "zur 
dritten Hand 1955 — 68; von 
Zahlungen 1257 u. flg. 


Hofgüter, Bortheilsrehht 827. 


Verjähr. 2271, 


Holzidläge 521, 591, 1403. 
Hüter, gerichtl. 1264, 1961 u. 
fg. 


Sagdrecht 686, 715, Anhang 

— an verkauft. 
Sachen 1612, 1653, 1673; 
b. Beſtand 1749; Leihe 1885; 
Hinterleg. 1948; Fauftpfand 
2082. 


Inhaberpapiere; VBerpfändung 
2075. 
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Suhabung 543 b., 544 e., 2228. 

Inländer 8, 15 u. flg. 

Inſeln 560 u. flo. 

Irrthum im Recht 1b; b. 
Ehen 180, 201; Verträg. 1109 
u. flg. 1304; Zahlg. 1377 
— flg.; Vergleichen 2052 u. 
g. 


Kamine an Grenzen 657, 674. 
Kauf 1582—1701; bei Miethe 
1743 u. flg. ©. Verkauf. 

Kaufbriefe 1583a. 

Käufer, Ausſchluß 450, 1596 
u. flg.; Pflichten 1550 u. flg. 

Kaufpreis (Schilling) 1583, 
1591 u. flg., 1650—1654; 
Vorzugsr. 2103 Ziff .1, 2108, 
21114. 

Kinder, ehel. 319—330; ange— 
wünfchte 343 u. flg.; elterl. 
Gewalt 371 u. flg.; relig. 
Erzieh. 203a, 420a.; Erb: 
veht 731 u. flg., 740, 745, 
1389; Bflichttheil 913 u. flg.; 
n. Schenk. geborene 953, 960 
u. flg., 1100b e.; Haftg. der 
Eltern 1384; Laſt d. Er- 
zieh. 1409, 1448; Ausftatt. 
1422, 1438 u. flg., 1541; 
a. früherer Ehe 1496, 1527. 
©. auch natürliche Kinder u. 
Blutſchande. 

Kindlicher Anſchlag 827 e. 

Kindſchaft, ehel. 312 -330. 





Regiſter. 


Kirchenbaulaſt 710 de. Zuſat. 

Kirchengüter 537 und Zuſatz. 
1712. 

Kirchliche Erziehung 203a,, 
420a 


Klagen w. Vaterſchaftsverläugn. 
312 und flg., 318; Fami— 
lienftand 319— 326; Liegen: 
ihaften Minverj. 464, 482; 
bewegl. od. unbew. 526, 529; 
dv. Gläub. ausgeübt 1166; 
Verjähr. 2262 u. flg. 

Klumpenkauf 1701 ad., 2192. 
S. Bauſch und Bogen. 

Körperichaften. Anh. A. 2a.; 
Vermögen 537 ; Nutnieß.619; 
Beitandvertr. 1712; Vergleiche 
2045; Pfandr. 2121, 2153; 
Berjährung 2227. 

Körperverlegungen, Entſchädi— 
ung dafür Anh. 8. 

oftgelder, Berjähr. 2271, 
2275. 

Kraft Gefeges, Begriff 6 h. 

Kreisumlagen, Borzugsr.2103b. 


Tagerbücher 646 Zufat. 

Landflüchtigkeit,  Scheidungs- 
grund 232 a. 

Landtafel für Stammgüter 577 


CD. 

Lebensunfähigkeit b. Kindesver- 
läugn. 314; b. Erbredt 725, 
906. 


Regifter. 


Rediges Erbe 723, 768—772, 
811— 814. 

chen 577 aa; Schupf— 
Erblehen 1831 aa—bl. 

Keibgeding, ſ. Vermögensüber- 
gabe, Berpfründung. 

Zeibgeräthe, in Nutznießung 589; 
b. Gemeinjchaftstheil. 1474a., 
1492, 1495. 

Keibrente, in Nutznießung 588; 
Vermädtn. 610, 1015; Be- 
handl. bei Theil. 872; Ges 
währ unt. Miterben 386; An— 
ihlag im Pflichttheil 917 u. 
tlg.; Zinsbark. d. Rückſt. 
1155; Zugriffsfreiheit 1981; 
Rerjährung 2277. 

— —— 1964, 1968 

—-1983 


und 


geipnäufer, Fauftpfandvertr. An- 
ha 


ng 3 

geihvertrag 1875 1891; Wett- 
il. 1298. 

Leinpfad, 556, 650. 

Letzte Willen, überhaupt 893 — 
1074; Anwünjch. 366; Fähigk. 
3. verfüg. u. z. empfangen 
901 - 912; Freitheil 913— 
919; Form 967 u. flg.; eigen- 
händ. 970 ; öffentl. 971—975; 
geheime 976— 979; dv. Mili- 
tärperfonen 981-984; an 
Beftorten 985— 987; zur See 
995-998; im Ausland 999 
u. flg.; Nichtigkeit 1001; Er 
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öffn. 1007 u. flg.; Bollzieher 
1025 - 1034; Verfall u. Wi- 
derruf 1035—1047; |. Ver: 
mächtniffe. 
Lichtredht 676—680. 
STEH: Pflicht der — 1136, 


Biegenfähaften 517 — 526a.; 
Theilg. 824, 827, 827c.; 
eheliche errungene 1402; bei: 
gebrachte 1404— 1408; Weber- 
gabe 1605; Nutzpfand 2085 
u. flg.; Vorzugsrechte 2103 
—2105a.; Unterpfandsgegenft. 
2118; Zugriff 2204 u. flg.; 


Erjigung 2265 u. flg.; Ver: 
mejjung 646 Zuſatz. 
Liegenichaftsgrenzen 646 u. 


uf. 
Linien der VBerwandtichaft 733 
138 


Lohn, Beichlagn. Anh. 6. 

Looſe b. Theilungen 824, 826, 
828, 831-836; deren 6 
währ 833—886. 

Looſung 1701 aa. u. flg. 


Mängel d. Bauten 1386, 1738, 
1792, 2270; verfaufter Sadyen 
1625, 1641— 1649; gemieth. 
1721; geliehen 1891. 

Mai 6. Kauf 1616-1623; 
Pacht 1765. 

Mauern, Gemeinjchaftlichk. 653 
—663; Fenſter 675 u. flg. 
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Miete, überhaupt 1711, 1714 
u. flo.; Häufer u. Fahrniß 
1752 u. flg. S. Beſtand. 

Miethzins, Vorzugsr. 2102 
Zuſatz; Verjähr. 2277. 

Militärperſonen, Befreiung v. 
Vormundſch. 428, 436; lebte 
Willen 981 u. fle. 

Minderjährige 388 u flg.; Ge— 
waltsentlaffung  476—437; 
Teitirfähigfeit 903, 904; Ver— 
bindlichfeit aus Berträgen u. 
dgl. 1121 u flg., 1304— 
1314, 1384; Pfandrecht 2121, 
2195 Serichtszugriff 2206 
2208: ; Verjähr. 2252, 2278. 
S Vorinundſchaft 


— ** ungsklagen Gewaltsent— 
laſſener 484; g. Schenk. u. 
Vermächtn. 920— 950. 1970, 
1973; gegen Ehegeſchenk. 
1090; d. Kinder früherer 
Che 1496; g. Käufe 1619, 
1644; b. Unterpfändern 2161 

— 2165. 


Miſchung 573—577. 
en; d. Nutznießers 618; 
d. Miethers 1760; d. Ent— 
leihers 1881; d. Fauſtpfand⸗ 
gläub. 2082. 


Mitbürgen 2025, 
2033. 

Miteigenthum41d4. 57 
bg., 6533- 673. 


2026 u. flg., 


7 ba— 


Miterben 780, 786, 817, 
857, 875, 1220— 1225. 

Mitichuldner 1200 u. 
1220, 1222. 

Mittelsperjonen 911, 
1596 


Mitvormund 396. 

Mundloje, Wohnfig 108; Erb- 
theil. 817, 838; Berträge 
1124 u flg., 1504, 1312; 
Pfandr. 2121, 2135; Verjähr. 
2252, 2278. 

Mundtodtmadung 513, 513a. 

Münzgeſetz 1243 Zuſatz. 

Mutter, Erziehungsrecht 141, 
371 u. flg., 381; Nutznieß. 
384 -386; Vormünderin 393 
a., 394; Wiederverheirathung 
395 u. flg., 399 u. flg. 

Mutterſchaft, Anerkennung 334 
u. flg., 336 u. flag, 339; 
Nachfrage 341 u. flg. 


Nachbarrecht 640-685, 1370. 

Nacherbſetzung 898. 

Nachgeborene Kinder 953, 960 
— 966, 1100 be. 

Nachkommen, j. Kinder. 

Nachläſſigkeit 1383. 

Nachlaß 1282—1288; d. Pacht— 
zinſes 1769. 

a eng Wettichlag 
1295; Verzicht 2046 a. 

Namen d. gejchied. Frau 299 a.; 
d Angewünjchten 347. 


834, 


tlg., 
1099, 


— 


Natürliche Kinder, Ehelichmach. 
331 u. flg.; Anerkenn. 33: 
u. flg.; Ernährung 338 u. 
Zuj.; Anwünſch. 345 a.; Bor: 
mundſchaft 393 a; Erbfolge 
723 u. flg.; 756 u. flg., 773, 

908; Erbr. an deren Nad)- 
lab 765 u. flg. ©. auch Blut- 
Ichande. 

Natürliches Recht 4a., 68. 

Natürliche Berbindlichkeit. 6 g., 

1235, 1906, 1967. 

Hebengedinge, Ausleg. 1161. 

Nebenſachen 568. 

Kebenverträge 1321, 


Regifter. 


1396 u. 


tlg 

Nebenvormund 417. 

Nichterfüllung, Entſchäd, 1142, 
1146—1155 a., 1229; Ber: 
tragsauflöfung 1184; b. Kauf 
1611, 1654—1657 ; Pacht 
u. Miethe 1741, 1752, 1766; 
in Geſellſch. 1871; im Xeib- 
rentenvertr. 1977 u. flg. 

Nichtigfeiten 6 k—6 o.; d. Ehen 
180 u flg.; v. Rechtshandl. 
d. Frauen 225. 1125; d. Ver— 
träge zw. Mündel u. VBorm. 
472; d. Handl. Entmünd. 502, 
1125; d. Schenf. 900, 901 u. 
flg., 943, 965; d. lebt. Will. 
900, 901 u. flg., 980 b., 
925, 1001, 1021, 1039, 
1043; d. Theil. 1078; d. Ber: 
träge 1109—1117, 1131— 
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1135, 1172 u. flg., Klagen 
auf N. 1304 u. flg.; Ge- 
nehm. 13385; .b. Bermögensab- 
jond. 1443 u. flg.; b. Ver— 
äuß. d. Chefteuer 1560; b. 


Berfäufen 1596-1601; b. 
Bürgſch. 2012; b. Vergleichen 
2054 u. flo. 
er a Zahlung 1235, 
1576—13S1, 1906. 
Nothdurftsrecht 1244 b. 
Nothgedrungene Hinterlegung 
1949 - 1954. 
Nothweg 682—685. 
Nutzeigenthum 544 c., 577 aa 


—ar.; 1831b0. 
Nutznießung 573 — 624; elter= 
liche 384, 754; des überleben 
den Gatten 738 a. 745 a, 
1519 a., 1535 a.; vermachte 
899, 1094; Anfchlag 3. Pflicht: 
theil 917 u. flg ; vorbehal- 
tene 949 u. fla.; b. Vermö— 
gensüberg. 1100 ca. u. flg.; 


am Chegemeinjchaftsvern. 
1403, 1409, 1422; an d. Ehe— 
jteuer 1540, 1555, 1562, 


1570 a.; am zugebrachten Gut 

1580; als Unterpfandsgegenft. 

2118; Zugriff auf — 2204. 
Nutzpfand 2085-2091. 
Nutzung 625—636. 


Ort dv. Zahl. 
1258, 1264, 


1247 u. flg.; 
1296, 1651, 
46 


122 


d. Uebergabe b. Kauf 1609; b. 
Darleihen 1897a., 1902 u. 
flg.; b. Binterleg. 1942 u. 
tig. 


Ortsgebraud) b. Scheidewänden 
663; Baumanlageır671; Baus 
ten 674; Vortheilsgerechtigk. 
827 c.; Vertragsverbindlichk. 
1135; Vertragsausleg. 1159; 
Gewährleiſt. Klagefriit 1648; 
Miethe u. Pacht 1736, 1753, 
1757 u. fig, 1777, Der: 
jähr. 2274 a. 


Wacht, überhaupt 1714—51 
1763— 1778; Güter Min: 
derjähr. 450, 481, 1718; b. 
Nutznieß. 595, 602; d. Güter 
der Frauen 1429 u. flg.; 
Staats- u. Gemeindegüter 
1712; © Beſtand. 

Pachtſchilling 584, 586; Vor: 
zugsr. 2102; Verjähr. 2277. 

Perſonen, juriſtiſche, ſ. Körper: 
ſchaften. 

Perſonenrecht 7—515. 

Pfandbücher II. E.E.8$26; Ein— 
träge 1069, 1072, 2106 u. 
flg., 2146 u. flg.; Bereinigung 
2154. 

Pfandhäuſer, Faaſtpfandver— 
träge, Anhang 3. 

Pfandrechte, ſ. Fauſt-, 


Nutz-, 
Unterpfand. 


pe 
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Pfandſchreiber II. E.E. 5 26; 
Verantwortlichk.2196 - 2203. 
Pfandſtrich 2158, 2160. 
Pfandurkunden 2127. 
Pflauzungen 552, 671. 
Pfleger d. Abwej. 113; d. Leis 
besfrudt 393; (d. Gemalts= 
entlaff. 480); d. led. Erbes 
812 u. flg.; d. Nftererbes 
1055 u. flg.; abgetr. Unter- 
pfänder 2174. s 
Pflegvaterſchaft 361— 370. 
Pflichttheil d. natürl. Kinder 
761; d. ehel. 913, d. Ahnen 
915; Ergänzungen 920 -930. 
Pfründvertrag 1083 a—m. 
Poſt Verpflichtungen 1786. 
Preis b. Kauf 1583, 1591 u. 
flg., 1650 — 1654; Borzugs- 
vecht 2103 Ziff. 1. 
Probe b. Käufen 1588. 
Prüfung b. Kauf 1587 u. flg. 


Quellen, Benütz. 641 -643. 
Quittung, Wirkung 1248 a., 
1255 u. flg., 1908. 


Mathichläge 1581 ac. u. flg. 
Rauchfang, Anleg. 674. 


Rayon bei Feſtungen 544 Zuſ. 


Rechner, Vorzugsr. u. ge 
Pfandr. 2103a.. 2121 u. 
flo.; Pfandſtrichsbewilligung 
2158. 
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Rechnung f. Abweſ. 118, 125; 
Minderjähr. 469—474; d. 
Vorfichtserb. 803, 810; üb. 
led. Erbe 813 u. flg.: d. 
Treuhänd. 1031; d. Gewalt: 
hab. 1993. 

Rechtsäühnlichkeit 4a. 

Nechtseintritt durch Zahl. 874 
u. flag, 1236, 1249-1252 
2029, 2037. 

Rechtsgeſchäfte, ſ. Form. 

Rechtsirrthum, überh. 1 b.; b. 
Vergleichen 2052. 

Rechtskraft 1351. 

Rechtsquellen 4a. u. b 

Nehtsübertragung 1689 u. 
flg., 2214; Wettjichlag 1295; 
d. Beitandes 1717; einer An— 
weil. 2010 c. 


Rechtsüberweiſung 1275 u. 
flg., 2212. ©. Anweifung. 
Rechtsverkehr im — 1128, 


1598; außer — 538, 540, 
1503, 2226. 
Rechtsvermilchung 705, 1209, 
1254, 1300 u. flo., 2035. 
Rechtsbermuthungen 1350, 
1352, 1352 a.; f. Ueberleben 


120 u. flg.; g. Sammtver- 
bindlicht. 1202; f. Zahlg. 
1248 a.; g. Rechtswandl. 


1273; f. Schuͤldnachlaß 1283; 
g. Schuldnachlaß 1286; 9. 
Zufall 1302; f. Errungenſch. 
1499; f. Heirathsgut 1541; 


f. deſſ. Zahl. 1569; f. guten 
Stand d. Beſtandſache 1751; 
f. Schuldhaftigk. d. Beſtänder 
1732; üb. Beſtandzeit 1774; 
f. Zinszahl. 1908; g. Bürgſch. 
2015; f. d. Beſitzer 2230 u. 
flg.; 2234; f. Redlichk. d. Be— 
ſitzes 2268; f. das Eigenth. 
d. Befigers 544a., 2279. 
—— 1108 c., 


—— ſ. Erbverzeichniß, 
Theilungseinrede, Vorausklage. 
Nchtswandinng 1271—1281. 
Nedliher Glaube, Wirk. b. Ehe 
201 u fla.; b. Genuß fremd. 
Eigenthums 549 u. flq., 555; 
Zahlg. 1240; Verkauf fremder 
Sade 1380, 1599, 1985; 
Berjähr. 2268 u. flg. 
Reichsbank, Fauftpfandverträge 
Anhang 3 e. 
Neiiende,  Hinterlegungsrecht 
1952 u. flo. 
Religion der Kinder 2034., 
420a. 
Renten, Erxbr., 530, 1911 u. 
flg., bürgerl. Früchte 584; 
Erwerb 586; in Nutznieß. 
588; vermadte 610, 1015; 
Ablöſ. b. Theil. 872; Ge— 
währ d. Miterb. 886; zins— 
bar 1155; Einfl. d. Zahl. 
auf Sammtrechte 1212, Auf: 
vechn. 1254; Darlegung d. 
46 * 
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Zahl 1258; welche in d. Ge: 
meinsch. fallen 1401, 1409, 
1512; als Ehejteuer 1567; 
Wirkſamkeit des Unterpfands 
3151; Verjähr. 2277, Kauf 
1909 u. flag. 
Nettungsaufwand 153la. u. 


tig. 

Richter, Beicheid 4, 5. 

Nichterliches Unterpfand 2129. 

Ritteritand, Stamımgüter577ed. 

Römiſches Recht 4b. 

Rückfallsrecht 351, 747, 951, 
952. 

Rückgabe d. Urk. Vermuth. f. 
Zahl. 1232 u. flg. ; ungebührl. 
Empfangs 1376; d. Ehejteuer 
1564— 1573; d. Leihe 1589; 
d. Darleihe 18955 ». Hinter: 
(eg. 1293, 1932 u. fly.; d. 
Fauftpfands 2032. 

Rückgriff d. Miterben 875; bei 
Sammtichulon. 1214; b. uns 
theilb. Werbindlicht. 1221, 
1225, 1232 u. flg.; b. Zahl. 
z. Ungebühr 1377; b. Che: 
gatten 1432, 1484 u. flag, 
1489 u. fla., 1494, 1519; 
d. Bürgen 2028, 2033; d. 
Pfandbeſitzers 2178. 

Rückkaufsrecht 1659 —73. 

Rücknahmen d. Frauen 1471, 
1504; d. Mannes 1472 u. 
flg., 1504, 


Sachen, Gintheilung 316— 
516b., unbeweglide SIT — 
526a., bewegliche 527—536; 
unförperliche 526a.; herren 
lofe 599, 713; zu allgem. 
Gebrauch 714; verlorene 717, 
717a.; Haupt, Nebenjachen 
567 u. flg.; verbrauchbare, 
unverbr. 557, 1238, 1532, 
1566, 1892; theilb., untheilb. 
827 u. flg, 1217—1225; 
vertretbare, unverte. 1291, 
1878; ftreitige 1699 u. flag. 
©. Eigenthum. 

Sachverſtändige b. Theilungen 
466, 824, 834. 

Sammtrechte d. Gläub. 1197 — 
1199, 1365. 


Sammtverbindlichkeit überh. 
1200 - 1216, 1219, 2249: a. 
Vergehen 1332d.; d. Ehefrau 
1431, 1487; d. Miether 1734; 
d Gefellfchaft 1862; der Ent: 
leiher 1887; d. Gewalthaber 
1995; d. Gemwaltgeber 2002; 
v. Bürgen 2021 u. flg, 2025, 
2030. 

Schadenseriat,. j.Entihädigung. 

Schätzung b. Theil 466, 824; 
w. Erbverfürz. 890; w. Pflicht: 
theilsverfürz. 922; d. Bejtand: 
jahe 1716; b. Viehverſtell. 
1817; d. Unterpfänder 2127a., 
2165. 
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Schatz 577ah., 598, 716, 

Scheidegräben, =Heden, - Mauern 
653— 673. 

Scheidung, j. Eheſcheidung. 

Schenfungenüberh. 3893 — 1100; 
Unfähigk. 903, 995, 911 u. 
flg.; Rückfall 747; Einwerf. 
845 u. }lg.; Freitheil 913 u. 
flg., 920 u. flg.; Form 931 
— 952, 1339; Fähigkeit 901 
u. flg.; Gewähr 952a., u. 
flg.; Widerruf 9593— 966; 
ebebegünftig.. 1081 — 1090; 
unter Ehegatten 109 1— 1097; 
in zweiter Ehe 1098 — 1100. 

N b. Geſellſchaften 
1854. 


Schiffbare Flüſſe 538. 
Schiffleute, Haftung 
1786. 
Schrifteigenthum 577da—dh. 
u. Zujäße. 
Schriftlichfeit, |. Form. 
Schulden b. Erben 724, 802, 
870—832; Bermädtn. 1009, 
1012, 1024; b. Schenf. 915. 
947; d. ehel. Gemeinjch. 1409 
—1420a ; Ausschluß von d. 
Gemeinſch. 1510 — 1513: ver- 
fauft. Erbich. 1698; d. Ge- 
ſellſch. 1848. 
Schulderlaffung 1232— 1288. 
Schuldſchein, Rückgabe 1282 u. 
flg. 


1782 — 


Schuldverſchreibungen auf In— 
haber; Verpfändung 2075. 
Schuldverweiſungt b Theilungen 

870— 882, 1482 u. flg., 1-490. 

Schupflehen 183144. u. flag. 

Schwiegerkinder, Bilichten 206. 

Stitentinienderwamdte 736,738; 
Erbrecht 750 — 755. 

Selbſtſchuldner, -Zahler 2021a., 
2027. 

Sicherheitsleiſtung f. Vermög. 
Verſch 120, 123 u. flg.; f. 
Nutznieß. ꝛc. 601, 626; f. d. 
Nachlaß verſtorb. Ehegatten 
771; d. Vorſichtserb. 38075 f. 
Baugefahr 1386a.; f. Ehe— 
ſteuer 1550. 

Siegelanlegung b. Scheid. 270; 
b. Erbſch. 769, 819 -821, 
1031. 

ittenwidrigfeit 6, 1133, 1172, 
1557 u. flag 

Zondergut d. Eheleute 1536 — 
1539. 

Sonderungd. Erbich. 878, 2111; 
d. Berm. d. Eheleute 1443 u. 
flg., 1536 u. flo. 

Sorgfalt d. quten Hausvaters 
601, 1157, 1374, 1728, 1806 
1880, 1928. 

Spiel 1964— 1967. 

Subrogation 1250, 1251. 

Staat, Eigenth 538— 541,560, 
115: Erbr. 723 u. flg., 768 
u. jlg.; Vorzugsr. 2103a. u. 
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bh, 2105 a.; 
2121, 2153. 
Ztaatsanitalten 537; Vergleiche 
2045. 
Staatsbürgerrecht 7 u. flo. 
Staatseigentyum 537. 542. 
Staatsglter 537,542; Verpacht. 
171°. 
Staatskaſſen,  Fauftpfandver: 
träge Anhang Fa. 
Ztantspapiere, 
2281. 
Ztaatsrerhner, Vorzugsr. u. 
Pfandrechtlaſt 21034., 2121, 
2153; Pfandſtrichbewilligung 
2158. 
Staatsſchuldverſchreibungen, 
Verjähr. 2281. 
Staatsſteuern, Vorzugsr 21036. 
Stümme b. Erbtheilg. 733, 754, 
743, 745, 836. 
Stammgüter577 ca—ev, 7324. 
Standesbeurkundung 34 u. flg. 
Standesherrn 2121a. 
Standesklagen322u. flg. 22774. 
Steigerung, ſ. Verſteigerung. 
Steuern, Laſt 608, 609, 635, 
1727a., 183lae., 1831be., 
2086; Borzugsr. 2103b.; 
Berjähr. 2252, 2277. 
Stiftungen, 537, 910, 937 u. 


Unterpfandsr. 


Verjährung 


Zuſ 
Stiftungsrechner, Pfandſtrich— 


bewilligung 2158. 


Stillſchweigen, Wirk. 798a., 
1109h., 146%, 1511, 1738, 
1739, 1985, 21804. 

Stilljtand d. VBerjähr. 2251— 
2259. 

Stockwerke, Eigenthum 664. 

Straigedinge, bedungene 1226 — 
1233. 

Strafprozeßkoſten, Vorzugsr. 

I05 a. 


Straßen 538. 650 u. Zuſätze. 

Streihung der Pfandeinträge 
2157 u. fle. 

Streitige Rechte, Verfauf 1698 
u. flag. 

Streitverfündung 1640. 

Studirende 1124b., Zufaß. 

Stüd, Liefer: 1221, 1245, 1264, 
1302. 

Stückvermächtniffe 1002 1014- 
1024, 

Stüdzahlungen 1221, 1244 u. 
fla.. 1254, 1398a. 

Stumme, I. Willen 979, 


Laube, legte Willen 973 Znſatz. 

Zunbitumme Beſchenkte 936. 

Tauſch 1702—1707a. 

Teftamente, f. lebte Willen. 

Theilbarfeit d. Sachen 827a. 
u.flg., d. Berbindlichf. 1217 — 
1221. 

Theilbauer 1765 u flg., Vieh— 
verſt. 1827 u. flg. 
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Teilung für Minderjährige 465, 
466, 1314; d. Miteigenth. 
577 bg. ; d. Erbichaften 815 — 
842; Wirf. 883, 884 u. flg., 
2103 Ziff. 3; Umftoß. 887 — 
892; d. Ahnen 1075—1080; 
d. Verbindlich. 1213, 1217 
u. flg., 1233; d. Güterge— 
meinjch. 1467 u. flg., 1520; 
v. Gefellfchaftsvermög. 1865, 
1872. ©. Theilbarfeit. 

Theilungseinrede 1203, 2026. 

Theilzahlung 1244 u. flg., 1254, 
13384. 

Thiere, bewegl. od. unbew. 522, 
524, 528; Zuwachs 547; 
Schadenserſatz 1385. 

Tod, Erbſchafts-Eröffnung 718, 
725; Vermuth. für Ueber— 
leben 720 u, flg.; Wirkung 
bei Nutzu. 617, 625; b. Ge— 
ihäftsführ. 1373; ehel. Gü— 
tergemeinih. 1441, 1452, 
1462; ehel. Vorempfang 1517; 
Werfverding 1795; Geſellſch. 
1844, 1865, 1868 ; SHinterleg. 
1939; Zeibrente 1971 u, flg., 
1974 u. flg., 1979 u, flg., 
1982; Auftrag 1991, 2005, 
2008, 2010. 

Todbeitand 1831 aa. u. flo. 

Todte Hand 537. 

Tödtungen, Entſchädigung da— 
für Anhang 8. 


Trennung von Tiſch und Bett 
306—311. 


Treuhänder, 1025 - 1034. 


Aeberbietungsrecht 2185 u. 
flg., 2192 


lebergabe b. Schenf. 938; Ber- 
tragsverbindlidE 1136; b. 
auf 1604— 1624; b. Ceſſion 
1639; b. Bacht 1720; Leihe 
1888 a,; SBinterleg. 1919; 
durch Anweiſ. 2010 d. u. fle. 
— Vermuthung 720 — 
22. 


Vebertragung d. Nutznieß. 595, 
631, 634; d. Erbr. 780, 
841, 889; d. Forder. 1689 
u. flg.; ſtreit. Rechte 1597, 
1699 u. flo. 

Ueberweiſung 1275. 

Umlagen, VBorzugsr. 2105 b.; 
Berjähr. 2277. 

Umſtoßung d. Theil. S57— 892; 
elterl. Theil. 1078 u. flg.; d. 
Verträge 1109 u. flg, 1117, 
1304—1314, 1338, d. Kaufs 
1622; d. Beſtandes 1729; d. 
Vergleiche 2054, 2057. S. 
Nichtigkeit. 

Unbenannte Verträge 1107. 

Unbewegliche Sachen 517— 
526 a.; ſ. Liegenſchaften. 

Undank b. Schenk. u. Vermächt— 
niſſ. 958, 955—959, 1046. 
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Uneheliche Kinder, Ehelichmach. 
331 u. flg.; Anerkenn. 334 
u. flg.; Ernährung Anhang 
2; 762 u. flg.; Nadfe. n 
Baterih. 340 u. flg.; An: 
wünſch. 345a.; Erbfolge 723 
u. flg.; 756 u. fla., 773, 
908; Erbr, an deren Nachlaß 
765 u. flg. 

Unerlaubte 
1132. 

Unfähigkeit d. Erben 725; b. 
Schenk. 901—910; 3. Vertr. 


Vertragsurjache 


1108, 1123 u. flg.: b. Kauf 
1594— 1597; 3. Gefellfchafts= 
vertr. 1340; b. Hinterleg. 
1925; 


Unfürdenklichkeit 691. | 

Ungeborene, Erbrecht 577 ec s., 
906, 

Ungebühr b. Zahlungen 1235 
1376 — 189831. 

Unkörperliche Sachen 526 a.; 
Uebergabe 1607; Kauf 1689 
u. }lg.: Berpfänd. 2075. 

Unmöglichkeit i. Bedingung 900, 
1172 u. fla.; b. Strafgeding 
1231a. 

Unmündige 1124. 

Unrecht, Entſchäd. 1382 u. flg., 
Anhang 7. 

Unredlichteit d. Beſitzes 549 
u. flg., 2268; d. Zahlungs= 
empfäng. 378 u. flg.; d. 
Berfäuf. 1635. 


Unterbredhung d. Verjährung 
2242 — 2250. 

Untergang der Sachen, Wirk. b. 
Nutznieß. 617, 623; Dienft- 
bart. 703; Einmwerf. 855; 
Bermädtn. 1042; Berbind: 
licht. 1148 u. flg., 1302 u. 
flg.; Wahlverbindlichk. 119 
u. flg.;  Rettungsaufwand 
138le.; Kauf 1601, Bejtand 
1722, 1741; Geſellſch. 1867. 

Unterhalt v. Eltern u. Kindern 
205—211; d. Ehegatten 3Ul, 
1409, 1448, 1537, 1558, 
1575; b. Anwünfch. u. Pfleg— 
vaterich. 349, 367; vermachter 
— 610; d. unehel. Kinder 
338 Zuſatz, 762 u. fla.; >. 
Wittwen 1465, 1495, 1559 a., 
1570; Verzicht 2046 a. 


Unterpfandsbüder, j. fand: 
bücher. 
Interpfandsreht überhaupt 


2114 u. flag ; gejegl. 2121 u. 
flg.; richterl 2123; beduns 
genes 2124 u. flg.; Ordnung 
unter einander 2134 u. flo.; 
Beichränf. 2140— 2145; Ein: 
trag 2146 u. flg.; Erneuer. 
2154 Zujaß; Ausſireich 
2157; Wirk. 2166 u. flg., 
2209; Erlöſch. 2180 u. flg. 

Unterpfandsperichreidungen 
2127 Zujaß. 
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Unterihlagung der Miterben 
792, 801; d. Ehegatten 1460, 
1477. 

Unterſchobene Berjonen 911, 
1099 u. flo. 


. fig 

Unterſuchungskoſten, Vorzugs— 
recht 2105 a. 

Untheilbarfeit d. Sad. 827 a. u. 
flg., d. Verbindlichk. 1217, 
1218,1222-- 1225;d. PBfand- 
rechts 2083, 2114. 

Unverjährbarfeit 328, 2241 a. 

Unmwirdigfeit zu erben 727 u. 
flg., 901 ee. 

en Zufäße nad) 577 
an. " 


Urkunden, gemeinjchaftl. 842; 
Wirk. d. Rückgabe 1282 u. 

flg.; öffentl. — 1317 u. flg.; 
Privat — 1322 u. flg.; an— 
erfennende — 1337 u. flg. 


Urjade d. Berträge 1108, 
11531—1135, 
Urteile, Rechtskraft 1351; 


Pfandrecht 2129. 


Bater, Pflichten 203 u. flg.; 
Sewalt 371 u. flg.; Nußnie- 
Bung 354 u. fl, 601; Vor— 
mundi. 589 u. flg., 435; 
Gewaltsentlaſſ. 477; Erbrecht 
746 u. flg., 754; Haftbarfeit 
1384. 


Baterihaft 312—330, 340. 


Veräußerung d. Liegenfch. Ver- 
jholl. 128; durch Ehefrauen 
217; d. Liegenjch. Minderjähr. 
u. Berbeiftändeter 457 u. flg., 
484, 499, 513; d. Nutznieß. 
595; d. Nugung 631; d. Erb- 
rechts 780; d. Erbſch. Leben— 
der 791; d. Gemeinjchaftsver- 
mög. durch d. Mann 1421 
u. flg.; d. Ehefteuer 1554 u. 
flg.; durch Gewalthaber 1988. 

Berantwortlicfeit d. Vor— 
münd. u. Pfleger 450 u. flg., 
469 u. flg.; f. Rathsertheil. 
138l ac.; Vergehen u. 
Verjehen 1382 u. flg.; d. 
Chemannes 1423; d. Pfand- 
ſchreib. 2197, 2202 u. flg. 

Berbeiltändung 499, 513. 

Verbietende Geſetze 61. 

Verbindlichkeiten, Entſteh. 1134 
u. flg., 1370 u. flg.; zu geben 
1156, 1605 u. flg.; zu thun 
1142 u. flg.. bedingte, betagte 
1168— 1188; Wahl — 1189 
— 11965 Sammt — 1200— 
1216; Theilbarf. 1217, 1220 
— 1225; unter Strafged. 1226 
—1 35; Erlöjchung 1234— 
1314; natürl. 6 g., 1235. 

Nerbrauchbare Sachen 587. 

Verbrechen, private. Folgen 
1382 u. flg, Anh. 8. 

Vereinigung 551, 556 u. flg., 
566 u. flg. 
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Verfall d. legt. Willen 1039 — 
1043; d. Ehejchenf. 1089. 
Verfallzeit 1139, 1185—1188; 
b. Darleihe 1899, 1901; 

Bürgſch. 2032. 

Vergehen, Entjchädigungspflicht 
1982 u, flg., Anhang 8a. 
Vergleiche 2044—2058; d. 

Miündel 465, d. Verbeiftänd. 
499, 513; üb. Erbtheil. 888. 
Nergünftigung v. Dienftbarfeiten 
690 u. flag. 
Berhaft, perſönl. 2059 u. Zu: 


ſatz. 

Verheimlichung v. Erbſchafts— 
ſachen 792,801; Semeinjchafts= 
ſachen 1460, 1477; b. Ret— 
tungsaufwand 138160. 

Verjährung überhaupt 2219 — 
2227, 2264; Ausſchluß 2241 
a.; Unterbrechung u. Stillſtand 
2242—-2259, 2278; Zeiterfor⸗ 
dern. 2260 u. flg., unvordenk⸗ 
liche 691; vreißigjähr. 2262; 
zehnjähr. 475, 1304, 2180, 
2270; fünfjähr. 2277: drei— 
jähr. 2279 ;Turze 2271— 2275; 
d. Inhaberpapiere Anh. 2281 
©. Erſitzung. 

Berfünfer, Pflichten 1602 — 
1649 , Borzugsr. 2103 Ziff. 1. 

Berfauf, Weſen 1552 u. flg.; 
Berjonen 1594 u. flg.; Ge: 
genjtände 1598 u. flg.; Ueber- 
gabe 1602 u. flg.; Gemähr 





1625, 1641 u. flg.; 


. | Pflicht 
d. Käufers 1650 u. flg; 
Ungültigt. 1658 u. fla.; 
Berfürz. 1674 u. flg. ©. aud) 
Veräußerung. 


Verkaufszuſage 1589. 
Verkürzung bei Erbantret. 783; 
Theil. 887, 890; im Pflicht: 
theil 920—930;5 b. elterl. 
Theil. 1079, in Berträg. 
1118; d. Minderjähr. 1305 
u. flag; 5b. Kauf 1674— 
1685; Tauſch 1706; Gefell- 
Ihaft. 1854a ; Leibrenten: 
vertr. 1976; Pfründvertr. 
1983 f.; Vergleich 2052, 
Verlagsrecht 577 dd. u. de. 
Verlegung, j. VBerfürzung. 
— d. Vaterſchaft 312 


u. flg. 
Verliegenſchaftung 526 a., 
57708.; b. ehel. Güterge— 
meinſch. 1500 u. flg. 
Verlöbniſſe 144 Zuſatz. 
Verlorene Sachen 717a., 2279. 
Vermächtniß überhaupt 1002 
u. flg.; Erbverm. 1003 u. flo. ; 
Erbtheilverm. 1010 u. jlg.; 
Stüdverm. 1014 u. fla.; 
Berfall 1349 u. flg.; Zuwachs 
1044 u. flg.; Rentenverm. 
610; Einwerfung 843 u. flag. ; 
Minderung 920 u. flg. 
Vermächtnißnehmer, Schulden 
zahl. 871, 1009, 1012 u. flg., 
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1024; Erxbabjonderungsrecht 
875, 2111. 
Vermeſſung d. 
646 Zuſatz. 
— — v. Stoffen 573 


Liegenſchaften 


u. flg. 
Bermiiste112-—- 114, 135 —138. 
Bermögensabjonderung b. Erb— 
ſchaften 878, 2111: unt. Ehe— 
leuten 1443 -1452. 


Vermögensabtretung 1265— 
1270. 
Vermögensübergabe 1076, 


1100aa. u. flg. 
Vermögensverzeichnißz b. Ab— 
weſenh. 126; Scheid. 270, 
279; Minderjährigt 451; 
Nutznieß. 600, 626; Erbfolge 
769, 773; d. Vorſichtserben 
794-799, 800 u. flg., 810; 
b. led. Erbe 813 u. flag; b 
Erbtheilungen 821; d. Treus 
händer 1031; b. Aftererbich. 
1058; Schenk. 1085; ehel. 
Gemeinſch. 1414 u. flg., 1442, 
1456, 1482, 1499, 1504, 
1510, 1532: d. Geſellſch. 1851 
Vermuthungen 1349; geſetzl. 
an 52a. ; richterl. 1353 
S. Rechtsvermuthungen. 
Vernichtung der Verträge 1304 
—1314, 138 S. Um— 
jtoßung. 
Verordnungen, Wirkſamkeit la. 
Verpfründung 19834. u. flg. 


Verſchollenheit 115— 143, 2324. 

Verſchwender 513, 5134. 

Verſehen b. Vertr. 1148a., 
1150 u. flg.; b. Geſchäftsf. 
1374; außer Vertrag 1383 


u. flg. 
Berjicherungsperträge 1954 
Berjiegelung b. Ehejcheid. 270; 

Erbfolge 769, 773; Erbthei- 

lungen 819, 820, 1031. 
Beriigung, ſ. Verjährung. 
Beriorgungsanftalt. bad., Fauſt— 

pfandvertr, Anh. 30 
Berjteigerumgen überhaupt 1686 

— 1688; Münpdelgüter 452, 

457 u. flg.; 3. Theilung 575, 

822, 826 u. flg., 838 u. flg.: 

d. Erbfahrniß 796, 805. 
Berträge, Begriff u. Arten 

1101 u.flg.; Erfordern. 1108; 

Einwillig 1108a. u. flg.; 

Fähigk. 1123 u. flg.: Eegenſt. 

1126 u. flg.; Urjache 113] 

u. flg.; Wirt. 1134 u tla.; 

Entjchäd. w. Nichterfüll. 1142 

u. flg.; Ausleg. 1156 u. lg. ; 

Wirkung f. Dritte 1120 u. flq., 

ı. u. flg.; Umſtoßung 1304 

tlg. 
Bertragsentmärfe 13404. u. flo. 
— 735 u. 


g 
Verwendungen d. Geſchäftsführ. 
1375; b. Geſellſch. 1859; a. 
entliehene u. hinterlegte Sadyen 


— — — 
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1886, 1947; a. Fauſt- und 

Nukpfand 2080, 2086, 
Verzicht auf Erbſchaften 784, 

845, 1130; a. Gütergemeinſch. 


1456 — 1460; Unterhalt 
2046a. 
Verzug d. Schuldners 1139, 


1146, 115°, 1207, 1228 — 
1230, 1245, 1302, 1610, 
1652, 1656 u. flg., 1771 
1929, 1996; d. Gläubigers 
1264, 1788, 1790. 

Berzugszinien  1153-—1155, 
1907 u. flo. 

Bichmängel, Gewähr 1541, An- 
bang 7. 

Viehverſtellung 1800—1931d. 

Bolljährigfeit 488; fälſchliches 
Vorgeben 1307: 
aungen 1311; a 
Hage 1315; Nücford. d Hin— 
terlegten nach Entmünd. 1940. 

Vollmacht überhaupt 1984— 
2010; f. d. Ehefrau 1420 

[ 


u. flg. 

Vollmündigkeit 1124a. u. b. 

Voraus am Grbe 844, 919; 
am Ehegut 1470, 1498, 1509; 
bevdungen 1515—1519a. 

Vorausklage b. Wiederverfauf 
1666; b. Bürgſch 2022 — 
2024, 2042; b. Unter pf.2170. 

Borauspermädtnifie 844, 919, 

VBorempfang b. Che 1515— 
1519a. 


Senehmi= ' 


Berland, ſ. Nheinverlanduna, 

Bormünder, 450, 509, 513a.; 
Mitvormund 396. Nebenvorm. 
417; Gegenvormund 420; 
Bormundichaftäbeiftand 391. 

Bormundichaft (über Minder- 
jährige) Berufung 390—419; 
Befreiung 427—440; Aus- 
ſchluß 442—448; Verwalt. 
450 -467; Rechnungsablage 
469 - 475; Pfandrecht 2121, 
2135. 

Vorſchußvereine, Fauſtpfänder 
Anh. Bf. 

Borjichtserbe 793— 810, 1251. 

Bortheilsgeredptigfeit 827 et—e. 

Vorzugsrechte überh. 2095— 
2113; am Fauftpfand 2073 
u. flg.; d. Staates 2098; auf 
Fahrniſſe 2102; a. Liegen. 
2103 nebſt a u. b., 2105a. 
u. Zuſätze; Bewahrung 2106 
— 2113; Erlöſchen 2180 u. 
tlg. 


Währziel 1185a., 1188b. 

Wahl Recht u. Verbindl. über: 
haupt 1189— 1196; Samınt- 
verbindlichkeiten 1198, 1209 ; 
Gattungsſachen 1022, 1246; 
b. Strafgeding. 1228; b. Kauf 
1584, 1020 u. flg., 1644, 
1681: Tauſch 1705; Unter: 
pfand 2168, 2172; Verkauf 
1584. 
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Wahnſinn, Eheiheidungsgrund 1456 u. flg.; Unterhalt 1465; 
232a.; Entmündig. 489, 499; Trauerfleid 1481. 
Ungültigf. legt. Willen 901. | Wohnfig 102—111; b. Zahl: 
Waldungen, |. Forftrecht. ung 1247 u. flg. 1258. 


Waller, Benüb. 538, 644. 
Waſſerablauf 640, 681. 
Waſſerleitung, Röhren 
Dienjtbark. 688 u. flo. 
Waſſerſchöpfrecht 688, 696. 
—— ee 685,696, 


Maidereihte 644, 648, 686. 

Werfperding 1711, 1779, 1787 
1799. 

Werthpapiere, ſ. Inhaberpapiere. 

Wette 1965-1967 

Wettſchlagung — 1289 — 
1299; b. Anweifungen2010h. ; 
b. Nutzpfand 2089. 

Widerruf d. Schenk. 953 —966; 
d. let. Willen 1035 —1038a. ; 
d. Schenk. unter Chegatten 
1096; d. Befugn. Geſellſchaf— 
ters 1856: d. Aufträge 2003 
— 2006, 

Widmung 524, 525, 692—694. 

Wieder iaufsrecht 1659— 1673, 

51. 

Willensfreiheit b. Schenk. 901la. 
ee flg.; b. Verträgen 1109 — 

— — rungspflicht 
on hrungspflich 

Wittum — 15855a., 1570b. 

Wittive, Vermögensverzeichniffe 


523; 


Wohnungsrecht 625—635. 


Bahlung überh. 1235—1248; 
m. Eintritt ind. Gläub. Rechte 
1249 u, flg.; Aufrehnung 
1253 u. flg.; Darlegung 1251 
u. flg.; b. Kauf 1650 u. flg.: 
1653; Pacht 1752u. flg.; d. 
Bürgen 2021; zur Ungebühr 
1235, 1376— 1381, 1299. 

Sahungsaneifung 2010b. u. 


Bahlungsauffonderung 1139, 


—— 1185 u. flg.; 
bei Wettjichlag 1292, b. An: 
weifungen 2010h.; b. Bürg— 
ichaften 2089, 

Zahlungshinterlegung 1257 — 
1264, 1955. 


Zahlungsmittel 1243 Zufäße. 
Zahlungsort 1247 u. flg., 1258, 
1264, 1296, 1609, 1651, 
1897a., 1902 u. flg., 1942 


u. flog. 
Zahlungsundermögen d. Mit- 
erben 876, 885 u. flg.; des 
Sammtjchuldners 1214 u. flg., 
d. überwiefenen Schuldners 
1276; d. Schuldners b. Rechtö- 
übertrag, 1694 u. flg., des 


Schuldners d. Geſellſch. 1849; 
d. Bürgen 2020; d. Haupt: 
ſchuldners 2024; eines Mit- 
bürgen 2026 u. flo. 

Zehenten 71l0a—af, 

Zeit bei Bedingungen 1176 u. 
flg.; Yieferungsfäufen 1657; 
Beltandvertr. 1737 u. flg., 
1758 u. flg.; Geſellſchaft 
1865; Sinterleg. 1944. 

Zertheiltes Eigentfum 544c., 
577ab. u. flo. 

Zeugen b. legt. Willen 971 u. 
flg. 976 u. fla,, 980. 

Zengenbeweis 1541— 1348. 

Ziel überhaupt 1185—1188 b; 
Berzug 1139. ©. Berfall- 
zeit. 

Zinfen überhaupt 1905— 1907. 
Anhang 4, als Früdte 584, 
586; b, Nutznieß. 602, 609, 
612; v. Einzumerf. 856; 
b. nichterfüllt. Verbindlichk. 
1153 u. flg.; Aufrechn. d. 
Zahlungen 1954; v. ungebührl. 
Empfang 1378; b. Ehege: 
meinjch. 14401. 1409; v. Hei= 
rathsgut 1440, 1548 u. flg.. 
1579; v. Erjaß: u. Vergü— 
tungsfummen 1475; v. Kauf: 
preis 1620, 1652, 1682; v 
Sejellfcehaftseinbringen 1846; 
v. Hinterl. Geld 19536; b. 
Gewalthab. 1996, 2001; 


Te 


Regifter. 


b. Fauftpfand 2081; Pfand: 

recht 2151; Verjähr. 2277. 
Zinfeszind 1155. S. Erbzinſen. 

Zinsfuß 1907 u. flo. 

Zufall b. Nutznieß. 607; Ein 
werf. 855; Erfüll. vo. Ver: 
bindlichk. 1147 u. flg.: Be- 
dingung 1169, 1182; Unter- 
gang d. Sache 1302 u. flg.; 
b. Gejchäftsführ. 1974a.; 
Empfang 3. Ungebühr 1379; 
Kauf 1624, 1631, 1647; 
Beitand 1722, 1733, 1769, 
1772 u. flg.; Haft d. Fuhr— 
leute 1784; 5b. Werkverding 
1790; Viehverſtell. 1807, 
1810, 1825, 1827; b. Xeib- 
vertr. 1881 u. flg.; Hinter— 
leg. 1929. 


Zugebrachtes Gut 1574, 1580. 


Zugehörden 522—525; vd. 
Stammgutes 577cf. u. flg.; 
d Bermächtnijfe 1018 u. fla.; 
d. verfauften Sade 1615; 
d. verf. Forder. 1692, vd. 
Bürgſch. 2016; Unterpfands: 
gegenftände 2118. 

Zugriff, — auf Liegenſch. 
2204 -221 


Zukünftige —— Schenk. 943; 


Schenk. im Ehevertr. 1084, 
1093; Berträge 1130 ; Pfand 
rechte 2122 u. flg., 2129 u. 
tg. 





Regifter. 


Zurüdbehaltungsrecht, |. In— 
behaltung. 

Zumwadsreht 546, 712; an 
Früchten 547—550; b. un: 
bewegl. Sachen 552, 64a. 
b. bewegt. Sachen 565 


577; b. Bermächtnifjen 1019, 
1044. 


Zwang, b. lest. Willen 901a 
—d.; 5. Verträgen 1109, 
11111115 u. flg., 2058. 


Zwilchenperjonen 911, 
u. fl 


735 
Ziwangsabtretungen 545. 
Sreeheitige Verträge 1102, 

118 


Che 228; elterl. Ge- 
walt 580 u. flg.; Bor: 
mundi. 355 u. flg.; 399 u. 
flg.; Schenf. unt. Ehegatten 
1098— 1100; Gütergemein- 
Ihaft 1496, 1597. 

1099 

g. 


——— 


Mannheimer Bereins-Druderei. 
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